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V o r s i t z : Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag, Zweiter Präsident Ferlitsch, Dritter Präsident Lobnig

E n t s c h u l d i g t :  Mag. Ebner, Tauschitz (bis zu ihrem Eintreffen)

A n w e s e n d : 35 Abgeordnete

A m   R e g i e r u n g s t i s c h : Landeshauptmann Dr. Haider, Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz, Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut, Landesrat Dörfler, Landesrat Ing. Rohr, Landesrat Dr. Schantl, Landesrat Mag. Dr. Martinz;
Schriftführer: Direktor Mag. Weiß
Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Ich begrüße Sie zur 30. Sitzung des Kärntner Landtages und eröffne sie! Ich begrüße auch die anwesenden Regierungsmitglieder, Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Gabi Schaunig-Kandut, Herrn Landesrat Dörfler, Herrn Landesrat Ing. Rohr, Herrn Landesrat Dr. Schantl und Herrn Landesrat Dr. Martinz! Ich begrüße die anwesenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amtes der Kärntner Landesregierung! Die Abgeordneten zum Bundesrat haben sich entschuldigt, weil heute eine Bundesratssitzung stattfindet. Ich begrüße recht herzlich auch die Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne und die Medienvertreter! Ich begrüße insbesondere auch Schülerinnen und Schüler des Bundesoberstufenrealgymnasiums Althofen, unter Leitung von Frau Prof. Wank! Ich begrüße ebenfalls Funktionäre der ÖVP aus den Bezirken Völkermarkt und Wolfsberg! Seien Sie alle hier herzlich begrüßt! (Beifall im Hause)
Ich teile noch mit, dass sich Landtagsabgeordneter Mag. Ebner bis 12 Uhr entschuldigt hat und Herr Landtagsabgeordneter Tauschitz auch etwas später kommt. Entschuldigt haben sich auch Landesamtsdirektor-Stellvertreter Dr. Platzer.
Ich komme zur Fragestunde der 30. Sitzung. 
Fragestunde
Ich rufe die 1. Anfrage auf:

1.
Ldtgs.Zl. 210/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Tauschitz an Landeshauptmann Dr. Haider
Beide Herren sind nicht anwesend. (1. LHStv. Dr. Strutz: Die werden draußen das ausreden!) Ich komme zur 2. Anfrage:

2.
Ldtgs.Zl. 231/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo an Landesrat Ing. Rohr
Bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine lieben Zuhörerinnen und Zuhörer! Es ist kein Geheimnis, dass Kärntens Gemeinden nicht alle ihre Investitionen aus Eigenmitteln finanzieren können. Sie sind deshalb gezwungen, auch Fremdmittel heranzuziehen, also Kredite bzw. Darlehen aufzunehmen. Es stellt sich dann die Frage der Besicherung. Die AGO (die Allgemeine Gemeindeordnung) sieht diesbezüglich klare Regelungen vor: im § 104 einen Genehmigungsvorbehalt durch die Landesregierung, insbesondere für die Aufnahme von Darlehen, ausgenommen für Angelegenheiten der laufenden Verwaltung, für die Übernahme von Bürgschaften und sonstigen Haftungen, für die Veräußerung oder Belastung von unbeweglichem Gemeindevermögen, das ganz oder teilweise mit Landesmitteln (Bedarfszuweisungen) erworben wurde.
Nicht darunter fallen Darlehen, die vom Bund oder vom Land oder von ihnen eingerichteten Fonds zu Förderungszwecken gewährt werden. Ein wichtiger Punkt noch: Die Regelung unterbindet insbesondere auch Spekulationsgeschäfte mit Grundstücken. Die Angelegenheit darf auch nicht dem Gemeindevorstand übertragen werden.
Herr Landesrat Ing. Rohr, ich frage Sie daher: Wie viele Kärntner Gemeinden haben mit Stand vom 30. 3. 2006 – das war der Zeitpunkt der Einbringung meiner Anfrage – Kredit- bzw. Darlehensaufnahmen durch Gemeindevermögen besichert?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Guten Morgen, meine sehr geschätzten Damen und Herren, auf der Regierungs- und auf der Abgeordnetenbank! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Herr Abgeordneter Gallo, ich darf hinsichtlich Ihrer Anfrage folgendes mitteilen, dass gemäß der Kärntner Gemeindeordnung im § 104 Absatz 1 geregelt ist, dass es bei der Übernahme von Haftungen und Bürgschaften der Gemeinde der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedarf. Eine Genehmigung ist zu versagen, wenn gesetzliche Bestimmungen verletzt werden oder wenn mit dem Rechtsgeschäft für die Gemeinde eine unverhältnismäßig hohe Belastung verbunden ist. Im Zusammenhang mit der Erfüllung des Stabilitätspaketes und der Maastricht-Kriterien müssen die Gemeinden ein ausgeglichenes Ergebnis erzielen. Zur Erreichung dieses Ziels wurden auch von Seiten der Gemeindeaufsichtsbehörde Darlehensgenehmigungen zu Lasten der allgemeinen Deckungsmittel bis auf wenige Ausnahmen nicht zugelassen.
Diese sehr restriktive Handhabung der Gemeindeaufsicht führt dazu, dass die Kärntner Gemeinden in den letzten Jahren das Nulldefizit und damit ihren Maastricht-Beitrag erreicht haben. Darüber hinaus führt diese Vorgangsweise dazu, dass die Pro-Kopf-Verschuldung der Kärntner Gemeinden im Vergleich zu den anderen Bundesländern die geringsten Verschuldungsquoten haben.
Eine aufsichtsbehördliche Genehmigung von Darlehensaufnahmen erfolgt überhaupt nur für den Bereich der Wasserver- und Entsorgung, der Abfallwirtschaft und des Wohnbaues. Für derartige Darlehen haftet immer das Gemeindevermögen, zumal das Wesen eines Darlehens darin besteht, dass die Darlehensnehmer das Risiko des Verlustes übernehmen.
Die Anfrage ist also so für mich nicht ganz nachvollziehbar. Zum angefragten Stand der Kredit- und Darlehensaufnahmen per 30. 3. 2006 ist mir von meiner Fachabteilung mitgeteilt worden, dass eine laufende Evidenzhaltung nicht Aufgabe der Behörde ist, zumal dies mit einem unverhältnismäßig hohen Zeitaufwand verbunden wäre und somit auch im Widerspruch zu den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit einer effizienten Verwaltung führen würde.

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Sozialdemokratischen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der ÖVP? (Abg. Vouk, verspätet: Herr Präsident, bitte! Eine halbe Frage!) Also dann nur eine halbe Frage. Bitte, Herr Abgeordneter Vouk!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und liebe Zuhörer! Danke für das demokratische Verständnis. Ich glaube, der Blick hat sich gekreuzt.

Herr Landesrat, die budgetären und außerbudgetären Schulden des Landes Kärnten belaufen sich auf rund 1,2 Milliarden Euro. Wissen Sie, ob diese Schulden durch Landesvermögen bedeckt sind? (Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion. – Abg. Ing. Hueter: Eine gute Frage!)

Vouk

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter Vouk, für meine Zuständigkeitsbereiche darf ich feststellen, dass die Bewirtschaftung der mir überantworteten Budget- und Finanzmittel so geregelt ist, dass ich mit guten Gewissen sagen kann, dass wir diese Fremdmittel, die wir einsetzen, auch bedienen können. Darüber hinaus, was die Gesamtverschuldung des Landes Kärnten mit 1,2 Milliarden Euro und die entsprechende Sicherstellung der öffentlichen Hand betrifft, würde ich Sie bitten, diese Anfrage an den zuständigen Finanzreferenten Dr. Haider zu richten! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Danke! Der Referent hat sozusagen das gemacht, was ich sagen wollte, dass die Zusatzfrage ja zur unmittelbaren Frage keinen Zusammenhang gehabt hat.

Weitere Zusatzfrage seitens der ÖVP? – Das ist nicht gewünscht. Dann hat der Anfragesteller noch eine Frage. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Herr Landesrat, ich halte fest, dass Sie einmal mehr eine Frage von mir nicht beantwortet haben. Ich wundere mich, was für Zustände in der Gemeindeabteilung sind, dass man nicht einmal die Zahl der Gemeinden evident hat, angesichts von BAWAG und ÖGB wundert mich das aber nicht mehr. (Lärm in der SPÖ-Fraktion)
Ich frage Sie daher: Sie haben Ausnahmen aufgezählt, welche Ausnahmen sind nicht bewilligt worden?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter Gallo! Wenn Sie glauben, dass es die Aufgabe des Gemeindere​ferenten ist, sozusagen den Oberbuchhalter für alle Gemeinden in Kärnten zu spie​len, dann verstehen Sie offensichtlich nicht was es bedeutet, Gemeindeautonomie auch tatsächlich zu leben. Nachdem die entsprechenden Regelungen in der Allge​meinen Gemeindeordnung genau festgeschrieben sind und definiert ist, was also der Gemeindeautonomie unterliegt und was sozusagen aufsichtsbehördlich zu genehmi​gen ist, habe ich Ihnen mitgeteilt, dass wir natürlich alle Genehmigungen, die erfor​derlich sind, genau prüfen. Und es ist durchaus so, dass dort oder da auch entspre​chende Genehmigungen oder Anträge die herangetragen werden im Einzelfall auch nicht positiv erledigt werden, weil eben die entsprechenden Finanzierungspläne der Gemeinden eine Bedeckung von Fremdmittelaufnahmen nicht immer sicherstellen. Und ich denke, das ist die sicherste Reissleine, wenn ein Finanzierungsplan besagt, dass es niemanden gibt der das Risiko abdecken kann. Dann gibt’s auch keine Ge​nehmigung.
Und ich denke, wenn alle in allen Referaten und Verantwortungsbereichen der Kärnt​ner Landesregierung so arbeiten würden wie die Gemeinden es tun, dann denke ich, hätten wir und die Bevölkerung keine Zukunftssorgen, vor allem was die Finanzie​rung der öffentlichen Budgets betrifft. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die 2. Frage erledigt.
Wir kommen zur Frage 3.

3.
Ldtgs.Zl. 232/M/29:
Anfrage des
Abgeordneten Holub an Landeshauptmann Dr. Haider
Ich bitte, die Frage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im Zuge der Swap-Verluste der Hypo Alpe-Adria-Bank in der Höhe von mehreren Milliarden Schillingen – im alten Geld – und auch der Haftungen des Landes Kärn​tens für die HYPO ergeben sich einige Bedenken. Deswegen meine Frage an den Herrn Landeshauptmann.
Können Sie garantieren, dass in keiner Form Landesmittel verwendet werden für Verlustabdeckungen von hochriskanten Zins- und Währungsgeschäften der Hypo Alpe-Adria-Bank an der das Land Kärnten beteiligt ist?

Holub

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Es ehrt Sie, dass Sie diese Fragen stellen. Nur bitte ich Sie, wenn Sie sich schon mit dem Detail so auseinandersetzen, sich auch rechtlich kundig zu machen. Es ist schon die Fragestellung falsch, weil das Land Kärnten ist formell nicht an der Hypo Alpe-Adria-Bank beteiligt, sondern das Land Kärnten ist über ein Landesgesetz – und Sie sind Landtagsabgeordneter und müs​sen daher wissen, welche Gesetze beschlossen worden sind – Haftungsträger für diese Landesbank. Mehr Haftungsträger – Sie sollten es auch wissen, was Sie be​schlossen haben – sind also Haftungsträger und nicht Aktionär im Sinne der Hypo Alpe-Adria-International und nicht Aktionär im Sinne der Hypo Alpe-Adria-Österreich​bank!
Das heißt, wir sind im Rahmen der Holding organisiert und im Rahmen dieser Hol​dingslösung – und das Gesetz sieht das auch vor – gibt es keine Verlustbeteiligun​gen oder Zuschussverpflichtungen. Und nachdem Sie als kundiger Landtagsabge​ordneter wissen, dass das gar nicht möglich ist, nehme ich an, dass Ihnen ein Sekre​tär diese Frage geschrieben hat. Es ist nicht möglich, eine Verlustzuweisung oder eine Verlustübernahme von Seiten des Landes zu machen. Wir sind berechtigt, auf​grund der Haftungsträgerschaft, eine entsprechende Dividende in der Holding, aber nicht als Land Kärnten, zu bekommen. Und diese Dividende ist garantiert! Und diese Haf​tung gilt also noch bis zum Jahre 2017 aufgrund der EU-Richtlinien. Das heißt, wir haften für die Grundgeschäfte der Hypo Alpe-Adria-Bank und wir tragen eine, nach dem Gesetz, Ausfallbürgschaft nach 1356 Allgemeines Bürgerliches Gesetz​buch. Also, eine Verlustbeteiligung oder Zuschüsse zu irgendwelchen Verlusten ist gar nicht möglich, wäre aber auch kein Thema, sage ich auch dazu. Denn die Hypo Alpe-Adria-Bank hat ihren Verlust im Jahre 2004 durch eine nachträgliche Berichti​gung der Bilanz bereits abgearbeitet. Wenn Sie sich die Zahlen der Bilanz 2005, die im Aufsichtsrat einstimmig beschlossen worden ist, also auch mit den Stimmen aller Vertreter der politischen Parteien – es sitzen also ÖVP-, SPÖ- und BZÖ-Vertreter im Hypo Alpe-Adria-Aufischts​rat – und es hat hier einen einstimmigen Beschluss gege​ben. Dieser einstimmige Beschluss über die Bilanzen der HYPO weist auch aus, dass im Jahre 2005 bereits ein höherer Gewinn als ursprünglich geplant im Ausmaß von plus 30 Millionen Euro im Jahre 2005 angefallen ist. Und die laufende Geschäfts​entwicklung des heurigen Jahres wird also zulassen, dass die Gewinnerwartung der HYPO noch einmal um 40 Millionen Euro ansteigen wird. Also, wir sind weit davon entfernt, dass überhaupt über Verlustzuweisungen entsprechend geredet werden muss. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abge​ordneter Willegger, bitte!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Landeshauptmann! Was hat die Vorgangsweise der Finanzmarktaufsicht für eine Auswirkung auf die HYPO im Sinne der öffentlichen Schädigung? (Abg. Vouk: Das sagt einer von der Nationalbank!)
Willegger

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Ja, das ist deshalb richtig, der Zwischenruf des Abgeordneten Vouk, weil, dass das einer von der Nationalbank sagt, ist sehr berechtigt. Denn der eigentliche Bankenprü​fer in Österreich ist nicht die Finanzmarktaufsicht, sondern die Österreichische Natio​nalbank. Das ist laut Finanzmarktaufsichtsgesetz und Bankenaufsichtsgesetz die Kompetenz der Österreichischen Nationalbank. Und wie dem Bericht der Österreich​ischen Nationalbank auch über die HYPO Swap-Verluste im Jahre 2004 zu entneh​men ist, ist dieser Bericht nicht nur sehr, sehr korrekt abgefasst, sondern gibt keiner​lei Anlass über eine Bestandsgefährdung oder über eine entsprechende kriminelle Verstrickung in irgendeiner Weise nachzudenken. Das heißt also, die Nationalbank hat einen sehr interessanten Bericht gelegt, der sich wohlwollend und angenehm unterscheidet von dem, was die Nationalbank etwa über die BAWAG geschrieben hat. Denn die BAWAG war bereits im Jahre 1998/1999 und 2000, wie im Prüfbericht direkt drinnen steht, nicht mehr in der Lage eine Bilanz zu machen. Und es durfte die Bilanz nicht mehr festgestellt werden.
Das jetzt, (Einwand von 2. LH-Stv. Mag. Schaunig-Kandut.) das beunruhigt die Frau Kollegin Schaunig, weil da geht’s um SPÖ-Klientel bei der BAWAG, aber es ist für die HYPO sehr wichtig. Weil zum Unterschied von dieser Situation der BAWAG, dass im Jahre 1998 bereits nach Prüfberichten der Nationalbank keine Bilanz testiert hätte werden dürfen von den Wirtschaftsprüfern, hat es bis zur Stunde keinen Auftrag der Finanzmarktaufsicht an die BAWAG gegeben, rückwirkend die Bilanz aufzumachen und sie neu zu schreiben. Während bei der HYPO hat man den Verlust im Jahre 2004 aus einem Spekulationsgeschäft, das nach den handelsrechtlichen Bestimmun​gen gar nicht in der Bilanz auszuweisen gewesen ist, weil das ein längerfristiges Ge​schäft ist, hat man trotzdem den Auftrag erteilt, ein bereits rechtsgültig abgeschlos​senes Bilanzverfahren testiert aufzumachen. Das heißt, man sieht, die Finanzmarkt​aufsicht misst hier mit zweierlei Maß! Der Hin​tergrund ist der, dass bei der BAWAG die Republik Österreich über den Erwerb der Postsparkasse, eine Haftung von rund 6 Milliarden Euro bei der BAWAG trägt. Das heißt, alle Steuerzahler in Österreich haften ja neben den Verlusten bei der BAWAG auch für 6 Milliarden Bankgeschäfte, die man mit dem Zukauf der PSK noch zusätzlich erworben hat. Daher geht man bei der BAWAG sehr milde um, lässt es sogar zu, dass eine Haftung, die die Steuer​zahler im Parlament übernommen haben, durch Parlamentsbeschluss im Jahre 2006 – also heuer – von 900 Millionen, die heuer bei der BAWAG übernommen wurden, also da für die BAWAG übernommen worden ist, rückwirkend für die Bilanzerstellung des Jahres 2005 anerkannt wird.
Genau das Gegenteil hat man bei der HYPO argumentiert von Seiten der Finanz​marktaufsicht und hat gesagt: Rückwirkend dürft ihr eure stillen Reserven gar nicht mobilisieren! Obwohl wir im Jahre 2004 die Möglichkeit gehabt hätten, alleine beim Leasinggeschäft, wo also die Leasinggesellschaft der HYPO-Bank mit etwa 40 Millio​nen in der Bilanz steht, aber der tatsächliche Wert nach der Buchprüfung und nach den internationalen Rating-Agenturen bei rund 900 bis 980 Millionen Euro liegt. Es wäre ein Leichtes gewesen, durch eine Auflösung der stillen Reserven, den gesam​ten Verlust 2004 so wett zu machen, dass es auch bei der HYPO in diesem Jahr einen Gewinn gegeben hätte. Das hat die Finanzmarktaufsicht nicht zugelassen, sondern wollte ganz bewusst eine Verlustbilanz erzwingen mit 99 Millionen Euro im Minus, weil das bedeutet wieder, dass Eigenkapital vernichtet wird und, dass eine kleinere Bank, wie die HYPO, damit in ihrem internationalen Geschäft geschädigt ist. Das heißt, die Vorgangsweise der Finanzmarktaufsicht ist gesetzwidrig, weil es in den österreichischen Gesetzen keine Berechtigung gibt, eine Bilanz rückwirkend auf​zu​machen. Wenn eine Bilanz testiert ist, dann gilt sie; und zwar deshalb, weil ja auf der Grundlage einer Bilanz die laufenden Geschäfte, Veranlagungen, Emissionen, Geldbeschaffungen, Refinanzierungen, in Wirklichkeit gemacht werden.
Und man kann ja nicht ein ganzes Jahr auf der Grundlage der Bilanz, (Vorsitzender: Herr Landeshauptmann, ich bitte zum Schluss zu kommen!) wenn ein ganzes Ge​schäftsjahr schon abgewickelt ist, kann man ja nicht wieder rückwirkend machen. Daher muss eine Bilanz gelten! Daher gibt’s im österreichischen Gesetz, Handelsge​setzbuch, bei den Bilanzierungsvorschriften keine Möglichkeit, rückwirkend eine Bi​lanz wieder aufzumachen, sowie die Finanzmarktaufsicht das bei der HYPO als Ein​zelfall diktiert hat. Und ich erblicke darin eine brutale politische Willkür gegen eine er​folgreiche Bank, die offenbar in der Wiener Bankenszene nicht besonders gut ange​sehen ist. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller … (Abg. Dr. Prettner von der SPÖ-Fraktion meldet sich zu Wort.) Achso, entschuldige! Entschuldige! SPÖ, ja! Frau Abgeordnete Dr. Prettner, bitte!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Herr Landeshauptmann! Nach Ihren Ausführungen muss ich Sie jetzt fragen: Stimmt es, dass Sie als Vertreter des Landes Kärnten im Aufsichtsrat der HYPO anwesend sind und die Aufgaben als Eigentümervertreter des Landes dort wahrnehmen?

Dr. Prettner

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Nein, ich bin nicht als Eigentümervertreter, sondern ich bin als Finanzkommissar dort. In meiner Eigenschaft als Finanzreferent habe ich eine kommissarische Auf​gabe. Sie wissen, dass auch aufgrund der Gesetze, die Sie hier im Landtag beschlos​sen haben. Aber, es ist offenbar nicht üblich, dass Abgeordnete wissen, welche Ge​setze sie beschlossen haben. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

So, jetzt habe ich die ÖVP gefragt, - die hat keine Zusatzfrage. Der Anfragesteller hat eine Zusatzfrage. – Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Alles schon gefragt!) Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Der Eigentümervertreter des kleineren Eigentums, die Grazer Wechselseitige, hat von diesem Verlust schon relativ früh gewusst. Den Zeitungen war zu entnehmen, dass auch der Aufsichtsrat aus den Unterlagen schon erkennen konnte, wie hoch der Verlust war.
Können Sie mir bitte sagen, warum Sie davon nichts gewusst haben?

Holub

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Weil das durch die Anfragebeantwortung an die Frau Kollegin erklärt ist. Aber ich er​kläre es Ihnen auch gerne noch einmal. Ich bin nicht Mitglied des Aufsichtsrates. Und das Aufsichtsratpräsidium – sprich also Vorsitzender und Stellvertreter – sind über die Vorgänge entsprechend informiert worden und damit ist also formell den Ge​setzen Rechnung getragen worden. Es war also keine Verpflichtung, einem darüber hinausgehenden Organ, Finanzkommissar oder wer auch immer, eine Berichterstat​tung vorzunehmen. Es wäre vielleicht der Fairness halber richtig und gut gewesen, aber rechtlich war es korrekt wie hier vorgegangen worden ist. Daher hat nur der Vorsitzende des Aufsichtsrates und sein Stellvertreter im Aufsichtsratspräsidium, und das ist der Vertreter der GRAWE, diese Informationen gehabt.
Aber trotzdem kann ich Sie beruhigen. Es hat sich damit auch sozusagen die Posi​tion des Landes nicht verschlechtert, denn das sehen Sie alleine an der Gesamtent​wicklung Schulden und Vermögen des Landes, weil es ja heute schon einmal eine entsprechende Fragestellung gegeben hat und der Kollege Rohr gemeint hat, ich soll das beantworten. Das passt jetzt genau in die Fragestellung von Ihnen hinein. Wir haben also einen Vermögensstand des Landes gegenüber dem Schuldenstand des Landes von rund 1,1 Milliarden Euro; haben wir einen Vermögensüberhang. Wenn wir auch die HYPO dazurechnen – die Beteiligung – dann haben wir einen Vermö​gensüberhang von 2,9 Milliarden.
Das entspricht unserer Verschuldung von 162 Prozent. Das heißt, das Land Kärnten hat zum Unterschied von der Republik Österreich um 162 Prozent mehr Vermögen als es Schulden hat. Die Republik Österreich hat um 213 Prozent mehr Schulden als Vermögen vorhanden ist. Damit ist, glaube ich, ausreichend erklärt, dass das Land Kärnten auf einer soliden Grundlage arbeitet und sich der Bund an uns orientieren kann und nicht umgekehrt! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit, meine Damen und Herren, haben wir die Anfrage 3 erledigt.

Wir kommen zur Anfrage 4:


4.
Ldtgs.Zl. 239/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Vouk an Landesrat Dr. Martinz

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, liebe Zuhörerinnen und liebe Zuhörer! Sehr geehrter Herr Landesrat Martinz! Ich orte bei meinen Kontakten mit der Bevölkerung in Kärnten eine breite EU-Skepsis. Ich denke, das wird anderen Kolleginnen und Kollegen ähnlich gehen. Brüssel wird vielfach als ein Ort bezeichnet, der Richtlinien an den Menschen vorbei produziert.
Herr Landesrat: Warum haben Sie in Ihrem Zuständigkeitsbereich keine Maßnahmen ergriffen, um das Image der EU in Kärnten zu verbessern?

Vouk

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geschätzte Regierungsmitglieder! Liebe Abgeordnete! Sehr geehrte Damen und Herren Zuhörer! Ich danke für diese Frage, weil dann kann ich gleich wieder mit dem beginnen, was ich hier in den letzten zwei Jahren schon 20 Mal betont habe – vor allem für meine besonders aufmerksamen Zuhörer Gallo und Schwager: Dass Kärnten zum Beispiel pro Jahr 70 Millionen Euro mehr aus Brüssel bekommt als es zur EU-Finanzierung beiträgt. Ich bitte auch nach wie vor jeden Einzelnen von Ihnen, diese Ziffer entsprechend in der Öffentlichkeit zu verbreiten. Wenn die Ausmaße meiner Aktivitäten nicht so von Ihnen wahrgenommen werden, dann ist natürlich auch die magere Budgetlage im Europareferat damit verbunden, wo in Summe nur € 40.000,-- zur Verfügung stehen. Ich habe immer wieder versucht mehr zu bekommen. Ich bitte Sie auch jetzt dem in Zukunft endlich einmal Gehör zu schenken! Aber das Zweite und Wichtigste ist eine ganze Reihe von Veranstaltungen, die vom Kärntner Landtag vom Herrn Präsidenten, der ein Mitkämpfer auf diesem Gebiet ist und dafür bedanke ich mich, veranstaltet wurden: Landtagsenquete – wo leider die Abgeordneten nicht mit übermäßiger Präsenz glänzten. Was wahrscheinlich auch in weiterer Folge dazu führt, dass die Abgeordneten das ihrerseits in ihren Bevölkerungskontakten nicht weiter verbreiten können. (Mehrere Zwischenrufe von der SPÖ-Fraktion.) Wir hätten uns alle zusammen mehr gewünscht! Wir haben sehr interessante Europagespräche durchgeführt, drei Stück an der Zahl. Einmal mit dem slowenischen Staatssekretär für EU-Fragen, mit der Frau Außenminister Dr. Plassnik, mit den Abgeordneten Karas und Pirker, wo wir also auch Dienstleistungsrichtlinien, die österreichische Ratspräsidentschaft und eine Erweiterung Sloweniens unter sehr guter Publikumsbeteiligung diskutiert haben. Wir haben im Internet auf der Kärntner Gesamthomepage die Europaseite neu gestaltet und dort einen sehr umfassenden EU-Förderführer mit eingeführt. Wir haben Ende 2005 bei den Kärntner Gemeinden damit begonnen einen Wettbewerb zu veranstalten, nämlich wer von den Gemeinden sich mit einem Link auf unserer Europaseite platziert. Das hat Gott sei Dank 50 Prozent der Gemeinden erreicht. 50 Prozent der Gemeinden sind, hoffe ich, noch beim Aufbau dieses Links. Es könnte aber auch schneller gehen. Ich möchte jeden einzelnen Bürgermeister und die Abgeordneten dazu einladen, hier entsprechend Werbung zu machen. Die schnellste Gemeinde war Brückl. Die Amtsleiterin aus Brückl hat als Preis eine Reise nach Brüssel gewonnen.
Wir haben unter dem Titel „Europa transparent und bürgernah“ sehr umfangreich EU-Lehrgänge veranstaltet und damit den Bürgern Fragen- und Antwortenkataloge vermittelt, um hier alle Fragen der EU aufzuzeigen und entsprechend zu diskutieren. Speziell für die Gemeinden wurde am 29. März ein Fachreferat mit Mark Jorna und unserer Leiterin im Verbindungsbüro in Brüssel Frau Rattinger bezüglich Städtepartnerschaften und Fragen durchgeführt. Wie kommen Gemeinden besser zu Förderungen? Wie können wir hier den direkten Draht herbeiführen? Ich möchte auch sagen, dass das Gespräch im Europahaus stattfand. Und es hat als wesentlichen Ausfluss in weiterer Folge – weil es persönliche Gespräche waren – zusätzliche 80.000,-- Euro direkt aus Brüssel für unser Europahaus gebracht, das sich sehr verdient um die Information und um die Diskussion um Europa macht.
Europa und Jugend – eigentlich mein Hauptschwerpunkt – weil ich denke, dort liegt am besten die Anknüpfungsmöglichkeit, Europa zu erklären und entsprechend zu diskutieren und weiter zu entwickeln. Wir haben beinahe wöchentlich mit Schülern in den Schulen Diskussionen. Es gibt etliche Zeitungsberichte, Preisausschreiben, wo Schulen dann anschließend nach Brüssel eingeladen wurden. Es gibt sehr aktive Schulen, sehr aktive Professorinnen und Professoren. Aber auch im Lehrlingsbereich haben wir eine sehr erfolgreiche und ich denke, auch in Zukunft weiter auszubauende Initiative mit eingeladen. Wir haben im Rahmen der Präsentation der INTERREG-Programme und Leader-Projekte zwei Veranstaltungen durchgeführt. In Kärnten können wir ganz konkret 150 Projekte aus den vergangenen Jahren vorweisen.
Sie sehen also, die Maßnahmen sind sehr umfangreich. Und ich glaube auch, dass die Ratspräsidentschaft hier das Ihre beitragen wird. Es ist etwas Zeit verzögert. Ich hoffe, dass wir das im Herbst entsprechend diskutieren werden. Wir haben mit der Universität ein Alpen-Adria-Stipendium ausgeschrieben. Wir haben heuer im Sommer in der Summer School vier bis fünf Bewerberinnen oder Bewerber in Rumänien. Voriges Jahr war es in Mostar. Sehr interessant (Der Vorsitzende bittet zum Schluss zu kommen.) ist die riesige Nachfrage. Und die umgekehrte Frage wird ja dann vielleicht auch einmal kommen: Was tun wir in Kärnten, um das österreichische Image in der EU wieder zu verbessern? Hier kann ich auch darauf verweisen, dass wir uns mit einem sehr guten Beitrag zur Ortstafeldebatte eingebracht haben, um das Image Österreichs in der EU zu verbessern. Ich glaube, auch die Initiative des Herrn Bundeskanzler zur Rettung der Bawag hat hier wesentlich beigetragen, unser Image in der EU wieder zu verbessern. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo, bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzter Herr Landeshauptmann! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Herr Landesrat Dr. Martinz! Zurück zu den Fakten nach den langen Reisen mit und ohne Gewinn. Unlängst ist bekannt geworden, dass Slowenien den Euro einführen wird. Sie haben diesen Umstand mit glühender Begeisterung bewertet. Die Kärntnerinnen und Kärntner wissen aber, dass sich Slowenien bei einer Münze des Fürstensteins bemächtigt hat und nehmen das nicht so mit Begeisterung zur Kenntnis.
Ich frage Sie daher: Inwieweit ist das von Ihnen getätigte Verhalten geeignet, das EU-Image in Kärnten zu verbessern? (Abg. Ing. Hueter: Typisch Gallo! Es tönt so schön aus der Musikschule!) Das ist gut!
Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Also ich denke, neben Frieden und Freiheit ist Wohlstand ein wesentliches Element des europäischen Integrationsprozesses. Und es ist unbestritten, dass rund um eine Währungsunion in vielen Diskussionen Wohlstand damit verknüpft ist. Wir können aus unserem eigenen Beitritt Österreichs an der Europäischen Union seit den letzten 12 Jahren ablesen – in allen Wirtschaftsindikatoren: Wohlstand, Arbeitsplatzsicherung, Arbeitsplatzbewegung, Investitionen im Ausland, Sicherung der Arbeitsplätze im Inland durch unser Engagement vor allem durch die Osterweiterung – dass Österreich einen sehr erfolgreichen Weg hinter sich hat. Es ist unzweifelhaft, und allein wenn wir auf die andere Seite in Richtung Italien schauen, wo es jetzt die gemeinsame Währung gibt, wo es Schengen gibt, dass sich hier die Wirtschaftskontakte wesentlich verstärkt haben. Dass durch den Abbau der Bürokratie, Zollformalitäten, Wechselkursdifferenzen, Wechselspesen, die in einem freien Handel enorme Barrieren darstellen, dass sich allein durch unseren Beitritt zur Europäischen Union in Richtung Italien ein wesentlicher Impuls am wirtschaftlichen Sektor ergeben hat. Und das werden wir auch an unserem zweiten wirtschaftspolitischen Ziel und Zukunftsgebiet in Richtung Südosten miterleben. Und dazu gehört ganz klarerweise eine Wirtschafts- und Währungsunion!

Die Einführung des Euro in Slowenien ist jedenfalls zu begrüßen! Sie können da alle Prognosen und alle Kommentare dazu hernehmen. Es ist eine Verbesserung für den Wirtschaftshandel, für die Wirtschaft! Es ist eine Verbesserung im kleinen Grenzverkehr, wovon wir uns ja besonders in Kärnten in Richtung Slowenien sehr viel erwarten. Für uns ist Slowenien ein wichtiger Wirtschaftspartner, aber natürlich auch der nächste Schritt in Richtung Kroatien oder überhaupt in Richtung Balkan.
Hier ist Österreich bemüht, das weiter zu entwickeln. Wir Kärntner, denke ich, haben eine ganz besonders hohe Motivation, dies in der Form zu begrüßen und zu unterstützen. Die Geschichte mit dem Fürstenstein ist eine eigene Geschichte. Vielleicht sollten wir das einmal in einer Geschichts- und nicht in einer Wirtschaftsdebatte abführen. Übrigens ist es auf einer Münze drauf, (Abg. Ing. Scheuch: Es geht um die Symbolik! Das werden Sie wohl verstehen, Herr Landesrat!) die zum Beispiel in Finnland gar nicht im Umlauf ist. Wir könnten auch darüber diskutieren, ob die Ein- oder Zwei Cent Münzen im heutigen Wirtschaftsverkehr tatsächlich überhaupt eine Relevanz und eine Bedeutung haben. (Abg. Ing. Scheuch: Es geht um die Symbolik!) Und wir haben sehr vehement erstens einmal mit der Frau Außenminister und auch in der Kärntner Landesregierung in Richtung Slowenien Resolutionen verfasst, diese Maßnahme nicht zu setzen. Wir müssen aber zur Kenntnis nehmen, dass das im europäischen Rat, im Ecofin, im Finanzrat beschlossen wurde (Abg. Ing. Scheuch: Grasser muss man zur Kenntnis nehmen!) und jetzt entsprechend eingeführt wird. Aber noch einmal: Ich denke nicht, dass eine Zwei Cent Münze die Beziehungen auf wirtschaftlichem Gebiet ins Wanken bringen wird. Weil mit den Zwei Cent Münzen werden wir unsere Geschäfte hoffentlich nicht tätigen. Ich gehe davon aus, dass wir weit über die Zwei Cent Münzen hinaus Geschäfte mit Slowenien und mit unseren anderen Wirtschaftspartnern tätigen werden und dass das nicht zum totalen Stillstand führen wird.
Ich denke, bitte auch für alle, die sich hier zu Wort melden, was dies betrifft, mit sensibler und auch in Bankkreisen gewohnter Umgangssprache sich einzubringen. Es ist zu sensibel, um dies rein als populistisches politisches Thema zu verwenden. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit, meine Damen und Herren, ist die Anfrage 4 erledigt. – Wir kommen zur Anfrage 5:

5.
Ldtgs.Zl. 240/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Holub an Landeshauptmann Dr. Haider
Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Wir haben ja letzte Woche in Warmbad Villach, zusammen mit Landesrat Martinz und dem Kollegen Vouk, über den Tourismus diskutiert. Da ist einiges auf dem Tisch gekommen: Während sich der Wintertourismus eigentlich sehr gut entwickelt, ist der Sommertourismus in den letzten 20 Jahren sehr, sehr zurückgegangen. Letztes Jahr haben wir bei der Abnahme der Nächtigungen sogar die höchste Zahl zu verzeichnen gehabt, im österreichischen Vergleich gesehen.

Meine Frage, weil auch viele immer einen Masterplan fordern: Welches Tourismuskonzept dient Ihnen als Grundlage für die gesetzten, aber ineffektiven Maßnahmen zur Steigerung der Nächtigungszahlen in Kärnten?

Holub

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann die Fragestellung nicht ganz nachvollziehen, weil bei der von Ihnen zitierten Diskussion mit der Hotelliervereinigung in Villach, laut Transscript des ORF, sagt ein Abgeordneter Holub: „Es tut sich eigentlich sehr viel in Kärnten, und es gibt viele erfreuliche Weichenstellungen im Tourismus. (Abg. Ing. Scheuch: Hört, hört!) Das neue Konzept ist jetzt konsequent umzusetzen.“ Holub. (Abg. Ing. Scheuch: Danke, Jörg! – Heiterkeit und Beifall von der F-Fraktion) Warum fragen Sie also dann?!
Zumindest berichtet das der ORF. Ich bin eigentlich neben Ihnen gesessen, Herr Abgeordneter, und wir haben alle vernommen, dass Sie das neue Konzept als positiv dargestellt haben. Wahrscheinlich ist die Anfrage früher gestellt worden? (Heiterkeit in der F-Fraktion. – 3. Präs. Lobnig: Super!) In der Zwischenzeit hat er wahrscheinlich die Anfragebeantwortung, die ich der Frau Kollegin Lesjak bereits am 17. November 2005 gegeben habe, also Ihrer Fraktionskollegin, zum Thema „Tourismuskonzept“ gelesen. Und jetzt wissen Sie, dass wir ein gutes Konzept haben. Um das umzusetzen, das „Tourismuskonzept-neu“ ist sozusagen die Fortsetzung dessen, was es im Jahre 1992 gegeben hat. Da war das „Tourismuskonzept 2000“. Das ist nicht mehr aktuell gewesen, daher haben wir OGM ein neues Tourismuskonzept gemacht. Das ist im November 2005 beschlossen worden, auch von der Kärntenwerbung und von den Institutionen abgesegnet worden. Es ist daher jetzt in Umsetzung. Natürlich kann man nicht erwarten, dass ein halbes Jahr später bereits alles, was dort an neuen Maßnahmen zu setzen ist, bereits umgesetzt worden ist. Aber Sie sehen, dass wir im Bereich der Investitionen auf alle Fälle sehr, sehr viele Maßnahmen bereits gesetzt haben. Das heißt wir setzen jetzt einen Schwerpunkt „Sommertourismus“, nachdem wir einen Schwerpunkt „Wintertourismus“ in den letzten fünf Jahren gehabt haben. Im Wintertourismus haben wir aufgerüstet. Es sind 247 Millionen Euro investiert worden in Aufstiegshilfen, Lifte, Seilbahnen, Infrastruktur. Davon hat alleine das Land als öffentlicher Träger 98 Millionen Euro dazu beigetragen.
Ergebnis: Wir haben eine Reihe von guten Investitionen auch in die Hotelinfrastruktur bekommen, etwa am Nassfeld das Carinzia-Hotel der Hypo und der Falkensteiner Gruppe oder am Katschberg die Großinvestitionen in den ehemaligen Robinson-Klub oder in das Cristallo, das von der Falkensteiner-Gruppe neu gemacht worden ist, oder die Holländische Gruppe, die ein Almhüttendorf dort errichtet hat. Alles führt dazu, dass wir in dieser Wintersaison eine nochmalige Steigerung zu unserem Rekordergebnis im vergangen Jahr von 3,9 % haben. Das ist also ein Zeichen, dass systematische Strategie im Tourismus sich auszahlt. Das werden wir für den Sommer machen. Im Sommer haben wir jetzt bereits die Beschlüsse für das Thermenkonzept gemacht, das heißt die Investitionen durch den Zukunftsfonds, der von Ihnen immer kritisiert wird, aber der offenbar sehr wirksam ist. Der Zukunftsfonds hat jetzt eine Thermeninfrastruktur neu im Römerbad. Der Zukunftsfonds finanziert den Neubau der Therme Villach. Der Zukunftsfonds ist mit beteiligt am Konjunkturpaket auch für touristische Investitionen, wo wir seit Jänner bis zum Ende Juni mehr als 400 neue Arbeitsplätze geschaffen haben. Wir haben eine Reihe von anderen Hotelinfrastrukturmaßnahmen bereits beschlossen oder auch aus direkter Beteiligung, etwa der Hypo, im Umlauf. Velden ist dafür ein Beispiel. Der Herr Bürgermeister von Velden ist ganz stolz, dass bei ihm so viel gebaut wird. Das Schlosshotel Velden ist ein Musterbeispiel dafür, dass neues Leben wieder im Sommer auch auf den Wörther See kommen soll, mit neuen Gästegruppe. Es wäre daher dem Herrn Bürgermeister Vouk von Velden schon angestanden, hier nicht die BAWAG zu verteidigen und weinerlich zu sein, sondern einmal danke bei der Hypo zu sagen, dass du diese herrlichen Investitionen bekommst! (Beifall von der F-Fraktion)
Wir haben im Plan: ein 400-Betten-Hotel in Flattach; die Falkensteiner-Gruppe wird ein neues Sporthotel in Bad Kleinkirchheim machen; sie wird am Ossiacher See in der Familienhotelinfrastruktur vom Urbaniwirt eine Investition tätigen. Der Bürgermeister von Moosburg hat soeben ein Hotelprojekt für Moosburg eingereicht, das er gemeinsam mit der (Vorsitzender: Herr Landeshauptmann, bitte zum Ende zu kommen!) Holding machen will. Wir haben in der Regierung etwa auch das Leuchtturmprojekt des Dalai-Lama-Zentrums in Hüttenberg beschlossen. Sie sehen also, es wird für die Entwicklung des Ganzjahrestourismus in Kärnten, insbesondere zur Verbesserung der Sommerstruktur, sehr, sehr viel getan. Ich darf Sie höflich einladen, Ihren Widerstand gegen den Zukunftsfonds aufzugeben und endlich anzuerkennen, dass Hunderte Arbeitsplätze nicht möglich wären, würden wir nicht diesen Zukunftsfonds haben, der einen gewaltigen Impuls für die Entwicklung des Sommertourismus darstellt. (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Gritsch, ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Nachdem ein Tourismuskonzept seitens der Grünbewegung in Kärnten nicht feststellbar ist – zumindest auf der Hinterseite ist nichts davon zu bemerken; das existiert scheinbar nicht -, stellt sich für mich eine andere Frage. Ich frage den Herrn Landeshauptmann, welchen Stellenwert die gerade von Ihnen zitierten so genannten Leuchtturmprojekte einnehmen. (Zwischenruf aus der F-Fraktion)

Gritsch

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Der Zwischenruf hat ergeben, damit es jeder sieht, Leuchtturmprojekte. Genau das ist es. Es ist ein Leuchtturmprojekt eines, das letztlich das Signal auf eine Entwicklung lenkt, das heißt es wird in einer Region eine besonders wichtige Investition gesetzt oder eine entsprechende Infrastruktur hergestellt, damit auch letztlich die Wirtschaft Vertrauen schöpft und in der Region zusätzlich investiert. Das ist also etwa für das Görtschitztal mit dem Dalai-Lama-Zentrum so, wo rundherum jetzt die Gastronomie, die Wirte, die anderen Tourismusorganisationen und –betreiber neue Investitionen setzen: Denken wir an den Klub Mittelkärnten, wo in St. Georgen ein GolfKlub entsteht; im Rahmen der touristischen Entwicklung des Görtschitztales, wo das Stift St. Georgen auch für diese Nutzung zur Verfügung gestellt wird; wo in St. Veit zwei neue Hotelprojekte im Entstehen sind. Oder denken wir auch an das Lavanttal, wo mit der Lösung der Verkehrslösung in Bad St. Leonhard durch den Landesrat Dörfler eine Umfahrungsstraße St. Leonhard mit 35 Millionen Euro in der vorgestrigen Regierungssitzung beschlossen worden ist. Das ist wieder die Grundlage, dass die Gruppe Wagner, die bereits in Weißbriach und in Micheldorf tätig ist, auch eine Investition in eine Kuranstalt in Bad St. Leonhard tätigt. Da wird ein Kurhotel mit 280 Betten entstehen. Im heurigen Jahr ist noch Baubeginn. Die Voraussetzung war, eine Verkehrslösung zu finden. So hängt eben alles zusammen, sodass ich sage, dass diese Leuchtturmprojekte sehr, sehr wichtig sind, um auch die regionale Wirtschaft zu neuen Impulsen, zu neuen Aktivitäten anzuregen. Und genauso wird es in St. Kanzian am Klopeiner See sein. Wenn dauerhaft Warmwasser gefunden wird, dann ist es dort natürlich auch möglich, eine Kur- und Thermeneinheit hinzustellen. Wir sind ja auch mit zwei Investoren bereits in Verhandlungen, die bereit sind, sich dort zu engagieren. Das wäre für die Tourismusregionen Klopeiner See auch eine dauerhafte Chance, um in den Ganzjahrestourismus entsprechend einzutauchen.
Natürlich machen wir daneben auch noch Maßnahmen der sonstigen touristischen Belebung. Wir haben gerade vor zwei Tagen mit HLX Übereinstimmung erzielt, dass wir eine neue Verbindung nach Leipzig errichten werden, das heißt es wird ab Spätherbst Leipzig dreimal in der Woche angeflogen werden, Leipzig – Klagenfurt am 2007 viermal in der Woche angeflogen werden. Das ergibt zu den 210.000 Passagieren, die wir im heurigen Jahr haben werden, mit HLX zusätzlich noch einmal 37.000 weitere Passagiere, die dazukommen. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Aufs Jahr gerechnet?) Aufs Jahr gerechnet, ja. Das heißt, auch diese Low-cost-carrier-Strategie ist weiter zu verfolgen und hat ja auch gezeigt, dass damit der Flughafen eine kontinuierlich bessere Auslastung zustande bringt. Was aber noch viel wichtiger ist: Das gibt den Touristen die Möglichkeit, für einen Kurzurlaub nach Kärnten zu kommen, weil die meisten sind das erste Mal in Kärnten, die mit so einem Low-cost-carrier kommen. Und wenn es ihnen gefällt, dann buchen sie auch weiter. Es ist eigentlich eine Riesenchance, die wir haben, um auch hier zu neuem Gästepublikum zu kommen, sodass das eine mit dem anderen, die Leuchtturmprojekte für die qualitätsvollen Angebote und die Verbesserung der Transportschiene von der Heimat des Gastes hin zu uns, natürlich etwas sehr Wesentliches ist.
Ich darf aber auch sagen, dass wir uns natürlich freuen, dass die Italiener jetzt ins Finale aufgestiegen sind, weil sie sind unsere Werbepartner mit der Kärntenwerbung für die Europameisterschaft 08. Die italienische Nationalmannschaft hat – auch wenn die „Kronenzeitung“ hier etwas Unrichtiges schreibt – uns als Werbepartner im Boot. Wir sind also bei allen Auftritten der italienischen Nationalmannschaft, auch jetzt in Deutschlang, als Carinzia mit im Bild und werden auch werblich vertreten. Wenn sie im Finale sind und vielleicht sogar die Chance haben, Weltmeister zu werden, dann ist das natürlich auch ein entsprechend guter Werbepartner für die Vorbereitung der Europameisterschaft 08, die wir ja vor allem touristisch jetzt schon nützen wollen, (Vorsitzender: Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) indem wir viele Mannschaften in Trainingslagern da haben: FC Köln trainiert zurzeit bei uns oder 1860 München kommt heute zu uns, um so ein Trainingscamp hier zu machen. Wir wollen damit auch touristisches Geschäft in den nächsten Jahren nach Kärnten bringen. Dazu brauchen wir einen guten Werbepartner. Ein Weltmeister Italien als Werbepartner wäre natürlich für uns geradezu ideal! (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Als Nächster hat sich Abgeordneter Vouk zu einer Zusatzfrage gemeldet. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörerinnen, liebe Zuhörer! Herr Landeshauptmann, zwei Bemerkungen zum Schlosshotel. Ich denke, man sollte mit dieser Mär einmal aufräumen, und zwar insofern, dass ich einmal festhalten möchte, dass dieses faszinierende Projekt mit der Wirtschaft der Region, mit der Wirtschaft Velden, mit der Politik von Velden entwickelt wurde. Es war ein Geben und Nehmen mit der Hypo, also die Hypo hat uns nichts geschenkt, aber wir der Hypo auch nicht. Wir sind sehr froh darüber, dass dieses Projekt wieder mit Leben erfüllt worden ist. Aber ich habe keinen Spitzenpolitiker des Landes gesehen, bei Bürgerversammlungen, wo Hunderte Bürger sich auch dagegen ausgesprochen haben.

Ich möchte noch einmal betonen, dass wir sehr stolz sind, dass das gelungen ist. Wir bedanken uns bei allen, die mitgeholfen haben. Aber das war eine Entscheidung der Region und der Marktgemeinde Velden.
Herr Landeshauptmann, bei der Podiumsdiskussion, woran wir teilgenommen haben, hat die Hotelliervereinigung eine Umfrage präsentiert, bei der die Kärntenwerbung überraschenderweise negativ abgeschnitten hat. Frage: Was werden Sie als zuständiger Tourismusreferent tun, um dieses Image der Kärntenwerbung zu verbessern, zu heben?

Vouk

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Es tut mir schon sehr leid, dass Sie nicht die Größe haben anzuerkennen, dass Sie eigentlich der Hauptprofiteur von einem erfolg​reichen Wirtschaftszweig der HYPO in Kärnten sind. Nein, wenn Sie sagen, das sei also eine Entscheidung der Gemeinde Velden gewesen, dann ist das – mit Verlaub – ein absoluter Unsinn, denn die Investition wird zu 100 Prozent von der HYPO ge​macht. Das sind über 100 Millionen Euro, die in diese Region Velden investiert wer​den. Und ohne das Schloss hätten Sie auch das Casineum nicht ausgebaut und hätten Sie auch die Investitionen der anderen Hoteliers nicht bekommen. Und daher sollten Sie also nicht den Penthouse-Sozialisten der BAWAG das Wort reden, son​dern (Beifall von der F-Fraktion.) den Hypoinvestitionen in Kärnten. Aber offenbar hat die Sozialdemokratie ein Problem mit der HYPO-Bank, weil sonst hätte sie uns auch bei den Beschlüssen in der Regierung unterstützt und nicht sozusagen gegen die HYPO ständig Stimmung gemacht.
Aber, man sollte so fair genug sein, dass ohne die HYPO im Tourismus in Kärnten vieles nicht passiert wäre. Und die HYPO ist bereit gewesen, die Geschäfte, die Ge​winne, die sie in den vergangenen Jahren im Alpe-Adria-Raum gemacht haben, auch dazu zu benützen, um in Kärnten Investitionen zu platzieren. Das Nassfeld ist ein Musterfall, das Carinzia Hotel in Tröpolach ist ein Musterfall, die Investition am Katschberg ist ein Musterfall, die Investition in Velden ist ein Musterfall, die größte Biogasanlage Europas in St. Veit ist ein Musterfall. Da profitieren immerhin 120 Bauern, dass sie ihre Rohprodukte dort mit unterbringen können. (Beifall von der

F-Fraktion.) Also, es ist ja nicht so, dass man ständig da sich negativ äußern muss, weil es offenbar darum geht, die HYPO anzupatzen, damit man von den wirklichen kriminellen Verfehlungen der BAWAG ständig ablenkt. (Mehrere Einwände aus der SPÖ-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.) Ihr seids in erster Linie offenbar Pflichtverteidiger der roten BAWAG und tretets damit auf einer erfolgreichen HYPO herum, die Arbeitsplätze in Kärnten schafft. (Beifall von der F-Fraktion. – Unruhe unter den Abgeordneten der SPÖ-Fraktion. – Lärm und Unaufmerksamkeit im Hause.)
Und daher ist es auch so, dass wir mit diesen Investitionen, die hier getätigt werden, natürlich auch das Angebot im Tourismus massiv verbessern können, sodass auch die Kärnten Werbung eine entsprechende bessere Platzierung erreichen wird. Wenn Sie mit dem Ansehen der Kärnten Werbung nicht zufrieden sind, dann darf ich Sie bitten, Ihren Parteifreund, dem Herrn Direktor Seewald, der ja auch Vizeaufsichts​ratspräsident der HYPO ist, einmal zu sagen, dass er sich um die Kärnten Werbung kümmern soll. Aber da drinnen sitzen, alles mitbeschließen, alles einstimmig zwi​schen Wirtschaftskammer und SPÖ-Vertreter drinnen beschließen und dann gleich​zeitig dagegen Stimmung machen, halte ich also ein bisschen für verfehlt! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller noch eine. – Ich bitte, sie zu stellen, wenn gewünscht!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Ja, sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Kommen wir zu den Leuchttürmen zurück. Oft einmal glaubt man, das ist so ein Leuchtturm, dabei brennt nur der Hut! (Heiter​keit bei Abg. Mag. Lesjak und in der ÖVP-Fraktion.) Sie haben in Villach angekün​digt, Sie werden einen Tourismusfonds gründen. Jetzt hat der KWF im vorigen Jahr 33 Prozent seines Gesamtfördervolumens für den Tourismus aufgebraucht. Glauben Sie nicht, dass hier vielleicht unter Umständen eine Parallelstruktur entsteht?

Holub

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Das Problem, das Sie hier sehen, ist keines! Denn der KWF ist sozusagen ein Instrument der außerbudgetären Finanzierung, die Sie immer kritisieren. Sie kritisieren die außerbudgetäre Finanzierung. Das Land hat zwar bei den allgemeinen Schulden … entwickelt es sich gut, sagen Sie, aber diese außerbudgetäre Finanzierung ist eine Katastrophe! (Einwand aus der ÖVP-Fraktion.) Ja, dann werde ich Ihnen jetzt einmal was sagen! Das Land hatte im Jahre 1999, als Zernatto noch im Amte war, den höchsten Schuldenstand in der Geschichte, inklu​sive der außerordentlichen Schulden! Ja, wir haben im Jahre 2001/2002 massiv re​duziert, mit dem Ergebnis, dass Kärnten heute in der Gesamtschuldenentwicklung unter den Bundesländern am siebten Platz ist und bei der Pro-Kopf-Verschuldung am fünften Platz steht. (Abg. Lutschounig: Vermögen veräußert! Herr Landeshaupt​mann, das Vermögen des Landes veräußert!) Herr Kollege Lutschounig! Wenn Sie diesen Zwischenruf machen, dann muss ich fragen: Was für Vertreter sitzen von Ihnen in der Regierung, die dann genau das, was Sie jetzt kritisieren, beschlossen haben? Nämlich Ihr Wurmitzer hat natürlich auch die Beteiligung der RWE an der KELAG, genauso wie die SPÖ, mitbeschlossen. Und daher haben Sie überhaupt keine Berechtigung, das zu kritisieren, was Sie selber beschließen! (Beifall von der

F-Fraktion.) Das ist ja immer das Gleiche!
Aber ich will ja ganz was anderes sagen. Ich will sagen, dass die außerordentliche Budgetfinanzierung zu 43 Prozent – außerordentliches Budget – zu 43 Prozent durch die Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft verursacht ist. (Unruhe in der SPÖ-Frak​tion.) Ein Thema, mit dem sich der Kollege Schantl wird auseinandersetzen müssen und zu 31 Prozent KWF-verursacht ist. Also ein Thema das mich betrifft, das sagt, wenn man keine Investitionsförderungen haben will, wenn man kein Krankenhaus Neu haben will, dann können wir sofort die außerordentlichen Budgets und die außerordentliche Finanzierung gegen Null reduzieren. Dann müssen Sie aber drau​ßen erklären, wie Sie in einem Krankenhausbereich der heute massiv modernisiert wird, 7.000 Arbeitsplätze in Frage stellen. Und dann müssen Sie erklären, warum Sie im KWF nicht jährlich mehr als 5.000 Arbeitsplätze sichern und über 1.300 Arbeits​plätze im Jahresschnitt neu gestalten. Ich bekenne mich dazu und ich finde, dass es besser ist, Arbeit und wirtschaftliche Belebung im Land zu haben, als Groschen​klauber Von den Grünen da zu haben, die uns ständig vorrechnen, dass die außer​budgetäre Situation dramatisch ist. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die 5. Anfrage beendet. Ich komme noch zur 6. Anfrage.

6.
Ldtgs.Zl. 241/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Zweite Landeshauptmann-Stell​vertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Werte Mitglieder der Landesregierung! Sehr geehrte Damen und Herren auf der Tribüne! Wir haben vor gut zwei Jahren einen Antrag eingebracht, wo wir fordern, dass es einen kärnteneigenen Sozialbericht geben soll, der auch die Armutsgefährdung in Kärnten ausweist. Dieser Antrag ist in den zuständigen Sozialausschuss gewandert, ist dort leider nicht umgesetzt worden, obwohl Expertinnen und Experten, wie zum Beispiel der Chef der Caritas Omelko, jemand von der Universität, der Professor Knapp und einer vom Armutsnetzwerk meine Argumentation unterstrichen, unter​stützt haben, dass es wichtig ist, eine soziale Berichterstattung zu haben, aus der die Armutsgefährdung in Kärnten hervorgeht. Aufgrund dessen kann man erst Schritte setzen und ein Gesetz entwickeln, das dieser Lage entspricht. Ich habe auch in mei​ner Studie, „Armut und Frauen“, die ich im Dezember veröffentlich habe, so etwas Ähnliches vorgelegt, um ein Beispiel zu geben, wie das ausschauen könnte. (Abg. Zellot: Frage!) So etwas brauchen wir auch nicht nur im Bezug auf Frauen, sondern auch auf Männer. Es gibt Armut bei Frauen und Männern in Kärnten.
Es ist erstaunlich, mit welcher Hartnäckigkeit ein solcher Sozialbericht nicht vorgelegt wird. Daher meine Frage an die zuständige Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig-Kandut: Warum weigern Sie sich, einen Kärntner Sozialbericht herauszu​geben?

Mag. Lesjak

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Hoher Landtag! Sehr geehrte Da​men und Herren auf der Besuchertribüne! Vielleicht, bevor ich auf die konkrete Frage eingehe, noch eine Anmerkung zu den Arbeitsplätzen die angesprochen worden sind. Wenn man sich hier rühmt, Arbeitsplätze zu schaffen und mit Budgetmitteln zu finanzieren, (Abg. Ing. Haas: Frage!) dann ist die Frage wohl gerechtfertigt, wieso man aus dem Sozialreferat 15 Millionen Euro abzieht und mit einem Handstreich damit (Mehrere Zwischenrufe aus der F-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.) Arbeitsplätze im sozialen Bereich massiv gefährdet, (Der Vorsitzende das Glocken​zeichen gebend: Ich bitte, die Anfrage zu beantworten!) damit Arbeitsplätze massiv gefährdet! (Abg. Trettenbrein: Ein so ein Blödsinn! Was ist denn jetzt los!?) Und Herr Dr. Haider, es ist bezeichnend, es ist bezeichnend, dass Sie davongehen, (LH Dr. Haider ist dabei, den Plenarsaal zu verlassen.) wenn Ihnen Fragestellungen unange​nehm sind, dass Sie nicht (Es kommt zu mehreren lauthalsen Zwischenrufen aus der F-Fraktion. – Lärm im Hause.) dass Sie nicht wie ein … (Lärm und Unruhe im Hause. - Vorsitzender: Ich bitte Frau Landeshauptmann, und Sie sind angefragt!)
Es ist bezeichnend für Sie davonzulaufen, (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Der Vor​sitzende gibt energisch das Glockenzeichen.) wenn es Ihnen nicht passt! Wenn dem Herrn Dr. Haider Dinge unangenehm sind, …. (Der Vorsitzende das Glockenzeichen gebend: Frau Landeshauptmann! Bitte, die Frage zu beantworten! Das Andere kön​nen Sie in der Regierung miteinander reden. Es ist ja hier die Frau Abgeordnete, die will eine Antwort haben auf eine Frage … – Beifall von der F-Fraktion. – Vorsitzen​der: … und nicht die Streiterei zwischen Ihnen und dem Herrn Landeshauptmann! Bitte!) Die Nerven beim Herrn Dr. Haider liegen hier offenbar blank, davonzugehen, wenn ihm Dinge unangenehm sind. Das ist offenbar beim Fußballverein gleich wie beim Landesbudget. Also, wenn irgendwas nicht mehr passt, dann (LR Dörfler: Ihnen laufen die Wähler davon, Frau Kollegin!) ergreift man die Flucht. Das werden wir sehen, das Problem hat eher eine andere Partei in Kärnten. (Weiterer Zwischenruf von LR Dörfler. – Beifall von der F-Fraktion.)
Geschätzte Frau Abgeordnete! Die Frage des Sozialberichtes haben wir auch im Rahmen der Ausschusssitzung gemeinschaftlich diskutiert. Wir haben unmittelbar, einige Tage später eine Enquete zum Thema „Soziale Sicherheit“ gehabt. Ich habe mich sehr gefreut, dass Sie und einige Abgeordnete unserer Fraktion aus dem So​zialbereich dort anwesend waren. Ich hätte mich sehr gefreut, wenn andere Abgeord​nete anderer Fraktionen, die im Sozialbereich im Ausschuss sind, ebenfalls dort an​wesend gewesen wären. Dort hätte man manche Dinge schon diskutieren können, weil dort in umfassender Art und Weise die Grundlagen, auch für die Fragen von so​zialer Sicherheit, Armutsbekämpfung, Schaffung von Vereinbarkeit von Familie und Beruf, diskutiert worden sind.
Im Sozialausschuss, wo das Thema „Sozialbericht“ diskutiert worden ist, gab es auch eine breite Zustimmung dazu, dass man insbesondere im Bereich der Armutspräven​tion, im Bereich der Vermeidung von Armut, tätig werden sollte. Und, Sie haben es schon angesprochen, sowohl die Wortmeldungen von Caritasdirektor Herrn Direktor Omelko, als auch von Universitätsprofessor Dr. Gerald Knapp als Abteilungsleiter des Institutes für Soziales und Integrationspädagogik, haben sich gedeckt in der Form, dass man im Bereich der Sozialhilfe und sozialen Mindestsicherung die ent​sprechenden Maßnahmen setzen sollte, insbesondere die Kärntner Lebenssicherung rasch umsetzt und im Kärntner Landtag beschließen sollte.
Letztendlich wurde der Beschluss gefasst, dass wir an den Bund herantreten und den Bund auffordern, im Wege der Sozialberichterstattung, auch den Bundesländern Daten zur Verfügung zu stellen. Denn es ist ganz wichtig, dass wir nicht nur isolierte Daten für das Bundesland Kärnten haben, sondern auch einen Bundesländerver​gleich. Ich glaube, wir brauchen auch diesen Benchmark. Inzwischen gibt es bereits einen Beschluss der Sozialreferentinnen- und referentenkonferenz, wo die Sozialre​ferentinnen und –referenten beschlossen haben, dass wir vom Bund einfordern, dass die Sozialberichterstattung jetzt nicht nur bundesweit erfolgt, sondern auch die Daten der einzelnen Länder miterhoben werden, mit Indikatoren, die festzulegen sind. Der Bund hat zugesichert, uns in Kürze die anfallenden Kosten zukommen zu lassen. Und ich glaube, das ist eine sinnvolle Vorgangsweise, über die wir uns auch im So​zialausschuss geeinigt haben, dass wir das über die Bundesebene in Verbindung mit allen Bundesländern und auch in dieser Vergleichsthematik hier belegen möchten. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der ÖVP auch nicht. Seitens der … dann hat die; ah Entschuldige SPÖ! – (Abg. Dr. Prettner meldet sich zu Wort.) Heute habe ich ein bisschen einen Rechtsdrall. (Dies wird humorvoll vorgetragen.) Entschuldigen Sie, selbstverständlich die Frau Abgeordnete Dr. Prettner! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wahrscheinlich weiß er schon, dass das eine bestellte Frage ist!)
Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Armut trifft vor allem Menschen im fortge​schrittenen Alter, also vor allem Pensionistinnen und Pensionisten. Welche Maßnah​men haben Sie in der Kärntner Lebenssicherung getroffen, um Müttern und Vätern der älteren Generation ein Leben in Würde zu ermöglichen? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist gegen die Mütterpension!)
Dr. Prettner

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Es freut mich sehr, dass der Herr Präsident die Frau Abgeordnete Prettner doch noch wahrgenommen hat. Es dürfte heute ein bisschen ein blinder Fleck im linken Eck vorhanden sein bei den Wortmeldungen. Der Herr Präsident sieht das nicht, aber … (Abg. Tauschitz lachend: Ein blinder Fleck im linken Eck! – Der Vorsitzende unterbrechend: Frau Landeshauptmann-Stell​vertreterin, ich darf Sie ersuchen, nicht mich zu kommentieren, sondern die Anfrage zu beantworten!) Ich komme zur konkre​ten Anfrage.
In meinem Büro gibt es in den letzten Tagen eine Vielzahl und manchmal kaum mehr zu bewältigende Anruffluten von Frauen, die sich erhofft haben, aus der Mütterpen​sion eine Leistung zu bekommen und tief enttäuscht, wirklich tief enttäuscht von den Gemeindeämtern wieder zurückgekommen sind, weil man ihnen gesagt hat, sie hätten keinen Anspruch. Das sind ganz viele Frauen, die eine Mindestpension be​ziehen oder wo der Ehegatte gemeinsam mit der Ehefrau eine Mindestpension be​zieht, also mit Beträgen in einer Größenordung von 690,-- Euro im Monat auskom​men müssen. Für mich ist das eine Situation, wo ich denke, hier hat man wieder ein​mal viel mehr Werbebudget eingesetzt als tatsächlich an die Betroffenen ausbezahlt wird. Eine Situation die völlig unzufriedenstellend ist, weil man hier wirklich an den Bedürfnissen der älteren Generation vorbeigeht und all jene massiv enttäuscht zu​rücklässt, bei denen man mit großartigen Werbeankündigungen die Hoffnung er​weckt hat, dass es hier eine finanzielle Leistung für sie gibt.
Im Gegensatz zu dieser Werbemaßnahme, die letztendlich für viele zu Enttäuschun​gen geführt hat, haben wir im Modell der Kärntner Lebenssicherung vorgesehen, dass auch all jene, die eine Mindestpension bekommen, zusätzliche Leistungen be​kommen können. Und, um das einmal in einem Vergleich darzustellen, vielleicht ein paar Zahlen. Nach dem Modell der Mütterpension des BZÖ und ÖVP bekommen all jene Frauen, die ein geringes Einkommen haben, aber eine Ausgleichszulage be​ziehen oder deren Ehegatte eine Ausgleichszulage bezieht, keinen Cent! Nach dem Modell der Kärntner Lebenssicherung bekommen all jene, die eine Mindestpension bekommen, zusätzlich eine Wohnbedarfsbeihilfe in Höhe von 120,-- Euro; das ergibt 744,-- Euro an monatlichen Ansprüchen. Das heißt, das wäre ein monatlicher Diffe​renzbetrag von 54,-- Euro der ausbezahlt wird. Dazu kommen noch vierteljährliche Sonderzahlungen in der Höhe von 312,-- Euro und dem Heizkostenzuschuss einmal im Jahr in Höhe von 96,-- Euro. Also ein viel weiter gehender Anspruch als diese Werbeankündigung einer Mütterpension, die dazu führt, dass viele Frauen, aber auch viele Männer, die ebenfalls wenig Einkommen haben und die dringend eine Lei​stung brauchen würden, diese Leistungen nicht bekommen.
Ich kann daher nur meinen Appell an die Abgeordneten richten, ein Antrag zur Um​setzung der Kärntner Lebenssicherung liegt vor. Verweigern Sie nicht der älteren Ge​neration in Kärnten die Leistungen, die sie dringend brauchen! Nehmen Sie sich ein Herz, stimmen Sie zu und setzen wir die Kärntner Lebenssicherung endlich um! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Geschätzter Präsident! Es ist ja wieder einmal typisch für die SPÖ vom eigentlichen Thema abzulenken! Es geht nicht um Arbeitsplätze, es geht um diejenigen Leute, die keine Arbeitsplätze haben. Dafür ist das Sozialreferat zuständig. Bei der Tagung „Soziale Sicherheit“ in Kärnten ist Gott sei Dank das Thema „Armut“ besprochen worden. Das wäre nicht gewesen, dass das endlich auch einmal zum Thema wird, wenn ich nicht den Bericht „Armut und Frauen in Kärnten“ veröffentlicht hätte. Ich kann die Argumentation nicht nachvollziehen, dass man in Kärnten keinen Sozialbericht herausgeben will. Die Daten sind vorhanden. Man braucht sie eigentlich nur zusammenschreiben und veröffentlichen. Und ich möchte auch noch darauf hinweisen, dass die Kärntner Lebenssicherung nicht gilt. Wir haben immer noch ein Sozialhilfegesetz aus dem vorigen Jahrhundert mit einem obrigkeitsstaatlichen Fürsorgecharakter, das die Leute zu Bittstellern macht und wirklich diskriminiert.
Daher wiederhole ich meine Frage: Warum sind Sie nicht bereit, einen Sozialbericht speziell für Kärnten heraus zu geben?

Mag. Lesjak

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Weil ich gerne das Weitergehende haben möchte. Nämlich einen Sozialbericht, der österreichweit mit österreichweiten Daten aber auch mit Bundesländerdaten erstellt wird. Der sicher stellt, dass wir nicht nur wissen wie es in Kärnten aussieht, sondern dass wir auch im Vergleich mit den anderen Bundesländern wissen, wo wir liegen. Das wurde auch einstimmig im Sozialausschuss so beschlossen und ich darf den Beschluss des Ausschusses zitieren: „Einstimmig wird die Generaldebatte mit der Maßgabe unterbrochen im Wege der Sozialreferentin beim Bund nachzufragen inwieweit es möglich wäre, zum Sozialbericht des Bundes zusätzlich qualitative Daten betreffend die Situation in Kärnten zu bekommen.“ Das haben wir getan. Wir haben sogar eine Beschlussfassung im Rahmen der Sozialreferentinnen- und Sozialreferentenkonferenz erreicht, dass alle Bundesländer sich dazu bekannt haben, das einheitlich zu tun. Ich glaube, das ist ein Schritt in die richtige Richtung, der qualitativ korrekt ist.
Und meine Aufgabe als Sozialreferentin sehe ich in vielen Bereichen. Nicht nur dort Abhilfe zu schaffen, wo aufgrund von mangelnder Arbeit kein Einkommen vorhanden ist. Das ist ein ganz wichtiger Punkt. Aber wir wissen auch, dass viele Menschen die im Erwerbsleben stehen, heutzutage allein aus diesem Erwerbsleben heraus kein ausreichendes Einkommen bekommen. Das heißt, ich sehe meine Aufgabe auch ganz massiv darin über den Sozialbereich Arbeitsplätze zu schaffen. Arbeitsplätze in Regionen im ländlichen Raum zu schaffen, wo über die Versorgung der älteren Generation, Behinderteneinrichtungen und ähnlichem qualitativ hochwertige Frauenarbeitsplätze geschaffen werden. Und wir alle wissen, der Wunsch der Menschen ist vor allem eine Beschäftigung, ein Erwerbseinkommen. Und dem sollte man auch entsprechend nachkommen. Weil die beste soziale Absicherung, die wir bieten können, ist nach wie vor ein Arbeitsplatz in einem geregelten Vollarbeitszeitverhältnis. Und auch hierin sehe ich meine Aufgabe als Sozialreferentin! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Damit ist die Fragestunde zu Ende gegangen. Ich frage die Damen und Herren Abgeordneten, wie sie die heute nicht beantworteten Fragen beantwortet haben wollen.
Die Anfrage 7 der Frau Abgeordneten Mag. Trodt-Limpl an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz? (Abg. Mag. Trodt-Limpl: Mündlich!) Anfrage 8 des Abgeordneten Schwager an Landesrat Dörfler? (Abg. Schwager: Mündlich!) Anfrage 9 der Frau Abgeordneten Warmuth an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz? (Abg. Warmuth: Mündlich!) Anfrage 10 des Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo an Landesrat Ing. Rohr? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Mündlich, bitte!) Anfrage 11 der Frau Abgeordneten Warmuth an Herrn Landesrat Dr. Schantl? (Abg. Warmuth: Schriftlich, bitte!) Anfrage 12 der Frau Abgeordneten Mag. Trannacher an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz? (Abg. Mag. Trannacher: Mündlich!) Und Anfrage 13 des Abgeordneten Ing. Haas an Landesrat Dörfler? (Abg. Ing. Haas: Mündlich!)
Meine Damen und Herren! Es wird so vorgegangen. Wir kommen nun zur Durchführung der Aktuellen Stunde. 
Aktuelle Stunde
Es liegt ein entsprechender Antrag des Freiheitlichen Landtagsklubs vor. Nach dem Rotationsprinzip sind die Freiheitlichen an der Reihe. Das Thema lautet: „Vorschulische Kinderbetreuung in Kärnten“. Ich erteile dem Redner der Antragsteller als Erstem das Wort. Es ist dies Herr Klubobmann, Ing. Kurt Scheuch. Im besonderen möchte ich darauf hinweisen, dass die generelle Redezeitbeschränkung in der Aktuellen Stunde von fünf Minuten einzuhalten ist. Ich bitte, zu sprechen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Man kann heute stolz hier stehen und freiweg sagen: Kärnten ist ein Familienland! Ein Familienland bei dem wiederum die Kinder, die Jüngsten unserer Gesellschaft sozusagen, in den Mittelpunkt gestellt werden. Und das ist nicht nur durch eine Aktion manifestiert, sondern das sind viele, viele, viele Aktionen, die Kärnten hier vorbildlich leistet. Und um letztendlich hier auch den Ausgang darzustellen sei mir erlaubt zu sagen, dass zum Beispiel das Kindergeld in Kärnten erfunden wurde. Eine Kärntner Erfindung, die 2002 letztendlich ganz Österreich überzeugt hat. Im übrigen eine Erfindung, die von Seiten der SPÖ bis zum letzten Tag immer bekämpft worden ist. Ich kann mich noch an die Slogans „Frauen zurück an den Herd“ erinnern. (Mehrere Zwischenrufe aus der SPÖ-Fraktion.) Natürlich: Ihre Frau Schaunig, die ja heute hier nicht sitzt, weil ihr ja die Kinder nicht so wichtig sind und auch den Saal verlassen hat, war immer gegen diese Aktion. Aber Kärnten zahlt zum Beispiel auch einen Familienzuschuss bis zum zehnten Lebensjahr. Eine wichtige Tat vor allem auch für einkommensschwache Familien, zu der wir uns ganz klar bekennen. Immerhin 7,5 Millionen Euro pro Jahr, meine sehr geehrten Damen und Herren, wenden wir in diesem Bereich auf. Kinderbetreuungseinrichtungen werden in Kärnten vorbildlichst unterstützt. 29,6 Millionen Euro pro Jahr fließen hier in diesen Bereich vom Kinderhort bis zur Tagesmutter. Eine, glaube ich, gute und vorzeigbare Lösung! Das Babygeld – wiederum eine neue Erfindung für die Kärntner Kinder mit 800 Euro für jeden neuen Erdenbürger – bedeuten 4,1 Millionen Euro pro Jahr. Und auch das ist ein ganz wichtiger Bereich. Und nachdem die Soziallandesrätin dort nichts weiter gebracht hat, haben wir dies eben mit Hilfe der ÖVP realisieren müssen! (Beifall von der F-Fraktion.) Und wir können auch stolz darauf sein zu sagen, dass es in Kärnten wieder ein Schulstartgeld gibt. 4,2 Millionen Euro werden hier eingesetzt. (Abg. Lutschounig: Wieder!) Ja, ganz klar! Wieder gibt! (Abg. Lutschounig: Wieder die ÖVP!) Also, das würde ich jetzt ein bisschen bezweifeln. Aber es ist gut, dass es das wieder gibt. Und ich würde dem Zwischenrufer empfehlen das Regierungsprogramm, das es damals auch zwischen SPÖ und BZÖ gegeben hat, zu lesen. Auch dort ist es mit der Umsetzungskompetenz bei der Frau Landesrat zu finden. Die Kompetenz hat zu wünschen übrig gelassen. Somit mussten wir uns für unser Modell einen neuen Partner suchen. Die ÖVP war willfährig und somit haben wir es gemacht. Wir haben es für die Kärntner Kinder gemacht! Nicht für die SPÖ und nicht für die ÖVP! (Beifall von der F-Fraktion.)
Letzter Punkt einer Erfolgsgeschichte: Gratiskindergarten in Kärnten! Und jetzt weiß ich schon, dass hier ein bisschen zwischen SPÖ und ÖVP der Vaterschaftsprozess (Abg. Lutschounig: Machen wir die DNA-Analyse!) geführt werden wird. Es sei! Führen Sie ihn weiter, meine lieben Freunde der politischen Mitkonkurrenten! Wir brauchen keinen Vaterschaftsprozess führen, weil wir sind nämlich die Mutter von diesem Gratiskindergarten, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg. Warmuth: Bravo! – Beifall von der F-Fraktion.) Der Herr Landesrat Dörfler hat eine biologische Sensation vollbracht und hat als zuständiger Referent letztendlich die Mutterschaft für das Gratiskindergartenjahr übernommen. 75,-- Euro pro Kind, 4,8 Millionen Euro kostet diese Aktion insgesamt pro Jahr, um das Zahlenspiel auch fortzusetzen. 50,2 Millionen Euro jedes Jahr vom Land Kärnten für unsere Erdenbürger in Kärnten, für die Kinder! Das ist einen Applaus wert! (Beifall von der F-Fraktion.) Das ist wirklich einen Applaus wert!
Wir, meine sehr geehrten Damen und Herren, haben aber natürlich Ziele, die auch klar definiert sein müssen. Und deswegen stehe ich heute hier und sage, dass Schulstartgeld, Gratiskindergarten und auch das Babygeld Forderungen sein müssen, die österreichweit umzusetzen sind! Die eine neue Bundesregierung als Herausforderung annehmen muss, um letztendlich auch in Kärnten finanziellen Spielraum zu schaffen, um weitere Meilensteine der Familienpolitik zu setzen! Danke, Jörg Haider! Danke, Gerhard Dörfler! (Beifall von der F-Fraktion.)
Ing. Scheuch

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Bevor ich der nächsten Rednerin, Frau Mag. Cernic das Wort erteile, möchte ich noch Vertreter der Katholischen Studentenverbindungen in Kärnten hier im Hohen Haus begrüßen, die auf der Tribüne eingetroffen sind! (Beifall im Hause.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Herr Kollege Scheuch! Die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin nimmt gerade eine Petition bezüglich der Senkung (Abg. Ing. Scheuch: Das war ja schon vorher!) der Klassenschülerhöchstzahlen entgegen, eine Initiative der SPÖ. Und daran sieht man, wie sehr ihr an den Kindern gelegen ist! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die längst fällige Anpassung des österreichischen Bildungs- und Betreuungssystems an neue gesellschaftliche Erfordernisse wird eine der großen Herausforderungen der nächsten Jahre werden! Die derzeitige Bundesregierung aus BZÖ und ÖVP hat diesbezüglich völlig, das muss man betonen, völlig versagt! Um internationale Standards zu erreichen wäre es notwendig, ein aus dem Bundeshaushalt finanziertes österreichweit einheitliches Bildungs- und Betreuungssystem zu schaffen, wie es die SPÖ schon seit sehr vielen Jahren propagiert und wie es die ÖVP mit ebensolcher Ausdauer blockiert! (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Ein solches System müsste mit einer Elementarbildung im Kindergarten beginnen und in eine Gesamtschule der Sechs- bis Fünfzehnjährigen weiterführen, die in den ersten vier Schulstufen fakultativ eine ganztägige Betreuung anbietet. Und darüber hinaus dann in den höheren Schulstufen dafür Sorge tragen, dass es einen Ganztagsunterricht gibt, in dem Lernzeiten, Freizeit und Unterrichtszeit sinnvoll miteinander verschränkt werden.
Dadurch, meine sehr geehrten Damen und Herren, würden Familien finanziell entlastet! Eltern könnten Beruf und Kinder guten Gewissens miteinander vereinbaren. Die Geburtenrate würde wie in den skandinavischen Ländern wieder ansteigen. BZÖ-ler und FPÖ-ler müssten sich nicht mehr so vor Überfremdung fürchten. Die Vorraussetzungen für eine solche Entwicklung wären allerdings eine einheitliche Grundausbildung von Pädagoginnen und Pädagogen und eine Neudefinition des Kindergartens als Bildungseinrichtung. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Wie wir aus allen nationalen und internationalen Studien entnehmen können, sind Kinder im Kindergarten ungemein aufnahmefähig. Und eine gute und gezielte Förderung in dieser Zeit kann soziale und sprachliche Defizite ausgleichen und erhöht die Chancen auf einen unbelasteten Einstieg in die Schulzeit. Um das zu erreichen, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist es das Wichtigste, dass die Motivation, dass möglichst viele Kinder einen Kindergarten besuchen, verstärkt wird. Die SPÖ Kärnten hat also sehr bewusst und mit Nachdruck einen beitragsfreien Kindergarten gefordert. Wie Sie gemerkt haben, konnten sich auch die anderen Parteien dieser Forderung nicht gänzlich entziehen. Unter Aufbietung zahlreicher Inserate sind sie, Gott sei Dank muss man sagen, auf den fahrenden Zug aufgesprungen. Das freut uns sehr! In diesem Fall ist „Trittbrettfahren“ erwünscht, weil gute Ideen brauchen bekanntlich Mehrheiten, um umgesetzt zu werden. Und so werden wir ab Herbst dieses Jahres zwar nicht das haben, was wir uns wirklich vorstellen: Nämlich einen gänzlich beitragsfreien Kindergarten. Wir werden aber zumindest erreicht haben, dass das letzte Kindergartenjahr beitragsfrei für die Eltern gestaltet werden kann. (Mehrere Zwischenrufe von der F-Fraktion. – Abg. Ing. Scheuch: Hört! Hört!) Das ist dann auch so geregelt, dass es beitragfrei für jene ist, die den Kindergartenplatz ganztägig brauchen, wie beispielsweise Berufstätige, Alleinerzieher, Alleinerzieherinnen oder berufstätige Eltern. Und das ist in erster Linie wieder der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin zu danken. Denn das Angebot des Kindergartenreferenten bezieht sich bekanntlich nur auf Halbtagesplätze. Das ist nicht das, was wir uns vorstellen und reduziert sich wieder ideologisch auf eine bestimmte Notwendigkeit, die an den tatsächlichen Erfordernissen des Alltages österreichischer und Kärntner Familien vorbeigeht. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Lieber, meine sehr geehrten Damen und Herren, wäre es uns allerdings gewesen, wenn die Vertreterinnen von BZÖ und ÖVP die Regierungskoalition dazu genützt hätten, eine österreichweit einheitliche Finanzierung und Lösung herbei zu führen. Eine solche würde nämlich nicht nur die Eltern erheblich entlasten, sondern auch die Gemeinden. Denn eigentlich ist es den Gemeinden längst nicht mehr zuzumuten, dass sie aus ihren schmalen Budgets letztendlich den wesentlichen Teil der vorschulischen Kinderbetreuung organisieren und auch finanzieren.
Es ist also insgesamt für uns ein wichtiger Meilenstein, der hier durch unsere Initiative gelungen ist. Natürlich müssen (Vorsitzender: Frau Abgeordnete, bitte zum Schluss zu kommen!) wir einsehen, dass wir auf Grund der fehlenden bundespolitischen Vorgaben Selbsthilfegruppen sozusagen organisieren müssen. Für uns ist das Ganze nur ein Etappensieg. Unser Ziel ist nach wie vor der beitragsfreie Kindergarten. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich erinnere mich noch gut daran, dass es vor langen Jahren einen, fast würde ich sagen, Kraftakt des Landes gegeben hat, was vorschulische Betreuung anbelangt, und zwar hat das Land seinerzeit die Zahlen der Kinder in der Gruppe von ursprünglich 35 Möglichen auf 25 gesenkt. Das war ein gewaltiger Schritt, der natürlich damals die Gemeinden auch ungemein belastet hat. Man hat als Kompensation besondere Förderungen für die Gruppen dann eingeführt. Damals ging es eigentlich im Wesentlichen um die reinen Betreuungsplätze.
Ich möchte aber bewusst den Begriff der Betreuung koppeln mit dem Begriff der Erziehung. Die öffentliche Hand kann sehr wohl, aus meiner Sicht, Betreuungsplätze anbieten, natürlich auch dort für Erziehung sorgen. Aber um eines, vorweg, kommen wir nicht herum; aus meiner Sicht. Die Verantwortung der Eltern in Richtung Erziehung bleibt auch im vorschulischen Alter und sollte auch dementsprechend hervorgekehrt werden, bevor wir über die Folgen und Konsequenzen diskutieren.
Heute wissen wir, dass es über die reine Aufnahme und Betreuung, im weitesten Sinn, auch um andere Dinge im Kindergarten geht. Gerade heute hat ja die Tagesordnung einen ganz wesentlichen anderen Punkt: diese Sprachstandserhebung, über die wir am Nachmittag diskutieren werden. Das ist der Ausfluss der Entwicklung in den letzten 20 Jahren. Wenn wir heute darüber diskutieren, dass plötzlich im Kindergarten Defizite abgebaut werden sollen, um die Kinder besser für die Schule vorzubereiten, dann müssen wir sozusagen ein Defizit im Prinzip von der öffentlichen Hand her ausgleichen, das offenbar im familiären Umfeld entsteht. Das sollte man immer im Hinterkopf haben – was ja nicht heißt, dass man diese Defizite nicht tatsächlich aktiv angeht. Soziales Verhalten, Sprachkompetenz oder Mangel in diesem Zusammenhang sind die Schlagworte, über die wir heute reden.
Wir haben übrigens als ÖVP den beitragsfreien Kindergarten – auch das das darf ich in Erinnerung rufen! – schon im Landtagswahlkampf als Thema eingebracht. Das wurde durch andere Dinge völlig überlagert und ist, ehrlich gestanden, total untergegangen. Die Zeit, offenbar, war damals nicht reif, ist aber heute plötzlich ein zentrales Thema. Wenn wir uns dazu finden, diesen ursprünglichen Gedanken des beitragsfreien Kindergartens wenigstens in Etappen einzuführen, soll uns das allen Recht sein. Denn es geht letztlich wirklich um die Kinder!
Ich sage dazu aber auch eines: Allein neuorganisatorische Formen im Kindergarten werden es nicht sein, sondern ich bin der Überzeugung, dass wir diese Schnittstelle zwischen Kindergarten und Volksschule auch neu zu überdenken haben. Wir haben im Bildungsausschuss des Öfteren darüber debattiert – eigentlich sehr sachlich und parteienübergreifend, und das sollte auch in Zukunft durchaus so sein. Denn das wahre Problem liegt darin, dass natürlich nach wie vor nicht alle Kinder in den Kindergarten kommen; zwar ein großer Teil, aber nicht alle. In die Volksschule kommen alle sehr wohl, logisch. Aber dort haben wir unterschiedliche Zugänge. Das könnte man sicherlich, zumindest wäre es überlegenswert, so lösen, dass man zum Beispiel wirklich einmal wieder nachdenkt, die Eingangsphase in der Volksschule anders zu gestalten. Das könnte durchaus ein verpflichtendes Vorschuljahr werden.
Ich könnte mir, ehrlich gestanden, durchaus auch das finnische Modell vorstellen: dass man den regulären Volksschulunterricht erst mit dem 7. Lebensjahr beginnen lässt. Das hätte natürlich sofortige Auswirkung auf die Polytechnische Schule. Das ist mir schon klar. Aber wozu ich aufrufe und durchaus bereit bin, das wäre, gesamtkonzeptiv zu denken, das heißt, dass wir uns nicht nur auf den Begriff der vorschulischen Betreuung und Erziehung allein festnageln, sondern wir sollten dieses Thema durchaus mit den Bereichen der Volksschule ganzheitlich diskutieren.
Wenn wir aber „Betreuung“ auch als weiten Begriff hernehmen, dann darf ich schon in Erinnerung rufen, dass auch von der ÖVP her Initiativen gesetzt wurden, um auch außerhalb des eigentlichen Kindergartenbereiches aktiv zu werden, zum Beispiel im Hinblick auf die mobilen Tagesmütter, die als Ergänzung durchaus sehr sinnvoll sind.
Ich habe hier über 11.000 Unterschriften, die wir in einer Woche als ÖVP kärntenweit gesammelt haben – in einer Woche! -, mit dem Ziel, den beitragsfreien Kindergarten zu erreichen. Wenn wir es in Gemeinsamkeit jetzt als erste Stufe beschließen, dann wollen wir keinen Vaterschaftsstreit. Es ist auch schwierig, bei drei Vätern die gleiche Mutter. Das wird sich biologisch nicht ganz ausgehen. (Lärm im Hause. – Vorsitzender: Bitte, zum Schluss zu kommen!) Okay!
Daher sage ich eines: Unsere Initiative hat gefruchtet. Wir nehmen das freudig zur Kenntnis. Ich hoffe, dass diese Konstruktivität in den Gesprächen auch in weiteren Diskussionen erhalten bleibt! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ein Anfang ist gemacht: Das letzte Kindergarten ist zumindest zur Hälfte beitragsfrei. Wir hätten uns überhaupt den Gratiskindergarten gewünscht. Wir werden heute auch einen dementsprechenden Antrag einbringen.
Was soll jetzt eine Kinderbetreuungseinrichtung können? – Sie soll einmal leistbar sein. Das hätten wir dann ein bisserl thematisiert. Sie soll bedarfsorientiert sein und sie soll qualitativ hoch stehend sein. Ich habe mir ein bisserl die Dimensionen der Kinderbetreuungseinrichtungen angeschaut. Da ist einmal die familienpolitische Dimension, die die Familie ergänzen und entlasten soll, wie überhaupt eine gute Familienpolitik die Vereinbarkeit von Familie und Beruf schaffen soll und eben die Familienbetreuungsangebote öffentlichen ausbauen muss. Dann gibt es noch die bildungspolitische Dimension. Wir sehen die Kinderbetreuungseinrichtung als Bildungseinrichtung. Das heißt aber auch, dass ein öffentlicher Zugang sein muss, gleiche Chancen für alle - natürlich wäre schön, wenn das gratis wäre – und auch dass die Qualität der Angebote stehen muss, das heißt, dass dort auch die Arbeitsbedingungen stimmen müssen und dass die Fortbildung gewährleistet ist.
Dann die frauenpolitische Dimension: Es hat sich hier das traditionelle Frauenbild total gewandelt. Es sind in Österreich, nach den letzten Studien, weniger als 3 % „nur Hausfrauen“ mehr unterwegs. Es gibt diese Mischbiografien, dass man gearbeitet hat, dann in Karenz geht, den Wiedereinstieg macht, Teilzeitarbeit hat und schlussendlich an den Rand der Gesellschaft gedrängt wird, weil man eben dieses Angebot nicht hat. Ein Haupthemmnis für die Rückkehr der Frauen ist eben ein mangelndes Angebot an Kinderbetreuungseinrichtungen. Dann gibt es den arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitischen Ansatz, der da sagt, dass es nicht nur für die Frauen gut ist, wenn es eine höhere Frauenerwerbsquote gibt, sondern das macht auch volkswirtschaftlich großen Sinn und dass auch Betriebe sich eher dort ansiedeln, wo sie qualifizierte Frauen bekommen und wo diese Frauen auch Kinder in Einrichtungen geben können. Deswegen ist es auch für Standortentscheidungen wichtig, dass es dort Kinderbetreuungseinrichtungen gibt.
Die Stadt Zürich hat eine Kosten-Nutzen-Rechnung in Bezug auf Kinderbetreuungseinrichtungen gemacht. Da gibt es den direkten Nutzen, der da sagt, dass es zusätzliche Steuereinnahmen gibt, weil es eben mehr Beschäftigte in Einrichtungen gibt, weil die Eltern ein Mehreinkommen haben und weil es schlussendlich dann auch weniger Ausgaben für Kriminalität geben wird, wenn die Kinder besser untergebracht sind. Dann gibt es den indirekten Nutzen. Das ist der Nutzen aus zukünftigem wirtschaftlichem Wachstumspotenzial. Es gibt höhere Schulabschlüsse und höhere Lebenseinkommen, höhere Leistungsfähigkeit in Unternehmen und damit eben volkswirtschaftlich einen höheren Standard des Staates. Dann gibt es noch einen ideellen Nutzen, der insgesamt die Lebensqualität erhöht und ein verbessertes Angebot gibt und eben diesen so genannten Standortvorteil und die Standortattraktivität.
Wenn man jetzt so die Vergleiche im europäischen Raum anstellt, dann sieht man, dass die Grundlage für eine steigende Erwerbstätigkeit von Frauen und für eine Zunahme der Geburtenrate immer wieder das Kinderbetreuungsangebot darstellt und dass wir in Österreich bei den Drei- bis Vierjährigen ein Manko haben, im Vergleich zu anderen Staaten. Wir sind auch bei den Ein- bis Sechsjährigen hinter Deutschland, wir sind hinter Frankreich und hinter Schweden. Frankreich hat, glaube ich, in allen Gebieten 100 % abgedeckt. Das schaffen wir nicht. Es wäre natürlich begrüßenswert, würden wir in Kärnten diesen Schritt, den wir heute setzen, ein bisserl weiter setzen, in den nächsten Monaten. Ich hoffe, wir können in ein paar Monaten da stehen und sagen: Es gibt einen Gratiskindergarten! Danke schön! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)

Holub

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Werte Zuhörer auf der Tribüne! Wenn man nur die Maßnahmen des Landes Kärnten in der Bundesregierung in Betracht zieht und nicht weiß, auch wenig Zeitung lesen würde, würde man wissen, dass das heurige Jahr einer wichtigen Wahl entgegengeht, weil all diese Maßnahmen natürlich schon gemacht werden hätten können. Wie von meinen Vorrednern schon ausgeführt wurde, war das schon Thema 2004 bei einer Wahl. Jetzt schaut es aus, dass sämtliche Parteien, sprich die SPÖ, die ÖVP, aber auch das BZÖ, in großformatigen Inseraten und ganzseitig die Erfinder dieses beitragsfreien Kindergartens sind. Dazu ist von meiner Seite aus, von der FPÖ, natürlich all diese Maßnahmen, die eine Verbesserung für Familien, Kindern, schulpflichtigen Kindern beantragen, volle Zustimmung zu geben. Es ist aber auch zu hinterfragen, ob es nicht noch Verbesserungen gibt oder ob man nicht so richtig die Wahrheit damit trifft, wenn man sagt: Beitragsloser Kindergarten – ist er wirklich beitragsfrei oder ist das nur ein Zuschuss, ein wesentlicher Zuschuss pro Kind für den Kindergarten?
Ich habe die Unterlagen der Landesregierung noch nicht und bin eher der Meinung, dass ja an der ganzen Sache noch herumgefeilt wird. Was ist mit der Nachmittagsbetreuung auch in der Schule? Die Nachmittagsbetreuung, erzählen mir Mütter, kostet bis zu 100 Euro, was sich auch nicht alle leisten können. Es wäre dann wirklich wichtig, dass zumindest das letzte Kindergartenjahr tatsächlich beitragsfrei ist, sodass sich das alle leisten können und dass man dort versucht, in den Kindergärten vorschulische Maßnahmen auch zu setzen.
Jetzt wurde von meinen Vorrednern aufgezählt, was alles für die Familien mit Kindern getan wird. Das ist sehr wichtig! Wir haben trotzdem rückläufige Geburtenzahlen, auch in Kärnten. Es ist alles nicht so ganz hundertprozentig. Beim Kindergeld wurde am Anfang von uns der so genannte Kinderscheck versprochen. Damals in Schilling 6.000 pro Monat pro Kind - das ist jetzt ein Kindergeld – und keine Einkommensobergrenze. Jetzt wurde daraus das Kindergeld mit Einkommensobergrenzen, wo viele Kinder aus dem Genuss dieses Kindergeldes herausfallen.
Dann wurde auch das Schulstartgeld angeführt. Das Schulstartgeld wird je nach politischer Laune oder Mehrheit einmal eingeführt, dann wieder abgeschafft – und jetzt wieder eingeführt. Da fehlt die Kontinuität. Die Bürger dieses Landes müssen sich verlassen können, wenn es Förderungsgesetze oder Förderungsbeschlüsse im Lande gibt, dass das zumindest für eine gewisse Zeit, bis es überholt ist, zum Tragen kommt und nicht, dass es je nach politischer Konstellation und Laune dann wieder abgeschafft wird.
Diese Nachhaltigkeit fehlt, und die möchte ich als Freiheitlicher von den Verantwortlichen der Kärntner Landesregierung hier einfordern, dass sich die Menschen dieses Landes tatsächlich auf die Förderzusagen verlassen können, dass auch nach geschlagenen Wahlen das weiterhin stattfindet und nicht, dass das nach nur Wahlkampfgags sind. Danke!
(Der Vorsitzende erteilt LR Dörfler das Wort.)

Schwager

Landesrat Dörfler (F):

Dörfler

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Besucher! Es ist interessant, dass ich heute zur Mutter gemacht werde. Ich gebe zu, ich habe einige Kilo zugenommen, aber das hat damit zu tun, dass meine politische Arbeit mein Lauftraining etwas in den Schatten gestellt hat, nicht, dass ich etwa schwanger bin.
Vielleicht ganz kurz: Es ist ja heute schon einiges gesagt worden. Daher auch ein nationaler Vergleich. Wo liegt Kärnten in der Qualität der Kinderbetreuung, weil ja immer wieder, und das hat mich so erstaunt, bis zum Jahr 1999 war ausschließlich eine Partei für die Kinderbetreuung in Kärnten zuständig.
Bis dorthin war alles zu hundert Prozent bestens. Und einen Tag später, als das Ressort dann in eine andere Partei und namentlich zum Mathias Reichhold und dann zu mir gewechselt hat, war alles schlecht in Kärnten. Das möchte ich einmal fest​halten. Dann haben die Öffnungszeiten nicht mehr gepasst, dann haben die Preise nicht mehr gepasst, Frau Kollegin! Die Qualität hat nicht mehr gepasst! (Zwischen​rufe von Abg. Mag. Cernic. – Weitere Einwände aus der SPÖ-Fraktion. – Lärm im Hause.) Also, ich muss wohl annehmen, das jahrzehntelang unter einer SPÖ-regier​ten Kinderbetreuungslandschaft in Kärnten (Weitere gleichzeitige Zwischenrufe aus der SPÖ-Fraktion. – 2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut: Das habe ich nicht ge​sagt. Die Qualität ist sehr gut! – Lärm und Unruhe in der SPÖ-Fraktion.) scheinbar alles nicht funktioniert hat, weil ich habe ja, ich könnte ja die … (Abg. Mag. Cernic: Hervorragende Qualität …) Frau Kollegin! Ich halte fest: Sie sagen, die Qualität in Kärnten ist bestens. Dann werde ich hier heute wohl nichts mehr anderes hören. Das ist einmal eine Bestätigung dafür, aber in vielen Anfragen wurde das Gegenteil dar​gestellt.
Vielleicht ganz kurz: Diskussion „Öffnungszeiten“. Es gibt hier eine Erhebung die beweist, dass Kärnten die besten Öffnungszeiten hat, zum Beispiel, Kindergärten, die länger als neun Stunden im Tag geöffnet haben. In Kärnten 59,6 Prozent, Nieder​österreich 48,7 Prozent, Oberösterreich 44,1 Prozent, Salzburg – fast ähnlich wie Kärnten – 59,1 Prozent, Tirol nur 20,9 Prozent, Vorarlberg nur 21,8 Prozent. Oder, eine weitere Öffnungszeitenstudie aller Kinderbetreuungseinrichtungen. Öffnungszei​ten nach 16.00 Uhr: Kärnten 71 Prozent, Niederösterreich 48,2 Prozent, Oberöster​reich 42,9 Prozent, Salzburg 61 Prozent, Tirol und Vorarlberg – das ist wirklich ein Betreuungssündenfall was die Öffnungszeiten anlangt – 25,5 oder 28,6 Prozent. Das heißt, Kärnten hat jedenfalls im Bereich der Öffnungszeiten optimale Angebote. Ich möchte mich auch bei allen Betreibern, vor allem auch bei den Gemeinden be​danken, dass sie in der letzten Zeit die Öffnungszeiten massiv ausgebaut haben. Und dieses Dankeschön darf ich wirklich an die Gemeinden und Betreiber weiter​geben. (Beifall von der F-Fraktion.)
Auch was die Hortentwicklung anlangt, dürfen wir festhalten, Frau Kollegin Cernic, Sie müssen mir schon genau zuhören, damit Sie sehen was passiert ist von 2000 bis 2005! Wir hatten 46 Horteinrichtungen im Jahr 2000; im Jahr 2005 sind es 108! Das heißt, die Horteinrichtungen wurden um 62 erhöht bzw. um 135 Prozent. (Abg. Mag. Cernic: Von den Gemeinden!) Hortgruppen … Von Gemeinden mit Unterstützung des Landes, Frau Kollegin! Sie wissen schon, dass eine Hortgruppe bis 26.000,-- Euro Landesbeitrag erhält und, dass wir das massiv unterstützt haben. (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Hortgruppen von 132 auf 222; 90 dazu – das sind 68 Pro​zent Steigerung! Anzahl der Kinder die betreut sind: Im Jahr 2000  2.410; heuer 3.765 – ein Plus von 1.355 oder 56 Prozent. Genehmigte Plätze: Im Jahr 2000  2.461; im Jahr 2005  4.230. Das ist ein Plus von 72 Prozent. Die Förderung des Landes für diese Horteinrichtungen: Im Jahr 2000  2,8 Millionen Euro; im Jahr 2005 5,3 Millionen Euro. Das ist ein Plus von 2,5 Millionen Euro. Fast eine Verdoppelung. 89 Prozent!
Das ist ein Zeichen, dass in den letzten fünf Jahren im Bereich der Hortbetreuung, gemeinsam mit Betreibern und Gemeinden, eine Offensive stattgefunden hat. Und auch da darf ich wieder den Gemeinden den Dank weitergeben. Frau Cernic, es kann nur nicht so sein, dass, wenn was nicht passt, ist das jeweilige Regierungsmit​glied schuld, und wenn’s passt sind dann die anderen die Positiven. Wir sinds ge​meinsam, die wirs machen! Auch Preisvergleich; ich darf zitieren aus einer OGM-Studie aus dem Jahr 2005. Preisvergleich, Kaufkraftstudie; und diese Studie hält auch fest, dass Kärnten neben Niederösterreich und dem Burgenland die absolut niedrigsten Kosten für die Kinderbetreuung insgesamt hat – auch da ohne das För​dermodell das wir beschlossen haben – ist Kärnten mit Niederösterreich und Burgen​land das preisgünstigste Bundesland! Und darauf darf ich auch verweisen und wie​der auch den Dank an die Gemeinden weitergeben, weil die natürlich auch mit ent​sprechenden Abgängen und Beiträgen, wenn ich denke, dass allein – der Herr Bür​germeister Stark hat mir das heute gegeben – die kleine Gemeinde Reifnitz für circa 20 Kinder einen Aufwand von 73.000,-- Euro, in guten alten Schillingen 1,004 Mio. (Vorsitzender: Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) für die Kinderbetreuungseinrich​tung hat.
Eines noch ganz kurz. Wir haben auch die mobilen Tagesmütter und die Kinderwerk​statt Klagenfurt beschlossen. Und das darf nicht dazu kommen, dass gute Projekte dazu führen, dass bei einem Gesamtbudget die Frau Präsidentin Scheucher, immer​hin auch Abgeordnete des Nationalrates, dann sowas wie eine Art Marketing-Geld​vernichtung macht. Das Gesamtbudget dieser Einrichtung beträgt für ein Jahr 310.000,-- Euro. (Vorsitzender: Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) 40.000,-- Euro sind für Fernsehspots, Plakatwellen und Mystery-Shopping. (Mehrere Einwände aus der SPÖ-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.) Da sollen Kinder von null bis zehn die Qualität der Klagenfurter Gastronomie testen. Dagegen verwehre ich mich! Es darf nicht sein, dass soziales Geld das wir für Kinderbetreuungseinrichtungen inve​stieren, dann für Plakatwellen, Mystery-Shopping und TV-Spots verwendet wird. (Bei​fall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut das Wort.)
Dörfler

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Präsident! Hoher Landtag! Sehr geehrte Damen und Herren! Vielleicht noch einmal ein Satz. Ich denke, es ist nicht sehr zutreffend, wenn man – auch über die Parteigrenzen hinweg durchaus anerkannt – sozialpolitisch engagierte Frauen in Kärnten hier diffamiert, die Initiativen setzen, die für die Kinder und Familien ganz, ganz wichtig sind. Ich glaube, das ist nicht in Ordnung! Hier sollte man einfach sagen, ein gutes Projekt, das gut gemacht wird! Und man sollte sich gemeinschaftlich … (LR Dörfler: 40.000,-- Euro Werbegeld, Frau Kollegin Schaunig! Da sind Sie ein​verstanden?! Ich halte das nur fest!) darüber freuen. Und puncto … (LR Dörfler unterbrechend: Ich halte das nur fest. Mehr als der Lan​deskindergartenbeitrag als Werbegeld ausgegeben! Und Sie unterstützen das! – Es folgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe aus der SPÖ-Fraktion. – Super!) Ich würde bitten, dass man Projekte nicht schlecht macht. (LR Dörfler: Es wird kein Pro​jekt schlechtgemacht! Es ist die Werbeausgabe …)
Die größte Ausbauphase der Kindergärten – und ich denke, das sollte man sich auch einmal in Erinnerung rufen – in Kärnten gab es unter der Amtszeit einer sozialdemo​kratischen Landesrätin, der Landesrätin Karin Achatz, (Abg. Ing. Scheuch: Lang, lang ist´s her!) zu dem Zeitpunkt, wo sie noch zuständig war für diesen Bereich. (Es folgen weitere Zwischenrufe aus der F-Fraktion. – Lärm im Hause.) Und von dieser Initiative der Sozialdemokratie profitiert der Bereich der Kinderbetreuung in Kärnten noch heute, denn hier wurden in wenigen Jahren – damals noch gemeinsam mit dem Bund, mit der Kinderbetreuungsmilliarde – ganz, ganz wichtige Initiativen gesetzt. Ich freue mich über den Beschluss, den wir in der letzten Regierungssitzung getroffen haben. Es freut mich, dass das BZÖ nach anfänglichen Blockadeversuchen, diese Blockade zu Lasten der Kärntner Familien aufgegeben hat. Der Kindergartenreferent hat wenige Tage vor der Beschlussfassung noch öffentlich davon gesprochen, dass die Elternbeiträge überhaupt kein Problem für die Eltern wären. Dass das nicht der Fall ist, haben sehr viele Anrufe in meinem Büro und ich nehme an auch (LR Dörfler: Und dass immer Sie die Leitungen haben, wo Sie nicht zuständig sind? Erzählens die Märchen woanders, Frau Kollegin! Ist ja unglaublich!) in anderen Re​gierungsbüros belegt. Offenbar haben die Leute sehr großes Vertrauen zu mir und deponieren … (Weiterer aufgebrachter Zwischenruf von LR Dörfler.) ihre Anliegen, (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) weil sie sich sicher sind, dass sie bei mir auch gehört und (Einwände aus der F-Fraktion.) letztendlich umgesetzt werden.
Es haben sich sehr viele Eltern gemeldet, die genau das Gegenteil gesagt haben, dass Elternbeiträge für sie sehr wohl ein Thema sind, insbesondere Frauen, die Alleinerzieherinnen sind, für die die Elternbeiträge – weil sie angewiesen sind auf die Kinderbetreuung – unumgänglich, aber finanziell belastend sind. Der Vormittag allein in der kostenlosen Betreuung im letzten Jahr vor dem Schulbeginn ist zu wenig! Und es freut mich, dass wir es geschafft haben, über meine Initiative auch den Nachmit​tag kostenfrei zu stellen, für all jene Eltern, die weniger als 40.000,-- Euro netto Jah​reseinkommen haben. Das sind mehr als 60 Prozent aller Eltern in Kärnten. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Was mich auch freut – mit diesem Beschluss gab es auch ein bisschen eine Mei​nungsänderung in manchen Bereichen und ein Bekenntnis aller dazu, dass Kinder​gärten wichtige pädagogische Einrichtungen im Bildungssystem sind. Das ist ganz ein wichtiger Punkt! Und ich glaube, die Kostenfreistellung hat dazu geführt, dass es hier auch das politische Bekenntnis dazu gibt, wie toll die Arbeit in den Kindergärten gemacht wird und welchen wertvollen pädagogischen Beitrag Kindergärtnerinnen und Kindergärtner in Kärnten leisten. In manchen Wortmeldungen heute kam es auch zu einem Ausspielen von Elternhaus und Kinderbetreuungseinrichtung. Und ich kann davor nur warnen! Es sind beide Bereiche unverzichtbar für Kinder! Kinder brauchen beides. Sie brauchen ein Elternhaus, das sie fördert und schützt, und sie brauchen Kinderbetreuungseinrichtungen, die sie fördern, pädagogisch betreuen und ihnen soziale Entwicklungsfelder ermöglichen.

Im Schulbereich würde niemand auf die Idee kommen, dass man sozusagen eine Konkurrenzsituation zwischen schulischer Betreuung und elterlicher Betreuung kon​struieren würde. Ganz im Gegenteil! Hier lebt man ganz bewusst Schulpartnerschaft und versucht, Eltern in den Schulbereich auch entsprechend miteinzubeziehen. Da​rüber hinaus, glaube ich, dass wir in vielen Bereichen, im vorschulischen Bereich, auch tolle Angebote haben, insbesondere dort, wo es um einen besonderen Förder​bedarf geht. Ich denke hier an unsere Frühförderinnen, die in ganz Kärnten flächen​deckend unterwegs sind und Kinder mit Förderbedarf bestens betreuen, sowie die Integrationskindergärten und unsere mobilen Integrationspsychologen, die in den Kin​dergärten tolle Arbeit vor Ort leisten.
Dieser Beschluss am letzten Dienstag ist aber nur ein erster Schritt. Weitere Schritte müssen folgen! Und ich glaube, ein Schritt sollte sehr rasch gesetzt werden; das ist die Frage der Betreuung in den Sommermonaten. Das waren auch viele Anrufe, Herr Kollege – auch wenn Sie es nicht wahrhaben wollen – die sich an mich gewendet haben, in denen Eltern deponiert haben, sie können ihre Ferienzeiten nur gestaffelt nehmen. Das heißt, Vater und Mutter müssen im Anschluss aneinander … (Vor​sitzender: Sie haben noch eine halbe Minute!) Urlaub nehmen, weil sie sonst die Ur​laubszeit nicht bestreiten können. Und das kann nicht sein, denn Familien sollten Ur​laubszeiten gemeinschaftlich verbringen! Also, die Frage der Betreuung in den Som​mermonaten, flexiblere Öffnungszeiten, (Einwand von LR Dörfler.) und auch eine weitere Absenkung der Kinderanzahl in den Kindergärten – und ich denke da an eine Gruppengröße von 20 – sollten wir unmittelbar angehen.
Es sollte die gesamte Kindergartenzeit beitragsfrei sein. Ich habe einen entsprechen​den Erweiterungsantrag in der Regierungssitzung gestellt und wenn uns hier immer auch die Unterschriftenlisten der ÖVP vorgeführt werden, (Vorsitzender: Bitte, zum Schluss zu kommen! – Einwand von LR Dörfler.) dann frage ich, warum die ÖVP am Dienstag nicht die Chance ergriffen hat und mit mir gemeinsam beschlossen hätte, dass der gesamte Kinderbetreuungsbereich kostenfrei gestellt wird. Wir hätten die Chance am Dienstag gehabt. (Es folgen mehrere Zwischenrufe aus der F-Fraktion. – Lärm im Hause.) Und die Eltern, die die Unterschriften geleistet haben, die werden sich zu Recht fragen, warum das nicht passiert ist. (Der Vorsitzende das Glocken​zeichen gebend: Frau Landeshauptfrau! Die Redezeit ist schon längst abgelaufen!) Als Ergänzung noch, (Vorsitzender: Nein, keine Ergänzung mehr! Zum Schluss, bitte!) Die Nachmittagsbetreuung an den Schulen: Hier gibt es ebenfalls die Notwen​digkeit, dass der Schulreferent aktiv wird. (Abg. Ing. Haas: Abdrehen!) Denn die Be​treuungspflichten für Kinder, die enden nicht im Kindergarten, sondern die brauchen Eltern und Kinder während der ganzen Zeit, bis zur Beendigung der Pflichtschule. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Sie haben jetzt 55 Sekunden überzogen, wenn Sie immer so genau schauen, was andere tun. Herr Abgeordneter Tauschitz ist der Nächste!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

(Abg. Mag. Dr. Kaiser: Das sparen Sie jetzt beim Tauschitz ein!) Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Mitglieder der Landesregierung und liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Es ist schon eigenartig, wenn man von der Abge​ordnetenbank aus beobachtet, wie diese Debatte ihren Lauf nimmt. Wie der Herr Landesrat Dörfler plötzlich die Mutterschaftsrolle des beitragsfreien Kindergartens übernimmt, die Frau Landeshauptmann Schaunig die Vaterrolle übernimmt. Also, da scheint ja einiges nicht zu stimmen hier in diesem Land Kärnten. Und es ist schon sehr bemerkenswert, (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo. – Dies löst Heiterkeit im Hause aus.) Das mag vielleicht Ihre, die Justizministerin des BZÖ interessieren, aber hier am Rednerpult hat das nichts zu suchen.
Ich glaube, man muss ein bisschen in die Vergangenheit schreiten, wenn man das Thema des beitragesfreien Kindergartens hier wirklich ernsthaft diskutieren will. Wer war es denn, der den beitragsfreien Kindergarten im Jahr 2004 groß plakatiert hat und zum Hauptthema des Wahlkampfes gemacht hat? Es war die ÖVP! (Mehrere Einwände aus der F-Fraktion. – Lärm im Hause.) Die ÖVP, die von Anfang an gesagt hat, der beitragsfreie Kindergarten ist eine wichtige Maßnahme für die Familienpolitik in diesem Land und für die Familien in diesem Land. Und was ist passiert? Die SPÖ und die BZÖ … (Es folgen mehrere Zwischenrufe aus der F- und SPÖ-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.) Schau! Heute noch ergeben Sie sich in einfacher Po​lemik und sind überhaupt nicht bei der Sache, sondern sie beschimpfen das Thema, sie halten es für unrealistisch und unbezahlbar. Also, meine sehr geehrten Damen und Herren! Da müssen Sie jetzt schon am Boden bleiben, gelt! Sie waren es, die immer gesagt haben: „Es geht nicht!“ Sie waren es, die (Der Vorsitzende, das Glo​ckenzeichen gebend: Bitte um Aufmerksamkeit für den Redner!) gesagt haben: „Die​ses Thema ist unfinanzierbar, es ist unrealistisch, es ist unmoralisch … (Lärm und Unaufmerksamkeit im Hause. – Der Vorsitzende gibt wiederum das Glockenzeichen.) und unsozial! Stimmt nicht! Heute ist es Realität! Danach kam die Koalition von BZÖ und FPÖ und hat die nächste familienpolitische Maßnahme abgedreht, nämlich das Schulstartgeld, ja! Ich erinnere nur an den 19. August 2005: Empörung über das Aus für das Schulstartgeld! Elternvertreter, ÖVP, FPÖ und Grüne werfen der orange/roten Koalition Verschwendungspolitik zu Lasten der Kärntner Familien vor, und offenbar fehle das beim Seebühnendesaster versenkte Geld jetzt für die Schul​kinder. Soviel zum Thema Familienpolitik der Koalition.
Und heute? Als der ominöse 28. Februar 2006 ins Land gezogen ist, plötzlich geht’s wieder! Plötzlich haben wir wieder eine Familienpolitik! Und warum haben wir wieder eine Familienpolitik in diesem Land? Weil diese Koalition aufgebrochen ist und die ÖVP jetzt die familienpolitischen Agenden in diesem Land einfach in die Hand ge​nommen hat, in einer Koalition mit dem Bürger. Wir waren es, die rausgegangen sind und mit dem Bürger Druck gemacht haben, damit der beitragsfreie Kindergarten Realität wird, weil der Herr Landeshauptmann hat sich ja in der letzten Sitzung noch mit Händen und Füßen dagegen gewehrt, dass es diesen beitragsfreien Kindergar​ten gibt! Und die Frau Schaunig, die sich jetzt wundert, warum man nicht mit der SPÖ dieses Paket beschlossen hat. Das ist eine ganz einfache Geschichte. Weil wir es weiterentwickelt haben und, weil wir etwas gemacht haben, das noch einfacher ist, das noch unbürokratischer ist, und es für die Eltern einfach ist, dass der Kindergarten wirklich beitragsfrei ist und so wenig wie möglich bürokratische Hürden auftauchen.
Wobei mich etwas hier schon freut! Und da kann ich mir meine Freude nicht verkneifen, dass sich der Herr Landeshauptmann jetzt als Werbeträger für die ÖVP-Kampagne hergibt und überall halbseitige Inserate mit dem „Kindergartenjahr gratis“ und dem „Schulstartgeld“ schaltet. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Mit einem roten Punkt!) Ich finde das sehr positiv, wenn man mit einem roten Punkt … (Dies wird auf heitere Weise vorgetragen.) Wenn man eine Werbeagentur beauftragen würde, dann müsste man dafür viel Geld zahlen! Herr Landeshauptmann, Sie sind zwar nicht da, aber wahrscheinlich in Hörreichweite: Wenn Sie so weiter machen, (3. Präs. Lobnig: Wie beim Kindergeld!) schaffen Sie es noch ÖVP-Parteimitglied zu werden. Aber ich sage Ihnen eines, ein einfaches Parteimitglied ist bei uns ein bisschen etwas anderes als bei der BZÖ, ja! Soviel sei dazu gesagt! Wobei, den Herrn Dörfler – die Mutter des Kindergartens, wie er sich selbst bezeichnet – (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) wollen wir nicht. Weil der Herr Dörfler, der da zwar von dem Plakat grinst und herunter lächelt, (Abg. Tauschitz hält ein Werbeplakat in die Höhe.) dort hinten steht er, war bis vor kurzem noch dagegen. Und da werden ja Maßnahmen getragen, die der Herr Landesrat Dörfler gar nicht will. Deswegen wollen wir das nicht!
Das Resümee ist: Der Anwalt für die Familien und für die Kinder in diesem Land ist der Landesrat Dr. Josef Martinz und die ÖVP! Das ist ein Faktum! (Lärm im Hause. –Beifall von der ÖVP-Fraktion.) Das ist ein Faktum! Das müssen Sie zur Kenntnis nehmen. Es ist jeder, (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen. Einen Schlusssatz, bitte!) Herr Klubobmann Kaiser, auch Sie sind eingeladen mitzutun, es ist jeder eingeladen mitzutun! Und wenn die Parteien weiterhin solche Themen für den Landtag verwenden, wird die ÖVP so wie schon bewiesen in Koordination mit dem Bürger weiter für die sinnvollen Dinge in diesem Land kämpfen! Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Tauschitz

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Präsident! Der Klubobmann des BZÖ hat gesagt, Kärnten sei ein Familienland. Schauen wir uns einmal dieses Familienland an. Wenn Kärnten ein Familienland ist, dann muss man schon fragen: Was ist das für ein Familienland, wenn wir immer weniger Kinder haben? Wenn die Kindergeburtenrate seit Jahrzehnten zurück geht? Wenn die Frauen immer weniger bereit sind, Kinder zu kriegen? Das muss ja Gründe haben! Das kommt ja von irgendwoher! Es ist ja nicht zufällig so, dass Frauen es sich überlegen, dass es immer schwieriger wird! Und sie kriegen immer weniger Kinder, weil die politischen Rahmenbedingungen nicht stimmen und weil die Männer sich an der Erziehung auch nicht beteiligen.
Hier muss man einen wichtigen Unterschied machen, einen Unterschied zwischen Frauen- und Familienpolitik. Frauenpolitik ist etwas Modernes. Da wird dafür gesorgt, dass Frauen gute Rahmenbedingungen für Kinder haben. Familienpolitik ist das Traditionelle. Das, was von der ÖVP propagiert wird, das ist Familienpolitik. Wo es darum geht, das traditionelle Familienbild aufrecht zu erhalten. Nämlich dass die Frauen zu Hause bleiben, sich nicht auf den Erwerbsmarkt begeben, sondern zu Hause bei den Kindern bleiben, dafür keine Pension haben, in die Armut abrutschen und immer weniger bereit sind Kinder zu kriegen. Also, das ist eine wichtige Unterscheidung, die wir hier sehr wohl treffen müssen. In diesem Fall hat tatsächlich die SPÖ als einzige Partei einen richtigen Ansatz gewählt, indem sie gesagt hat, wir brauchen eine kostenlose Kinderbetreuung. Das ist die richtige Lösung. Zwar ist diese Einigung jetzt ein richtiger Schritt in die richtige Richtung, aber es ist eben nur ein Schritt! Wir begrüßen das ja auch sehr, weil es die Armut von Frauen in Kärnten sehr stark lindert. Kärnten hat ja traditionell sehr viele Alleinerzieherinnen. Jede vierte Kärntner Familie ist ein Alleinerzieherinnenhaushalt. Das heißt, dass etwa 27.500 Familien Alleinerzieherinnenfamilien sind. Und in diesen Haushalten leben etwa 37.500 Kinder. Und ein großer Teil davon ist unter 15 und damit betreuungspflichtig.
Man kann also davon ausgehen, dass 8.500 allein erziehende Haushalte in Kärnten armutsgefährdet sind und davon etwa 7.500 mit allein erziehenden Frauen.
Grüne Verbesserungen in diesem Bereich erstrecken sich auf viele Forderungen, auf die Verbesserungen von Rahmenbedingungen. Wie gesagt, wir sehen Kinderbetreuungseinrichtungen als Bildungseinrichtungen an. Und Bildung hat offen zugänglich zu sein! Wir brauchen ein Karenzmodell, das für Männer Anreize bietet, sich wie in Schweden, in Finnland oder in Deutschland an der Kindererziehung zu beteiligen. Kinderbetreuung fängt bei Vater und Mutter an. Der Vater soll dazu gebracht werden sich hier zu beteiligen. Dann gibt es vielleicht mehr Verständnis für die Sorgen und Probleme in der Kindererziehung. Und dann gibt es hier vielleicht auch mehr Bereitschaft, die öffentliche Kinderbetreuung auszubauen. Wir brauchen auch öffentliche Förderungen von partnerschaftlicher Arbeitsteilung und so weiter und so fort. Das letzte Kindergartenjahr ist jetzt zum Teil gratis. Das ist eine tolle Sache. Aber ich frage mich schon, wieso hat man in der Landesregierung nicht den Mut gehabt, hier eine Gesamtlösung zu finden? Weil das ist ja bestenfalls nur ein Ansatz, dass man jetzt das letzte Jahr beitragsfrei macht. Warum ist man nicht her gegangen und hat gesagt, wir machen jetzt die Kinderbetreuung ab dem dritten Lebensjahr frei zugänglich für alle? Wir führen zum Beispiel auch Bioessen ein. Das ist auch ein Anliegen von uns. Damit unterstützt man die heimische Wirtschaft, die Bäuerinnen und Bauern. Und damit wäre allen geholfen.
Was ich ein bisschen komisch finde und schon sehr bemerkenswert sind der Umgang und die Art und Weise, wie man diese Entscheidung an die Öffentlichkeit verkauft. In der Berichterstattung vom Mittwoch, dem 5. Juli (Abg. Mag. Lesjak hält dazugehörende Zeitungsberichte in die Höhe.) sehen wir einen sehr schönen Bericht in der Kleinen Zeitung. Wenn wir ein Blatt weiter blättern, dann gibt es von der SPÖ Kärnten ein schönes großes Inserat. Eine Seite weiter gibt es vom BZÖ ein großes Inserat. Und noch eine Seite weiter gibt es von der ÖVP ein Inserat. Drei unabhängige Inserate, wo alle die gleiche Entscheidung verkaufen. Wieso fasst man sich nicht ein Herz und macht das gemeinsam? Wieso geht man nicht her und macht gemeinsam ein Inserat? Das ist ja viel billiger, nicht? Das hat jetzt alles zusammen ungefähr 15.000,-- Euro gekostet! Wieso geht man hier nicht mit gutem Beispiel voran und macht gemeinsam ein Inserat? (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Als meine Tochter (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit.) im Kindergartenalter war, hat sie gesagt: Habt ihr nicht im Kindergarten gelernt, dass man teilen muss? Und das möchte ich auch der Landesregierung mitgeben! Habt ihr nicht im Kindergarten gelernt, dass man teilen muss? Das ist etwas, das sehr früh grundgelegt wird, ein sozialer Gedanke, ein solidarischer Gedanke! Nichts desto trotz begrüßen wir diese Entscheidung und sind auch voll (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Kärnten ist ein Kinderland!) dabei, wenn es weiter geht und wenn dann die Kindergärten insgesamt beitragsfrei werden sollen. Danke schön! (Einzelbeifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt 1. LHStv. Dr. Strutz das Wort.)
Mag. Lesjak

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Als Bildungsreferent möchte ich auf einen Aspekt aufmerksam machen. Dass wir nämlich im heurigen Jahr im Bereich der Sprachförderung/Sprachstanderhebung eine Initiative eingeleitet haben, die rechtzeitig greifen soll und die bereits im Kindergarten tätig wird. Ich möchte jedoch vorweg darauf eingehen, dass, nachdem heute hier von den Fraktionen Mutter- und Vaterschaftsstreite über die Initiativen, die im Bereich der Kinderbetreuung und des Kindergartenwesens gesetzt wurden, schon darauf hinweisen, dass wir bis zum Jahr 1990 kein Kindergartengesetz in Kärnten gehabt haben. Und wenn vor allem die Sozialdemokratische Fraktion jetzt mit großer Vehemenz ihre Kompetenz einfordert, dann möchte ich sagen, dass bis zum damaligen Zeitpunkt die Kinderbetreuung, auch der Kindergarten in Kärnten rein auf Initiativen, auf Gemeindeebene, auf Privatebene zurückzuführen gewesen ist und wir keine finanziellen Verpflichtungen von Seiten des Landes bis zu diesem Zeitpunkt eingegangen sind, weil die Sozialdemokratische Fraktion Verantwortung dafür getragen hat.
Im Jahr 1990 haben damals Landeshauptmann Jörg Haider und die ÖVP-Fraktion dieses Kindergartengesetz eingeführt. Und Frau Kollegin, Sie waren ja damals politisch noch nicht im Landtag aktiv vertreten. Während der SPÖ damals der gesamte Kindergartenbereich 15 Millionen Schilling wert war, hat es nicht nur eine gesetzliche Absicherung, sondern eine deutliche finanzielle Aufstockung auf Grund dieses Kindergartengesetzes gegeben, das immerhin in der Höhe von 125 Millionen Schilling gelegen ist. Damals hat man in der Koalition von FPÖ und ÖVP diese gesetzliche Absicherung und auch die Basis für die finanziellen Zuwendungen gelegt. Es ist aber erfreulich, dass das sukzessive weitergeführt wurde. Und wir sehen ja im Budget, wie wichtig und notwendig dem Land Kärnten die Unterstützung unserer Jüngsten in der Gesellschaft ist.
Auf einen Aspekt möchte ich aufmerksam machen, den ich als Bildungsreferent initiiert habe und der im heurigen Jahr sehr positiv greifen wird. Das ist die Früherkennung von Kindern, die einerseits mit Deutsch als Umgangssprache Probleme andererseits auch Sprachstörungen haben. Ich habe deshalb die Initiative ergriffen und eine vorgezogene Schuleinschreibung für das Schuljahr 2006/2007 vorgenommen. Bisher, wie Sie wissen Hoher Landtag, ist die Schuleinschreibung im März durchgeführt worden. Die Kinder sind dann im September desselben Jahres in die erste Klasse gekommen. Jetzt erfolgt die Schuleinschreibung bereits im Oktober. Und wir bekommen damit die Möglichkeit rechtzeitig auf die Probleme, die wir im Pflichtschulbereich haben zu reagieren. Ziel ist es, mit dieser Initiative einerseits die Störung im Bereich der Sprache, die wir leider im verstärkten Maße feststellen müssen und des Sprechens früh genug zu erkennen, um bereits zum Schuleintritt wirksame Sprachförderung und Sprachförderungsmaßnahmen empfehlen zu können. Es wird hier niemand verpflichtet, sondern die Eltern bekommen aufgrund des Screamings, aufgrund der Tests, die wir jetzt im Kindergartenbereich durchführen, eine Empfehlung einen Stützlehrer bzw. eine Betreuung, die wir von Seiten des Landes Kärnten hier im Bildungsbereich zukünftig anbieten, in Anspruch zu nehmen. Im Zuge dieser vorgezogenen Schülereinschreibung werden die Sprachkenntnisse aller einzuschreibenden Kinder in Deutsch beurteilt. Und von den Fördermaßnahmen sollen, und das betone ich hier, sowohl in- als auch ausländische Kinder profitieren.
Ich glaube, dass wir hier in Kärnten wieder eine Vorreiterrolle innerhalb Österreichs einnehmen. Es geht darum, (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute.) vor dem Hintergrund der Problematik im Zusammenhang mit der Migration rechtzeitig auch eine Konzentration von Kindern auf einzelne Schulstandorte, wie wir das beispielsweise in Klagenfurt in der Volksschule St. Ruprecht vorfinden, zu vermeiden. Das heißt: Wenn wir hier rechtzeitig handeln, wenn wir rechtzeitig erkennen, wo wir Probleme mit Migrantenkindern bzw. mit Inländern, die der deutschen Sprache nicht in der gewünschten Unterrichtsform mächtig sind haben, haben wir zusätzlich von Seiten des Landes, von Seiten des Bildungsreferates Stützlehrer zu Verfügung gestellt. Und wie wir bereits jetzt die Rückmeldungen haben, sind die Tests sehr erfolgreich durchgeführt worden. Ich glaube, dass wir auf diese Initiative berechtigt stolz sein können. (Vorsitzender: Ich bitte zum Schluss zu kommen!) Ich habe bereits Anfragen aus anderen Bundesländern, die das mit übernehmen wollen. Und ich glaube, dass es ein wichtiger Baustein ist, in der Betreuung der Kinder bereits im Vorschulalter anzusetzen und das optimal umzusetzen. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Prettner das Wort.)

Dr. Strutz

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Besucher auf der Tribüne! In den letzten Tagen, Wochen und Monaten wurde viel über den drastischen Geburtenrückgang gesprochen, den wir hier in Österreich und im gesamten Mitteleuropa zu verzeichnen haben. Und Tatsache ist, dass wir heute im Jahr 2006 in Kärnten ungefähr 4000 Geburten haben. Vor zirka 40 Jahren waren das noch doppelt so viel! Das muss man sich vor Augen führen, wie drastisch sich dieser Geburtenrückgang auswirkt. Natürlich hat das auch Auswirkungen auf unsere Familien. Sie müssen sich vorstellen, dass es vor 40 Jahren noch üblich war im Familienverband unter Geschwistern aufzuwachsen. Heute ist es so, dass vielfach Einzelkinder erzogen werden und Einzelkinder der Mittelpunkt in der Familie sind. Um so wichtiger ist es, eine außerfamiliäre Betreuung zu fördern, dass Kinder mit Gleichaltrigen in Kontakt kommen. Und es ist einfach extrem wichtig, Kinder in Gemeinschaften zu erziehen und ihnen beizubringen mit anderen Kontakt aufzunehmen, sich abzugrenzen, spielerisch zu lernen und auf die Schule vorbereitet zu werden. Dass man auch schon bei den Kindern Schwächen und Auffälligkeiten erkennt, die man früh fördern und daraus dann Stärken entwickeln kann. Tatsache ist, dass wir in Kärnten eine massive Unterversorgung bei den unter Dreijährigen haben. Hier werden die internationalen Standards einfach nicht erreicht. Und ich orte hier den Grund dafür, dass diese Betreuungsplätze die teuersten sind. Die teuersten Betreuungsplätze in der ganzen Entwicklung eines Kindes sind die unter Dreijähriger.
Das ist nicht leistbar. Hier ist die Kosten-Nutzen-Rechnung für Mütter arbeiten zu gehen, nicht gegeben, weil sie mehr für die Kinderbetreuung ausgeben, als sie im Regelfall einnehmen.
Ein weiterer Versorgungsrückstand ist auch bei den unter Sechsjährigen gegeben. Auch bei den Drei- bis Sechsjährigen erfüllen wir nicht die internationalen Standards. Hier ist wohl der Hauptgrund dafür, dass nur ein Drittel dieser Kinder in Kärnten auch bedarfsgerecht ein Angebot wahrnehmen können. Bedarfsgerecht bezieht sich vor allem auf die Öffnungszeiten, die teilweise am Land einfach nicht am Nachmittag gegeben sind, wo es nicht möglich ist, dass Kinder im Kindergarten auch eine Mahlzeit einnehmen können.
Hier gibt es ein starkes Stadt-Land-Gefälle. Ich persönlich habe das Glück, in einer Stadt zu wohnen, in der Stadt Villach, wo die Versorgung von Kindern bis zum 14. Lebensjahr gewährleistet ist, wo auch meine einjährige Tochter gut versorgt wird und in bester Betreuung bei einer Tagesmutter ist. Darauf bin ich stolz, dass die Stadt Villach sich für die Familien einsetzt, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Aber die hohen Kindergartentarife!) aber am Land ist das schon nicht mehr gegeben. Am Land muss eine Frau um zwölf Uhr ihr Kind schon wieder abholen. Zeigen Sie mir den Arbeitgeber, der eine Frau für drei Stunden am Tag einstellt!
Ich danke, dass auch eine Frau in der Regierung ist, eine Frau in Regierungsverantwortung, die hier die Initiative ergriffen hat, die hier auch das Gespür hat für die Familien. Sie ist ja auch selbst eine verantwortungsvolle Mutter, und sie weiß auch, was Familien brauchen. Ich danke ihr, dass sie die Initiative ergriffen hat, weil ich ja einsehe, dass der zuständige Referent bei der Größe seines Ressorts sich nicht auch noch um Kinder kümmern kann. Jetzt muss er schon die maroden Straßen in ganz Kärnten sanieren, dann muss er sich um orangen Beton kümmern, und dann zeigt er seine handwerklichen Fähigkeiten, (Abg. Ing. Scheuch: Bravo, Dörfler!) indem er den Spaten ansetzt und Ortstafeln versetzt. (Lärm im Hause. – Beifall von der F-Fraktion. – Abg. Lutschounig: Aber beim Bamaschlägern habe ich ihn noch nie gesehen!) Wo bleiben da, bitte, das Gespür und das Gehör für die Familien? Herr Landesrat, Sie brauchen keine Umfragen starten und Elternfragebögen ausschicken. Sie müssen nur zu den Familien gehen, die Familien fragen, welche Öffnungszeiten sie brauchen. Und wir brauchen vor allem die Öffnungszeiten auch in den Ferien. (Vorsitzender: Bitte, zum Schluss zu kommen!)
Ich danke jedenfalls der Landeshauptfrau-Stell​vertretern für die Initiative, die sie ergriffen hat! Ich bedanke mich auch bei allen, die auf den fahrenden Zug letztendlich aufgesprungen sind! Unsere Forderung kann nur lauten, einen Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung ab dem 1. Lebensjahr, einen beitragsfreien Kindergarten; generell beitragsfrei. (Vorsitzender: Bitte, zum Schluss zu kommen! Die Redezeit ist schon überschritten!) Und ich möchte mich hier, stellvertretend für alle Kärntner Familien bei allen bedanken, (Abg. Trettenbrein: Beim Dörfler bedanken!) die diesen einstimmigen Beschluss gefasst haben. Ich möchte wieder viel mehr Kinderlachen in unserem Lande hören! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Dr. Prettner

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Zuhörer auf der Tribüne! Ich glaube, es geht heute überhaupt nicht darum, dass hier beim Rednerpult tatsächlich ein Mutterschafts-, Vaterschaftsstreit darüber entsteht, wer der Initiator war. Tatsache ist, dass natürlich die ÖVP und ihr Landesrat Dr. Martinz (Heiterkeit in der F-Fraktion) nicht nur schon das übernommen hat, aus dem Wahlprogramm 2004, sondern jetzt tatsächlich Gas gegeben hat. Es freut mich, dass zuerst die Frau Schaunig aufgesprungen ist, weil sie das gesehen hat (Lärm im Hause) und entdeckt hat, dass das wichtig ist und dass jetzt auch das BZÖ sich überzeugen hat lassen, wie gescheit es ist – trotz anfänglicher Ablehnungsmanöver und Ablenkungsmanöver – und dass es wirklich eine essentielle Frage ist, die wir behandeln müssen und vor der wir uns nicht verschließen können. Daher ist es in Wahrheit so, dass in drei Wochen keiner mehr darüber reden wird, ob das der oder der war, sondern dass das tatsächlich umgesetzt wird. Ich glaube, das ist eine ganz wesentliche Frage! Denn, wenn wir davon ausgehen – und meine Kollegin Dr. Prettner hat ja das gemeint -, dass wir im Jahr nur noch etwa 4.000 Geburten haben, aber es vor 40 Jahren doppelt so viel waren; ja, noch viel mehr! Wir hatten um die 10.000 Geburten im Jahre 1970 noch! (Abg. Mag. Trannacher: 11.000!) 11.000 sogar! Danke, Frau Trannacher! Also man sieht die Dramatik dieser sinkenden Geburtenzahlen, die natürlich Auswirkungen auf den gesamten gesellschaftlichen Bereich in Kärnten haben. Da geht es wirklich auch nicht darum, dass man sagt, dass sich die Wirtschaft das nicht leisten wird können. Ich glaube vielmehr, wenn wir keine Kinder haben, ist auch die Grundlage für die Wirtschaft, für ein gedeihliches Arbeiten in der Wirtschaft mit den Arbeitskräften usw. nicht gegeben. Dann ist aber auch der soziale Aspekt in keiner Weise gewährleistet, dass wir sagen können, dass es genügend Einzahler auch für unsere Pensionen in der Zukunft geben wird. Also auch dieses System ist somit dann in Frage gestellt.
Natürlich war es so: Wir haben gerade früher mit Landesrat Dörfler diskutiert, der meinte, er kommt aus einer Familie, wo acht Kinder waren und wo es damals keine Kinderbeihilfe und Unterstützung durch die öffentliche Hand gegeben hat. Natürlich stimmt das auch. Es waren vielleicht auch die Lebensbedürfnisse andere, auch eine gewisse Bescheidenheit innerhalb der Familien wurde gelebt. Das muss man natürlich klarerweise auch sagen. Aber wir können eine Entwicklung nicht aufhalten. Auch diese Entwicklung kann man nicht aufhalten. Es ist einfach ein ganz wesentlicher Punkt, dass diese Vereinbarkeit von Beruf und Kind in jeder Richtung gewährleistet sein muss. Daher ist alles, was wir unternehmen und in diese Richtung zum beitragsfreien Kindergarten geht, zu unterstützen. Das ist die wesentlichste und wichtigste Grundvoraussetzung dafür, dass wieder das Ja zum Kind tatsächlich auch von den Jungfamilien gesagt wird und dass man einfach weiß, wenn man Kinder hat, dann ist man nicht in seiner Karriere gehemmt, dann ist man nicht in seinem Arbeitsprozess und in seinen anderen Dingen in der Gesellschaft gebremst, sondern dass dann auch die Möglichkeit besteht, dass die Kinder von der Krabbelstube bis zum Kindergarten- und Vorschulalter gute und wichtige erzieherische Maßnahmen erleben können. Ich glaube, das ist dann wichtig und das ist auch zukunftsweisend. Da wird dann keiner fragen, ob Martinz das letztlich initiiert hat oder die Frau Schaunig aufgesprungen ist und dann der Herr Landeshauptmann auch und alle in Inseraten das verkaufen – sondern es geht darum, dass es ein Meilenstein, glaube ich, in der Sozial- und Gesellschaftspolitik in unserem Lande auch ist. Ich hoffe, dass es viele solche Gesetze gibt, die dann letztlich auch die Einigkeit aller drei Parteien jedenfalls erkennen lassen. Dann würden wir uns einen Schritt in Richtung vorwärts auch in Kärnten bewegen. Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt LR Dörfler nochmals das Wort.)

Lutschounig

Landesrat Dörfler (F):

Dörfler

Hohes Haus! Liebe Zuhörer! Sie werden sich wahrscheinlich ab und zu denken: „Was die da daherreden.“ Das denke ich mir zumindest, wenn ich mir so manche Wortmeldungen anhöre, dann bin ich baff und erstaunt. Zur Frau Schaunig hätte ich einiges zu sagen, aber wahrscheinlich ist sie schon wieder telefonieren gegangen, denn sie behauptet ja, Hunderte Anrufe zu kriegen. Ich behaupte: Rote Bürgermeister rufen mich an, einer sogar aus dem Mölltal. Er hat gesagt, er will nur einen Testruf machen, ob er mich erreicht – weil seine Chefin erreicht er nicht, und die ruft ihn nicht zurück. Das nur zu den Fakten. (Heiterkeit und Beifall in der F-Fraktion) Das ist die Wahrheit. Ich behaupte, dass ich zum Beispiel mit Gerhard Mock zehnmal besser zusammenarbeite und es überhaupt keine Notwendigkeit gibt und auch keiner anruft. Das sind so schöne Gags und Märchen, dass man hier versucht, eine Plattform zu finden.
Ich halte aber auch fest, dass die Frau Kollegin Schaunig die Frau Nationalratsabgeordnete Scheucher, die Präsidentin des Hilfswerkes, dabei unterstützt, dass sie 40.000 Euro für eine Betreuungseinrichtung Werbegeld ausgibt. Da werden sich die Bürgermeister und Betreiber herzlich bedanken, denn die erhalten für eine Gruppe 26.000 Landeskindergartenbeitrag pro Jahr. Das ist aber schön, in Klagenfurt, die Frau Scheucher, gibt für einen Werbeverein 40.000 Euro aus – und die Frau Schaunig unterstützt das noch! Gleichzeitig jammern sie dann, wenn der erfolgreichste Straßenbaureferent, den Kärnten jemals gehabt hat, einmal ein Inserat schaltet. Das ist so ein bisserl das Stimmungsbild, (Abg. Mag. Kaiser: Einmal ein Inserat?! So was! – Lärm und Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion.) das ja hoch interessant ist! Herr Abgeordneter Kaiser, und dir zahlt man noch den Startplatz für den Ironman mit 4.200 Schilling. (Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Das tut das Land auch noch. (Zwischenruf von Abg. Mag. Cernic)
Jetzt eines noch: Ich möchte einmal zur Kleinkindbetreuung etwas sagen. Frau Kollegin Cernic, es gibt einen Rechnungshofbericht. Bis ich kam, gab es dort Chaos und Demonstrationen vor der Bürotür der Frau Schaunig. Das ist die Wahrheit. Das wissen Sie alle. Dann habe ein neues Fördersystem aufgebaut, das der Rechnungshof ausdrücklich gewürdigt hat. Der Rechnungshof hat auch festgestellt, dass die Frau Achatz und vor allem die Frau Schaunig ein undurchschaubares Fördersystem gehabt haben, wo man Mieten mit über 700 % überfördert hat. Das nur beispielsweise. Das heißt, da musste man überhaupt einmal Ordnung. (Abg. Mag. Cernic setzt mit erhobenem Finger zu einem Zwischenruf an.) Ihren Finger brauche ich nicht sehen, Frau Cernic. Auf den kann ich verzichten. Wichtig ist: Die Frau Schaunig geht immer telefonieren, und sie verteilt 40.000 Euro Werbekosten für Filmsports und Mysterieshopping. Und sie hat einen Saustall hinterlassen in der Kleinkindbetreuung. Der war bankrott, dieser Verein, Die Frau Müller-Grohotolsky musste Konkurs anmelden. Das war die Kinderbetreuungspolitik der Frau Kollegin Schaunig!
Frau Prettner! Liebe Abgeordnete! Es wird auch der Gratiskindergartenplatz die Geburtenrate nicht wesentlich verändern. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: In Frankreich!) Der Karl Markut … Hör doch auf, lieber Herr Träumer, Peter Kaiser! Faktum ist, dass sich auch die osteuropäischen Länder, die zur EU beigetreten sind, stark sinkende Geburtenraten erzielen. Und ich behaupte, wir sind eine wohlstandsverwahrloste Egoistengesellschaft. „Es gibt die Vollkaskofamilie nicht.“, hat vor kurzem ein Kommentator der „Kleinen Zeitung“ geschrieben. Alles ist uns wichtiger: Das Training für den Ironman, (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Dem Strutz auch, um Himmels willen!) das Motorrad fahren, wo wir uns wehtun, Jake Strauß und der Lebensgenuss. Wir sind nicht mehr beziehungsfähig. Auch der Gratiskindergartenplatz, über den wir uns heute alle so freuen, und da wette ich mit Ihnen, wird die Geburtenraten trotzdem nicht erhöhen, Frau Abgeordnete Prettner!
Zur Familienfreundlichkeit: Wissen Sie, ich komme aus einer Achtkindfamilie und habe selber zwei. Da brauchen Sie mir nichts erzählen! (Abg. Dr. Prettner: Ich habe drei Kinder!) Ja, ich sage es nur: Da brauchen Sie mir nichts erzählen! Zur Kleinkindbetreuung und zur Kinderbetreuung, Frau Kollegin. Sagen Sie dem Herrn Manzenreiter, (Lärm im Hause. – Abg. Mag. Dr. Kaiser: Sie ist eine dreifache Mutter, die das tagtäglich erlebt!) er soll die gleichen Preise machen wie zum Beispiel Weißbriach mit 78 … (Weiterhin Lärm im Hause. – Der Vorsitzende, das Glockenzeichen gebend: Am Wort ist der Herr Landesrat!) Herr Abgeordneter Kaiser, wenn ich die Kindergartenpreise in Villach – die die teuersten in Kärnten sind – zur Diskussion stelle … (Zwischenruf der Abg. Mag. Cernic. – Vorsitzender, nochmals das Glockenzeichen gebend: Am Wort ist der Herr Landesrat!) Faktum ist: Villach kriegt von mir den Kinderbetreuungsoscar für die teuersten Kinderbetreuungsplätze in Kärnten. Für mich liegen aber alle kleinen Gemeinden, weil alle Kärntner Gemeinden, die Kleingemeinden sind, unter 70 Euro. Und dafür ein Danke! Herr Präsident (zum 2. Präsidenten Ferlitsch gewandt:), ich darf das dir, stellvertretend für alle Bürgermeister, sagen: Ich erwarte mir, dass jetzt, nach der Einführung dieser 75-Euro-Förderung jene, die eine maßlose Preisgier haben, sich disziplinieren werden müssen. Ich erwarte mir, dass es keinen Halbtagskindergartenplatz mehr in Kärnten gibt, der über 75 Euro liegt! Das, was kleine Gemeinden können, das gilt auch für die Stadt Villach. Sagen Sie das dem Herrn Manzenreiter! (Beifall von der F-Fraktion)
Zu den Öffnungszeiten: Über die brauchen wir nicht mehr reden, Frau Kollegin Prettner! Ich habe eine Studie, (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) wonach Kärnten die besten Öffnungszeiten hat. Das ist einfach ein Faktum. Sie versuchen es immer wieder: Vorher lobt mich die Frau Schaunig, weil führt sie fast einen Erbschaftsstreit, wie gut die Kinderbetreuung in Kärnten sei, wie gut die Qualität sei, wie gut, weiß ich, die Sozialpsychologen sind, die mobilen Psychologen sind und was wir alles tun, ist ja alles klass. Aber irgendwo versucht man doch wieder – und das haben Sie schon jahrelang getan -, zu kritisieren. Sie haben die Öffnungszeiten kritisiert. Sie haben die Plätze kritisiert, sie seien nicht verfügbar. Wir haben in allen Bereichen der Kinderbetreuung, wir haben 18.900 (Vorsitzender: Bitte, zum Schluss zu kommen! Die Redezeit ist aus!) Plätze und 16.900 besuchte Plätze. Das heißt wir haben 2.000 Kinderbetreuungsplätze in Kärnten frei und haben die besten Öffnungszeiten der Bundesländer. Da können Sie reden, was Sie wollen!
Eine Wette schließe ich mit Ihnen ab, dass in den nächsten drei Jahren – trotz Einführung dieser Maßnahme (Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) die Geburtenrate sich nicht wesentlich verändert. Wir sind wohlstandsverwahrloste Egoisten. (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen, Herr Landesrat! – Beifall von der F-Fraktion)

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Als nächste Rednerin hat sich noch Frau Abgeordnete Trannacher gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. Nur zur Erklärung: Die Wortmeldungen der Landesregierungsmitglieder erhöhen ab dem Dritten jeweils die Fragestunde um fünf Minuten, das heißt also, sie dauert diesmal 70 Minuten. Jetzt haben wir 68 Minuten 54. Damit hat die Frau Abgeordnete noch die Redemöglichkeit. Dies nur, damit keine Unklarheiten aufkommen. Bitte schön!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Das finde ich besonders nett, Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen im Hohen Haus! Der Herr zuständige Kindergartenreferent verlässt ja gerade die Räumlichkeiten. Das finde ich besonders schade, ich hätte ihm noch einiges auch mitzugeben. Ich sehe schon ein, dass der Ort des Landtages nicht unbedingt der Ort ist, wo man komplexe Probleme differenziert beurteilt und diskutiert. Trotzdem bin ich immer wieder erschüttert, wie stark man aufgrund von ideologischen Zugängen und sonstigen Eitelkeiten zur Reduktion von Komplexität neigt. Ich denke, dass die vorschulische Kinderbetreuung auf ganz unterschiedlichen Ebenen zu diskutieren ist. Die allererste – und die ist heute noch überhaupt nicht angesprochen worden – ist die volkswirtschaftliche Ebene. Es gibt eine Reihe von Untersuchungen, Studien der Wirtschaftsuniversität Wien, eigene Berechnungen mit Hilfe von Wissenschafterinnen und Wissenschaftern der SPÖ-Frauen Österreichs. Es gibt Untersuchungen in deut​schen Bundesländern, was die Umwegrentabilität von Investitionen in Kinderbetreu​ungseinrichtungen anbelangt. Und die kommen alle zu erstaunlichen Ergebnissen.
Die Zürcher Untersuchung wurde bereits erwähnt. Die sagt, jeder Euro, der in Kin​der​betreuung investiert wird, bringt das Vierfache an Wertschöpfung für ein Gemein​wesen. Unsere eigenen Berechnungen gehen davon aus, dass zumindest neun von zehn Euro investierte Gelder in Kinderbetreuungseinrichtungen wieder in die Volks​wirtschaft zurückfließen, allerdings – und das ist ein ebenso wesentlicher Punkt – nicht in die Töpfe aus denen die Investitionsgelder kommen. Und bezahlen tun in un​serem Bundesland die Kinderbetreuungseinrichtungen in erster Linie immer noch die Gemeinden. Die haben allerdings von der Wertschöpfung, die durch Kinderbetreu​ungseinrichtungen auch geschaffen wird, am allerwenigsten.
Der zweite Bereich, der immer wieder jetzt andiskutiert worden ist, ist die frauenpoli​tische Ebene. Die frauenpolitische Ebene ist ebenso auf zwei unterschiedlichen Per​spektiven oder unter zwei unterschiedlichen Perspektiven zu betrachten. Das Eine ist das Grundrecht für Männer und Frauen, eine eigentständige Existenzsicherung zu erwerben. Das ist ein Menschenrecht der Teilhabemöglichkeit in der Gesellschaft. Das Zweite ist ebenso wiederum ein arbeitsmarktpolitischer, demografischer, volks​wirtschaftlicher Aspekt. Wir alle wissen, dass aufgrund der demografischen Alterung unserer Gesellschaft – und da gebe ich bis zu einem gewissen Grad, aber nur bis zu einem gewissen Grad dem Herrn Landesrat Dörfler Recht – es wird sich keine große Trendumkehr, was die Geburtenrate in der Zukunft anbelangt, auch abspielen kön​nen, aus unterschiedlichsten Gründen. Die, die er genannt hat, sind sehr polemisch und letztlich sachlich falsch.
Die Geburtenrate wird nur bedingt steigen, braucht allerdings ganz gezielte politische Maßnahmen. Eine davon ist die Chancengleichheit für Männer und Frauen in dieser Gesellschaft. Und da möchte ich nur ein Untersuchungsergebnis erwähnen, das in dieser Beziehung relevant ist. Erstaunlicherweise hat die Geburt eines Kindes für Väter keinen Karriereknick zur Folge. Ganz im Gegenteil! Väter starten in ihrem Beruf nach der Geburt ihres ersten Kindes erst richtig durch, während es bei Frauen ganz eindeutig so ist, dass die Geburt eines Kindes, die Geburt mehrerer Kinder, ganz eindeutig zu einem Risiko für ihre eigenständige Existenzsicherung und in weiterer Folge, Dank der Pensionskürzungsreformen der schwarz/orangen Bundesregierung, zu einem Hochrisiko für ihre Alterssicherung wird.
Also hier gilts, Chancengleichheit für Männer und Frauen in der (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) Gesellschaft zu verwirklichen. Und der dritte Aspekt, den ich jetzt noch kurz ansprechen möchte, ist der gesellschaftspoli​tische Aspekt. Und da geht’s ganz stark darum, dass sich unsere Welt geändert hat, dass unsere Familien andere geworden sind. Und, weil der Herr Landesrat Dörfler immer so gerne als Gewähr für seine familienpolitische Kompetenz seine eigene Herkunftsfamilie heranzieht, möchte ich einfach nur erwähnen, dass ich selbst in einer Großfamilie aufgewachsen bin. Ich habe 12 Geschwister. (Abg. Lutschounig: Super!) Ich bin mit Großeltern aufgewachsen, (Vorsitzender: Die Redezeit ist abge​laufen; zum Schluss zu kommen, bitte!) teilweise mit Nichten und Neffen aufgewach​sen.
Und ich möchte hier einfach noch einmal unterstreichen, dass der bildungspolitische Aspekt von Kinderbetreuungseinrichtungen ein ganz zentraler, wesentlicher ist. Und die Umsetzung dessen werden wir … (Der Vorsitzende, das Glockenzeichen ge​bend: Ich bitte, zum Ende zu kommen, Frau Abgeordnete!) mit Akribie verfolgen. Gleichzeitig bedeutet es aber auch, dass ich in der Finanzierung von Kinderbetreu​ungsreinrichtungen … (Trotz Abdrehen des Tones durch den Vorsitzenden spricht die Abgeordnete schlecht hörbar weiter. – Vorsitzender: Frau Abgeordnete! Ich bitte doch ein bisschen mehr Disziplin zu haben! – Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Mag. Trannacher, den Platz aufsuchend: Ich bin nicht im Kindergarten gewesen, deswegen habe ich das nicht gewusst! – Vorsitzender: Ja, bittschön, wenn das jeder macht, kommen wir in einen Wirbel!)
Mag. Trannacher

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

So, die Aktuelle Stunde ist jetzt abgelaufen. Wir kommen nun zur Tagesordnung. Ich möchte dem Hohen Haus mitteilen, dass seit der Einladung noch drei Verhandlungs​gegenstände in den Ausschüssen erledigt worden sind. (Abg. Mag. Ragger meldet sich zur Geschäftsordnung.) Bitteschön, worum handelt es sich?
Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Ragger (F):
Mag. Ragger

Ich ersuche den Dringlichkeitsantrag zur engeren Bestimmung für den Betrieb von Altenwohnheimen und Pflegeeinrichtungen sogleich zu behandeln.
Mag. Ragger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ja, Moment! Wir müssen zuerst einmal die Tagesordnung erledigen und dann können wir das Nächste erledigen.
Es sind drei Tagesordnungspunkte zur Behandlung. Ich lasse darüber abstimmen, ob diese drei Tagesordnungspunkte auf die heutige Tagesordnung gesetzt werden können. Es ist dies der Antrag betreffend den Rechnungsabschluss 2005; es ist das als nächster Punkt der Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Bezügegesetz 1997 geändert wird. Und es ist der dritte Puntk, ein Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Regionalfondsgesetz geändert wird; mit Gesetzentwurf. Diese drei liegen zur Behandlung vor. Ich darf Sie ersuchen – wenn Sie damit einverstanden sind – dass sie heute auf die Tagesord​nung kommen, dieses so zu genehmigen! – Das ist … (Der Vorsitzende zählt die Stimmen durch.) Das ist nicht die Zweidrittelmehrheit. Damit werden diese Tagesord​nungspunkte oder können heute nicht auf die Tagesordnung genommen werden.
Ich darf dem Hohen Haus, nachdem hier alle anwesend sind, mitteilen, dass ich für Montag Abend eine weitere Landtagssitzung einberufen werde, um diese Anträge noch vor der Sommerpause zu erledigen. Die Einladungen werden heute Abend … (Frage aus der SPÖ-Fraktion.) Montag Abend, ja! Ja, 17.00 Uhr oder 18.00 Uhr. Es kommt darauf an. Ich muss die Fristen leider einhalten, alles, sonst würde ich das vielleicht ein bisschen anders machen können.

So, nun können wir zur Tagesordnung kommen. Und hier hat sich der Herr Abgeord​nete Ragger noch einmal zu Wort gemeldet. 
Tagesordnung

Darf ich den Antrag so verstehen, dass ich abstimmen lasse, diesen Antrag, den ge​meinsamen Antrag … (Es herrscht Unklarheit, welcher Antrag gemeint ist. – Es kommt zur Klärung durch Abg. Mag. Ragger.) Welcher Antrag jetzt? Achso, der erste Antrag, ja! Änderung der Bestimmungen für den Betrieb von Altenwohnheimen und Pflegeeinrichtungen. Ich lasse abstimmen, ob dieser Dringlichkeitsantrag vorgezogen werden sollte und sofort abzuhandeln wäre. Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist die Mehrheit! Damit wird das so gemacht. Ich darf den Antragsteller, einen Vertreter der Antragsteller bitten, die Dringlichkeit zu begründen! 
Mitteilung des Einlaufes
A. Dringlichkeitsanträge:

1.
Ldtgs.Zl. 42-6/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Ände​rung der Bestimmungen für den Betrieb von Altenwohnheimen und Pfle​geeinrichtungen

Dipl.-Ing. Freunschlag
Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Ich möchte vor Eingehen in die Änderungen der Bestimmungen für den Betrieb der Altenwohnheime und den Pflegeeinrichtungen noch einen kurzen Satz zur Lebens​sicherung beibringen, was ja heute die Frau Landesrätin unter anderem in ihrer Fragestunde ausgeführt hat. Bislang liegt nämlich nur lediglich ein Enwurf vor. Wir haben in keinster Weise nur irgendwann einmal über die Finanzierbarkeit gespro​chen! Jeder der Abgeordneten ist herzlich eingeladen, einmal diesen Entwurf wirklich zu studieren. Wenn wir nämlich diesen Entwurf in dieser Fassung umsetzen, werden wir über die nächsten Jahre hinweg das Budgetprogramm in weiten Teilen sprengen. Allein die Umsetzung der Mütterpension würde über 100 Millionen Euro pro Jahr kosten! Und ich ersuche da wirklich jeden Abgeordneten, wirklich einmal tief in die Materie einzusteigen, damit man auch versteht, was mit diesem Gesetz beabsichtigt ist. Weil im Endeffekt ist es lediglich eine kleine Adaptierung des alten Sozialhilfege​setzes, weil über weite Strecken – sowohl die BZÖ als auch die ÖVP – bereits viele Bereiche umgesetzt haben.
Hinsichtlich unseres Antrages werde ich heute die Frau Landesrätin an ihren Taten messen. Gemeinsam auch muss man Dank sagen, dass die ÖVP als auch die Grü​nen uns dies ermöglicht haben, hier Änderungen der Bestimmungen für den Betrieb der Altenwohnheime und der Pflegeeinrichtungen einmal zu diskutieren. Insbesonde​re mit diesem Hintergrund, da wir nach einem Jahr des Kärntner Heimgesetzes hier erstmals eine kurze Evaluierungsmöglichkeit haben und wir in vielen privaten Ausei​nandersetzungen mit privaten Altenheimbetreibern als auch mit den Sozialhilfever​bänden, Rücksprache gehalten haben und wir natürlich vor eklatanten Problemen stehen. Anders als im Land Steiermark, das wirklich eine Vorreiterrolle im Bereich einer Vereinbarung zwischen dem privaten Altenheim und Wohnbetreibern abge​schlossen hat – die natürlich über ein Jahr lang auch heftigst diskutiert wurde – hat es unsere Landesrätin zur Gänze verabsäumt, in ihrer Verordnung neue Adaptie​rungen durchzuführen.
Wir haben heute ein starres System von 50 Betten, das vielleicht für die einzelnen Sozialhilfeverbände erträglich ist, aber nicht für den privaten Bereich nur annähernd wirtschaftlich konform geführt werden kann, über weite Strecken vor allem im länd​lichen Bereich, wo man natürlich auch Einheiten von Alten- und Pflegeheimen hat. Man muss ja denken, wir haben fast 4.000 Betten im Land Kärnten, davon gibt es 16 private Altenheimbetreiber. Es ist letztendlich so, dass durch diese Verordnung 80 Prozent Einbettzimmer, 20 Prozent Zweibett … umgekehrt! Nein! 80 Prozent Einbett​zimmer, 20 Prozent Zweibettzimmer geführt werden müssen, mit klaren Adaptierun​gen im baulichen Bereich, was ebenfalls nicht wirtschaftlich noch vielleicht sogar, wenn mehrere ältere Gruppierungen gemeinsam im Altenheim wohnen, verträglich ist.
Weiters ist mit der Landesrätin auch mehrmals über den Pflegeschlüssel diskutiert worden. Dieser Pflegeschlüssel besteht zu 2,5  … bei 2,5 zu Pflegenden bedarf es einer medizinischen zu pflegenden Person, eine ausgestattete, die letztendlich auch die Erfahrungen mitbringt, was die Landesrätin zur Gänze verabsäumt hat in der Ver​ordnung, was wir hunderte Male diskutiert haben, wo sie einfach taube Ohren hat … (Abg. Vouk: Landeshauptmann-Stellvertreterin!) Landeshauptmann-Stellvertreterin! Danke, Herr Kollege! Was sie hunderte Male verabsäumt hat, aus diesem Pflege​schlüssel das technische Personal herauszunehmen! Man muss sich vorstellen, wir haben heute eine Pflegeschule im Bereich von Gurk. Wenn diejenigen nach einer dreijährigen Ausbildungszeit oder je nachdem, wann sie ihre Ausbildungszeit abge​schlossen haben, fertig sind, kommen sie zum Sozialhilfeverband nach Spittal oder nach Wolfsberg, möchten vielleicht ein Praktikum machen. Geht nicht! Ist unmöglich! Können sie nicht! Das heißt, wir führen eine Schule, die letztendlich nicht darauf bzw. die gesetzlichen Vorgaben nicht so darauf ausgerichtet sind, diese sozusagen aufzu​nehmen. Und das Schlimme kommt noch dazu, dass in diesem Pflegeschlüssel dann sozusagen dieser technische Bereich drinnen ist und berücksichtigt wird.
Das Letzte, was wir noch in Zeiten der Koalition diskutiert haben, wo eigentlich Klar​heit bestanden hat, war also diese klare Trennung von Heimleitung und der Pflege​einrichtung, also einer Leiterin der Pflegeeinrichtung. Es ist nach wie vor in der Ver​ordnung fest verankert, im § 25, dass für jedes Heim eine Heimleitung und eine Pfle​geleitung zu besetzen ist. Es war damals einstimmiger Tenor eigentlich jener, wenn ich jetzt verschiedene Vereinigungen wie die AVS, Caritas, hernehme. Da müsste man für jedes einzelne Haus eine Heimleitung bestellen. Also, ich halte es für sehr kurios (Vorsitzender: Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) und mit dem wird eine Kostenträgerschaft verursacht. Das ist nach wie vor in der Kärntner Heimverordnung alles geregelt bzw. die Verordnung heißt ja richtig: „Die Bestimmungen im Betrieb von Altenwohnheimen und Pflegeeinrichtungen.“
Und ich ersuche heute, mit diesem Dringlichkeitsantrag, den Sie wahrscheinlich auch verstehen werden – auch von Seiten der SPÖ – damit man letztendlich die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin auffordert, (Der Vorsitzende gibt ein heftiges Glockenzeichen.) hier Fakten und Daten zu setzen, um nicht nur die wirtschaftlichen und sozialen (Vorsitzender: Herr Abgeordneter! Die Redezeit ist schon lange abge​laufen!) Bereiche, den gesellschaftlichen Realitäten – wie sie es immer nennt – Rechnung zu tragen. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Mag. Ragger

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich schließe bei meinem Vorredner Mag. Ragger an, indem ich sage, dass wir gesellschaftspolitische Realitäten zur Kenntnis zu nehmen haben. Ich bin auch dafür. Daher ist für uns eine gesellschaftspolitische Realität folgende: Dass wir im Mittelpunkt bei diesen Einrichtungen, die zu Betreuen​den, sprich die Heiminsassen, sehen und nicht allein die Interessen der Betreiber! Das ist für Sozialdemokraten gesellschaftspolitische Realität. Daher werden wir die​sen Dringlichkeitsantrag, über den es immer wieder wert ist zu reden, weil es hier um die Interessen von Menschen geht, weil es hier um jene Teile der Gesellschaft geht, die vieles geleistet haben, mit denen diesen Diskurs zu führen.
Zu den einzelnen Punkten möchte ich nur in aller Kürze sagen und damit die Haltung unserer Fraktion, dieser Dringlichkeit nicht die Zustimmung zu geben, darstellen. Eine Erhöhung der Bettenhöchstzahl – und das würde ja damit bedeuten – Aufhe​bung der Bettenhöchstgrenze, heißt für uns auch ein Abgehen von Qualitätskriterien. Und ein Abgehen von Qualitätskriterien in dieser Frage kommt für uns so nicht in Frage! Eine Änderung der Ein- und Zweibetten-Verteilungsschlüssel, nehme ich an, dürfte im kurzfristigen Inanspruchnehmens dieses Dienstbereiches gemeint sein. Meine Damen und Herren, auch hier ganz offen! Denken Sie an sich selbst in der Situation! Ich glaube, dass das Recht auf eine gewisse Intimität durch die entspre​chende Anzahl an benötigten Zimmern gegeben ist. Daher können wir Ihnen in die​sem Punkt so auf die Schnelle auch nicht zustimmen.
Eine Anwendung des Pflegeschlüssels ausschließlich auf das medizinische Pflegepersonal, meine Damen und Herren, geht in die selbe Richtung. Hier ist der für uns so notwendige Begriff der Qualität, der Qualitätssicherung und das Eingehen auf die Heimbewohnerinnen und -bewohner das Wesentliche und im Zentrum stehende. Daher auch in dieser Frage, zumindest nicht in Form eines Dringlichkeitsantrages, keine Zustimmung von uns. Änderung der Bestellung der Heimleitung für jede Pflegeeinrichtung – ich komme zu diesem Bereich der Führung und der ökonomischen Führung und der damit zusammenhängenden Verantwortlichkeiten. Genau das ist für mich, Herr Abgeordneter Ragger, ein Punkt, wo man nicht in Form eines Dringlichkeitsantrages, der den Fraktionen ein paar Minuten vorher zur Verfügung gestellt wird, argumentieren kann. Ich habe hier – politisch gesehen – fast ein bisschen eine Überrumpelungstaktik gesehen. Mag Sinn und Zweck von Ihnen sein! Wir werden dem von unserer Fraktion nicht die Zustimmung geben! Wir sind bereit darüber in jeder Form zu diskutieren, sachlich wie bei allen anderen Dingen. Aber die Eckpfeiler, die ich genannt habe: Nämlich für uns stehen die Bewohnerinnen und Bewohner dieser Heime im Mittelpunkt! Im Mittelpunkt steht für uns die Qualität! Im Mittelpunkt steht für uns, dass sie das Recht haben ein Leben in Würde und in entsprechender Intimität zu führen! Davon werden Sie die Sozialdemokratie nicht abbringen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. Ich komme zur Abstimmung über die Dringlichkeit. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen. – 11 Gegenstimmen! – (Der Vorsitzende zählt die Handzeichen ab.) – 22! Damit ist die Zweidrittelmehrheit gegeben! (Abg. Ing. Scheuch: Bravo! – Beifall von der F-Fraktion.) Gibt es eine Wortmeldung zur Materie? Es liegt keine vor! Wenn keine Wortmeldung vorliegt, bitte ich um Abstimmung über diesen Antrag. Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit Mehrheit so beschlossen! (2. LHStv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut meldet sich zur Materie zu Wort. – Unruhe und Lärm im Hause.) Es liegt keine Wortmeldung vor. Zur Dringlichkeit kann man nicht reden. (Dies löst mehrere Einwände aus der SPÖ-Fraktion aus. – Unruhe im Hause.) Sie haben gesagt, dann brauche ich sie nicht abgeben, weil zur Materie komme ich nicht mehr zum Reden. Dann sind Sie wieder gegangen. Ich kann nichts dafür bitte, wenn die Abstimmungen so ablaufen. Ich konnte nicht wissen, wie die Abstimmung ausgeht. Das habe ich Ihnen übrigens auch gesagt. So, bitte! 

Tagesordnung
(Fortsetzung)
Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 1.

1.
Ldtgs.Zl. 45-19/29:

Bericht und Antrag des Kontrollausschusses betreffend den Bericht des Landesrechnungshofes zum Rechnungsabschluss des Landes Kärnten für das Jahr 2005

Berichterstatter ist der Abgeordnete Klubobmann Mag. Grilc. Ich bitte ihn zu sprechen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der vorliegende Bericht wurde im Kontrollausschuss in der Sitzung am 27. Juni diskutiert bzw. behandelt. Ich darf der Vollständigkeit halber und fairerweise darauf hinweisen, dass von den Kollegen der SPÖ-Fraktion darauf hingewiesen wurde, dass etliche Fragen offen sind. Dass sie der Weiterleitung dieses Antrages an den Landtag zustimmen, sie allerdings die offenen Fragen bis dorthin geklärt haben wollen bzw. die offen gebliebenen Fragen noch hier in der Diskussion geklärt haben möchten. Im Einzelnen darf ich auszugsweise aus diesem Bericht des Landesrechnungshofes einige Dinge hervor heben. Er ist strukturell so gegliedert, dass natürlich alle Bereiche des Jahres 2005 durchleuchtet wurden. Es wurde festgestellt, dass zunächst einmal der Landesvoranschlag 2005 mit einer Summe von rund 1,7 Milliarden Euro beschlossen wurde. Dann hat es dazu noch einen Nachtragsvoranschlag gegeben, wodurch sich diese ursprüngliche Summe um rund 20 Millionen Euro auf eine letzte Summe in der Höhe von 1.769.705.000,-- Euro erhöht hat. Es sind dann natürlich noch Bemerkungen von Seiten des Landesrechnungshofes zu den einzelnen Dingen hinzu gekommen. Ich werde auszugsweise ohne Kommentar einfach aus diesem Bericht zitieren. Zum Beispiel von der Seite fünf, betrifft die Kreditsperren. Hier stellt der Landesrechnungshof dazu fest: „Aus den dem Landesrechnungshof von der Landesbuchhaltung zur Verfügung gestellten Unterlagen geht hervor, dass im Jahre 2005 Kreditsperren in der Höhe von insgesamt 8,9 Millionen Euro verfügt wurden, wovon während des Jahres 2005 wiederum 5,8 Millionen frei gegeben wurden“. Es ist dann im Einzelnen angeführt, wofür diese Dinge verwendet wurden. Betreffend eine Vergleichsrechnung gibt es vom Landesrechnungshof eine kritische Bemerkung darüber, wie die Voranschläge angesetzt und wie sie dann tatsächlich ausgegeben wurden. Auch hier ein wörtliches Zitat von der Seite sieben. Hier stellt der Landesrechnungshof folgendes fest: “Wie sich aus dem Saldo von zahlreichen Mehr- und Minderausgaben sowie Mehr- und Mindereinnahmen beinahe zu sämtlichen Gebarungsbereichen Abweichungen ergeben, betragen sie im Rechnungsjahr 2005 bei den Einnahmen rund 35,8 Prozent und bei den Ausgaben rund 35,1 Prozent. Ein wesentlicher Teil der Abweichungen ist auf die Übertragung nicht verbrauchter Kreditreste zurückzuführen“. Dann gibt es eine Anmerkung betreffend der Zustimmungen und der Ermächtigungen. Und hier stellt der Landesrechnungshof wörtlich fest: „Der Kärntner Landtag ermächtigt im Rahmen der Zustimmungen und Ermächtigungen alljährlich in globaler Form die Landesregierung über die Kreditübertragung ohne weitere Einbindung des Landtages zu verfügen“. Angesichts der Höhe der sogenannten freien Kreditübertragungen und der damit verbundenen Auswirkungen auf das Jahresergebnis hält der Landesrechnungshof eine Ermächtigung in der praktizierten globalen Form für nicht zweckmäßig. Im Interesse der Wahrung der Budgethochheit des Landtages sollte sich nach Ansicht des Landesrechnungshofes der Kärntner Landtag eine Beschlussfassung über die „Freien Kreditübertragungen“ als budgetäres Steuerungsinstrument vorbehalten.
Es sind dann im Einzelnen bei außer- und überplanmäßigen Ansätzen auch Positionen angeführt. Eine kritische Bemerkung betrifft zum Beispiel die Vorfinanzierung im Straßenbauvorhaben. Hier wurde festgehalten, dass gegenüber der Landes- oder besser gesagt gegenüber der Hypo Alpe-Adria-Bank eine Summe nicht ausgewiesen wurde. Wörtlich hat der Landesrechnungshof dazu festgestellt: „Der Landesrechnungshof stellt fest, dass im Rechnungsabschluss des Landes die Verbindlichkeiten gegenüber der Hypo Alpe-Adria-Bank-AG nicht ausgewiesen und insoweit die vorliegende Bilanz 2005 des Landes unvollständig ist. Eine Berichtigung ist umgehend vorzunehmen“. Im Konkreten waren es fünf Millionen Euro, um die es hier gegangen ist. Der Landesrechnungshof hat sich dann in weiterer Folge auch mit der Beweglichkeit des Budgets befasst und hat natürlich die sachliche Abhandlung festgestellt. Übrigens beliefen sich die Pflichtausgaben im Jahre 2005 auf etwa 88,04 Prozent des Gesamthaushaltes und die Ermessensausgaben auf 11,5. Der Rest sind Amtssachausgaben. Auch das ist hier fest gehalten.

Eine abschließende Bemerkung zu diesen Verhältnisziffern. Hier stellt der Landesrechnungshof folgendes fest: „Das Verhältnis Pflicht- zu Ermessensausgaben hat sich gegenüber dem Vorjahr um rund 2 Prozent zu Lasten der Ermessensausgaben verändert. Die Ermessensausgaben erreichen 11,5 Prozent des Gesamthaushaltes. Aber auch nach absoluten Zahlen haben sich die Ermessensausgaben gegenüber dem Vorjahr um rund 34 Millionen verringert“. Der Gestaltungsspielraum im Budgetvollzug wurde weiter eingeschränkt.
Dann gibt es ein großes Kapitel über die Personalausgaben, die letztlich – wenn man die Refundierungen des Bundes wegrechnet – auf 126,58 Millionen Euro kommen. Es ist dann hier die besondere Situation im Pflichtschulbereich mit den überplanmäßigen 350 Stellen angeführt bzw. auch kritisch die Anmerkung im Hinblick auf jene angeführt, die mittels Dienstzettel eingestellt sind. Und insgesamt auch hier eine Bemerkung des Landesrechnungshofes. Er stellt fest: „Wie bereits in den Vorjahren ist bei den finanziellen Auswirkungen dieser Dienstverhältnisse abermals eine Steigerung um rund 7,6 Prozent festzustellen. Seit 2001 haben sich die Ausgaben für diese Beschäftigungsverhältnisse mehr als verdoppelt“. Angesichts der unveränderten dynamischen Entwicklung dieser Dienstverhältnisse weist der Landesrechnungshof wie bereits in den Vorjahren auf die damit verbundenen arbeits- und anstellungsrechtlichen Probleme hin und schreibt in Klammer: „Nichtanwendung der Objektivierungsregelungen“.
Dann ist hier auch über die Mietausgaben gegenüber der Landesimmobiliengesellschaft ein Kapitel angeführt. Auf Seite 34 ist dazu vom Landesrechnungshof bemerkt: „Das Land mietet von der Landesimmobiliengesellschaft die an sie von 2001 bis 2004 in vier Tranchen veräußerten Liegenschaften zurück. Die Mietausgaben des Landes an die Landesimmobiliengesellschaft erreichten im Jahre 2005 eine Höhe von rund 12 Millionen Euro, gegenüber 2004 eine Steigerung von 19,35 Prozent“. Und dann ist auch angeführt, wofür die im Einzelnen tatsächlich verwendet wurden. Eine kritische Bemerkung auch was ein EDV-Programm angeht. Hier stellt der Rechnungshof fest: „Aufgrund des Erlasses der Buchhaltung über die Inventarverwaltung/Einführung EDV-Programm Sokrates aus dem Jahr 2003 ist der Einsatz des Inventarverwaltungssystems Sokrates für die Anlagenbuchhaltung zwingend erforderlich!“ Und jetzt die kritische Bemerkung: „Von rund 50 Prozent der Inventar führenden Stellen wird das Programm bis dato nicht verwendet.“ Der Landesrechnungshof empfiehlt, die Inventarverwaltung im gesamten Landesbereich EDV unterstützt zu führen. Dies scheint insbesondere im Hinblick auf die bevorstehende Umsiedlung in das neue Verwaltungsgebäude geboten.
Es gibt dann natürlich genaue Ausführungen betreffend der Kredite und der Darlehen, die Ihnen, denke ich, ohnedies beim Studium aufgefallen sind. Hier wurde zum Beispiel bei der Wohnbauförderung festgestellt: „Insgesamt betrugen die Außenstände mit 31.12.2005 1,16 Milliarden Euro.“ Und die Bemerkung des Landesrechnungshofes dazu: „Wie schon im Vorjahr konnten die Bewegungen auf den Bestandskonten mit den korrespondierenden Einnahmen und Ausgaben der Haushaltsrechnung nicht abgestimmt werden.“ Der Landesrechnungshof verweist mit Nachdruck auf die Notwendigkeit einer diesbezüglichen Abstimmung, die auch in den korrespondierenden Datenbeständen bei der Hypo Alpe Adria Bank einzubeziehen ist.
Soweit diese Feststellungen! Dann gibt es weitere Ausführungen über verschiedene Bewirtschaftungsbereiche, Darlehen an die KABEG usw. Und zuletzt betrifft es die Rücklagen bzw. die Verwendung dieser Rücklagen. Und der Rechnungshof stellt fest: „Im Jahre 2005 wurden insgesamt 178.851.000,-- Euro an Rücklagen entnommen und umgekehrt 158,5 Millionen Euro zurückgeführt. Es ist hier keine Unstimmigkeit festzustellen. Die entsprechenden Buchungen stimmten mit den genehmigten Rücklagenübertragungen überein.“ Es gibt aber eine Bemerkung des Landesrechnungshofes dazu: „Einnahmen aus Anteils- sowie Wohnbauförderungsdarlehensverkäufen des Haushaltsjahres 2001 wurden in Höhe von rund 264,35 Millionen Euro der allgemeinen Haushaltsrücklage zugeführt. In den folgenden Jahren wurde diese Rücklage für die Bedeckung verschiedener Vorhaben großteils aufgelöst. Mit 31.12.2005 steht noch ein Restbetrag von 2,37 Millionen einschließlich der aus der allgemeinen Haushaltsrücklage rück gebildeten Rücklagen für die Gewährleistungsansprüche der RWE zu Buche. Das heißt, die im Jahre 2001 gebildete allgemeine Haushaltsrücklage wurde somit innerhalb von vier Jahren aufgebraucht, wodurch in Hinkunft ein Rückgriff auf diese Finanzierungsreserve nicht mehr möglich ist,“ stellt der Rechnungshof fest.
Dann gibt es hier eine Übersicht über die Finanzschulden des Landes. Die reinen Finanzschulden weisen eine Höhe von gerundet € 680.135.000,-- auf. Und dazu kommen dann noch Schulden bei diversen Rechtsträgern, die sozusagen aus dem Budget ausgegliedert sind. Das heißt, der Schuldenstand des Landes beträgt mit 31.12.2005 rund 1,15 Milliarden Euro. Und die Schuldenstandserhöhung im Jahre 2005 belief sich auf rund 207 Millionen Euro.
Soweit ein wesentlicher Bereich aus diesem Bericht des Landesrechnungshofes. Ich ersuche um Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Holub
Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte mich einmal beim Rechnungshof für diesen ausführlichen Bericht bedanken und auch für diese Bestandsaufnahme. Eigentlich sagt uns der Rechnungshof: „Stopp! Ihr seid auf dem falschen Weg.“ Das sagt er nicht nur zu dem, wie es jetzt steht, sondern er sagt das auch zum Budgetprogramm. Ich habe mir eigentlich vor zwei Jahren aufgezeichnet, wo es hingeht. Wir befinden uns jetzt schon außerhalb dieses Feldes. Ziemlich genau ist das das Budgetprogramm. Das Budgetprogramm sagt ja auch, wir werden Ende 2009 über 2 Milliarden Euro Schulden haben. Ich denke einmal: Das ist kein gutes Budgetprogramm. Man kann natürlich am Programm festhalten, aber wenn es das so sagt: Wer wird das dann wie zurückzahlen? Auch das sagt der Rechnungshof. Der Rechnungshof sagt eindeutig: „Es gilt, ein neues Budgetprogramm zu erstellen, das anders ist und das langsam dort hinkommt, dass auf lange Frist ausgeglichen budgetiert wird.“ Das haben aber die Kärntnerinnen und Kärntner, zumindest die Politiker, noch nie zusammengebracht. Das heißt seit den Fünfzigerjahren wird das Budget abgeschrieben. Mit Hilfe von unwahrscheinlich viel, sagen wir, Intelligenz und Fantasie findet man neue Sachen. Man verkauft sich die Krankenhäuser selber und noch einmal zurück und least das dann wieder, nur damit man etwas flüssig ist. Was aber heuer das erste Mal richtig passiert ist, das ist, dass man Schulden von der KABEG ausgebucht hat. Das heißt wir haben statt einem Maastricht-Überschuss von 15 Millionen ein Maastricht-Defizit von 283 Millionen Euro. Da wird sich aber der Finanzminister freuen, wenn er das alles zusammenzählt, in Österreich. Und Kärnten ist dann schuld, dass man den Stabilitätspakt nicht einhalten kann und auch nicht so arbeiten kann, wie es der Finanzminister haben wollte.
Der Rechnungshof sagt in seiner gewohnt höflichen und netten Art aber noch ganz, ganz andere Dinge, die uns zu denken geben. Er sagt nämlich, dass der Landtag der Regierung seine globale Ermächtigung für Kreditübertragungen entziehen soll. Wir, die Grüne Fraktion, bringen heute einen Antrag ein, der dieser Anregung des Rechnungshofes nämlich Rechnung trägt, dass so etwas passieren soll. Der Landtag soll wieder etwas mehr Budgetverantwortlichkeit übernehmen, soweit es eben möglich ist, nicht für jeden Kredit, nehme ich an, und für jede Übertragung. Aber wenn es der Rechnungshof sagt, wird das schon seinen Grund haben. Er denkt sich, da sollten doch mehr Leute verantwortlich sein, die das machen.
Der Rechnungshof sagt aber auch, dass wir es geschafft haben, innerhalb von vier Jahren alle Rücklagen aufzubrauchen. Das ist natürlich auch eine tolle Geschichte, wenn man sich überlegt, inwieweit Kärnten schon immer zur Konsolidierung des Budgets nur Familiensilber verkauft hat. Das gilt von der KELAG bis zu den Wohnbauförderungen. Das gilt bis zu einem Teil der Hypo, wo wir jetzt langsam Hedgefonds hinein genommen haben. Wie alle wissen, sind die relativ globalisiert. Das wird auch einen ziemlichen Einfluss auf die Beschäftigten haben. Aber ich weiß nicht, das wird noch relativ dynamisch zugehen. Aber wir haben unser Familiensilber ziemlich verscherbelt und sind trotzdem wieder auf dem Schuldenstand, den wir nicht haben wollten, nämlich momentan auf 1,115 Milliarden Euro, mit der Tendenz, nach oben zu gehen.
Was sind jetzt diese hohen Summen? – Meistens sind es budgetäre Sachen, mit 680 Millionen Euro, aber auch die außerbudgetären tragen ihren Teil dazu bei, natürlich wird an die 200 Millionen die KABEG ausmachen. Ja, jetzt will ich nicht nur da stehen und herumschimpfen und den Finanzreferenten beuteln, sondern wir haben uns voriges Jahr auch Gedanken gemacht und uns in Ausschüssen zusammengesetzt und haben uns das ganze Budget angeschaut. Für viele Landtagsabgeordnete war das übrigens das erste Mal, dass sie so etwas gesehen haben. Das war sehr spannend. Wir haben viele Vorschläge eingebracht. Ich möchte wirklich sagen: Wenn uns der Rechnungshof sagt: „Dieses Programm nicht mehr weiterfahren. Passt auf, ihr stößt an der Decke an! Man wird es nicht mehr zurückzahlen können.“, dann möchte ich ein paar Vorschläge machen.
Ich möchte den Vorschlag machen: Lasst uns alle zusammen einen Budgetunterausschuss gründen, der das ganze Jahr das Budget begleitet, wo alle Parteien drinnen sitzen, wo Menschen vom Rechnungshof drinnen sitzen, wo aber auch die Beamtenschaft drinnen sitzt, die sieht, wie man Verwaltung neu machen, wie man Strukturreformen machen kann. Lasst uns einen Budgetinspektor finden, der in Österreich herumfährt und sich anschaut, wie das andere Länder gemacht haben. Die Steiermark hat zum Beispiel mit Hängen und Würgen das Gesundheitssystem wieder in das Budget hinein genommen. Die werden das auf fünf Jahre halbwegs wegbringen – aber es ist wieder da drinnen. Es ist wieder ehrlicher, und man braucht nicht herumzuschwindeln und erspart sich ein paar Doppelstrukturen.
Dann haben wir auch den Vorschlag gemacht, den ich wieder unterbreiten möchte, dass man die Personalkosten in die einzelnen Gruppen hineintut und nicht als einzelne Gruppe, weil es sich nicht zuordnen lässt, wer wie wirtschaftet. Überhaupt bei der Art und Weise, wie das Budget erstellt wird, auf den ersten Blick kann man nicht sehen, wo sind wirklich die Schulen, wo sind die Finanzschulden, wie viel sind wir wirklich schuldig, was sind die Rücklagen? Woanders wird das schon transparenter gemacht. Deswegen die große Forderung, einfach ein transparentes Budget, dass das auch normale Menschen nach zwei, drei Wochen Durchlesen verstehen. Momentan ist das sicher nicht so.
Dann ein langfristiges und ausgeglichenes Budgetprogramm; das kann von mir aus auf 10, 15, 20 Jahre lang sein – aber da muss man sich einmal einig sein, zusammensetzen und schauen: Wie erreicht man das? Wenn ich da ein Budgetprogramm sehe, von der Chiantikoalition, das zwei Milliarden Schulden zulässt, im Jahre 2009, und ich dann sehe, wie überhaupt gewisse Darlehen erst im 7er, 8er, 9er Jahr endfällig gestellt werden, dann kann ich mir nicht vorstellen, wie das gut gehen soll. Deswegen: Wenn man schon aus dem Fenster hinaus gesprungen ist, dann sollte man irgendwann einmal die Reißleine ziehen und nicht sagen: Bis jetzt ist es gut gegangen, ich brauche sicher keinen Fallschirm.
Was könnte man noch machen? – Ja, es wäre eine Möglichkeit, die verantwortlichen Politiker nach dem Budgeterfolg zu bezahlen. Vielleicht ist das einmal ein Anreiz, wenn er merkt, ah dieses Monat bekomme ich 500.000 minus bezahlt. Das ist nur einmal eine Anregung. Strukturreform, Verwaltungsreform sind schon gesagt worden und ein bisserl mehr Ehrlichkeit bei den einzelnen Fraktionen. Wenn ich mir so anschaue: Wer hat wann wo mitgestimmt? Das ist ja ein ziemliches Durcheinander. Ich sehe immer nur bei der ÖVP, wenn es ein Geld für das ländliche Wegenetz gegeben hat, wenn sie die Hand beim Zustimmen oben gehabt hat, soll das heißen ein Voranschlag oder ein Nachtragsvoranschlag und so weiter und so fort. Seien wir wirklich ehrlich zu uns! Setzen wir uns alle zusammen! Es ist möglich, aber es ist nicht mehr lang der Punkt da, wo wir umkehren können. In diesem Sinne: Lasst uns alle zusammenarbeiten und danke dem Rechnungshof! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak)

Holub

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Bevor ich dem nächsten Redner, Herrn Abgeordneten Schober, das Wort erteile, möchte ich mitteilen, dass wir vereinbart haben, keine Mittagspause zu machen, also sich einzustellen auf ein Würstchen. Bitte, zu sprechen, Herr Abgeordneter!
Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Geschätzter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten Herren auf der Zuschauertribüne! Wenn man einen guten Vorsitzenden des Kontrollausschusses hat – und das darf ich hier ganz offen sagen -, wie es der Kollege Grilc ist, er hat das in einer sehr ausführlichen Art und Weise bereits vorgetragen, dann kann man sich auf wenige Dinge beschränken. Auch ich darf mich ganz herzlich beim Rechnungshof vorweg bedanken, denn es ist keine leichte Arbeit, aber er hat das mit äußerster Akribie gemacht, wie wir es ja schon gewohnt sind. Das bringt eigentlich ein sehr objektives Bild über den Landeshaushalt in dieser Form des Berichtes drüber.
Wir haben gehört, dass also der Gesamtschuldenstand immerhin 1,155 Millionen Euro ausmacht. Wenn man sich die Entwicklung ansieht, dann ist zu Denken Anlass gegeben. Denn alleine die Steigerungsraten, die in Prozenten angegeben, vom Jahre 2001 auf 2002 eine Steigerung von 19,4 %, von 2002 auf 2003 auf 16,2 %, von 2003 bis 2004 eine weitere Steigerung von 10,1 % und – das muss man erwähnen! – von 2004 auf das vergangene Jahr eine Steigerung von 21,8 %, was in Euro rund 2,7 Millionen Euro ausmacht. Der Gesamtschuldenstand, nämlich die Pro-Kopf-Verschuldung der Kärntner Landesbevölkerung beträgt also über 2.000 Euro. Und das, denke ich, ist an Dramatik sicherlich nicht zu überbieten. Das findet sich auch im Bericht des Landesrechnungshofes wieder, der schreibt: „In der Pro-Kopf-Verschuldung liegt Kärnten im Bundesländervergleich im Vorderfeld. Wenn früher schon die Ausdrücke „Leuchtturmprojekte“ usw. gefallen sind, dann hat das durchaus seine Berechtigung. Es ist auch einiges gemacht worden. Wir müssen aber wissen, wir leben halt größtenteils auf Pump, wie man so schön kärntnerisch sagt. Das sollte uns wirklich zu denken geben, denn auch die Finanzierungsreserven wie zum Beispiel die allgemeine Haushaltsrücklage ist nur mehr begrenzt verfügbar. Wenn der Rechnungshof einmahnt, dass äußerst strenge Budgetdisziplin und eine Inangriffnahme von Strukturreform in allen Bereichen des Landeshaushaltes angesagt ist, dann sollten wir nicht nur davon reden, sondern wirklich dazu übergehen, das auch zu tun!
Wir haben – wenn ich sage wir, dann meine ich die Sozialdemokratische Fraktion – in der letzten Kontrollausschusssitzung einige Fragen gestellt. Die sind letztendlich auch in Form von Antworten innerhalb der letzten Tage (die letzte war erst gestern) eingelangt. Das ist ein ganzes Konvolut von Antworten. Es wird jeder verstehen, dass diese in der Kürze nicht durchzusehen waren und auf die Richtigkeit zu überprüfen waren. Deshalb auch, denke ich, ist die heutige Entscheidung eine richtige, wo wir noch etwas Luft gewinnen um dann im eigentlichen Rechnungsabschluss, der am kommenden Montag, wie ich gehört habe, sein soll, diese Dinge im Detail zu diskutieren.
Ich habe mir deshalb einige Dinge angesehen. Ohne jetzt polemisch zu werden, aber wenn ich nur eine Position herausnehme: Wenn zum Beispiel die Referatsübergabe von Landeshauptmann Haider an Landeshauptmann-Stellvertreter Strutz am 13. 3. 2005 alleine das Budget einen Betrag von 4.310 Euro (das sind immerhin alte österreichische 60.000 Schilling) verschlungen hat, sage ich einmal, dann mag das zwar für gewisse Herrschaften seine Richtigkeit haben, aber objektiv gesehen, ist das sicherlich nicht. Das nur einmal ein kurzer Ausblick für die am kommenden Montag zu folgende Debatte.
Ich darf mich nochmals herzlich bei den Beamtinnen und Beamten, die diese Antworten in einer auch sehr aufwendigen Arbeit gestellt haben, bedanken und schließe somit meine Wortmeldung. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Schober

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Verehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren auf der Tribüne! Auch von meiner Seite noch einen großen Dank an den Landesrechnungshof, aber auch einen großen Dank an die Finanzabteilung, die Abteilung 4, die wirklich sehr deutlich in den Beilagen die Situation beschrieben haben.
Wir gehen natürlich mit der Kritik des Rechnungshofes konform. Der Rechnungshof überprüft – also das ist keine Gebarungsprüfung sondern eine Ordnungsmäßigkeitsprüfung. Da wird nachgeschaut, ob die Bewirtschaftung im Einklang mit dem Voranschlag steht. Der Rechnungshof kommt zu einem sehr klaren und besorgniserregenden Ergebnis. Wir nehmen das zur Kenntnis, sind traurig, dass das so ist wie es ist. Wir sind uns in den Punkten, die der Rechnungshof aufzeigt, sehr, sehr einig. Wir gehen weit an den Maastricht-Zielen vorbei. Das ist auch schon ausführlich gesagt worden. In der Personalpolitik sind wir auch einer Meinung mit dem Landesrechnungshof betreffend Dienstzettler. Was uns sehr, sehr erschreckt, ist die Auflösung der Haushaltsrücklagen, also alle Ersparnisse sind aufgebraucht worden. Es gibt überhaupt fast keine Finanzierungsreserven mehr. Die im Jahr 2001 gebildeten allgemeinen Haushaltsrücklagen von 264 Millionen Euro wurden innerhalb von nur vier Jahren aufgebraucht, wodurch in Hinkunft ein Rückgriff auf diese Finanzierungsreserve nicht mehr möglich sein wird.
Die Finanzschulden steigen ins Unermessliche - es ist hier nicht notwendig, das noch einmal zu formulieren -, es ist festgeschrieben im Budgetprogramm. Wir sehen das in den Erläuterungen von der Finanzabteilung, auch im Rechnungshofbericht und nicht zuletzt im Budgetprogramm 2005 bis 2009, das seinerzeit von der Chiantikoalition einstimmig beschlossen worden ist.
Die Gesamtschulden sind natürlich das, was uns am meisten erstreckt. Bezieht man die Finanzschulden diverser Rechtsträger jetzt in die Finanzschulen des Landes mit ein, erhöht sich der Finanzschuldenstand des Landes im Jahr 2005 auf 948,08 Millionen Euro (Stand 1. 1. 2005) auf insgesamt über eine Milliarde Euro, 1,115 Milliarden Euro. Das ist der Stand 31. 12. 2005. Das bedeutet, die Schuldenstandserhöhung von 207 Millionen Euro ist gestiegen. Es ist eine Steigerung von 21,8 % gegenüber dem Vorjahr. Daraus ergibt sich ein Schuldenstand von über 2.000 Euro pro Kopf.
Das Fazit des Landesrechnungshofberichtes ist auch ein eindeutiges. Er sagt auch, man müsste den Landtag auch dazu ermächtigen, hier mehr Verantwortung wieder in Anspruch zu nehmen, eine Budgetverantwortung. Eine Ermächtigung und Zustimmung zu Kreditübertragungen soll der Landtag treffen und nicht eine globale Ermächtigung, wo die Landesregierung einfach tun kann, was sie möchte.
Wir lesen aus dem Landesrechnungshofbericht eine große Bersorgnis heraus, und im wesentlichen sagt er, dass man die Schuldenentwicklung eindämmen soll. Wir haben in vielen Vorschlägen zu dem damaligen Budgetprozess zum Voranschlag 05 unsere Vorschläge abgegeben, in schriftlicher Form. Wir haben spezielle Vorschläge zu den einzelnen Gruppen, wie auch globale Vorschläge gemacht. Diese Vorschläge sind irgendwo in einem schwarzen Budgetloch verschwunden und nie wieder aufge​taucht. Also, das findet in die Diskussion überhaupt keinen Einfluss. Wir haben viele inhaltliche Vorschläge gemacht, die auch nicht umgesetzt worden sind. Warum ist das so?
Also, ich kann mich eigentlich nur wundern über die Art und Weise, wie das hier dis​kutiert wird. Ich verstehe überhaupt nichts mehr! BZÖ, SPÖ haben ein Budgetpro​gramm beschlossen bis 2009, wo die Schuldenentwicklung drin steht. Bitte, auf der letzten Seite haben wir eine Schuldentwicklung aufgezeichnet. Habt ihr euch das nicht durchgelesen gehabt oder was? Die SPÖ hat mitgestimmt! Das ist der falsche Weg in die falsche Richtung! Ein Budgetprogramm muss ein Budgetprogramm sein, wo festgelegt ist, wie man das Defizit reduziert und nicht, wie man das erhöht! Des​wegen verstehe ich das Verhalten eigentlich nicht, dass man heute dann keine Zu​stimmung gibt und auch der Erweiterung der Tagesordnung nicht zustimmt. Weil da​mals hat die SPÖ sehr wohl zugestimmt und ist diesen Kurs mitgefahren. Und das Argument, dass da die Fragen nicht beantwortet sind. Ja, bei aller Liebe! Wir haben 76 Fragen erstellt, wir haben sie uns zu Zweit angeschaut! Die SPÖ hat 90 Fragen gestellt, da sind 14 Leute im Klub! Es kann mir keiner erklären, dass man sich nicht einmal ein paar Stunden dazusetzt, wenn man das aufteilt und diese Fragen beant​worten kann. (Zwischenruf aus der SPÖ-Fraktion.) Letztes Jahr haben wir die Ant​worten zu den Fragen erst in der Früh, in der gleichen Sitzung, in der Landtags​sitzung gekriegt, haben uns das auch angeschaut und haben das auch durchgear​beitet und irgendwie uns zu Wort gemeldet und etwas getan, damit hier etwas in eine bessere und andere Richtung geht! Also, das ist überhaupt … das verstehe ich eigentlich nicht!
Und angesichts der BAWAG-Affäre in Wien, wird es in Kärnten ja wohl möglich sein, dass man eine Mehrheit für einen ordnungsgemäßen Budgetabschluss zusammen​bringt! Und da möchte man sich verweigern und sagen: „Nein, ich war nicht dabei!“ Das ist wirklich wieder einmal ein typisches Verhalten und das ist eigentlich nicht einzusehen, warum wir hier unsere Zeit vergeuden und uns bemühen und uns an​strengen und das Budget wirklich durchackern. Und dann wird nur gesagt, für den Wahlkampf passt uns das nicht, dass wir jetzt dem Budget zustimmen. Wieso habts denn dem Voranschlag zugestimmt? Dem ist zugestimmt worden, das Geld ist aus​gegeben worden, aber jetzt gibt’s die Zustimmung nicht! Na, super! Jetzt werden wir halt am Montag sitzen und am Abend dann reden. Also, ja vielen Dank, dass wir jetzt da irgendwie noch einmal auftreten dürfen! (Beifall von der F-Fraktion.) Wir machen das gerne, wir sind gut vorbereitet! Wir werden im Detail unsere Fragen dann beant​worten und ich möchte schon bitten, dass die Vorschläge vom Landesrechnungshof und auch unsere Vorschläge in Zukunft ein bisschen seriöser gehandhabt werden! Danke schön!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer! Es ist bemerkenswert, dass wenige Monate nachdem das Budget diskutiert wurde, der Rechnungshofbericht zum Rechnungsabschluss vorliegt und genau das, was wir immer schon massiv kritisiert haben an diesem Bud​get dieser Koalition, vom Rechnungshof bestätigt wird und ans Tageslicht kommt. Dieser Rechnungsabschluss hat mehrere Probleme. Das Problem Nummer 1 sind die Finanzschulden, das Problem Nummer 2 sind die Abweichungen gegenüber dem Voranschlag. Wir haben einen unvollständigen Rechnungsabschluss vor uns liegen, der am Montag diskutiert werden wird. Da müssen noch Änderungen vorgenommen wer​den.
Die Beweglichkeit der Landesgebarung ist weiterhin eingeschränkt, ganz im Gegen​teil, dass wir da flexibler sind! Dass die Personalkosten, insbesondere die Dienstzett​ler steigen, obwohl wir seit Jahren oder seit Jahren bekundet wird, dass man das Problem in den Griff kriegen will. Die Übertragungen von den nicht verbrauchten Kre​ditresten sind sehr umfangreich. Dazu später mehr! Die Durchführungsbestimmun​gen wurden nicht eingehalten, frei nach dem Motto: „Es ist uns eh egal!“ Die Ermäch​tigungen des Landtages für Investitionen in die Wirtschaft, insbesondere für Quali​tätsverbesserungen im Tourismus, Abwasser, Energieversorgungsinvestitionen für Fremdenverkehrsbetriebe. Ein Förderungsprogramm „Kärntner Wirtshaus“ sind zum Beispiel auch nicht umgesetzt worden.
Der Maastrichtabgang nimmt rekordmäßige Größen an und die Abweichungen von den Bestandskonten mit den korrespondierenden Einnahmen und Ausgaben der Haushaltsrechnung und auch die Nichtnachvollziehbarkeit des Verwaltungskosten​beitrages, zum Beispiel im Bereich Darlehen, Wohnbauförderung, sind nur so einige Themen, die wir in diesem Rechnungshofbericht diskutieren könnten, – und auch sollen. Weil – auch wenn sich die Motivation diverser Politiker, sich mit Rechnungs​abschlüssen und Budgetfragen auseinanderzusetzen in Grenzen hält – ist es ein Faktum, dass die Tatsache, wie wir jetzt mit unserem Geld umgehen, unsere Flexi​bilität und Möglichkeit in Zukunft maßgeblich bestimmt. Und wenn ich jetzt den Kol​legen Kaiser zitieren darf, der immer bei Budgetfragen meint, dass das Budget in Zahlen gegossene Politik sei, dann ist wohl der Rechnungsabschluss die in Zahlen gegossene Beurteilung der Politik. Und bei dieser in Zahlen gegossenen Beurteilung der Politik fliegen Sie einfach durch, weil die SPÖ/BZÖ-Koalition eine Budgetpolitik in diesem Land betrieben hat, die so nicht weitergehen kann.
Die Finanzschulden: Schauen wir uns nur die Finanzschulden an. Bezieht man die Finanzschulden der diversen Rechtsträger in die Finanzschulden des Landes ein, dann reden wir von 680 Millionen Euro! Ja! Erhöht sich der Finanzschuldenstand des Landes im Jahr 2005 von 900 – sagen wir 50 Millionen – auf insgesamt 1,155.000.000,--. Das sind 207 Millionen Euro mehr! Nehme ich das Budgetpro​gramm, das noch gültige Budgetprogramm hinzu, und schaue mir die Steigerungs​raten an, dann sehe ich, dass man von 2004 auf 2005 eine immense Steigerung in den Landesschulden hat. Und von 2005 auf 2006 – und dieser Rechnungsabschluss steht uns erst in einem Jahr bevor – die nächste große Steigerung, die in dieser Grö​ßenordnung kommen wird. Das geht soweit, dass wir am Ende dieser Legislaturpe​riode, soferne sie zu Ende geführt wird, einen Schuldenstand – wie der Rolf Holub richtig gesagt hat – von über 2 Milliarden Euro haben werden. Und jetzt möchte ich mich nicht in Diskussionen verhängen, wie man die KABEG da einberechnet oder wie man diverse Kleinigkeiten einrechnet. Fakt ist: Die Entwicklung ist ein Katas​trophe! Fakt ist: Dieser Rechnungsabschluss und der Bericht des Rechnungshofes dazu, sagt uns nichts anderes, als dass das Budgetprogramm von 2005 bis 2009 in seiner derzeitigen Form nicht haltbar sein wird! Das bedeutet, wir werden uns im Herbst auf ein neues Budgetprogramm einstellen müssen. Ich weiß nicht, ob das schon jemand gesagt hat? Aber ich sage es in dieser Deutlichkeit, weil ich glaube, dass es anders nicht gehen wird.

Wir haben, wenn ich das runterrechne, die Schuldenstandserhöhung im Jahre 2005 unter Einbeziehung diverser Rechtsträger ja bei 1,44 Prozent des regionalen BIP lag und beträgt damit mehr als das Doppelte in der Pro-Kopf-Verschuldung in Kärnten im Bundesländervergleich! Das muss man sich einfach einmal zergehen lassen und darüber nachdenken, was das bedeutet! Wenn wir so weitermachen, rennen wir mit voller Geschwindigkeit gegen die Wand! Die Abweichungen vom Voranschlag ge​genüber dem Rechnungsabschluss liegen bei 35,8 bei den Einnahmen und bei den Ausgaben bei 35,1 Prozent! Das bedeutet – was bedeutet das? Das bedeutet, dass man einen Voranschlag macht, aber sich in mehr als einem Drittel der Fälle nicht da​ran hält, das Geld so auszugeben wie es geplant ist. Und, wenn wir in der derzeitigen Budgetsituation des Landes Kärnten nicht beginnen werden, uns an die Vorgaben, die man macht, die man sich überlegt – gemeinsam mit der Finanzabteilung wird da wirklich clever überlegt, was kann man tun – wenn man die nicht einhält, dann werden wir das Budget auch nicht in den Griff bekommen!
Wenn dann so Dinge passieren wie, dass der Rechnungsabschluss unvollständig ist, ja, und eine Berichtigung vorgenommen werden muss, weil 5 Millionen Euro von Straßenbauvorhaben nicht in der Bilanz sozusagen Eingang gefunden haben, dann muss ich schon fragen: Wie schauts aus mit dem Herrn Finanzreferenten? Hat er das Budget und die Finanzen des Landes noch im Griff oder nicht? Weil, wenn ich eine Bank wäre und mir passiert so etwas, dass ich 5 Millionen Euro einfach nicht ver​buche, (Abg. Ing. Haas: Er hats im Griff!) dann habe ich nämlich die NEWS, die Kronen Zeitung und sonstige Medien in Österreich am Hals und eine Organisation in Wien, die mir sofort den ganzen Vorstand entheben will, ja! Aber als Land Kärnten ist das offensichtlich überhaupt kein Problem. Da werden 5 Millionen Euro halt einfach vergessen, ja!
Das Verhältnis der Pflichtausgaben zu den Ermessensausgaben hat sich gegenüber dem Vorjahr um 2 Prozent verschlechtert. Die Ermessensausgaben erreichen in​zwi​schen 11,5 Prozent des Gesamthaushaltes. Die absoluten Zahlen wurden um 34 Millionen Euro verringert. Nächster Punkt: Dienstzettler! Ich bin jetzt seit April 2004 Mitglied dieses Landtages. Und seit diesem Tag wird bei jeder Budgetdebatte, bei jeder Debatte, wo es um die Finanzen des Landes Kärnten geht, das Thema der Dienstzettler herangezogen und kräftig darüber diskutiert. Immer wieder höre ich Be​teuerungen von allen Parteien. Ja, es werden eh weniger werden! Und trotzdem wer​den es ständig mehr! Wir müssen uns überlegen, ob wir bereit sind, ein Budget zu machen, wo man die Personalkosten auch realistisch beziffert oder, ob wir weiterhin ein Schwindelbudget machen, um die Personalkosten zu niedrig zu halten und dann über die Dienstzettler hergehen und unsere Personalwünsche oder die Personal​wünsche der Regierung befriedigen. Steigerungen von 7,6 Prozent sind in diesem Fall nicht nachvollziehbar.
Die Kreditübertragungen möchte ich jetzt nicht näher ausführen, weil die wurden schon ausführlich behandelt. Wieder einmal: Die Durchführungsbestimmungen zum Landesvoranschlag 2005 wurden nicht eingehalten! Es wurden mehrfach über- oder außerplanmäßig verstärkte Ansätze zur Verstärkung anderer Ansätze herangezogen bzw. Vorschlagsansätzen, bei denen zunächst Sperren vorgenommen wurden, wur​den wiederum Kreditmittel zugeführt, so als wäre das überhaupt kein Problem. Der Maastrichtabgang durch die Darlehensforderungen in der Höhe von 432 Millionen Euro ergibt einen riesengroßen Maastrichtabgang. Das wurde von meinem Vorred​ner schon erwähnt. Ich weiß nicht, ob der Herr Finanzminister damit soviel Freude haben wird. Aber ich erinnere mich an eine Budgetdiskussion vor eineinhalb Jahren, wo ich genau das zum Thema gemacht habe, wo ich genau darüber gesprochen habe, dass das zu einem großen Problem führen wird. Und von Seiten der damals noch in Koalition befindlichen, in trauter Zweisamkeit sich befindenden SPÖ und BZÖ, hat man mir nur Unverständnis entgegengebracht und gemeint, dass ich keine Ahnung hätte von Maastricht und, dass das so niemals kommen wird! Ja, die Zeiten ändern sich, der Faschingsdienstag des Jahres 2006 ist ins Land gezogen und plötzlich schaut die Welt anders aus. Dann ist die SPÖ und die BZÖ auch aufge​wacht.
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die ÖVP wird diesem Rechnungshofbericht selbstverständlich die Zustimmung erteilen, weil wir sehr froh sind, dass auch der Rechnungshof das alles schwarz auf weiß belegt hat, was die ÖVP seit Monaten und Jahren hier im Haus predigt. Hier im Haus predigt. Es freut uns sehr, dass wir da jetzt eine Grundlage dazu haben und werden dem selbstverständlich die Zustimmung geben. Über die Zustimmung des Rechnungsabschlusses, bei der nächsten Sitzung – die angeblich am Montag stattfinden soll – glaube ich nicht, dass wir dem zustim​men können. Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ebner das Wort.)
Tauschitz

Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen des Landtages! Werte Zuhörerinnen und Zuhörer! Der Kollege Holub hat in seinen Worten hier einen An​satz getätigt, den der Kollege Tauschitz sofort wieder ad acta gelegt hat, denn er hat die Fraktionen aufgefordert, ein bisschen mehr bei der Wahrheit zu bleiben. Und wenn man Wahrheit einseitig darstellen will, dann kommt es nahe an die Unwahrheit. Wenn Kollege Tauschitz das Eine oder Andere aus dem Rechnungshofbericht – und da darf ich mich ebenfalls bei Herrn Dr. Reithofer, aber genauso bei Herrn Dr. Fels​ner bedanken – für die Unterlagen, die uns zur Verfügung gestellt worden sind und für die gesamte Arbeit zur Überprüfung sowohl die Tätigkeit des Jahres 2005 aber auch des Rechnungsabschlusses 2005 bedanken, denn im Kontrollausschuss hat natürlich auch der Rechnungsabschluss 2005 mit den Worten der Einnahmen von 2.403.000.000,-- und Ausgaben von 2,39 Milliarden Euro ein klares Wort gefunden.
Aber das zu kritisieren, dass ein Drittel mehr Einnahmen da sind und dass wir damit hier im Land Kärnten für die Bürger und nicht für uns ein Drittel mehr Ausgaben tätigen können – der Antrag zeigt es ja auch bezüglich der Politikerbezüge für das Land Kärnten – ist schon eine eigenartige Sicht des Kollegen Tauschitz. Aber es gibt da noch mehrere dieser Eigenartigkeiten. Denn wenn auch hier dargestellt wird, dass von Seiten des Landes eine Verzichtserklärung von 432,2 Millionen Darlehen und damit ein rechnerisches Maastrichtergebnis von 283 Millionen Minus da ist – rechnerisch – dann sind wir noch immer in diesem rechnerischen Modell im Plus. Im rechnerischen Modell – Maastricht ist ein rechnerisches Modell – und hier soll auch das Plus entsprechend dargestellt werden! Und wenn dann die gesamten Kredite nicht abgerufen worden wären, die zwar durch Beschlüsse gedeckt gewesen sind, dann wäre das Budgetdefizit des Jahres 2005 wiederum deutlich niedriger. Also, wir sollen bei der gesamten Wahrheit bleiben! Und wenn das der einen oder anderen Fraktion wehtut, dann gehört Mut dazu! Dann ist es auch wichtig hier heraus zutreten und zu sagen: Unsere Kritik war damals nicht richtig und ist jetzt auch nicht richtig! Die Gebarung 2005 wurde, wie sich der Landesrechnungshof vergewissern konnte, im Einklang mit den Beschlüssen des Landtages abgewickelt. (Abg. Tauschitz: Hurra!) Dann kann man nicht so tun als ob es nicht eine rechtliche Grundlage für jede einzelne dieser Maßnahmen auch der Kreditumschichtungen gab. Kreditumschichtungen, wenn sie hier nach den Grundlagen gemacht werden – und das belegt ja auch der Landesrechnungshof – dann sind sie immer egal auf welcher Ebene wir uns hier bewegen – ob in der Stadt oder am Land – dann sind sie immer ein Ausdruck einer dynamischen Politik! Und das wird hier auch in der Form kritisiert, dass der Landtag hier stärker eingebunden gehört. Da brauchen wir nur andere Beschlüsse fassen. Auch wir sind entsprechend gefordert hier andere Beschlüsse zu fassen, wenn wir die Dynamik in der Politik einschränken wollen, wenn wir von unserer Seite her die Regierung nicht mit dem entsprechenden Vertrauen ausstatten, wie es offensichtlich der Kollege Tauschitz will. Dann soll er es auch entsprechend sagen! (Abg. Tauschitz: Tue ich ja!) Wenn wir diesen Rechnungsabschluss 2005 hernehmen und uns die einzelnen Ergebnisse anschauen, dann ist tatsächlich die Schuldenentwicklung – die mit Recht von all denjenigen, die diesen Bericht bearbeitet haben und die heraußen stehen – zu hinterfragen und sind Lösungsansätze zu suchen. Wenn wir nämlich heraus greifen, was alles mit diesen Mitteln gemacht worden ist, denn das steht auch im Landesrechnungshofbericht drinnen, dann soll halt auch deutlich gesagt werden, wo „Nein“! „Nein“ bei den Lehrlingen, wenn das Personal angesprochen wird? „Nein bei den Dienstzettlern? Wenn „Nein“, bei welchen Dienstzettlern? „Nein“ bei den Lehrern, wenn dann bei den Musikschullehrern oder bei welchen? Die Wahrheit auf den Tisch! Ein bisschen mehr Wahrheit hat der Kollege Holub gesagt. Kritik allein ist zu wenig! Kritik allein ist hier zu wenig! (Beifall von der F-Fraktion.)
Denn die Mittelverwendung, und das sagt auch der Landesrechnungshofbericht eindeutig auf Seite 14, wurde in erster Linie im Bereich Gesundheit …, da war es dieser Verzicht des Landes auf die Rückzahlung der an die KABEG gewährten Landesdarlehen. Der nächste Bereich Gruppe zwei: Unterricht, Erziehung, Sport, Wissenschaft. Gruppe vier: war die dritte Position Soziale Wohlfahrt, Wohnbauförderung und fünf: Finanzwirtschaft und sechs: Allgemeine Verwaltung. Und der Landesrechnungshof belegt auch, dass die Personalkosten gesenkt wurden. Mögen auch die Dienstzettler gestiegen sein in diesen Bereichen! Dann sagt auch der Landesrechnungshof, dass er es positiv erwähnt, dass die Dienstzettler abgebaut werden, in bestimmten Bereichen übernommen werden, schneller übernommen werden, hier schnellere Personalentscheidungen getroffen werden. In Summe – das Ergebnis von dynamischer Politik des Jahres 2005 – in Summe durch Maßnahmen, die der Landtag beschlossen hat, die hier in rechtskonformen Handlungen gesetzt worden sind. Ein Rechnungsabschluss, der nur schlecht gemacht wird, weil man offensichtlich gerade hier einen Skandal konstruieren will. Dieser ist nicht da! Es ist ein korrektes Ergebnis. Die Pflichtausgaben mit 88,4 Prozent des Gesamthaushaltes, Ermessensausgaben mit 11,5 Prozent. Ja, wir sollen aufpassen! Die Ermessensausgaben! Aber es gibt genug öffentliche Institutionen, die diesen Spielraum schon lange nicht mehr haben. Daher vernünftige sichere Finanzpolitik in diesem Bereich! Gestaltungsspielraum ist hier sehr wohl gegeben! Der Landesvoranschlag 2005, der Nachtrag, der Rechnungsabschluss 2005 – ein Ergebnis von dynamischer Politik in Kärnten! Ein Ergebnis, das jeder Kritik standhalten wird, standhalten kann, denn auch hier sind die Entscheidungen in den finanzpolitischen Maßnahmen getroffen worden, wie es im Finanzplan drinnen ist. Da ist nichts zu rütteln, da ist die Wahrheit einfach auch hier von dieser Stelle zu sagen.
Daher, meine sehr geehrten Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen! Der Rechnungshof hat hier alles durchleuchtet. Er hat Negatives, er hat Kritisches, aber er hat auch Positives angemerkt! Und daher sollen wir bei diesem Tagesordnungspunkt, wie es der Landesrechnungshof uns Politikern entsprechend vorgibt, auch bei der Wahrheit bleiben. Herr Kollege Holub, wir sollten es jeder Fraktion in das Stammbuch schreiben. Bleibt ein bisschen mehr bei der Wahrheit! Danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)

Mag. Ebner

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Die Wahrheit und die Mathematik können so oder so interpretiert werden. Bei der Wahrheit ist es noch schwierig, dass man da den Durchblick hat. Bei der Mathematik ist es weniger schwierig, weil die Zahlen für sich sprechen und nicht manipulierbar sind. Und eine Tatsache ist eben, dass eine Schuldenausweitung wie sie noch nie stattgefunden hat, Land- und Rechtsträger mit 207 Millionen Euro … Herr Mag. Ebner, das ist ja ein Geld … wie es noch nie stattgefunden hat. Eine Ausweitung in der Jahresrechnung 2005, (Mehrere Zwischenrufe aus der F-Fraktion. – Abg. Mag. Ebner: Schau, wozu es verwendet worden ist! – Abg. Trettenbrein: Das hast du mit beschlossen!) die ja auch … Man kann sich ja, wenn man Redner hier beim Pult ist … Für eine federführende Regierung soll man aus dem Rechnungshofbericht trotzdem nicht nur die Rosinen heraus picken, sondern auch ausgewogen über die negativen Standpunkte berichten. Dann ist das auch ein Beitrag zur Glaubwürdigkeit und ein Beitrag zur Wahrheit. Eine Schuldenausweitung in diesem Ausmaße wird ja auch vom Rechnungshof kritisiert. Dass da total die Notbremse vom Kärntner Landtag für das kommende oder auch beim laufenden Budget zu ziehen wäre!
Die SPÖ mit 14 Abgeordneten, die zweitstärkste Fraktion in diesem Landtag, behält sich bis zum Montag vor die Jahresrechnung und ihre Anfragen, die wir ja alle zum Teil erst heute zugestellt bekommen haben, noch einmal zu durchforsten und zu beraten. Das nehme ich natürlich auch für mich als einzelnen Abgeordneten der FPÖ ohne Infrastruktur in diesem Hause in Anspruch. Ich werde mich über dieses Wochenende hinaus noch mit diesen Fragen und Antworten befassen, um mir ein umfassendes Bild zu machen. Aber eines kann ich vorweg sagen: Also, dieser Jahresrechnung 2005 werde ich aus eben diesen besagten Gründen seitens der FPÖ keine Zustimmung geben können und wegen der von meinen Vorrednern schon angeführten Kritikpunkten. Wobei ich schon zugebe, dass es schwierig ist, ein Budget mit nicht ganz 1,8 Milliarden Euro über die Runden zu bringen. Dass es schwierig ist, genau die dotierten Budgets, wie sie da vielfältig aufgelistet sind, genauestens einzuhalten. Das weiß ja jeder Bürgermeister, dass das nahezu ein Ding der Unmöglichkeit ist. Aber natürlich, sehr große Abweichungen sollen nicht toleriert werden! Das tritt in dieser Jahresrechnung auch zutage und teilweise große Unklarheiten. Die sind dann bei der Besprechung hier direkt über die Jahresrechnung 2005 aufzuzeigen. Von meiner Seite aus ist der Rechnungshofbericht zur Kenntnis zu nehmen. Der Dank geht auch von meiner Seite an die Verantwortlichen des Landesrechnungshofes! Und mein Kommentar dazu ist abgegeben. Das wird zur Kenntnis genommen. Und die Jahresrechnung 2005 am Montag hat mit Ablehnung der Freiheitlichen Partei zu rechnen! (Einzelbeifall von Abg. Holub)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Schwager

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):
Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen des Landtages! Herr Abgeordneter Mag. Ebner! Wir wollen keinen Skandal konstruieren. Wir möchten eine nüchterne Bewertung über das, was aus dem Budget im letzten Jahr gemacht worden ist, als SPÖ hier über die Bühne bringen! Ich verweise auf den Bericht des Landesrechnungshofes, dass es sich hier – und das ist wesentlich – um eine Ordnungsmäßigkeitsprüfung und nicht um eine finanzielle Gebarungsprüfung handelt. Als solche werden wir diesen Rechnungshofbericht seitens der SPÖ auch bewerten. Und hier gibt es ein paar Punkte, die ich von uns aus noch einmal unterstreichen möchte.
Der erste Punkt ist, dass es seitens der SPÖ in nächster Zeit wirklich Überlegungen dahingehend geben muss, dass wir die globale Ermächtigung der Kreditübertragungen so nicht mehr erteilen werden! Wir werden alles tun, um Verzögerungen zu vermeiden und trotzdem eine rasche finanzielle Abwicklung zu tun. Nur eine globale Ermächtigung, die dann auch das Abrücken von gegebenen Versprechungen, die auch Bestandteil unserer Zustimmung zum Budget waren, bewirkt hat, das wird mit unserer Unterstützung nicht mehr über die Bühne gehen können. Wir verweisen darauf: Das ist ein Kritikpunkt, wie mein Kollege Schober gesagt hat, dass die allgemeine Haushaltsrücklage innerhalb der letzten vier Jahre immerhin doch in einer Größenordnung von 15,7 Millionen Euro mittlerweile bis auf den Rest von, ich glaube zwei Millionen, verbraucht wurde. Wir verweisen darauf, dass der Rechnungshofbericht benennt, dass die Pro Kopf Verschuldung Kärntens im Spitzenfeld liegt, entgegen anderen Aussagen, die wir hier immer wieder hören. Das gilt auch für die Empfehlung, die wir auch sehr sorgfältig prüfen werden. Sie werden das am Montag in der Sitzung hören, dass das Budgetprogramm zu revidieren sein wird – da und dort, wie es sogar gefordert worden ist – da und dort auch neu zu überlegen sein wird! Aber, meine Damen und Herren Abgeordneten! Wer fasst denn die Beschlüsse, die letztlich auch zu anderen budgetären Schwerpunkten gefällt werden? Wir haben heute eine Reihe von Maßnahmen getroffen, die wiederum Geld erfordern werden. Das heißt für uns als SPÖ, dass wir auch bei Budgetentwicklungen eine gewisse Grundflexibilität haben wollen. Was wir sicher im Wesentlichen in nächster Zeit stärker angreifen werden ist, dass sich diese Budgetentwicklung innerhalb eines Rahmens, der eine gewisse Fixzahl im Verhältnis zum Bruttoinlands- und Bruttosozialprodukt haben sollte, befinden wird müssen. Wir haben Empfehlungen in diesem Landesrechnungshofbericht, die nicht ohne sind! Was heißt es, wenn ein Landesrechnungshofbericht in letzter Konsequenz fordert, dass wir strenge Budgetdisziplin walten zu lassen haben, dass wir die Inangriffnahme von Strukturreformen vorzunehmen haben? Das heißt, dass das Gebilde Landeshaushalt und alle dafür notwendigen Organe dem in Wirklichkeit so nicht entsprechend nachkommen! Es sind also Empfehlungen ausgesprochen! Als SPÖ haben und werden wir diese Empfehlungen auch so weit interpretieren und analysieren, dass wir am Montag in unseren Beiträgen Schlussfolgerungen dazu geben werden.
Ich möchte noch auf einen weiteren Punkt kommen. Es ist ein Kritikpunkt drinnen, dass beispielsweise die Inventarverwaltung nur zur Hälfte umgesetzt worden ist. Das Inventarverwaltungsprogramm/EDV-Programm Sokrates ist damit gemeint. Auch hier ist rascher Handlungsbedarf da, um mit einer Inventarisierung auch Werte des Landes zumindest buchhalterisch festhalten zu können.
Es hat mein Kollege Ebner gemeint, es gibt Kritik und Lob. Ich nehme das Lob, das mir wirklich aufgefallen ist, gerne heraus. Es betrifft die Darlehensabwicklung im Sozialbereich, wo man doch auch klar darstellt, wie sorgsam und festgelegt die Darlehensbearbeitung erfolgt. Ich nehme an, dass Ihre Fraktion vielleicht das eine oder andere Beispiel, wenn Sie es gut und sorgfältig angeschaut haben, sogar in diesem Rechnungshofbericht für den Finanzvollzug gefunden haben werden. Dass fünf Millionen noch in den Verbindlichkeiten in den Forderungseinlösungsmodellen zu berichtigen sind, sei nur am Rande erwähnt.
Erlauben Sie mir aber, noch zu zwei, drei politischen Feststellungen, die eine Abgeordnete der Grünen getroffen hat, ein paar Anmerkungen zu machen. Frau Abgeordnete Lesjak, Budgeterstellung und Budgetvollzug sind zwei Paar Schuhe, sind unterschiedlich. Wir haben – um nur drei Highlights zu nennen – bei den Kreditübertragungen, bei den Bestrafungssanktionen für gewisse Referentinnen, die aber letztendlich Projekte und deren Betreiberinnen und Betreiber Sie gerade vorher in einem Dringlichkeitsantrag wieder besserstellen wollten, wir haben bei den Repräsentationen, um nur diese drei als Erstes zu nennen, gravierende Abweichungen; Abweichungen von dem, was wir beim Budget als eine Entwicklungsrichtlinie noch mittragen konnten. Bei Vollzug ist es hier weit davon entfernt gegangen.
Ein Kompliment zum Kollegen Schwager. Er hat das erkannt. Ich halte es auch für richtig, dass eine solche Budgeterstellung und ein solcher Budgetvollzug, der in vielen Bereichen abweicht, hier im Haus einer akribischen Behandlung zu unterziehen ist. Daher haben wir uns als SPÖ-Fraktion dafür ausgesprochen – der Herr Präsident ist dem letztlich auch gefolgt -, das in einer eigenen Sitzung als Hauptschwerpunkt hier im Landtag zu behandeln. Alle von Ihnen fordern, dass wir das eine oder das andere besser machen sollten, insbesondere Sie, Frau Abgeordnete Lesjak. Und dann entschuldige ich mich dafür, dass ich Ihre montägliche Beschäftigung scheinbar gestört habe, mit dieser Sondersitzung. Aber, was uns schon wichtig ist: Wenn man hier heraußen kritisiert und wenn man hier heraußen Besserung und anderes gelobt, dann von uns hier der Versuch gemacht wird, das wirklich zu erläutern und auch näher zu bearbeiten, um daraus zu lernen und solche Fehler in der Zukunft zu vermeiden, dann sind Sie die Erste, die das kritisiert. Das ist, mit Verlaub gesagt, etwas, was ich nicht verstehe! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Noch etwas dazu: Irgendwie verstehe ich die politische Grundhaltung nicht. Zuerst kritisiert ihr, dass wir, mit viel Würgen – und ich habe das hier heraußen am Rednerpult auch Ihnen erklärt – ein Budget versucht haben, so zu gestalten, dass das Land auch handlungsfähig ist, dass man auch gewisse Maßnahmen setzen kann, natürlich nicht wissend, was der Budgetvollzug letztendlich aus diesem Budget machen wird. Aber dann dafür von Ihnen kritisiert zu werden, dass man sagt: „Aha, jetzt seid ihr gescheiter geworden, und jetzt seht ihr sogar, dass das falsch gemacht ist.“ Und jetzt wirft man uns vor, dass wir dem Rechnungsabschluss möglicherweise nicht zustimmen werden, also das ist eine politische Logik, die ich nicht verstehe – aber vielleicht gibt es die Möglichkeit seitens der Grünen, mir das zu erklären. Denn logisch, wie gesagt, ist das nicht.
Letzter Punkt zum Abgeordneten Tauschitz, dem ich Recht gebe. Budget, das behaupte ich immer wieder, dazu stehe ich, ist eine in Zahlen gegossene Politik. Der Rechnungsabschluss aber, meine Damen und Herren, ist ein Zeugnis über die Umsetzung derselben. Diesmal klafft es gravierend auseinander! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine geschätzten Zuhörer! Auf der Tagesordnung steht der Rechnungshofbericht zum Rechnungsabschluss. Der Herr Kollege Dr. Kaiser hat jetzt sozusagen die Brücke geschlagen zu dem, was politische Vernunft bedeutet. Ich glaube, da hat er Recht. Denn wenn man sich die einzelnen Reden anhört, geht es ja nicht um den Rechnungshofbericht, sondern es geht eher alle gegen Jörg Haider, weil er der Finanzreferent ist und einen der besten Rechnungsabschlüsse, vergleicht man die letzten Jahre, hier heuer vorgelegt hat. Das lässt sich auch sehr schön graphisch dokumentieren. Ich habe hier verschiedene Graphiken, Nettoneuverschuldung, Nettoschuldenabbau im Vergleich 1991 bis 2009, also Ende des vergangenen Jahrtausends waren die Balken um einiges höher. Nettoneuverschuldung in Prozent des regionalen BIP: Hier gilt das Gleiche. Noch positiv drastischer wird der Vergleich, wenn man das EU-weit sieht oder im Vergleich zu Österreich. Da ist Kärnten im Bereich von wenigen Prozenten oder Teilen von Prozentpunkten, Österreich schon viel mehr und die EU noch mehr graphisch dargestellt, ist das ein richtiger Sack ins Negative, der hier dargestellt wird.
Es ist also daher nicht ganz nachvollziehbar, was hier argumentiert worden ist. Ich weiß gar nicht, ob ich beim Abgeordneten Schwager beginnen soll. War das ein Abnabelungsprozess, der hier stattgefunden hat oder war das nur die Unwissenheit. Früher hast du die Chance gehabt, deine Unwissenheit im Klub durch Wissen aufzufüllen. Jetzt ist dir die Möglichkeit nicht mehr gegeben. Also ich lasse es bei dem einmal bleiben.
Bei den Grünen: Die Parteilinie ist mit Sicherheit erkennbar. Wo es irgendwo geht, sind wir dagegen. Ich möchte aber im Einzelnen auch noch zu den Wortmeldungen Stellung nehmen.
Bei der ÖVP ist es relativ einfach: Sie hat das Budget nicht mitbeschlossen, jammert aber ständig über die Verschuldung und stellt täglich neue Forderungen, was alles gratis werden soll. Wir haben ja heute vom Herrn Landesrat Dörfler gehört, wo das endet, indem er die Frau Abgeordnete Scheucher zitiert hat. Also Schwarzmalerei gehört zum Beruf der ÖVP. Lassen wir es also dort.
Schwerer tue auch ich mir mit der SPÖ, sage ich ganz offen, denn die Argumentation ist überhaupt nicht nachvollziehbar. Es ist ja nicht nur das Budget gemeinsam beschlossen worden. Es ist ja auch der Vollzug immerhin ein gemeinsamer. Denn dadurch, dass die Buchhaltungsagenden auf zwei Referenten aufgeteilt sind und ab einer bestimmten Höhe beide ihre Zustimmung geben müssen – wir haben ja Beispiele gehabt, wo das ein bisserl holprig war -, ist die SPÖ auch beim Vollzug voll mit dabei. Das mit den Fragen, die jetzt noch durchstudiert werden sollen, da sehe ich übers Wochenende die Köpfe nur so rauchen, wobei ja ein Kuriosum noch ist: Heute verweigert man die Zustimmung zur Diskussion. Gleichzeitig fordert man, nachdem der Präsident für Montag eine Landtagssitzung angekündigt hat, medial eine Landtagssitzung. Ich meine, ein bisserl in die heitere Seite, sagen wir es einmal so, geht das schon, um das vorsichtig auszudrücken.
Kollege Holub hat mich jetzt ganz tief angeschaut. Ich komme zu dir. (Abg. Holub: Danke!) Es war das Stichwort, du hast einen Budgetausschuss gefordert, der das Budget das ganze Jahr, (Abg. Holub: Unterausschuss!) Unterausschuss, richtig, ja, danke, begleiten soll. Ich kann nur eines versprechen. Ich weiß nicht, was der machen soll, ganz ehrlich gesagt, außer dass er von vornherein überfordert ist, wird eines passieren: Er wird in ein Riesensommerloch fallen, weil da sind drei Monate, wo du niemanden finden wirst, der bereit sein wird, in diesem Ausschuss zu sitzen.
Das Zweite ist der Budgetinspektor, der gefordert wird. Also ich verstehe das jetzt nicht. Vorhin habt ihr den Landesrechnungshof gelobt. Für mich ist das der Budgetinspektor, und zwar mit nicht nur zwei Augen sondern mit vielen Augen. Das ist ja eine Kritik am Landesrechnungshof. (Abg. Mag. Lesjak: Nein, nein!) Ich weiß nicht. Ihr habt zu wenig ausgeführt, was er wirklich soll, aber sei es drum. So wichtig wird das nicht sein. Den Vergleich mit den anderen Bundesländern habe ich bereits erwähnt, allgemein. Vielleicht könnt ihr einmal in Oberösterreich nachfragen, wo der Rudi Anschober in der Regierung sitzt und auch die Abgeordneten dort in einer Koalition sind, wie das praktische Leben fernab (Abg. Holub: Null Euro Schulden! – Abg. Mag. Lesjak: Keine Schulden! – Abg. Lutschounig: Niederösterreich und Oberösterreich sind ein Herzeigeland! – Abg. Tauschitz: Falsche Zahlen!) der Theorie wirklich läuft. Nein, nein, ich muss das schon sagen, weil da gibt es auch eine Aufstellung über die Verschuldung in Österreich, wo Kärnten doch im Mittelfeld ist und Oberösterreich wirklich nur marginal besser steht. Aber Niederösterreich, das Burgenland, Salzburg und die Steiermark sind also klar drüber, wenn man die Pro-Kopf-Verschuldung Länder und Gemeinden, inklusive der inneren Anleihen, betrachtet.
Ich bin aber auch einer Meinung mit der Frau Kollegin Lesjak, was den Befund über die SPÖ und das Verhalten betrifft; damit wir die Gemeinsamkeit auch erwähnt haben. Der Herr Abgeordnete Schober hat jetzt vorhin erwähnt, dass er die Antworten auf die gestellten Fragen überprüfen wird und muss. Irgendwie indirekt es das eine Unterstellung der Unrichtigkeit dessen, was der Landesrechnungshof da hergebracht hat und worüber wir eigentlich diskutieren.
Zum Abgeordneten Tauschitz auch ein Wort, weil er diese berühmten fünf Millionen Euro, die da nicht verbucht worden sind, kritisiert hat. Es gibt dafür eine Erklärung. (Abg. Lutschounig: Als ob das von einem Menschen abhängen tät!) Ich will nur eines sagen: Es ist nicht schön, ist auch nicht gut – aber den Landeshauptmann dafür verantwortlich zu machen, ist der falsche Weg! Das ist das, was ich eigentlich sagen wollte.
Ich komme gegen das Ende meiner Ausführungen. (Abg. Lutschounig: Sehr gut!) Beim Herrn Abgeordneten Dr. Kaiser habe ich gehört, dass die SPÖ alles tun wird, um Verzögerungen zu vermeiden. Aber, ehrlich gesagt, genau das habt ihr heute gemacht, indem die Zustimmung zur Behandlung verweigert worden ist. Ich glaube nicht, dass es bei der Beantwortung der berühmten 70 Fragen oder 90, noch schlimmer, da werdet ihr noch mehr zu tun haben, bleibt. Ich halte das also für ein Argument, das aber nicht sehr stichhaltig ist.
Ich glaube, zusammenfassend, man kann da eines erkennen: Das Ganze ist im Wesentlichen ein Vorgriff auf die Nationalratswahl im Herbst, ein Vorwahlgetöse. Denn die zweite Seite ist auch etwas, was erwähnt werden soll. Mit der Nichtbehandlung und der Nichtbeschlussfassung auch des Minderheitenberichtes hier im Hause übernehmen die Abgeordneten eine sehr, sehr hohe Verantwortung. Und die fordere ich ein! Denn wenn es hier keinen Beschluss gibt, gibt es auch keinen Nachtragsvoranschlag und auch kein Budget. Was das für Konsequenzen hat, können Sie sich ausmalen.
Ich bitte daher, die Zeit des Wochenendes doch zu nützen, in sich zu gehen und sich der eigenen Verantwortung, fern aller politischen Ränkespiele, auch bewusst zu werden und die auch wahrzunehmen! (Beifall von der F-Fraktion)

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung zu dem Tagesordnungspunkt vor. Der Berichterstatter hat das Schlusswort, bitte!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich möchte in meinem Schlusswort nur ein Wort des Dankes an den Landesrechnungshof, personifiziert durch Herrn Dir. Reithofer, der für mich immer ein sehr konstruktiver Ansprechpartner ist. Das gleiche gilt auch für die Mitglieder im Kontrollausschuss, mit denen es eigentlich immer ein emotionsloses, aber sehr sachbezogenes Arbeiten ist.
Im Übrigen ersuche ich um das Eingehen in die Spezialdebatte.

Mag. Grilc

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist jetzt einstimmig so beschlossen. Bitte, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Der Landtag wolle beschließen:

Der Bericht des Landesrechnungshofes vom 26. Juni 2006, Zahl LRH 80/B/2006, über das Ergebnis der Überprüfung des Rechnungsabschlusses des Landes Kärnten für das Jahr 2005 wird zur Kenntnis genommen.
Ich ersuche um Annahme.
Mag. Grilc

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen.

Wir kommen nun zum nächsten Tagesordnungspunkt:

2.
Ldtgs.Zl. 202-8/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend Förderung Hotelprojekt Koralpe; Zuschuss € 1 Mio.
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Gritsch. Ich erteile ihm das Wort und ersuche ihn, zu berichten!
Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Im gegenständlichen Tagesordnungspunkt geht es um ein geplantes touristisches Investitionsvorhaben, mit der Zielsetzung, die Koralpe zu einer Ganzjahresferienregion auszubauen. Am Vorhaben sind dabei die Errichtung einer Hotelanlage, eines Parkhauses und die Errichtung einer Wasserversorgungsanlage sowie die Erweiterung der Beschneiungsanlage vorgesehen. Insgesamt geht es um Gesamtinvestitionskosten in der Höhe von 23,591.000 Euro. Neben Fördermitteln des KWF sollte die Gesamtinvestition durch eine Beteiligung der Kärnten Tourismusholding GmbH an der Hotelerrichtungsgesellschaft in Höhe von einer Million Euro sowie durch Gemeindemittel in der Höhe von 0,5 Millionen Euro zur Finanzierung eingesetzt werden.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Trettenbrein das Wort.)

Gritsch

Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

Herr Präsident! Hohes Haus! Qualitätsverbesserung im Tourismus ist ein Gebot der Stunde. Der Tourismus im Lavanttal hat auf der einen Seite ein Riesenproblem. Uns fehlen Betten im Drei- und Viersternebereich. All jenen, die sich im Lavanttal mit dem Tourismus beschäftigen, ist bewusst, dass wir in diesen Bereichen einen Nachhol​bedarf haben. Es ist uns auch allen bewusst, eine gute Jause mit einem Glasl Most und dazu der gemütliche Charakter der Lavanttaler wird nicht reichen, um den Tou​rismus im Lavanttal anzukurbeln. Auf der anderen Seite haben wir aber auch Glück. Es gibt zwei potente Investoren, die bereit sind, viel Eigenmittel in die Hand zu neh​men, um dem Tourismus im Lavanttal neues Leben einzuhauchen. Ich spreche zum Einem vom DDr. Wagner, der schon das Bad Weißenbach aus dem Dornröschen​schlaf erweckt hat und dort bereits wieder weitere Ausbaupläne im Gedanken hat. Sein zweites Großprojekt ist das Kurbad in Bad St. Leonhard. Nach jahrzehnte​langem Stillstand realisiert DDr. Wagner diese wichtige Einrichtung für das Lavanttal. Der Bau eines Kulturhotels mit 280 Betten schafft im oberen Lavanttal über 100 hochwertige Arbeitsplätze.
Zum Anderen meine ich Walter Töfferl. Walter Töfferl ist ein innovativer Lavanttaler, der seinen Traum, in seiner Heimat etwas zu bewegen, auf der Koralm zur Um​setzung bringt. Nachdem er in den letzten beiden Jahren (Abg. Lutschounig: Ist der verwandt mit dem Heimo!?) … nein, ist nicht verwandt mit dem Heimo, nein, weil das wäre nämlich wieder ein negativer Punkt. Aber, was solls! Nachdem er in den letzten Jahren, meine Damen und Herren, für die Infrastruktur im Schipistenbereich und für die Lifte investiert hat, geht es jetzt um die Hotelanlage. Es wird ein Hotel mit 220 Betten im Viersternebereich geplant, mit Wellnessbereich, Restaurant, Konferenz​zentrum sowie Parkgarage und Geschäftslokalen. Auch hier geht es wieder um hun​dert Arbeitsplätze und mehr.
Ganz genau handelt es sich aber um ein Projekt – der Berichterstatter hat es ja aus​geführt – mit einer Gesamtinvestition von 23,6 Millionen Euro. Seitens der Stadtge​meinde Wolfsberg fließen 500.000,-- Euro. Und mein Gemeinderatskollege Hans-Peter Schlagholz wird mir bestätigen, der Gemeinderat steht voll und einheitlich hinter diesem Projekt! Es sei auch erwähnt, dass die Koralm als Hausberg der La​vanttaler gilt und sich allein am Gipfel die Gemeindegrenzen von fünf Gemeinden, vier Kärntner Gemeinden und einer steirischen Gemeinde treffen, und somit nicht nur das Interesse der Stadtgemeinde Wolfsberg hier bekundet werden soll, sondern, dass dieses Projekt auf der Koralm ein Projekt für alle Lavanttaler ist.
Ich möchte diese Gelegenheit auch nutzen, um mich bei allen Mitgliedern der Lan​desregierung recht herzlich zu bedanken, dass sie hier in der Landesregierung einen einstimmigen Beschluss gefasst haben. Wir, die Abgeordneten des Lavanttales, sind nicht immer einer Meinung, meine Damen und Herren! Aber in diesem Fall ziehen wir alle an einem Strang und wir ziehen auch ausnahmsweise in dieselbe Richtung. Ge​schätzte Damen und Herren, ich ersuche Sie, diesem Förderantrag die Zustimmung zu erteilen! Danke schön! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Trettenbrein

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Verehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Wir werden diesem Tagesordnungspunkt unsere Zustimmung nicht geben, nicht weil wir gegen innovative Projekte sind, son​dern weil hier die Bedenken wirklich überwiegen. Qualitätsverbesserung im Touris​mus ist sicher ein sehr wichtiger Bereich in der Wirtschaftsförderung. Und wie Sie alle wissen, ist die Wirtschaftsförderung etwas, was das Land Kärnten ausgelagert hat an eine entsprechend kompetente Institution, den KWF. Der KWF hat ganz ge​naue Richlinien, nach denen er sich halten muss. Diese Richtlinien sind abgestimmt auf die Wirtschaftsförderungsstrategie, die in der Landesregierung abgestimmt wird. Dort wird die Strategie gemacht, der KWF setzt diese Strategie in Richtlinien um. Und so wirtschaftet er auch.
Wenn wir hier im Landtag jetzt einen Beschluss fassen, wo wir ein Hotel finanzieren, dann entspricht es wahrscheinlich nicht den Richtlinien des KWF und ich würde doch meinen, dass auch wir hier uns an diese Richtlinien zu halten haben, weil sonst arbeiten wir gegen den KWF und wir unterwandern diese (Abg. Trettenbrein: Lies den Amtsvortrag!) Wirtschaftspolitik. Freilich finanziert er hier mit, aber ich möchte nicht wissen, wie die Einflussnahme hier vonstatten gegangen ist, dass der KWF da auch dazu gebracht wurde. (Abg. Trettenbrein: 100 Frauenarbeitsplätze! Du jam​merst immer, dass wir zu wenig Frauenarbeitsplätze haben!) Wir sind nicht gegen Arbeitsplätze, das ist eine schöne Sache, aber Wirtschaftsförderung soll sich darauf beschränken, Infrastruktur herzustellen und die Rahmenbedingungen zu schaffen, sodass es so ist, dass tolle Investoren hier etwas einbringen können.
Wenn das so ist, dass wirklich so tolle Investoren da sind, wieso übernehmen sie dann nicht die gesamte Finanzierungssumme? Wieso muss das Land Kärnten 1 Million Euro hier wieder zuschießen, wo ja die Erfahrung gemacht wurde in den letzten Jahren und Jahrzehnten, dass sehr häufig, wenn das Land Kärnten Geld ge​geben hat zu einem Hotel, das pleite gegangen ist, dann ist das Aufnimmerwie​dersehen irgendwohin gegangen. Dann sind keine Arbeitsplätze entstanden, dann sind die Leute dann arbeitslos geworden. Das wollen wir halt auch nicht. Wir hoffen sehr, dass dieses engagierte Hotelprojekt gut geht, dass es Früchte tragen wird, und wir begrüßen das auch. Aber, wie gesagt, unsere Bedenken sind doch zu groß und daher können wir diesem Antrag nicht zustimmen. (Abg. Trettenbrein: Lächerlich so was!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort. – Abg. Ing. Scheuch auf iro​nische Weise: Der darf nur reden, wenn er froh ist!)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Der Herr Diktator Klubobmann hat gesprochen! (Dies wird auf heitere Weise vorge​tragen.) So, geschätzter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Grundsätzlich sind wir natürlich dafür, dass etwas passiert, auch im Lavanttal etwas passiert, und, dass ein großes touristisches Projekt da auch von allen Seiten unterstützt wird. Wir werden dem auch die Zustimmung geben, soviel gleich schon von vorne weg. Aber ich melde schon meine Bedenken auch insoferne an, dass es mittlerweile schon Usus ist, dass wir überdimensional fördern. (Abg. Trettenbrein: Fünf Prozent der Ge​samtsumme!) Wir haben einige Projekte ... über einige werden wir jetzt gleich an​schließend dann noch zu reden haben, wo man wirklich sagt, wenn ein Projekt wirt​schaftlich sein soll und, wenn es interessant ist, dann werden auch die Investoren bereit sein, ihr Kapital in die Hand zu nehmen und dort zu investieren. Eine Hilfe, wie sie im Rahmen von Richtlinien, auch im Rahmen des KWF gefordert wird, ist wichtig und richtig. Das ist überhaupt keine Frage! Aber, dass was hier – das ist ja kein Ein​zelfall – stattfindet, führt tatsächlich zu einer Wettbewerbsverzerrung. Und wenn überdimensional gefördert wird und überdimensionale Haftungsübernahmen … wir wissen ganz genau, was mit Haftungsübernahmen – das ist zwar für das Projekt jetzt nicht – aber, was dann passiert. In den meisten Teilen werden sie dann schlagend und das Land Kärnten wird zur Kasse gebeten.
Ich glaube, man muss hier wirklich mit dem gleichen Maß und mit dem gleichen Maß​stab vorgehen, dass bei Investitionen, ob sie im Mölltal, im Lavanttal, im Drautal oder im Rosental stattfinden, nach den gleichen Grundlagen, Richtlinien und Kriterien vor​zugehen ist. Und wenn jetzt nur mehr jenes Projekt realisiert wird, das mit einer Zu​satzförderung – und das sind zusätzlich die 500.000,-- der Gemeinde und zusätzlich die 1 Million des Landes – das ist ja nicht so wenig. Das sind ja im alten Geld 20 Millionen Schilling bitte, (Abg. Trettenbrein: Nur fünf Prozent von der Gesamt​summe!) meine Damen und Herren, die wir zusätzlich geben. Dann ist das eine Wettbewerbsverzerrung, die der Wirtschaft auch nicht guttut. Ich sage das auch in aller Deutlichkeit!
Aber, wie gesagt, wir werden dem Projekt insoferne die Zustimmung geben, weil es das Lavanttal dringend braucht, so ein Vorhaben, und daher die Unterstützung von unserer Seite. Aber, wie gesagt, diese Bedenken möchte ich wirklich in aller Deut​lichkeit hier auch anmerken. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Lutschounig

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schlagholz das Wort.)
Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Hohes Haus! Entschuldigen Sie die kurze Verspätung, aber das Outfit muss natürlich dem Hohen Haus angepasst sein und ich musste daher meine Jacke noch kurz anziehen. ÖVP und Grüne dürften sich nicht bewusst sein, dass die Grünen gegen ihren Beschluss stimmen, den sie schon einmal gefasst haben und die ÖVP gegen ihren Beschluss redet, den sie schon einmal gefasst hat. Ich darf Sie nur erinnern, im März 2005 haben wir 1 Million Euro bereits für dieses Hotelprojekt beschlossen. Und damit keine Wettbewerbsverzerrung entsteht, wird heute dieser Abänderungsbe​schluss gefasst, das heißt, diese 1 Million wird nicht über die KTH abgewickelt, son​dern als SBZ umgewidmet und als Sonderbedarfszuweisung wird sie zur Verfügung gestellt. Das heißt, (Abg. Lutschounig: Das hat ja keine Maschalan, Peter, bitte! … Na, so ist es! Es ist hier ein Abänderungsantrag zum Beschluss vom 17.3.2005, damit die gesamte Sache wettbewerbsfähig ist und damit keine Verzerrung entsteht. Daher wird das jetzt so gemacht! Und das entspricht auch völlig den Förderrichtlinien des KWF. (Abg. Lutschounig: Das werden 20 Prozent sein!) Ich bitte Sie, Frau Ab​geordnete von den Grünen, sich doch … der förderbare Kostenanteil sind 17,5 Millionen. Und 3,5 Millionen ist die Förderungshöhe des KWF. Und genau das wird gefördert!
Um was es heute geht, ist eine Förderbedarfszuweisung und in Wahrheit geht es um ein Geld, das Sie mit Ihrer Stimme schon einmal beschlossen haben! Das wollte ich Ihnen nur in Erinnerung rufen, sonst hätte ich eh nicht gewusst, was ich heraußen sagen sollte, wenn ich nicht mit Ihrer Unwissenheit hätte kalkulieren können. Ich be​danke mich dabei sogar nebenbei bei Ihnen. Im Gesamten handelt es sich um ein Projekt von fast 24 Millionen Euro; 5 Millionen kommen seitens der öffentlichen Hand zu diesem Projekt, ein Projekt das über 100 Arbeitsplätze für die Region bewirkt. Das sollte man, glaube ich, auch im Hinterkopf behalten. Und vor allem ein Projekt … und das ist für uns im Lavanttal deshalb so wichtig, weil ja unser Wintertourismus in Wahrheit zum Tor des Ostmarktes steht! Für Ungarn und für den weiteren Osten sind wir in Wahrheit das Tor zu den Kärntner Schigebieten.
Und da wollen wir auch gut aufgestellt sein. Und da sind wir froh, dass es Investoren gibt, die hier privates Geld, nicht unwesentlich in der Höhe, in die Hand nehmen. Und da tue ich mir leicht zu sagen, wenn auch viel öffentliches Geld, aber es ist richtig und gut angelegt das öffentliche Geld, auch wenn’s die Gemeinde – und das sei nebenbei schon bemerkt – die Gemeinde in Zugzwang bringt. Denn die Gemeinde Wolfsberg kann ihre Bedarfszuweisungsmittel auf Jahre hinaus nicht für andere Pro​jekte disponieren. Das ist uns bewusst und das ist es uns auch wert, aber wir wollten es hier auch einmal dargestellt haben. Das belastet die Gemeinden schon, vor allem, wenn andere wichtige Projekte auch anstehen, die aber durch so ein Projekt, das halt ein enormer wirtschaftlicher Impuls ist, dann halt gebunden ist.
Und dann sage ich auch noch was dazu, weil es ja nicht nur die Koralpe im Lavanttal gibt. Es gibt ja schon ein Schigebiet oder es gibt mehrere Schigebiete, die bereits in einer wesentlich weiteren Phase sind. Und jetzt wird es halt an uns liegen, gemein​sam die regionalen Chancen wahrzunehmen. Das heißt, nicht nur ein Gebiet! Es liegt an allen Schigebieten und der gesamten Tourismusinfrastruktur, wenn nicht parziell, sondern gemeinsam die Chance der künftigen Entwicklung in die Hand zu nehmen. Das heißt auch, ein gemeinsamer regionaler Auftrieb ist gefordert! Dem Investor danke ich ganz speziell und wünsche ihm natürlich viel Glück! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit Mehrheit, gegen die Stimmen der Grünen, so angenommen. – Berichterstatter:)
Schlagholz

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

In Abänderung des Beschlusses des Kärntner Landtages vom 17.3.2005, Ldtgs.Zl. 202-3/29, wird die Kärntner Landesregierung gemäß Artikel 60 Abs. 1 K-LVG er​mächtigt, die gemäß Beschluss des Kärntner Landtages vom 31.1.2002, Ldtgs.Zl. 554-3/28, für die Richtlinie „Qualitätsverbesserung im Tourismus – Sonderfinanzie​rung 2002“ im Ausmaß von € 36,663.400,-- im Wege einer Darlehensgewährung an den KWF zu verwendenden Mittel aus der allgemeinen Haushaltsrücklage in einen Teilbetrag von 1 Million Euro für die Finanzierung der Errichtung einer Hotelanlage auf der Koralpe umzuwidmen und der Stadtgemeinde Wolfsberg als zweckgebun​dene Sonderbedarfszuweisung zur Verfügung zu stellen.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme des Antrages erfolgt mit Mehrheit.)
Gritsch

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt

3.
Ldtgs.Zl. 276-3/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend Projekt Tibe​tisches Klosterhotel in Hüttenberg

Ich würde bitten, dass wir die Sitzung kurz unterbrechen, nachdem ich hier selbst als Vorsitzender die Berichterstattung habe. (Es wird kurz unterbrochen, da keiner der vertretenden Präsidenten im Hause anwesend ist.)
Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Ich nehme die unterbro​chene Sitzung wieder auf, nachdem mir die Verfassungsabteilung eine Belehrung dazu aufgegeben hat, kann natürlich die Berichterstattung von meinem Stellvertreter des Ausschusses, das ist der Herr Abgeordnete Willegger, vorgenommen werden. Ich ersuche ihn, nun zu berichten! Wir können mit der Tagesordnung wieder fortfah​ren. (Dies löst Heiterkeit in der F-Fraktion aus, da genannter Abgeordneten etwas überraschend darüber reagiert.) Bitte, Herr Abgeordneter Willegger, ich ersuche Sie, hier den Bericht abzugeben!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Denn man lernt nie aus! Wenn die Verfassungsabteilung im Haus ist, gibt es natürlich sofort den besten Ratschlag. Aber auch ein Ratschlag kann ein Schlag sein!
Dabei geht es um das tibetanische Klosterhotel in Hüttenberg. Dieses Projekt ist uns allen hinlänglich bekannt. Der Dalai Lama war ja selbst vor Ort und hat auch selbst sein Projekt nicht nur hier in Klagenfurt sondern auch in Hüttenberg präsentiert und auch auf der Universität Klagenfurt. Die Abgeordneten dürften ja ziemlich gut informiert sein. Ich ersuche daher um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Warmuth das Wort.)

Willegger

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Ich darf mich der Begeisterung meines Vorredners anschließen und festhalten, dass ich mich über die heutige Beschlussfassung in der Causa „Tibetzentrum/Hüttenberg“ ebenfalls sehr freue! Seit der Präsentation dieses Projektes am 14. Mai in Knappenberg herrschen in der Gemeinde und im Görtschitztal große Aufbruchsstimmung. Das Klosterhotel bietet aufgrund seines inhaltlichen Alleinstellungsmerkmales ein Chancenpotential für die wirtschaftliche Entwicklung der Gemeinde Hüttenberg und der gesamten Region um Mittelkärnten. Es umfasst eine Vier-Sterne-Hotel mit 130 Zimmern, 260 Betten und Restaurants, Teehaus, Wellnessbereich und Behandlungsräumen. Es besteht weiters aus einem tibetischen Kloster mit Meditationsräumen für Hotel- und Tagesgäste, für gestresste Manager natürlich, Wohnräume für den Dalai Lama sowie für tibetische Mönche, wobei diese auch der Öffentlichkeit zugänglich sind. Weiters wird auch ein tibetisches Gesundheitszentrum und eine universitäre Ausbildungsstätte in der „Heft“ gebaut. Bei einer Investitionssumme des Klosterhotels von 22 Millionen Euro werden durch das Gesamtprojekt 200 neue Arbeitsplätze geschaffen, die vorrangig dem Görtschitztal zugute kommen. Die norische Region, welche die Gemeinden Brückl, Diex, Eberstein, Klein St. Paul; St. Georgen am Längssee, Kappl am Krappfeld, Guttaring, Hüttenberg und Gmünd umfasst ist primär die Umlandregion zum Tibetprojekt in Hüttenberg. Dieses wird durch positive Impulse die touristische Entwicklung der norischen Region nachhaltig prägen. Die ersten Auswirkungen sind bereits erkennbar. Erfreulich ist, dass der Arbeitskreis „Tourismus der norischen Region“ bereits Projekte ausarbeitet, um den Tourismus so nachhaltig zu stärken und auszubauen. Hierbei sollte insbesondere die keltische Vergangenheit der norischen Region mit den Orten der Kraftquellen erlebbar gemacht werden. Konkret haben bereits sechs Beherbergungsbetriebe angekündigt, in wenigen Wochen insgesamt 104 neue Betten zu errichten und Qualitätsverbesserungen im Görtschitztal durchzuführen.
Mit dem Tibetprojekt wird dem oberen Görtschitztal eine neue Zukunftsperspektive geboten. Und es wäre sehr schade gewesen, wenn dieses „Leuchtturmprojekt“ beinahe am Protest einzelner Politiker gescheitert wäre. Sie haben es sich Gott sei Dank noch im letzten Moment überlegt und haben dann schließlich doch zugestimmt. Ich glaube aber, man sollte Kritisanten, die sich bei derartigen „Leuchtturmprojekten“, die für die Region wichtig sind, in den Weg stellen, eines ins Stammbuch schreiben: Stillstand und Verhinderungspolitik ist kein Weg, um die Abwanderung im ländlichen Raum zu stoppen! Ein Zitat des Dalai Lamas besagt: „Was du für unmöglich hältst, macht deine Verzagtheit tatsächlich unmöglich! Wer aber beharrlich ist, wird jede Schwierigkeit überwinden!“ Erfreulich ist, dass dieses „Leuchtturmprojekt“ in Hüttenberg Optimismus erzeugt. Ich darf aber festhalten, dass sich der Hüttenberger SPÖ-Bürgermeister Rudolf Schratter insbesondere beim Herrn Landeshauptmann für seine Loyalität und sein Stehvermögen zugunsten einer positiven Entwicklung des Görtschitztales bedankte. Auch wir hier im Landtag – und Sie sind sicher auch meiner Meinung – wünschen diesem Projekt und den Menschen im Görtschitztal ein herzliches Glück Auf! (Beifall von der F-Fraktion!)

Warmuth

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile halte ich fest, dass der Herr Abgeordnete Köfer wegen unerlaubten Handybetriebes 10,-- Euro hier beim Landtagsamtsdirektor abliefern wird. Nun kommen wir zum nächsten Redner. Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Schwager das Wort!

Lobnig

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren Abgeordnete! Nur ungern widerspreche ich dem Herrn Nationalbankdirektor Willegger und noch unlieber der Frau Abgeordneten Warmuth. Aber ich muss es in diesem Fall tun, so sinnvoll ich und die Freiheitliche Partei es halten, dass das Land Kärnten das Hotelprojekt „Koralmbahn“ mit allem Drum und Dran mit einer Summe von 1.000.000,-- Euro, das sind 5 Prozent der Gesamtbausumme, unterstützt. So wenig sinnvoll halte ich es, in Hüttenberg ein Klosterhotel mit 22 Millionen Euro zu errichten. (Abg. Trettenbrein: Das merken wir uns!) Deshalb sage ich es ja! (Dies wird auf heitere Weise vorgetragen.) Hoffentlich, hoffentlich wird das gemerkt. Weil ich kann Ihnen sagen, wir werden es vielleicht hier als Landespolitiker nicht mehr erleben. Aber ich kann mir nicht vorstellen, dass das eine nachhaltige Befruchtung des Görtschitztales sein wird, sondern eher ein Flop! Dass dann nach anfänglichem Gutgehen die Luft heraußen ist und dass das dann von den Gästen nicht mehr angenommen wird! Weil man muss ja wissen, dass das eine Kultur ist, die von Österreich weit weg ist. Und es ist eine Zeiterscheinung, dass diese buddhistische oder fernöstliche Kultur auch bei uns Nachahmer findet. Dass das aber möglicherweise nach wenigen Jahren ein Flop wird und etwas anderes „in“ ist, um das so zu sagen. Des weiteren bezweifle ich die 200 einheimischen Arbeitsplätze von Görtschitztalern, die dort beschäftigt werden sollen. Und das steht dann mit den Mittelaufbringungen durch das Land und Haftungen von über 8,5 Millionen Euro und der Qualitätsverbesserung im Tourismus/Sonderfinanzierung 2002 mit 6.136.500,-- Euro in keinem Zusammenhang.
Also, da werde ich im Sinne der Freiheitlichen Partei sicher nicht die Zustimmung geben können! Dass der Bürgermeister Schratter und die Gemeinde, auf das möchte ich noch eingehen, das hat ja die Abgeordnete Frau Warmuth hier gesagt, dass da Stillstand ist. Aber das ist ja schon seit Jahrzehnten! Seit Jahrzehnten waren da drinnen in Hüttenberg Stillstand, Abwanderung! Die Gemeinde hat ja nur mehr ein Viertel ihrer Gemeindebürger, die sie einmal hatte. Und der Bund, den ich da für das Zusperren dieses Bergwerksortes, das Wegrationalisieren aller Arbeitsplätze verantwortlich zeichne, wäre ja gefordert gewesen. Er wäre – natürlich unter Vorreiterschaft des Landes Kärnten gefordert gewesen – in dieser Region schon längst, schon vor 10, 15, 20 Jahren eine Alternative aufzubauen. Das ist nicht geschehen! Und jetzt muss sich die Gemeindevertretung von Hüttenberg natürlich an jedes und an alles, was da geboten werden kann oder könnte, klammern. Ich bezweifle aber die Nachhaltigkeit! Und deshalb keine Zustimmung!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Schwager

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich wünsche natürlich der Gemeinde Hüttenberg mit diesem Projekt auch alles Gute, meine besten Wünsche und viel Glück! Denn ich denke, sie wird es brauchen. Dieses Projekt ist nicht ganz einfach. Es ist ein schwieriges Projekt noch dazu in einer schwierigen Lage. Was ich nicht verstehe, ist der Druck, der hier ausgeübt wird. Ich sehe schon ein, dass ein Unternehmer eine Vision hat. Aber warum alles so schnell in einer Regierungssitzung passieren muss! Und der ganze Druck, der wirklich auf alle Entscheidungsträger ausgeübt wurde und wie viel der KWF da noch an Punkten hinein montieren musste! Und wie viel noch das Wirtschaftsinstitut, das AWS, hinein montiert hat! Das zeigt schon, wie problematisch das ist. Und das Hauptproblem ist, glaube ich, dass hier zwei Sachen miteinander vermischt werden. Das eine ist das Hotelprojekt, das Klosterhotelprojekt. Das andere ist dieses tibetanische Ausbildungszentrum. Und die Frage ist: Wird das zusammen funktionieren? Das ist so ähnlich wie ein Eremitentreffen. Man weiß nicht, kommen da wirklich Hunderte oder wollen die alleine sein? Es ist nämlich natürlich auch eine kulturelle Differenz. Kann man praktisch jetzt einen Buddhistenzoo aufmachen, wo Menschen zuschauen, wie buddhieren die eigentlich? Und was machen die? Ist das gescheit, ist das gesund? Und wird das wirklich an diesem Ort als Universität angenommen werden? Da habe ich doch starke Bedenken! Ich habe überhaupt kein Problem, wenn Unternehmer hergehen und ihr eigenes Geld verblasen! Aber ich muss hier nach bestem Wissen und Gewissen über Landesmittel abstimmen. Und wenn ich Zweifel habe – wäre ich jetzt das Zünglein an der Waage, würde ich sagen, erklärt mir die Aussichten ein bisschen besser! Und wie kommt ihr jetzt überhaupt zu diesen vielen Hoffnungen? Wir stimmen ja heute über Optimismus ab und nicht über die Wirklichkeit, die passieren wird! Die Wirklichkeit, die wahrscheinlichste Wirklichkeit – leider Gottes – liegt dort, dass das ganze Geld weg sein wird. Dass wir dort wieder eine Ruine neben der „Heft“ haben, die schon eigentlich nicht mehr weiter genutzt wird, und noch eine zweite haben werden. Und das ist jetzt nicht „worst case“, das ist eigentlich „normal case“. Im „best case“, den ich wirklich den ganzen Hüttenbergern wünsche, weil sie sich das verdient hätten, funktioniert das. Nur ist das sehr, sehr schwer vorstellbar! Und wo ich wirklich mit der Hauptkritik einsetzen muss ist, dass man hier die Tourismusholding mit 8 Millionen Euro in die Pflicht nimmt, für die wir hier letztendlich abstimmen, die Haftung geben werden. Und das zählt dann zu den Eigenmitteln! Die Eigenmittel, die die Familie Rogner, der Junior, aufbringt, sind gerade einmal 1.000.000,-- Euro. Das kostet 22,5 Millionen Euro, und den Rest zahlt die öffentliche Hand. Und dafür kann ich wirklich nicht die Verantwortung übernehmen. Es tut mir wirklich sehr leid. In diesem Fall keine Zustimmung, aber beim nächsten Mal! Danke! (Beifall von Abg. Schwager und von Abg. Mag. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Vouk das Wort.)

Holub

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und liebe Zuhörer! Liebe Kollegin Warmuth! „Leuchtturmprojekt“ hast du angeschnitten! „Leuchtturmprojekt“ ist gut, aber ich denke schön langsam wird ganz Kärnten leuchten! Und man muss immer aufpassen, wo viel Licht ist, ist auch viel Schatten! Aber grundsätzlich denke ich, dass das Projekt sicherlich Sinn macht. Und wenn wir wissen, dass sich Hüttenberg seit der Schließung des Bergbaues natürlich grundlegend verändert hat – die ganze Struktur, wenn man diesen Ort besucht – so spürt man auch, dass hier eine Investition einfach notwendig ist. Und ich denke doch, dass mit der Errichtung dieses tibetanischen Zentrums eine große Chance besteht, auch der Abwanderung Herr zu werden. Auch hier nur eine Kennzahl, dass in den letzten 40 Jahren die Bevölkerung von 3.400 auf 1.700 gesunken ist, dann kommt das nicht von ungefähr. Und ich denke, dass das schon eine sehr dramatische Entwicklung nach unten ist!
Das Zentrum für Medizin und Philosophie inklusive Kloster und Hotel bringen 260 Gästebetten – so steht es zu mindestens in der Studie drinnen – und der strukturschwachen Region 140 Arbeitsplätze. Wir wünschen uns, dass sozusagen noch ein Kapital drinnen ist, um mehr Arbeitsplätze zu schaffen. Das wünschen wir uns ja alle. Aber die Studie geht von 140 aus. Fremde Religionen und Kulturen in einen kleinen Kärntner Ort zu holen, das ist ein idealer Boden. Aber ich denke, es darf aber auch kein Fremdkörper werden. Da müssen alle sehr, sehr bewusst aufpassen. Und das sage ich jetzt als ehemaliger Ministrant. Und ich hoffe schon, dass es hier einen regen Austausch gibt, einen universitären auch mit unseren kirchlichen Organisationen und auch einen Konnex. Ansonsten wird es hier Probleme geben. Es muss auch in unsere Kultur eingebettet werden. Ich denke, dass es ein Vorzeigeprojekt werden könnte.
Es muss aber der Wille von beiden Seiten natürlich auch vorhanden sein. Man darf, sozusagen, vor lauter Leuchtturmprojekten nicht vergessen, natürlich auch nicht vergessen, dass wir sozusagen alle daran arbeiten müssen, dass das letztendlich auch nicht so, wie es der Kollege Holub gemeint hat, dann ein Zoo für Buddhisten sein wird.
Ich denke aber trotzdem, dass es auf Grund des hohen Förderanteiles des Landes Kärnten auch Sicherheiten für das Land Kärnten geben muss. Da muss aber, nach meinem Dafürhalten, auch die Firma Rogner – dort teile ich schon gewisse Bedenken – auch den Eigenmittelanteil erhöhen. Ich denke, das ist doch sehr nach unten bemessen. Man muss wirklich aufpassen, wenn man dann mit anderen Betriebsinhabern spricht, dass hier sozusagen nicht ein Ungleichgewicht hergestellt wird. Aber auch die so genannte Patronatserklärung für die Kredite von Bund und Land soll auf die ganze Unternehmensgruppe ausgedehnt werden. Unser Landesrechnungshofpräsident ist ja anwesend. Ich denke auch, dass vor jedem weiteren Beschluss auch eine Prüfung durch den Landesrechnungshof erfolgen muss und dass ein Baubeirat bei dieser hohen Investitionssumme – wir sprechen hier von 22 Millionen Euro im Beirat – eingerichtet werden muss.
Neben einem 6-Millionen-Kredit bringt ja das Land über die Kärntner Tourismusholding noch immer 8,6 Millionen Beteiligung ein. Das sind wirklich Summen, die relativ hoch sind, und ich denke, dass eben diese Forderungen, die ich hier gestellt habe, mit dem großen finanziellen Engagement des Landes Kärnten zusammenhängen. Die Chancen auf das Funktionieren, was wir uns ja eigentlich alle wünschen, sind nur mit dem Klub Mittelkärnten möglich, denn das tibetische Zentrum ist ein wesentliches Element dieses Klubs Mittelkärnten, in dem das gesamte touristische Angebot dieser Region vernetzt ist und professionell vermarktet werden soll. Da soll das neue Hotel in St. Veit und seiner Umgebung drinnen sein, der Golfplatz in St. Georgen am Längsee und natürlich das tibetische Zentrum.
Ich denke aber auch, dass durch diese Investition die Gemeinde Hüttenberg, die Region St. Veit und Kärnten in das Blickfeld des internationalen Tourismus rücken werden. Ich wünsche dem Projekt als Tourismussprecher der Kärntner SPÖ ein kräftiges Glückauf und bedanke mich explizit bei allen, die mitgeholfen haben, aber in erster Linie bei den Kärntnerinnen und Kärntnern, die durch ihre Steuerleistung das finanzielle Engagement erst ermöglichen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Vouk

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Über dieses Projekt ist natürlich jetzt sehr ausführlich von allen Parteien und Vertretern der Regionen diskutiert worden. Mit Ausnahme der Frau Kollegin Warmuth habe ich bei allen doch auch die Sorge im Hintergrund verspürt, die bei einem solchen Projekt natürlich mitschwingt. Wir dürfen das nicht schön reden. Auch Leuchtturmprojekte hin oder her: Es sind Projekte, die überdimensional von der öffentlichen Hand, vom Land in dem Fall und auch vom Bund, gefördert werden. Das ist nicht eine so einfache Sache, dass man sagt: „Na gut, das ist ein Projekt, das die Region braucht.“ Die Region braucht das wirklich dringend, wie einen Happen Brot! Denn diese Region hat ja einiges mitgemacht. Sie gehörte seinerzeit einmal zu den reichsten Regionen unseres Landes und ist mittlerweile, mit dem Niedergang des Bergbaues, zu den ärmsten Regionen mutiert. Ich glaube, dass sie auch die Hilfe der Politik sehr notwendig hat und dass man sich natürlich auch an alle Projekte klammert, die es gilt, umzusetzen.
Aber nur die Höhe ist schon etwas, was wir natürlich sehr kritisch anmerken müssen. Wir als ÖVP, ich sage das auch in diesem Fall, werden dem auch die Zustimmung geben, obwohl ich auch und auch wir alle, ein bisserl Bauchweh haben. Das ist überhaupt keine Frage. Wir brauchen das Ganze nicht so euphorisch sehen und weiß Gott was mit den 260 oder 280 Betten, die da kommen werden. Das ist alles gut und schön, und die Arbeitsplätze entstehen dort. Ich glaube, es sollte auch – wenn Sie so wollen – ein tibetanisches Zentrum, es soll auch ein Wellnessbereich dort entstehen, wenngleich der Wellnessbereich heute auch österreichweit von den Spitzenleistungen bzw. von der Spitzenauslastung weit entfernt sind. Es bewegt sich eher ein bisschen nach unten. Wir sind also eh schon ein bisserl später dran.
Zum anderen tut es mir natürlich auch als praktizierender Christ nicht gut, wenn dort vielleicht ein buddhistisches Zentrum entsteht, dass dort Menschen für die Religion ausgebildet werden. Wenn das dann ein Fremdkörper im Lande wird und das zu Spannungen führt, dann bin ich nicht einer, der dem das Wort redet, meine Damen und Herren. Das ist auch ganz klar! Aber ich glaube, die Region braucht es dringend - da wiederhole ich mich – wie einen Happen Brot. Daher ist es diese überdimensionale öffentliche Zuwendung vielleicht irgendwie auch zu verantworten. Ich hoffe, dass jene Skeptiker, die aus dem Tourismusbereich kommen, nicht Recht behalten, die meinen, dass das ein Flopp ist. Ich hoffe, dass es für die Region und für Kärnten einen wirtschaftlichen Aufschwung geben wird, weil der Name Dalai Lama doch ein gewisser Qualitätsbegriff ist. Ich hoffe, dass damit auch für uns und den Tourismus ein gutes Projekt jedenfalls vor der Realisierung steht. (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

Lutschounig

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr zu dem Tagesordnungspunkt vor. Ich erteile dem Berichterstatter das Schlusswort.

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Ich verzichte nicht auf das Schlusswort. Ich war natürlich auch Ministrant, Herr Kollege Vouk, aber ich habe keine Bedenken, dass der Buddhismus in Kärnten - ich war acht Jahre Ministrant -, dieses buddhistische Zentrum in Kärnten irgendwelche Probleme in der Bevölkerung schaffen wird. Wir bauen ja kein islamisches Zentrum. Deswegen ein bisschen mehr Mut, Herr Kollege Holub! Die kriegen zwar nicht beim Billa einen Alternativjob, aber ein bisschen mehr Mut wäre angebracht. (Beifall von der F-Fraktion. – Zwischenruf des Abg. Vouk.)

Ich beantrage die Spezialdebatte.
(Der Antrag wird gegen die Stimmen der Grünen angenommen. – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Erstens: Die Kärntner Landesregierung wird entsprechend Punkt 3 gemäß Art. 64 Abs. 1 der Kärntner Landesverfassung ermächtigt, Haftungen und Garantien im Ausmaß von maximal € 8,63 Millionen für ein von Seiten der Kärnten Tourismus Holding GmbH zur Bereitstellung von Genussrechtskapital an die Errichtungsgesellschaft im Zusammenhang mit dem Projekt „Tibetisches Zentrum Hüttenberg“ aufzunehmen, das Fremdkapital, unter Verrechnung einer marktüblichen Haftungsprovision zu übernehmen.

Zweitens: Die Kärntner Landesregierung wird gemäß Art. 60 Abs. 1 der Kärntner Landesverfassung ermächtigt, die gemäß Beschluss des Kärntner Landtages vom 31. 1. 2002, Ldtgs.Zl. 554-3/28. zur Finanzierung von konjunkturpolitischen Maßnahmen im Rahmen der Richtlinie „Qualitätsverbesserung im Tourismus – Sonderfinanzierung 2002“ des Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds im Wege einer Darlehensermächtigung zu verwendenden Mittel im Ausmaß von ursprünglich € 36,336.400 in einem Teilbetrag in der Höhe von € 6,136.500 für die KWF-Richtlinie „Tourismus“ zweckgebunden für das Projekt „Tibetisches Zentrum Hüttenberg“ umzuwidmen.
Ich bitte um die Annahme.
(Der Antrag wird mehrheitlich – gegen die Stimmen der FPÖ und der Grünen – angenommen.)

Willegger

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:

4.
Ldtgs.Zl. 270-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend Grundverkauf aus EZ 308 GB 74526 St. Donat; Berichtigung Grundstücksbezeichnung
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Gritsch. Ich erteile ihm das Wort und ersuche ihn, zu berichten!

Lobnig 

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Danke, Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Nachdem sich der Landtag bereits am 2. Feber dieses Jahres mit diesem Tagesordnungspunkt auseinandergesetzt hat und, wie es der Präsident gesagt hat, es um eine Berichtigung geht, ersuche ich um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte. – Es liegt keine Wortmeldung vor.- Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichtererstatter:)
Der Kärntner Landtag wolle beschließen. Der in der 24. Sitzung des Kärntner Landtages am 2. Feber 2006 gefasste Beschluss betreffend den Grundverkauf aus EZ 308 GB 74526 St. Donat wird im Punkt 1 wie folgt richtig gestellt:
Die Kärntner Landesregierung wird gemäß Artikel 64 Abs. 1 der Kärntner Landesverfassung ermächtigt, an den Kaufwerber Johann Grimschitz, St. Veit/Glan, aus der landeseigenen Liegenschaft EZ 308 GB 74526 St. Donat, die in Pflügern gelegenen landwirtschaftlichen Nutzflächen Grundstücke Nr. 1850/1, 1875, 1880 und .183 (Baufläche ehemalige Feldscheune) sowie die Waldgrundstücke Nr. 1879 und 1881 (Katasterausmaß 758 m²), somit insgesamt eine vermessene Grundfläche von 99.039 m², zum Preis von pauschal € 4,--/m² zu veräußern. Der auf diesen Kaufgegenstand entfallende Kaufpreis beträgt somit € 396.156,-- und ist binnen 14 Tagen nach beidseitiger Vertragsunterfertigung in bar zu entrichten.

Der Käufer hat die in COZ2A verbücherte Dienstbarkeit „Errichtung Betrieb einer Erdgashochdruckleitung für die Kärntner Elektrizitäts AG“ zu übernehmen, für außerbücherliche Lasten übernimmt das Land Kärnten keine Haftung. Sämtliche mit dieser Grundtransaktion, Vertragserrichtung und bücherlichen Durchführung verbundenen Kosten und Gebühren übernimmt der Kaufwerber.

Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Gritsch

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:

5.
Ldtgs.Zl. 203-8/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr zum selbstständigen Antrag des Ausschusses gem. § 17 Abs. 1 K-LTGO betreffend Projekt „Umfahrung Bad St. Leonhard i. L.“
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Arbeiter. Ich lasse über die zweite Lesung abstimmen. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich bitte den Herrn Berichterstatter, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Dieser Antrag, wie bereits angekündigt, befasst sich mit der Umfahrung Bad St. Leonhard, eine schon etwas längere Geschichte, wobei es sehr viele Diskussionen in diesem Bereich St. Leonhard gegeben hat: mit den Bürgerinitiativen, mit der Gemeinde, mit den verantwortlichen Abgeordneten, mit den zuständigen Referenten und zum Schluss auch mit dem zuständigen Ausschuss. Ich nehme an, dass sich jeder auf Grund der Länge dieses Verfahrens damit befasst hat, daher ersuche ich um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort.)

Arbeiter

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Die Causa Bad St. Leonhard gibt es schon etwas länger. Ich war einige Male auch in Bad St. Leonhard unten und habe mir das angesehen. Anfänglich hat es noch so ausgeschaut, als würde man den Menschen dort eine Unterflurtrasse anbieten. In den langen Diskussionen hat sich aber herausgestellt – weil wir nämlich eine andere Variante angeboten haben, eine halbe Tunnelvariante, Unterflur-Ost, jetzt wird eine Unterflur-West heute beschlossen werden -, dass es eigentlich gar nicht um Unterflur geht, sondern es geht darum, eine weitaus billigere Variante im Sinne des Oberflurs zu machen und ziemlich hohe Wände aufzuziehen. Das ist die Geschichte, weil man sich hier auf der billigen Seite halten will. Nur, die Streiterei wird jetzt bald einmal zu Ende sein.
Meine Priorisierung war die, dass ich mir gedacht habe: „Bad St. Leonhard: Für das Bad brauchen wir unbedingt die Schwefelquelle und auch den Herrn DDr. Wagner, der dort dieses Kurbad eröffnen wird.“ Davon gehe ich aus und bin auch dafür. Jetzt haben wir eine Stellungnahme, und zwar kein Gutachten sondern eine Stellungnahme vom Landesgeologen Bäk. Dr. Bäk sagt, dass weitere Untersuchungen notwendig sind. Er beschreibt weiter die sensible geologische Lage sowie die Gefährdung von Quellen, die er nicht ausschließen kann. In seinem Gutachten sagt er auch, man dürfe nicht tiefer graben als 0,5 Meter. Das ist eigentlich der Knackpunkt: Es kann uns niemand sagen, dass wenn dort die Trasse geht, wie heute der Landtag das beschließen wird, dass dann die Schwefelquelle verlegt oder überhaupt umgeleitet werden wird. Ich hätte mir eben gewünscht, dass wir ein neues Gutachten machen, wirklich ein Gutachten und keine Stellungnahme, die auf alten, sagen wir, Ergebnissen beruht. Ein neues Gutachten, das uns verspricht: Wenn dort gefahren wird, bleibt die Schwefelquelle erhalten. Das ist aber nicht so. Deswegen kann ich dem nicht zustimmen. Ich hoffe, dass beim Bad St. Leonhard die ersten drei Buchstaben erhalten bleiben. Danke!
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorstzende dem Bericht​er​statter das Schlusswort.)
Holub

Berichterstatter Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Bevor ich den Landtag auf die Spezialdebatte stelle, möchte ich noch einmal kurz mitteilen, dass es sehr viele Diskussionen und gerade ums Bad, um die Quelle selbstverständlich auch alle Varianten. Und wir sind immerhin bei der VI. Variante angelangt, mit Zustimmung auch der kritischen Bürgerinitiativen, die es gegeben hat. Ich glaube, das sollte ich noch einmal betonen. Und, dass es auch ein gemeinsamer Antrag, auch des Ausschusses, gewesen ist.

Ich ersuche ums Eingehen in die Spezialdebatte.
(Das Eingehen in die Spezialdebatte wird mit Mehrheit, gegen die Stimmen der Grü​nen, beschlossen. – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, aufgrund der vorliegenden Pla​nungsvariante VI die Umfahrung Bad St. Leonhard so rasch wie möglich in Angriff zu nehmen, sodass nach Abschluss der Behördenverfahren mit dem Bau im Jahr 2007 begonnen werden kann.

Aufgrund der vorliegenden Gutachten wird eine kurbadgerechte Umfahrung errichtet, die mit den vorgesehenen Lärmschutzmaßnahmen einen Lärmschutz von kleiner als 35 dB gewährleistet und sollen wegen der zu erwartenden hohen Bausumme zusätz​liche Lärmschutzmaßnahmen nur im Interesse einer Mehrheit der betroffenen Anrai​ner erfolgen.

Ich ersuche um Annahme.
(Der Antrag wird mit Mehrheit, gegen die Stimmen der Grünen, beschlossen.)
Arbeiter

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt.

6.
Ldtgs.Zl. 279-3/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infra​struktur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend Berufs​schule Spittal, Zu- und Umbau; Durchführen der beweglichen Einrichtung durch Leasingfinanzierung „Endgültige Genehmigung“
Berichterstatter ist der Abgeordnete Mag. Ebner. – Ich erteile ihm das Wort!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Herr Präsident! Hoher Landtag! Das Land Kärnten hat im Rahmen seines Berufs​schulkonzeptes hier einen weiteren Schritt gesetzt. In der 23. Sitzung am 22. Juni 2006 hat der vorgenannte Ausschuss nunmehr beraten, wie die Durchführung der beweglichen Einrichtung durch Leasingfinanzierung „Endgültige Genehmigung“ nun​mehr tatsächlich auch vollzogen werden soll. Die ausführliche Diskussion hat erge​ben, diesen Antrag an den Landtag weiterzuleiten.

Ich ersuche um Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Knicek das Wort.)
Mag. Ebner

Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr veehrte Damen und Herren! Die Be​rufsschule Spittal/Drau wird im Zuge des Standortkonzeptes den neuen Herausforde​rungen gerecht. Vor wenigen Tagen konnten wir mit dem Landeshauptmann und unserem Schulreferenten den Spatenstich für das neue Berufsschul-Kompetenzzen​trum Spittal vornehmen. Die Berufsschule wird modernisiert und erhält die notwendi​gen Rahmenbedingungen, die das Image und vor allem die Qualität in der Lehrlings​ausbildung wesentlich verbessern. Die Konzentration in Form der Kompetenzzentren hat sich als richtiger Weg erwiesen und macht Sinn. Der Landeshauptmann und der Schulreferent haben erkannt, dass die Lehrlinge ein wichtiger Träger der gesell​schaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung sind. Sie haben die Weichen gestellt und dies ist gut. Gut ausgebildete Lehrlinge sind für die Unternehmen auch ein wichtiger Indikator bei der Standortwahl.
Die Berufsschule Spittal hat ja das Glück, ein duales Ausbildungssystem anzubieten, nämlich die Lehre mit Matura, mit der Sparakademie. Neben St. Veit, mit dem Angebot für Metall, ist das in Österreich ein einzigartiges Modell, dass das Sinken der Jugendarbeitslosigkeit weiter unterstützt. Diese erfolgreiche Initiative beugt wei​ters dem drohenden Facharbeitermangel vor und garantiert maximalen Praxisbezug und die Eröffnung bester Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Das Berufsschulstandort​konzept des Landes befindet sich mit den Zu- und Umbaumaßnahmen in Spit​tal/Drau, die übrigens in vier Tagen beginnen, in seiner vorletzten Phase. Ganz be​sonders toll finde ich, dass der Lehrkörper in die Planung miteinbezogen wurde. Als besonders erwähnenswert erscheint mir, dass in diesem viergeschossigen neuem Werkstättentrakt ein Energiehaus als praxisorientiertes Informations-, Beratungs- und Schulungszentrum zum Thema „Energie“ untergebracht ist.
Gerade die Energiefragen sind wichtige und nicht mehr wegzudenkende Zukunfts​themen, die in der Spittaler Berufsschule Platz finden und somit die Jugend optimal auf diesen Bereich vorbereiten. Das Projekt hat einen genehmigten Kostenrahmen von circa 10 Millionen Euro und somit verfügt Kärnten ab Februar 2008 über ein weiteres neues Berufsschulkompetenzzentrum, das sich sehen lassen kann. Damit hat unser Landeshauptmann wieder einmal gezeigt, wie wichtig es ihm ist, dass die Kärntner Jugend ordentlich ausgebildet und somit am Arbeitsplatz bessere Chancen hat. Mit den Lehrlingswettbewerben „Lion“, der Lernstellenbörse des Landes und vor allem vor ein paar Tagen mit dem veranstalteten und von der Jugend hervorragend besuchten „Job-Day“, versuchen der Landeshauptmann und der Bildungsreferent Dr. Strutz, die Lehrlinge in ihrem Selbstbewusstsein zu stärken und Kontakte zu den hei​mischen Betrieben aufzubauen. Der Um- und Neubau der Spittaler Berufsschule ist ein weiterer wichtiger Mosaikstein bei der Umsetzung des Berufsschulstandortkon​zeptes in Kärnten.
Ich wünsche mir, dass der Neubau ohne Komplikationen abläuft und, dass sich so​wohl die Schüler als auch die Lehrer in diesem neuen Bau wohlfühlen. Unsere Frak​tion wird daher dem Antrag zur endgültigen Genehmigung dieses Vorhabens durch eine Leasingfinanzierung zustimmen. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Köfer das Wort.)

Mag. Knicek

Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Herr Präsident! Hohes Haus! Die Entwicklung der Spittaler Berufsschule geht bereits auf das Jahr 1945 zurück und erlebte damals wie heute eine sehr wechselhafte Ge​schichte. Der Spittaler Standort wurde damals noch auf sieben verschiedene Stellen im Bezirk aufgeteilt und erst im Jahr 1953 einigte man sich auf den heutigen Standort in der Litzlhofenstraße. Auffallendes Beispiel war damals der praktische Unterricht. Damals war es noch möglich, die heute bekannte „Maurerhalle“ von den Schülern damals selbst errichten zu lassen, die heute noch steht. Und die stetige Weiterent​wicklung dieser Schule ermöglichte vielen unterschiedlichsten Berufssparten, ihre Lehrjahre in Spittal zu verbringen. Im Laufe der Jahrzehnte wurden aber dann immer wieder Lehrberufe in andere Bezirke ausgelagert. So kamen die Maurerlehrlinge be​reits 1988 nach Völkermarkt und die Maler wurden 1991 nach Villach verlagert.
Letztendlich ist es heute möglich, den Beruf des Spenglers, Dachdeckers, des Frisörs, des Stylisten, Heizungstechnikers und viele andere noch in Spittal zu erler​nen. Und im Zuge dieses eben angesprochenen Standortkonzeptes wird unser Schulstandort Spittal mit einer neuen Berufsschule den Anforderungen des moder​nen Schulalltages angepasst. Die Frau Kollegin hat es bereits erwähnt. Die Umbau​arbeiten beginnen in den nächsten Tagen; Investitionsvolumen in etwa 10 Millionen Euro. Der Bereich der Spengler wird bereits am Beginn des vierten Lehrjahres umge​baut, in vier Tagen. Auch bereits erwähnt, erfolgt der, nicht der Spatenstich sondern der Beginn. Wir hatten einen sehr angenehmen Spatenstich. Es waren alle politi​schen Würdenträger des Landes vertreten. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ich war nicht!) Du warst leider nicht, aber sonst waren fast alle Prominenten. (Abg. Dr. Prettner: Die wichtigen waren dort!) Einen guten Synergieeffekt bildet auch die Einbindung des im Nachbargebäude befindlichen Polytechnischen Lehrganges, der ebenfalls in diesem Schulkomplex einen Werkstättenbereich dann erhalten wird. Die Umbauarbeiten im hinteren Trakt sind dann bis September abgeschlossen.
Die zweite Phase trifft den vorderen Teil der Schule. Hier wird das alte Objekt abge​rissen und aus wirtschaftlichen Gründen komplett neu gebaut und errichtet werden. Ein Laborbereich für Kunststofftechnik sowie Klassenräume, Wellness-Einrichtungen für Frisöre usw. ergänzen dieses Angebot. Erwähnenswert, glaube ich, ist aber auch, dass dieser Bau von der Landesseite, von der Landesimmobiliengesellschaft beglei​tet wird. Da das Land Kärnten ja über zahlreiche Gebäude und Liegenschaften ver​fügt, war es ja auch gescheit, damals diese unterschiedlichen Einheiten von einer Gesellschaft betreuen zu lassen. Das hat Mehrfachkosten und umständliche Organi​sationsstrukturen erspart. Diese Um- und Neubauten der Berufsschulen in ganz Kärnten wurden durch ein modernes Gebäude-Kostencontrolling kontrolliert und bis auf den Standort Wolfsberg sind somit alle Berufsschulen in Kärnten saniert und zum Teil neu gebaut worden.
Ich hoffe, dass wir Morgen im Berufsschulfonds diesen positiven Beschluss für Spit​tal noch fassen können und möchte mich eigentlich zum Schluss nur bei allen im Landtag vertretenen Fraktionen und Parteien für ihre Bereitschaft bedanken, unserer Jugend ganz einfach diese notwendigen bildungspolitischen Einrichtungen zur Verfü​gung zu stellen. Danke schön! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)
Köfer

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren! Als Abgeordneter des Bezirkes zum Beschluss heute Berufsschule Spittal, Zu- und Umbau, da bin ich auch von unserer Seite positiv, das ist zu befürworten. Es ist höchst an der Zeit, dass dieses Projekt in Angriff genommen wird. Es ist, glaube ich, über alle Fraktionen hinweg immer positiv beurteilt worden und ich glaube, wir können heute das, was auch meine beiden Vorredner aus dem Bezirk Spittal betrifft, kann ich zu hundert Prozent unterschreiben. Es ist damals im Jahr als das Metallhandgewerk nach Villach abgewandert wurde, Handlungsbedarf gewesen. Deswegen haben wir im Ge​genzug die Dachdecker, Spengler, Sanitär- und Lüftungstechniker gekriegt. Und jetzt ist eben dieses Gebäude auch entsprechend umzubauen. Und das ist jetzt ge​schehen, in vier Tagen wie die Kollegin … (Dem Sprecher fällt der Name der ange​sprochenen Abgeordneten gerade nicht ein.) der Kollegin Knicek – Helga jetzt hätte ich bald deinen Namen vergessen – gesagt hat, in vier Tagen beginnt der Umbau. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wer ma die noch einmal in die Berufsschule schicken!) Und der gesamte Bauabschnitt teilt sich eben in diese vier Baustufen. Bis die letzte Bau​stufe fertig ist, ist eben September 2007. Ich glaube, das mit der LIG ist eine positive Geschichte, dass die Landesimmobiliengesellschaft hier als Bauträger aufscheint. Von Seiten des Landes gibt es insgesamt 3,891.980,-- Euro als Zuschuss, und ich glaube, ist das Projekt insgesamt sehr, sehr positiv zu bewerten. Ich wünsche na​türlich auch der Berufsschule Spittal mit diesem Zu- und Neubau alles Gute und be​danke mich für die Zustimmung! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichter​statter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig be​schlossen.)
Ing. Hueter

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird ermächtigt, die Anschaffung der beweglichen Einrichtung für das Berufsschulprojekt Spittal mit einem geschätzten Volumen in Höhe von brutto € 23,891.980,-- im Wege eines abzuschließenden (Rahmen)Lea​singvertrages vorzunehmen.

Ich ersuche um die Beschlussfassung.
(Der Antrag wird einstimmig beschlossen.)
Mag. Ebner

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt.

7.
Ldtgs.Zl. 92-15/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruk​tur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend den Bericht des Wirtschaftsförderungsfonds gem. § 33 Abs. 4 Kärntner Wirtschafts​förderungsgesetz für das Jahr 2005 und Jahresabschluss zum 31.12.2005

Der Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Stark. – Ich erteile ihm das Wort! Bitte!
Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Stark (F):

Stark

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Zuhörer! Liebe Damen und Herren des Hohen Landtages! Der vorliegende Jahresabschluss 2005 des Kärntner Wirtschaftsförde​rungsfonds wurde am 22.6. im Ausschuss diskutiert. Der für das Jahr 2005 vorge​gebene Förderwert des KWF lag bei rund 42 Millionen Euro und ist damit gegenüber der Vergleichsperiode 2001 bis 2004 um drei Prozent gestiegen. Gegenüber dem starken Förderjahr 2004 ist der Förderwert 2005 allerdings leicht gesunken. Mit einem gesamten Fördervolumen von rund 46 Millionen Euro unterstützte der KWF 733 Anträge. Diese entfielen auf 649 Einzelbetriebe und 7 Bildungseinrichtungen. Damit ist die Zahl der Förderfälle gegenüber der Vergleichsperiode 2001 bis 2004 um 13 Prozent gestiegen.
Die unterstützten Betriebe bieten Arbeitsplätze für 11.640 Arbeitnehmerinnen und Ar​beitnehmer. Laut eigenen Angaben der Unternehmen wurden durch die Förderungen 1249 Arbeitsplätze neu geschaffen. Die konjunkturelle Entwicklung in Kärnten ist mit 7,3 Prozent Wachstum um 1,7 Prozent stärker als die österreichische und verzeich​nete so den zweithöchsten Wachstumswert nach Niederösterreich. So wurden die vorgelegten Jahresförderprojekte des Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds für das Jahr 2005 bei uns im Ausschuss einstimmig zur Kenntnis genommen Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Gritsch das Wort.)
Stark
Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Danke, Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Ein Bereich, mit dem sich der KWF auch beschäftigt ist der Hightech-Bereich und die Forschungsentwicklung im Lande. Wobei die Forschungsquote eine der zuverlässigsten Maßstäbe zur Messung von Innovationskraft darstellt, wie ein renommiertes Wirtschaftsblatt, das uns allen zugeht, auch berichtet hat. Eine äußerst komplexe Erhebung, die in Österreich alle fünf Jahre durchgeführt wird. Und Kärnten kann sich sehr freuen! Denn mit 1,8 Prozent liegt der Süden an dritter Stelle im Bundesländervergleich und das noch vor dem Paradeindustriestandort Oberösterreich, wo wir ja zuletzt im Jahr 2000 sogar dahinter und auch hinter Tirol gelegen sind. Diese Innovationskraft ist natürlich in erster Linie unseren Unternehmen zu verdanken. Und da darf man natürlich einige Paradeunternehmen hervor heben wie Infineon, Flextronics International oder Philips Austria und auch noch andere, die in der Zwischenzeit mehr als 20.000 Mitarbeiter beschäftigen, was übrigens doppelt so viel ist wie im Tourismus im Jahresschnitt.
Das Land hat diese Entwicklung in der vergangenen Legislaturperiode tatkräftig unterstützt. Ein weitgehend unabhängiger KWF hat Mittel der Technologiemilliarde und des Technologiefonds in sehr vielversprechende Projekte investiert. Unter anderem auch beim Lakeside Park, wo ein regelrechter Boom in der Softwareentwicklung heran wächst, Betriebe und neue Institute im IT-Bereich sowohl an der Universität oder auch an den Fachhochschulen. Das sind jene Größen, die den Standort wirklich überregional attraktiv machen. Aber der KWF hat natürlich nicht nur diese Unternehmen unterstützt – wie es der Berichterstatter schon angeführt hat – sondern er hat mit einem Fördervolumen von 46 Millionen Euro 733 Projekte mit Investitionen in der Höhe von 371 Millionen unterstützt, wobei diese Fördermaßnahmen auch 11.640 Arbeitsplätze gesichert und 1.249 Arbeitsplätze neu geschaffen haben. Und was natürlich ganz wichtig ist, dass dabei die Klein-, Kleinst- und Mittelbetriebe als größte Nutznießer hervor gehen, die rund 90 Prozent der einzelbetrieblichen Fördermittel lukrieren. Und wenn man auch feststellt, dass unlängst im KWF Kuratorium die Statuten für die Kleinstunternehmerförderung geändert worden ist, so ist auch das sehr löblich hervor zu heben, weil der Förderungsprozentsatz rückwirkend von zehn auf zwanzig Prozent erhöht wurde. Die Anträge, die bei bestehender Förderung mit zehn Prozent gefördert wurden, erhalten die restlichen zehn Prozent noch rückwirkend nachgereicht. Und das ist sehr erfreulich! Das war ja ein Antrag, der im Wirtschaftsausschuss auf Initiative unseres scheidenden Abgeordneten Kollegen Albert Gunzer eingebracht wurde. Der Herr Vorsitzende hat natürlich auch seine vollste Unterstützung gezeigt. Und in dem Sinn, nachdem er das im Landtag beschlossen hat, ein Lob an uns alle und ein Lob auch Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Gritsch

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Präsident! Wir werden auch diesem Bericht unsere Zustimmung geben, also ihn zur Kenntnis nehmen und unsere Zustimmung geben! Es würde vielleicht den Rahmen sprengen im Detail auf den Bericht einzugehen. Wir haben gesehen, dass der KWF eine wirklich sehr gute Arbeit macht, dass er sehr gewissenhaft ist, dass er auch die Kompetenz und das Engagement hat sich im Bereich der Wirtschaftsförderung einzusetzen. Einzelne Projekte haben wir uns genauer angeschaut. Wir waren jetzt vor kurzem im Lake Side Park und haben eine Führung gemacht. Da ist uns alles gezeigt worden. Und wir haben gesehen, dass das eine sehr positive Entwicklung im Bereich der Universität ist, Ausweitung des Campus usw. Also, das sind beispielhafte Projekte und wir wünschen, dass das auch so weiter geht. Ich glaube, diese gute Arbeit kann der KWF aber auch nur deswegen machen, weil er unabhängig ist. Weil er einer von wenigen Landesgesellschaften ist, die Wert darauf legen unabhängig zu sein und nicht dem politischen Einfluss anheim zu fallen. Diese gute Arbeit soll weiter geführt werden. Der KWF soll auch in weiterer Zukunft unabhängig bleiben. Wir wünschen ihm gutes Schaffen! Wir werden uns auch dafür einsetzen, dass nicht jemand auf die Idee kommt, den KWF irgendwie unter das Land zu stellen und hier politischen Einfluss auszuüben. Also, die Unabhängigkeit in der Wirtschaftsförderung ist das, was uns die guten Ergebnisse bringt! Danke schön! (Beifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Mag. Lesjak

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Darf man schon Magister sagen?) Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörer! Servus! Es wird noch ein bisschen dauern, Herr Gallo! Aber, wir werden es noch in dieser Legislaturperiode feiern, versprochen!
Nach diesem Plädoyer meiner Kollegin Barbara Lesjak für die Unabhängigkeit des KWF möchte ich dazu noch zwei Sätze verlieren. Ja, die Unabhängigkeit des KWF garantiert, dass der KWF Förderungen unabhängig davon vergeben kann, welche Kurzfristprojekte die Regierungen, wie sie auch immer besetzt sind, gerade unterstützen wollen. Die Unabhängigkeit des KWF muss erhalten bleiben. Wobei ich bei der Kollegin Lesjak ja nicht verstehe, was sie damit gemeint hat, dass man den KWF unter das Land stellt. Der KWF ist jetzt schon der Landesregierung unterstellt. Und worüber ich sehr wohl nachdenken würde ist, ob der KWF unter der Landesregierung stehen muss oder ob der KWF, wie ein Antrag der im Ausschuss bereits vorliegt, auch unter der Holding stehen kann? Unabhängig, aber unter der Holding? Auch das wäre eine Möglichkeit. Dieser Bericht beweist, der KWF ist gut, wir sind stolz auf ihn. Andere Bundesländer wollen ihn haben. Wollen wir hoffen, dass es so bleibt. Und im Sinne der Zeitökonomie der heutigen Sitzung, weil die wird etwas länger dauern, beende ich meine Worte und wir nehmen diesen Bericht selbstverständlich zur Kenntnis. (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Das freut mich, wenn der Kollege das sagt. Das ändert ja alles. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Markut das Wort.)
Tauschitz

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Herr Präsident! Hoher Landtag! Wir haben heute hier einen recht eindrucksvollen Bericht des Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds über das abgelaufene Förderungsjahr 2005 vor uns liegen. Es wurde in breitem Einvernehmen – immer übrigens im Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen – darüber in großer Sachlichkeit diskutiert und festgestellt, dass es in dieser Institution sehr wesentlich und wichtig für die Wirtschaft in unserem Land ist, dass sehr gut gearbeitet wird. Dass die Mittelvergabe nachvollziehbar ist und dass vor allem hier eines festgestellt werden kann: Dass es in unserem Land tüchtige Unternehmerinnen und Unternehmer und Betriebe gibt, die in der Lage sind, mit ihren wirtschaftlichen Ergebnissen Investitionen zu setzen. Weil nur wegen der Förderung allein wird sich heute in Kärnten kein Betrieb finden lassen, der eine Investition setzt, sondern weil er Weitblick aufweisen muss, weil er zukunftsorientiert arbeitet und vor allem weil die Betriebe in Kärnten auch Arbeitsplätze schaffen wollen. Und so ist es richtig und wichtig, dass es eine Institution gibt, die diese Vorhaben der Unternehmen unterstützt und 733 Förderfälle, wie meine Vorredner und der Berichterstatter bereits erwähnt haben, haben insgesamt 46.140.000,-- Euro an Fördervolumen in Bewegung gesetzt. Das Investitionsvolumen jedoch, das dadurch erreicht wurde, ist um ein Vielfaches höher. Nämlich man muss es auf ca. 700 Millionen Euro hoch rechnen, die hier mit diesen Fördermitteln als Investition frei gesetzt wurden. Und unterstützt wurden diese Investitionen auch noch zusätzlich durch Mittel des Bundes – die hier über die Prüffähigkeit und über die Förderantragsfähigkeit des KWF hinaus gehen – von insgesamt zusätzlichen 140 Millionen Euro, die beträchtliche Investitionen festgesetzt haben. Dass Arbeitsplätze geschaffen wurden, wurde ebenfalls festgestellt.
Und ich möchte bei der Gelegenheit aus Gründen der Zeitökonomie nur mehr einen Punkt heraus greifen, der in das Berichtsjahr 2005 unseres Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds hineinfällt: Nämlich die Vorbereitung auf die EU-Strukturfondsperiode 2007 bis 2013 für unser Bundesland. Eine sehr wesentliche und wichtige Aufgabe, die der Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds im Auftrag der Landesregierung übernommen hat und in Zusammenarbeit mit den zuständigen Abteilungen des Landes hier wesentliche Voraussetzungen erarbeitet hat, ist, dass die Betriebe, dass Institutionen und dass öffentliche Körperschaften für das Jahr 2007 und 2013 in die Lage versetzt sind, entsprechende Fördermittel aus den EU-Strukturfondstöpfen zu erhalten. Und ich möchte es nicht verabsäumen, bei dieser Gelegenheit dem Geschäftsführerteam und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds ein aufrichtiges Danke für die Arbeit für die Unternehmer Kärntens zu sagen, aber mich auch bei den Kolleginnen und Kollegen in unserem Ausschuss für die konstruktive Zusammenarbeit in wirtschaftlichen Angelegenheiten bedanken. (Beifall von der F-Fraktion.)

Markut

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor. Der Berichterstatter hat das Schlusswort!
(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)
Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Stark (F):
Stark

Der Landtag wolle beschließen:

Der gemäß § 33 Abs. 4 des Wirtschaftsförderungsgesetzes durch die Kärntner Landesregierung vorgelegte Jahresförderbericht des Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds des Jahres 2005 wird zur Kenntnis genommen.
Ich ersuche um Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Stark
Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen nun zum nächsten Tagesordnungspunkt 8:

8.
Ldtgs.Zl. 274-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa betreffend zweisprachige Ortstafeln in Kärnten

Berichterstatter ist der Abgeordnete Mag. Ragger. Ich erteile ihm das Wort! Bitte!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich darf mich als Berichterstatter kurz halten. Es geht um die Frage der zweisprachigen Ortstafeln. Das ist im Ausschuss behandelt worden. Und wir sind zu dem Schluss gekommen, dass wir an den Landtag einen Beschlussantrag stellen wollen, der eine endgültige Lösung dieser problematischen Ortstafelfrage zum Inhalt hat. Insbesonders dahin gehend, dass es bundesverfassungsgesetzlich verankert werden soll, wie hinkünftig die Ausgestaltung dieser zweisprachigen Ortschaften aussehen soll. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Schwager das Wort.)

Mag. Ragger

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Seit 2001 ist durch das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes das Aufstellen weiterer zweisprachiger Ortstafeln im Unterkärntner Bereich Thema in diesem Bundesland. Der Kärntner Landtag ist eigentlich in diese Angelegenheit wenig eingebunden, sondern die Zuständigkeit liegt bei der Bundesregierung und beim Nationalrat. Und durch mehrere Anläufe des Herrn Landeshauptmannes für Volksbefragungen sind kärntenweit zweimal 15.000 Unterschriften gesammelt worden. Dies hat dann die Landeswahlbehörde in einer Entscheidung mit der Begründung abgelehnt, warum kärntenweit keine Volksbefragung durchgeführt wird. Und des weiteren mache ich darauf aufmerksam, dass in den betroffenen Gemeinden Befragungen seitens des Herrn Landeshauptmannes durchgeführt wurden – und jetzt gehe ich auf die letzte Befragung in den betroffenen Gemeinden ein – sogar in solchen, wo schon zweisprachige Ortstafeln aufgestellt sind! Eine Mehrheit der Befragten hat sich mit über 52 Prozent gegen die Aufstellung weiterer Ortstafeln ausgesprochen – von Gemeinde zu Gemeinde ein bisschen unterschiedlich. Und der Herr Landeshauptmann hat vor der Befragung gesagt, dass das für ihn bindend ist, und so wie die Abstimmungen ausgehen, dies in den Verhandlungen mit der Bundesregierung von ihm vertreten wird.
Und jetzt gibt es einen Kompromiss, der bereits in eine Regierungsvorlage an den Nationalrat gemündet ist: Die Aufstellung von 141 Ortstafeln bis 2009 und eine Öffnungsklausel, wobei noch nicht sicher ist, wie das gehandhabt wird, weil uns auch dazu keine genauen Unterlagen vorliegen. Und es ist nur von BZÖ und ÖVP eine Resolution der Kärntner Landesregierung mit Mehrheitsbeschluss an den Bund geschickt worden, bei dieser Öffnungsklausel ein garantiertes Mitspracherecht des Landes Kärnten und der betroffenen Gemeinden mit einzubauen. So, jetzt einmal das, was Fakt ist! Ursprünglich wollte ich als Vertreter der Freiheitlichen Partei diesem Antrag des BZÖ der verfassungsrechtlichen Absicherung des Beschlossenen die Zustimmung geben, weil das ja gescheit ist, dass da einmal eine endgültige Lösung wäre. Weil wir wissen, dass eine so genannte endgültige Lösung bereits im Jahre 1977 vom damaligen Nationalrat beschlossen wurde und vom damaligen Bundeskanzler Dr. Kreisky gesagt wurde: „Der Staatsvertrag ist von höchster Stelle erfüllt. Der Staatsvertrag ist erfüllt. Die Signatarmächte sind zufriedengestellt und die slowenische Minderheit in Kärnten auch“. Jetzt gilt das nicht! Jetzt sind es einmal 141 Tafeln! Voraussichtlich wird das so beschlossen werden. Aber es gibt noch große Teile der slowenischen Minderheitenvertreter – das muss man immer dazu sagen, weil ich nach Gesprächen in dieser Region den Eindruck habe, dass das in der Bevölkerung, auch die, die sich zur slowenischen Volksgruppe bekennt, wenig Befürworter hat.
Ich bin auch der Meinung, dass die Aufstellung von Ortstafeln in einer Ortschaft nicht nur das Anliegen einer kleinen Minderheit von 10, 15 oder auch 20 Prozent sein kann, sondern es ist ja von einer topografischen Aufschrift in einem Ort jeder Gemeindebürger und jeder Ortsbewohner betroffen. Deshalb zählt das für mich oder für die Freiheitlichen nicht, dass man sagt: „Na ja, da stimmt eine Mehrheit über eine Minderheit ab.“ In diesem Falle soll auch die Mehrheit mitzureden haben und muss mitreden können. In anderen Fragen der Förderung der slowenischen Minderheit – das kann man ja mit Fug und Recht behaupten – geht Kärnten vorbildlich mit der slowenischen Minderheit um.
Jenen möchte ich auch noch etwas sagen, die immer die Kärntner Politik gegenüber der slowenischen Minderheit kritisieren und die sagen: „Die, die gegen das Aufstellen weiterer zweisprachiger Ortstafeln sind, das sind die Ewiggestrigen.“ Die mögen sich dann einmal in unseren Nachbarländern umschauen, wie das dort gehandhabt wird!
Ich nehme nur ein Beispiel heraus, um jetzt nicht auf Slowenien einzugehen, das überhaupt der deutschen Minderheit gegenüber eine derart restriktive Politik betreibt, dass nicht einmal die Aufschriften auf den privaten Häusern behördlich genehmigt wird und mit Strafen verbunden ist, sondern ich nehme Frankreich her. Frankreich hat Minderheiten: Bretonen, Deutsch-Elsässer, Deutsch-Lothringer, Korsen – von über acht Millionen, und die nicht anerkannt. Das sind für die jeweiligen Regierungen in Frankreich Dialekte, die dort gesprochen werden. Und alle, die im französischen Staatsverband leben, haben Franzosen zu sein. So sehen sie das. Deshalb wird auch eine Internationalisierung, wie vom Rat der Kärntner Slowenen angekündigt, und eine Europäisierung wenig bewirken können, weil Kärnten – wie auch der Weisenrat festgestellt hat – ja tatsächlich eine der vorbildlichen Minderheitenpolitiken in Europa betreibt.
Dann möchte ich noch dem entgegen sprechen, was immer an die Freiheitliche Partei herangetragen und publiziert wird, von Seiten des BZÖ, dass wir unverlässlich sind. Es wird immer der EU-Abgeordnete Mölzer zitiert, der natürlich Vorstandsmitglied der FPÖ ist, aber auch in seiner Funktion als Funktionär des Kärntner Heimatdienstes Äußerungen macht, die unbestritten sind. Wir sind ja eine demokratische Partei, wo jedes Mitglied der Freiheitlichen Partei sich auch eine eigene Meinung bilden kann. Das muss nicht immer deckungsgleich sein. Das möchte ich hier auch erläutern, damit das alle Wissen: Die Ansicht des EU-Abgeordneten Mölzer ist - angesichts dessen, dass wir eine halbe Million Muslime in Österreich haben – so, dass das Problem mit der zirka 12.000 Personen zählenden slowenischen Minderheit in Kärnten kein allzu großes Problem für ihn darstellt.
Jetzt gibt es aber einen Beschluss der Freiheitlichen Partei vom 9. Jänner dieses Jahres der Landesgruppe Kärnten, der ich vorstehe und die ich zu vertreten habe. Die möchte ich Ihnen zu Gemüte führen, damit Sie wissen, wie Sie mit der Freiheitlichen Partei dran sind. Das heißt: „Der Landesparteivorstand der FPÖ-Kärnten spricht sich gegen die Aufstellung zusätzlicher zweisprachiger Ortstafeln wo auch immer in Kärnten aus. Der Landesparteivorstand der FPÖ-Kärnten stellt in diesem Zusammenhang fest, dass die slowenische Volksgruppe von Kärnten immer sehr großzügig und verantwortungsbewusst unterstützt und gefördert wurde. Es ist leider unbestreitbare Tatsache, dass bestimmte Kräfte der slowenischen Minderheit das friedliche Miteinander- und Zusammenleben in keiner Weise fördern und unterstützen. Im Gegenteil: Es drängt sich der Verdacht auf, dass diese Funktionäre eher an permanenter Unruhe interessiert sind. Der von einem hohen politischen Funktionär Sloweniens erhobene Vorwurf, Österreich wäre kein Rechtsstaat, erscheint im Lichte der immer noch aufrechten Avnoj-Beschlüsse geradezu dreist. Es wäre wünschenswert und hoch an der Zeit, wenn Slowenien die auf seinem Staatsgebiet lebende deutschsprachige Minderheit auch nur annähernd so behandeln würde, wie die Republik Österreich und das Land Kärnten dies mit den hier lebenden Minderheiten tut. So lange die Republik Slowenien aber nur fordert und ihrerseits nichts zu einer partnerschaftlichen Kooperation beiträgt, lehnt die FPÖ-Kärnten jegliche weitere Vorleistung in Form von zusätzlichen zweisprachigen Ortstafeln strikte ab. Klagenfurt am 9. Jänner 2006.“ Das ist von mir zu vertreten. Deshalb Ablehnung zu diesem Tagesordnungspunkt!
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Schwager

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu meinem Vorredner gäbe es einiges zu sagen – nicht nur, dass er Ortstafeln und Ortsbezeichnungen etwas durcheinander gebracht hat, was mich eigentlich erstaunt, weil er ja sonst in dieser Materie durchaus als „beschlagen“ zu bezeichnen ist. Was mich aber noch mehr erstaunt, das ist, dass er Privatmeinungen und Verlässlichkeiten der FPÖ mit Parteibeschlüssen hier letztendlich manifestieren muss. Wissen Sie, Herr Abgeordneter, Fakt ist: Sie haben sich schon richtig betroffen gefühlt. Der Herr Mölzer wollte das Karner-Papier. Das ist eben so. Das ist Ihnen ein bisschen peinlich, in der Klientel, macht aber an sich nichts. Sie dürfen auch eines nicht vergessen – und das haben Sie heute irgendwie verschwiegen, und das ist jetzt der letzte Satz zu Ihrer Rede, der von mir kommt -: Es gibt ja auch einen Herrn Stadler in Ihrer Partei. Und der Herr Stadler in Ihrer Partei hat das Land Kärnten angeklagt und wollte das Land Kärnten dazu zwingen, mehrere Ortstafeln aufzustellen. Es wird vielleicht auch seine Privatmeinung gewesen sein – aber diese ganzen Dinge kann man ja seit Neuestem auf seiner Festplatte nachlesen. Das ist ja nicht ganz uninteressant.
Für uns ist aber vielmehr die sachliche Situation in der Lösungskompetenz interessant. Es hat ja einen Grund, warum der Antrag heute hier am Tisch liegt. Ich denke, man sollte auch zwei, drei Sätze zur Genesis dieses Antrages sagen, weil sie letztendlich auch zeigt, dass Standpunkte in vielen Bereichen geändert wurden.
Ich habe das Original noch hier, für die Fernsehkameras. Auf diesem Antrag ist einmal „Dringlichkeitsantrag“ drauf gestanden. So wurde er auch eingebracht, in der 24. Sitzung des Kärntner Landtages am 2. Februar 2006. Wir vom BZÖ haben damals schon ganz klar erkannt, wie wichtig letztendlich eine endgültige, spricht eine Verfassungslösung in diesem Bereich ist. Ich habe mir die Arbeit gemacht, die Wortprotokolle der damals vertretenen Klubobmänner hier auch ein bisschen heraus zu suchen. Der Herr Abgeordnete Grilc hat damals gemeint – noch nicht so lange her -, dass es erstaunlich ist, wie Dringlichkeiten zustande kommen, weil wir das Thema schon seit 50 Jahren haben und uns das auch noch weiter bemühen wird. Klubobmann Kaiser stimmt dem Herrn Grilc bei. Ich zitiere es, dass er es überhaupt nicht richtig hält, in so kurzer Zeit eine Lösung anzustreben. – Wir sind auf unserem Weg geblieben. Wir sind immer den Weg der Bevölkerung gegangen und haben gesagt: „Wenn eine Lösung, dann eine endgültige Lösung.“ Warum damals die Dringlichkeiten abgelehnt worden sind, das ist eigentlich ziemlich klar, nämlich weil im Karner-Papier und im Schüssel-Entwurf – die im Übrigen große Ablehnung auch bei den durchgeführten Volksbefragungen erlangt haben – keine Verfassungsklausel vorgesehen war. Das ist so. Natürlich, da verstehe ich auch ein bisserl die Nöte vom Kollegen Kaiser, hat zur damaligen Zeit der Klubobmann der SPÖ, der geschäftsführende Klubobmann der SPÖ, muss man sagen, weil Sie haben ja dort irgendwie ein Konstrukt auf Bundesebene, dass Sie einen geschäftsführenden und einen ganzen haben (finanztechnischer Auswirkungen wegen), aber das sei ja nicht das Thema heute hier, sondern der Herr Cap hat zum damaligen Zeitpunkt gesagt: „Kommt für mich überhaupt nicht in Frage, eine Verfassungsklausel zu diesem Thema!“
Dann – und dafür möchte ich mich heute auch hier vom Rednerpult bedanken! – ist eine sozusagen auch vom Bürger direkt gewählte Balance auf den Plan getreten, allen voran auch Bürgermeistersprecher Strauß. Es ist schade, dass er nicht da ist, aber man wird ihm sicher meine Anerkennung ausrichten. Bürgermeister des BZÖ und Bürgermeister von Seiten der ÖVP haben letztendlich auch in der Ausschusssitzung eine klare Sprache gefunden, dass es nämlich eine Lösung in dieser Frage nur dann geben kann, wenn es eine Verfassungsklausel gibt. Das ist sozusagen auch der Sieg der Vernunft. Letztendlich hat mich dann auch – und deswegen lobe ich ihn heute auch hier – Klubobmann Kaiser gesagt, dass mit diesem Beschluss, nämlich dem zuerst nicht angenommenen Dringlichkeitsantrag von uns jetzt die atmosphärische Geschichte so aufbereitet ist, dass es auch wirklich aus seiner Sicht wichtig ist, diese endgültige Lösung zu treffen.
Wir freuen uns, dass der Denkanstoß – wo wir in unserer Idee halt ein bisserl voraus waren – angenommen wurde. Wir freuen uns auch, das sage ich hier ganz offen, dass letztendlich auch sämtliche Spekulationen klar sind, weil darauf bin ich gekommen, wie ich die Wortprotokolle gelesen haben; die eine oder andere Vertreterin der SPÖ ist da heraußen gestanden und hat gesagt: „Der Herr Haider will die Ortstafelfrage nur deswegen weiter am Kochen halten, damit er dort letztendlich politisches Kleingeld im Nationalratsbereich sammelt.“ Das ist nicht richtig!
Sämtlichen Medien ist auch letztendlich die Überraschung anzusehen, dass doch auch der Vater, der Mitvater der Lösung, die sich jetzt anbahnt, auch Dr. Jörg Haider ist. Das ist auch richtig so. Es ist auch die Verantwortung eines Landeshauptmannes, die er hier ganz klar wahrgenommen hat.
Entscheidend wird sein, ob die Kärntner SPÖ auch genug Gehör in Wien findet, um diese Verfassungsklausel hier auch zu installieren. Das ist, denke ich, ein wichtiger Bereich. Letztendlich holt uns, so wie schon so oft in dieser Diskussion auch die Tagespolitik heute ein wenig hier ein, und zwar die Tagespolitik betreffend die Öffnungsklausel. Auch hier ist es, denke ich, wichtig und von großer Entscheidung, dass ein gewählter Bereich der betroffenen Gebiete, nämlich der Gemeinderat oder auch die Landesregierung sehr wohl zu weiter verordneten Ortstafeln Stellung nehmen nicht nur kann, sondern aus meiner Sicht auch nehmen muss. Das, glaube ich, ist eine geradlinige und vernünftige Forderung, die umgesetzt werden sollte, um letztendlich auch wieder den Frieden hier in Kärnten herzustellen, der ja über viele, viele Jahrzehnte eigentlich gelebt wurde und durch, wie ich denke, auch eine vorbildliche Volksgruppenpolitik über alle Parteigrenzen hinweg seinen Ausfluss gefunden hat.
Deswegen freut mich dieser Antrag, und ich verlasse das Rednerpult in der Hoffnung, dass es auch wirklich wahr wird, um keinem Aggressor – von welcher Seite auch immer – mehr die Möglichkeit zu bieten, hier diese Einigung aufzuknacken und mit irgendwelchen Rechtsfindungen (Zwischenruf der Abg. Mag. Cernic) und an den Haaren herbei gezogenen Aktionen wie eben zu schnell Fahren in den Ortschaften … Bitte? Wissen Sie, Frau Abgeordnete, es ist schon für einen Kärntner zum Fürchten, wenn man denkt, dass jemand zu schnell durch eine Ortschaft fährt, dass letztendlich dann, auf Grund dieser Tat hier ein Riesenprozess in Angriff genommen wird, wo der Verfassungsgerichtshof am Ende des Tages draufkommt, dass St. Kanzian, der Anlassfall, gar nicht hinein fällt. Darüber könnte man schon stundenlang diskutieren. Diese Angst habe ich schon. Dass Sie die Angst vielleicht nicht haben, das kann schon sein. Für mich ist eines klar: Es kann und darf nur eine Lösung geben, wenn sie verfassungsmäßig abgesichert ist. Und dieser Forderung hat sich hier das Haus, zumindest im Ausschuss, mehrheitlich angeschlossen. Ich gehe davon aus, dass das auch so bleibt! In diesem Sinne bedanke ich mich auch schon im Vorhinein für das Abstimmungsergebnis! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

(Abg. Ing. Scheuch: Ich hab´ jetzt vergessen; du willst ja keine!) Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Natürlich wollen die Grünen eine Lösung! Alle haben dieses Problem schon satt und vor allem, alle haben die Polemisierung dieser Frage schon lange satt! Leider Gottes, wie ich das hinter den Kulissen bemerke, ist keine Lösung in Sicht. Und das kommt natürlich auch ein bisschen aus der Doppelbödigkeit, dass man hier mit den Slowenenverbänden etwas beschließt und dann hinterm Rücken in Wien etwas anderes in die Verfassung hineinschreibt. Und dieses Problem ist pas​siert. Aber lassen wir uns anfangen beim Karner-Papier, wo eigentlich breite Zustim​mung geherrscht hat, auch von der damaligen noch FPÖ-Seite. Und dem wäre ja nichts im Wege gestanden, hätte sich nicht eine BZÖ gegründet, das dann auf ein​mal um den rechten Rand gekämpft hätte. Aber das sind die polemischen Ansätze.
Mir geht’s eher um die Geschichte der 141 Ortstafeln. Mit dem kann eigentlich fast jeder – sagen wir einmal von der fortschrittlichen Seite in Kärnten – leben. Was prob​lematisch ist, ist noch nicht einmal, dass die Öffnungsklausel jetzt in die Verfassung geschrieben werden soll, sondern problematisch ist, dass man jetzt einseitig im Völkerrecht eingreift, und dass man wirklich in die Verfassung hineinschreiben an​fängt und den Artikel 7 einschränkt. Das ist verfassungstechnisch nicht ganz einfach. Ich möchte einmal wissen, wer hat wirklich die Österreichische Verfassung als Gan​zes gelesen? Wer kennt sie? Wer kennt den Artikel 7 auswendig? (Abg. Ing. Scheuch: Sie anscheinend!) Ich habe ihn einmal vertont, ja, ich kenne ihn sehr gut!
Und da steht zumindest einmal im Artikel 8, Absatz 2 der Bundesverfassung drinnen: „Die Republik bekennt sich zu ihrer gewachsenen, sprachlichen und kulturellen Viel​falt, die in den autochthonen Volksgruppen zum Ausdruck kommt. Sprache und Kul​tur; Bestand und Erhaltung dieser Volksgruppen sind zu achten, zu sichern und zu fördern!“ Also, nicht nur zu dulden und auszurotten, sondern auch zu fördern! Des​wegen sagt man immer, kriegen sie etwas und kriegen sie ein Geld. Und das Prob​lem an dem, was jetzt gerade probiert wird in diesen Ausschüssen … (Abg. Ing. Scheuch: Ausrotten! Das Wort „ausrotten“ hier zu gebrauchen, ist eine Frechheit!) Die slowenische Volksgruppe hat das Gefühl, dass sie verschwinden soll! Reden Sie mit ihr. Sie sind alle depressiv, sie werden über den Tisch gezogen … (Abg. Ing. Scheuch: Schreckliche Polemik! Für dieses Wort werden Sie sich entschuldigen! Das ist ein Ordnungsruf!) Sie können später nachher noch einmal schreien, momentan bin ich am Wort!
Das große Problem, was jetzt in die Verfassung geschrieben wird, ist, dass es diese 15- und 10-Prozent-Regelung gibt. Das heißt aber, dass es auch Ortschaften gibt die 15 Prozent haben, aber die Gemeinden nie auf die zehn Prozent kommen. Das ist ein Widerspruch zum VfGH-Erkenntnis. Die Fristen sind eigentlich ein Witz. Die Ort​schaften mit 10 Prozent haben 42 Monate Frist und die Öffnungsklausel gilt erst ab 2009. Das Problem ist überhaupt, dass auch in Wien Menschen über Sachen bestim​men, die sie nicht kennen. Der Kollege Gusenbauer muss jeden Tag neu aufgeklärt werden und auch der Kollege Cap, der sich ein bisschen auskennen würde, hat nicht immer die Zeit dazu. Das heißt, Menschen bestimmen und wissen nicht ganz, um was es geht.
Und eine Kleinigkeit nur noch zwischendurch. Der Anton Pelinka, der eigentlich ein sehr geschätzter Politologe ist und das von außen sieht; – nur, was er letzten Tag geschrieben hat! Zitat: „Unerträglich ist nicht nur Haider. Unerträglich ist auch die Kärntner SPÖ, die mit ihm ein Arbeitsübereinkommen geschlossen hat, wissend, wes Geisteskind er ist. Und deren Vorsitzende Gabriele Schaunig-Kandut nun in Sachen Ortstafeln einen Eiertanz aufführt. Beschämend agiert auch die Staatspartei ÖVP, die auf Bundesebene noch immer so tut als sei der Landeshauptmann von Kärnten einer, mit dem ein Staat zu machen sei. Schüssel nannte Haider gar eine konstruk​tive Persönlichkeit.“ So schauts von außen aus. Wir machen uns nicht nur in Europa lächerlich, in Österreich sowieso schon lange, aber jetzt macht sich auch die Bun​desregierung langsam lächerlich, weil dieses Thema wieder aufgemacht wird! Es war schon einmal beinahe zu und jetzt wird’s wieder aufgemacht!
Heute gerade haben sich die Slowenenvertreter zu Wort gemeldet und haben ge​sagt, sie sind so nicht einverstanden. Auch der Landeshauptmann hat sich wieder zu Wort gemeldet und hat gesagt, er ist so nicht einverstanden. Warum ist das alles geschehen? Das ist deswegen geschehen, weil man hier etwas ausgemacht hat, was man dort nicht eingehalten hat. (Einwand von Abg. Ing. Scheuch.) Und das rächt sich natürlich, wenn man es für polemische Spiele verwendet. (Abg. Ing. Scheuch: Polemik!) Ja, was ist Polemik? Was noch passiert in diesem Verfassungsgesetz (Abg. Ing. Scheuch: Polemik pur „Ausrottung“!) ist eine Ungeheuerlichkeit, nämlich, dass der Volksgruppenbeirat total geändert wird. Jetzt muss man nicht mehr jeman​den hineinschicken, der erstens von der Volksgruppe ist und sich zu diesen Zielen bekennt, sondern es kann jeder jeden dort hineinschicken. Und das ist sicherlich nicht Sinn der Sache gewesen. Das passiert aber … (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Da kann auch der Holub hinein, der bekennt sich immerhin zur Österrei​chischen Verfassung und das würde ich mir von mehreren Menschen hier wünschen. Danke! (Abg. Ing. Scheuch: Nächste Anschuldigung! Pfui!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Holub

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Geschätzter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im Min​der​heiten​schutz gibt es weltweit und europaweit zwei ganz unterschiedliche Kon​zepte, zwei ganz unterschiedliche Herangehensweisen. Es gibt auf der einen Seite den demokratischen Antidiskriminierungsschutz, der darauf abzielt, das individuelle Rechte gewahrt werden. Auf der anderen Seite gibt’s aber auch die sogenannte „völ​kische Segregation“, also ein kollektiver Bekenntniszwang, eine ethnische Homoge​nität, sozusagen eine Art Volksgruppenzoo. Es sind zwei unterschiedliche Konzepte im Minderheitenschutz, die hier auch bei uns in Österreich wirksam werden. Volk als Begriff kann aufgefasst werden als „Demos“ oder als „Ethnos“. Wenn man den Be​griff Volk als Demos auffasst, dann bedeutet das, dass die Bevölkerung sich konsti​tuiert aufgrund von einem Souveränitätsgedanken. Und das hat auch einen sehr deutlichen Bezug zur Moderne. Es wird davon ausgegangen, dass die Aufklärung einen individuellen Minderheitenschutz hervorbringt. Dem gegenüber steht Volk als „Ethnos“, das voraussetzt, das Volk sich sozusagen homogen versteht und zu dem man sich bekennen muss. Das führt zu diesem sogenannten „Bekenntniszwang“. Und dieser Begriff des Ethnos ist nicht etwas, was demokratisch legitimiert wird, sondern das eine Theorie voraussetzt die keine Unterschiede zulässt!
Der Minderheitenschutz hat die Wurzeln eigentlich in den vorigen Jahrhunderten in einem religiösen Minderheitenschutz. Das ist dann später zu einem nationalen Min​derheitenschutz geworden und wir finden heute die Reste und die Ausläufer dieses ursprünglich religiösen Minderheitenschutzes. Bis zum Ersten Weltkrieg war dieser Minderheitenschutz ein Individualschutz. Das beinhaltet auch eine Wahlfreiheit. Das heißt, dass eine Minderheit sagen kann: Ich gehöre zu dieser Minderheit dazu oder auch nicht! Dieser Individualschutz setzt aber Demokratie voraus. Danach gab es die sogenannte „konservative Revolution“, zu Zeiten des nationalsozialistischen Regi​mes. Hier wurde erstmals von einer Volksgruppe geredet, von einem völkischen Kon​zept, zu dem man sich bekennen musste oder auch nicht. Das ist etwas anderes. Also Minderheitenschutz hat diese zweit Komponenten in sich. Eben dieses Demos, den Begriff des Demos, wo Volk als etwas aufgefasst wird, wo jeder Mensch Rechte hat und besonders Minderheiten Rechte haben. Oder wo man davon ausgeht, dass es eine Gruppe gibt, zu der man dazugehört oder nicht. Und das erzeugt dann die​sen Bekenntniszwang. Die demokratische Minderheitenpolitik heute sollte ein Schutz vor der Diskriminierung sein. Und zwar ein Schutz vor Diskriminierung der sich am Individuum orientiert und nicht an einer Volksgruppe! Also eine aufgeklärte Demo​kratie und eine aufgeklärte Minderheitenpolitik hat zum Ziel, eine plurale kontroverse Gesellschaft, statt diesem Kollektivgefängnis, wo sich jeder dazu bekennen muss.
Die letzte Version des Entwurfes von Schüssel orientiert sich nicht am demokra​tischen Minderheitenschutz, sondern hat eher diesen Begriff des Volkes im Hinter​grund, weil de facto und de jure die Volksgruppe von ihren Rechten ausgeschlossen wird. Wir sind stolz, wir Grünen, und ich finde auch alle Kärntnerinnen und Kärntner sollten stolz sein auf eine Volksgruppe, auf die slowenische Minderheit in Kärnten. Wir haben eine Vielfalt, das bereichert unsere Gesellschaft. Wir sind mehrsprachig, wir sind interkulturell, wir sind modern und aufgeschlossen … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das hat ja alles mit den Tafeln nichts zu tun, was du da redest!) und sollten mit diesem Potenzial nach Europa marschieren. Wir sollten mit diesem Potenzial in das moderne Europa gehen und nicht mit dieser neuen Verfassungsverordnung wieder ins vorige Jahrhundert zurückfallen! Der Staat hat die Aufgabe, individuelle Minder​heitenrechte zu schützen! Der Staat muss die Freiheit in Sprache und Kultur gewähr​leisten und dafür sorgen, (Abg. Trettenbrein: Du redest schon gleich wie die Stoisits! So einen Blödsinn!) dass die Minderheit vor der Diskriminierung durch die Mehrheit geschützt wird!
In Österreich, speziell in Kärnten läuft das anders! Hier entscheidet die politische Mehrheit über ein Volksgruppenrecht. Nicht der Staatsvertrag, sondern populistische Manöver bestimmen über das Schicksal der slowenischen Volksgruppe. Hier wird der Verfassungsgerichtshof entwertet und de facto und de jure außer Kraft gesetzt. Hier hat sich die Allianz der Unvernunft durchgesetzt und sich wieder getroffen. Alle sind sich einig, dass völkerrechtliche Verträge und Minderheitenrechte nicht akzeptiert zu werden brauchen. Alle finden, dass das jetzt der neue Weg ist. Die Allianz der Unver​nunft ist eine wahltaktische, politische Eintagsfliege und es ist offenbar wichtiger als ein demokratischer Schutz der Minderheiten. Dieser Schüssel-Entwurf der letzte, ent​spricht in vielen Punkten nicht den Vereinbarungen der Volksgruppenvertreter.
Sowohl die Gemeinschaft der Kärntner Slowenen, wie auch der Zentralverband gehen nicht mit, mit diesem letzten Entwurf, weil der abweicht von den Vereinbarun​gen, die getroffen worden sind. Man muss nämlich wissen: Eine verfassungsrecht​liche Regelung ist aus rechtlicher Sicht gar nicht notwendig, da bereits der Staatsver​trag in Artikel 7 die Topografie regelt. Es reicht zur Umsetzung daher eine einfachge​setzliche Bestimmung! (Abg. Trettenbrein: Das regelt er ja gar nicht! Blödsinn!) Keine Verfassungsregelung! Eine einfachgesetzliche Bestimmung wäre genug!
Die Regelung 10/15-Prozent, in Verbindung mit einem längeren Begutachtungszeit​raum der Volksgruppe, kann auch Unterschiedliches bedeuten. Wird ein längerer Be​trachtungszeitraum als zwei Volkszählungen herangezogen, kann man eben mit den 158 Tafeln rechnen. (Abg. Trettenbrein: Wie weit willst denn noch zurückgehen? Bis in die Eiszeit!?) Und das war ja auch ein breiter Konsens in diesem sogenannten „Karnerpapier“. Wenn nur zwei Volkszählungen herangezogen werden, verbleiben dann nur noch circa 125 Tafeln. Die Öffnungsklausel ist nur eine Kann-Bestimmung. Die weitere Aufstellung von Tafeln wäre also rechtlich nicht garantiert und hinge vom Wohlwollen der Bundesregierung ab. Diese Öffnungsklausel ist viel zu weich und zudem gibt es eine weitere Einschränkung. Denn eine Petition kann man nur in (Zwi​schenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Ortschaften mit 10 Prozent bei der letzten Volks​zählung einbringen. Kleinere Ortschaften würden daher also nicht mehr in den Ge​nuss kommen.

Die Öffnungsklausel ist zudem an die Zustimmung der Gemeinde und der Landesre​gierung gebunden. Das widerspricht ganz eindeutig den kompetenzrechtlichen Be​stimmungen! Menschen- und Minderheitenrechte sind immer noch Bundeskompe​tenz! Jetzt wird dieses Recht plötzlich auch eine Kompetenz der Landesregierung und der Gemeinde. Ich glaube nicht, dass das verfassungsmäßig halten wird. Das ist eine Kompetenzüberschreitung seitens der Kommunen und des Landes. Außerdem, die 15/10-Prozent-Regelung kommulativ ist natürlich eine starke Einschränkung, denn tatsächlich gibt es einige Ortschaften, die weit mehr als 15 Prozent haben. Aber in der Gemeinde kommen sie nicht auf die 10 Prozent. Die Fristen sind teilweise weiter gefasst als im ursprünglichen Verordnungsentwurf. Das ist eigentlich einfach eine Frechheit, zum Beispiel für Ortstafeln mit 10 Prozent 42 Monate hinzuschreiben, weil wenn das dann zur Anwendung kommt, dann sind die Ortschaften unter Um​ständen gar nicht mehr vorhanden. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wie werden sie verschwin​den?)
Die Zusammensetzung des Volksgruppenbeirates wird wesentlich geändert! Bisher konnten als Mitglieder des Volksgruppenbeirates nur Personen bestellt werden, die sich für die Interessen der Volksgruppe und die Ziele des Volksgruppengesetzes ein​setzen. Das ist jetzt nicht mehr Bedingung, jetzt kann man irgendwen da hinein​setzen. Also, zum Beispiel hat auch ein Herr Schretter … könnte in einem Volksgrup​penbeirat drinnen sein, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der kennt sich wenigstens aus!) ob​wohl das ein Beirat ist, der sich für die Interessen der Volksgruppe einsetzen muss. Das ist ein glatter Hohn gegenüber der Volksgruppe! Dieses Verfassungsgesetz setzt den Gerichtshof außer Kraft. Es ist traurig, dass nicht nur in Kärnten die Rechts​staatlichkeit unterwandert wird, sondern dass die Bundesregierung diesen Stil auch noch übernimmt. Das ist ein Armutszeugnis für die österreichische Demokratie! Das ist ein Zugeständis an den politischen Kleingeist in Kärnten und an den Machtrausch der ÖVP! Wir werden diesem Gesetz natürlich nicht zustimmen! (Beifall von Abg. Holub. – Abg. Ing. Scheuch: Der Rat der Slowenen und die Grünen bleiben übrig! – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Mich wunderts, dass die Grünen nicht ein Nylonsackerl mit „zweisprachig die Grünen“ hinaufschreibt! – Abg. Mag. Lesjak: Wir vertreten als ein​zige die Volksgruppe!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen des Kärntner Land​tages! Ruhe, Besonnenheit, Weitblick, Deeskalierung und vor allem die Fähigkeit, zu​hören zu können, sind aus meiner Sicht in dem Stadium, in dem wir uns in dieser Causa befinden, dringend vonnöten! Ich glaube, dass wir zwei Phasen als Kärntner Landtag und damit als Interessenvertretung des Kärntner Volkes beider Zungen zu berücksichtigen haben. Die erste Phase ist, dass es gewisse Vorausbedingungen geben muss, damit es zu einer – wie es im Antrag heißt – „Lösung“ kommt, die letzt​endlich – und das sage ich gleich vorweg – für alle Beteiligten, egal welchen politi​schen Zuganges, egal in welcher Bandbreite sie Lösungen wollen, nur ein Kompro​miss sein kann. Und ein Kompromiss bedingt, dass aufeinander zugegangen wird, dass die Ehrlichkeit dessen, hier wirklich zu einem solchen zu kommen, vorangestellt wird.
Daher gibt es für die Sozialdemokratische Fraktion Bedingungen, Bedingungen, die nicht unerfüllbar sind, aber die Bedingungen, die genau dem historischen und auch sachlichen Kontext dieser Causa entsprechen. Der erste Punkt ist: Jede Lösung, die in den Verfassungsrang gehoben wird, meine Damen und Herren, muss Verfas​sungs- und muss natürlich Staatsvertragskonformität beweisen. (Abg. Trettenbrein: Das ist eh so!) Das ist eine Voraussetzung, ansonsten kann es zu keiner Lösung kommen! Der zweite Teil, den wir hier schon sehr oft in den Mittelpunkt unserer Überlegungen gestellt haben. Die Zustimmung relevanter Teile, auch der sloweni​schen Volksgruppe, meine Damen und Herren, ist etwas Unabdingbares! Es kann nicht sein am Beginn des dritten Jahrtausends, dass in ethnischen Fragen, in Fragen von ethnischen Minderheiten, Mehrheitsentscheidungen über die Rechte der Minder​heit allein gefasst werden. Daher ist es wichtig, auch im Sinne einer anhaltenden und nachhaltigen Kompromissfindung, das mitzuberücksichtigen.
Und der dritte Bestandteil ist … – damit komme ich quasi zum Faktischen: Bestandteil dieses Kompromisses muss zweifelsfrei eine akkordierte, von dem selben politischen Kreis zu akkordierende Öffnungsklausel sein. Dann kommen wir auf die Ebene, die hier schon teilweise be- und verurteilend vorweg genommen worden ist.
Meine Damen und Herren! Das ist die derzeitige – zumindestens für die Sozialdemokratie – vorliegende Form des Antrages, der gestern im Ministerrat beschlossen wurde und der jetzt als Basis für Parteienverhandlungen im Parlament hier dazu münden sollte, als Ausgangsposition zumindestens eine breite Zweidrittelmehrheit sicherzustellen. Und meine Damen und Herren! Hier wird es notwendig sein, diese Ausgangspositionen zu finden, sie zu akkordieren und wahrscheinlich von jeder Position Schritte aufeinander zuzugehen. Wir waren schon sehr viel weiter! Es hat im Jahr 2005 unter Einbeziehung aller heute in dieser Frage auftretenden Sprecher von Interessengruppen, Parteien und Volksgruppen eine breiteste Konsensualität gegeben. Wir sind diesem Status jetzt wieder relativ nahe. Und es hängt letztlich wirklich von der Seriosität jeder Einzelnen und jedes Einzelnen ab aufeinander zuzugehen – wenn man eine Lösung wirklich will – diese Grundvoraussetzungen, die in unserem Staatsvertrag grundgelegt sind zu berücksichtigen und den Blick – und damit ist das, das Erste – was ich für mich in Anspruch nehme, wertend zu sagen: Nach vorne, endlich nach vorne und nicht wieder einmal mehr nach hinten zu richten! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Erlauben Sie mir ein Post Scriptum: An den Anmeldezahlen für den zweisprachigen Unterricht in Kärnten, die trotz massiven Geburtenrückganges enorm steigen, können wir alle für uns ablesen, was die zukünftige Entwicklung in Fragen von Zwei- und Mehrsprachigkeit bringen wird. Wo die Vorteile liegen, diese für uns zu suchen, für das Land Kärnten aber auch für die internationale Reputation der Republik Österreich ist die Aufgabe, zu der Sie alle, wir alle gemeinsam beitragen können! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Für diejenigen – die es vielleicht doch noch nicht wissen – weise ich darauf hin, dass ich wahrscheinlich zur Zeit der einzige zweisprachige Abgeordnete hier im Haus bin, der mit beiden Sprachen aufgewachsen ist und der diese beiden Sprachen auch im Alltag heute noch benützt. Ich war auch jahrelang als Vertreter der ÖVP Mitglied des Volksgruppenbeirates und ich sage Ihnen eines ganz offen: Dieses Gremium gehört nach meiner Meinung sofort abgeschafft, weil es in Wahrheit wertlos ist! Es ist deswegen wertlos oder über weite Strecken wertlos, weil einfach die Meinungsbildungen nicht im Gremium, sondern ganz woanders erfolgen. Weil es ein Verteilgremium für Förderungen ist und darüber hinaus nicht wirklich Kompetenz hat. Aus meiner Sicht wäre es viel zielführender etwas ganz anderes zu tun und das Volksgruppengesetz auf eine andere Art zu verändern: Nämlich eine öffentliche Vertretung, eine gewählte Vertretung der Volksgruppe zu ermöglichen, nach einer Art Kammersystem – es gibt Beispiele aus anderen Ländern – auf der Basis von Wählerlisten, in die sich die Menschen eintragen. Jetzt werden Sie sagen, das gibt es nicht! Das gibt es! Und das könnte funktionieren! Und wir sollten wirklich einmal darüber nachdenken. Es gibt ja auch immer wieder Gespräche und es gibt diese Forderung übrigens auch aus Kreisen der Volksgruppe. Das wäre viel effizienter und zielführender! Soweit also meine Einstellung zum Volksgruppenbeirat. Möglicherweise ist sie dadurch beeinflusst, dass ich im Streit mit Marian Sturm aus dem Volksgruppenbeirat freiwillig ausgeschieden bin. Ich habe mittlerweile mit ihm ein sehr gutes und konstruktives Verhältnis. Also, es sollen nicht Ressentiments aus vergangenen Tagen hier als Leitfaden für künftige Überlegungen und Entwicklungen dienen.
Aber ich sage noch einmal: Die Überlegung eine öffentlich rechtliche Vertretung der Volksgruppe zu schaffen, gesetzlich zu ermöglichen, wäre ein Ziel. Ein zweites, das ich auch an die Spitze meiner Betrachtungen stelle, ist eines: Es nützt uns kein Annähern, kein Zugang zu diesem Problem auf theoretische und philosophische Art. Und ich bin auch persönlich der Überzeugung, dass eine Lösung dieser Fragen, dieses Konfliktes nicht über Gerichte und Gerichtsverfahren möglich ist. Davon bin ich persönlich überzeugt. Es kann natürlich weiß Gott wie lange prozessiert werden. Nur, was ist das Ergebnis? Polarisierung! Und in Wahrheit, zu einem Teil auch in der Volksgruppe selbst: Desinteresse an der Entwicklung! Auf der anderen Seite Abneigung, Ablehnung, allenfalls Distanzierung! Auch das kann nicht unbedingt im Sinne unseres Landes sein. Jetzt sind wir endlich wieder einmal so weit, dass wir einer politischen Lösung sehr nahe sind. Ich sage aber eines: Diese jetzige Lösung hat prominente Befürworter! Also, wenn ich den Bundespräsidenten am Sonntag richtig verstanden habe, ist das die beste Lösung seit 50 Jahren! Ich habe das einmal mit meinen einfachen Mathematikkenntnissen zurückgerechnet. Das bedeutet, es ist eine bessere Lösung als sie seinerzeit unter Kreisky vorgelegen war! Dafür kann Kreisky nichts, weil die Zeit damals eine andere war. Das möchte ich fairerweise hinzufügen. Aber es ist eine Lösung, die wir eigentlich tragen können. Und zur Öffnungsklausel – so sehr sie problematisch und umstritten ist – und vielleicht rechtlich da oder dort ihre Haken hat: Aber ich bin der Überzeugung, wenn wir jetzt sagen, 141 Tafeln werden einmal im Konsens akzeptiert – und dafür stehen die parlamentarischen Gruppen – jeder weitere Schritt sollte natürlich sehr wohl über demokratisch gewählte Organe mitdiskutiert werden. Und dazu ist eben ein Gemeinderat durchaus ein Gremium, das man einbinden sollte! Denn es gibt ja sehr praktikable und eindeutige Beispiele, dass es in Gemeinden sehr wohl funktionieren kann. Das ist ja eben gerade eine Frage der Stimmung, der Haltung, sagen wir auch des Zuganges zu diesem Problem. Nehmen wir Bad Eisenkappel! Wenn der dortige Gemeinderat mit 18 zu 1 Stimmen sich dafür entscheidet, dass ein Ort eine zweisprachige Ortstafel bekommt und solche Vorgangsweisen in Zukunft möglich sein sollen, dann spricht ja aus meiner Sicht, bitte, nichts dagegen, dass man den Gemeinderat als Instrumentarium einbindet.
Auch die Landesregierung wird man hier nicht völlig übergehen sollen und müssen. (Abg. Mag. Lesjak: Die Landesregierung?) Denn wenn die Stimmung wirklich positiv ist, dann kann ich mir nicht vorstellen, dass es unbedingt etwas dagegen gibt. Und ein zweites Beispiel wollte ich auch … ,weil ich wirklich selbst beteiligt war und authentisch dafür stehe: In der Stadtgemeinde Bleiburg waren ja auch zuhauf Diskussionen in diese Richtung. Und dort hat beispielsweise der Gemeinderat seinerzeit beschlossen, von vier Kindergartengruppen offiziell drei zweisprachig zu führen. Obwohl der Anteil in der Gemeinde Bleiburg an Slowenisch sprechender Bevölkerung auch nach der Volkszählung 2001 in der Gesamtgemeinde bei etwa 30,1 Prozent liegt. Er ist in Wahrheit etwas höher, okay! Aber wie auch immer! Bleiburg ist natürlich eine besondere Gemeinde. Nicht jetzt, weil sie in Diskussion steht, sondern aufgrund ihrer Gegebenheiten. Aber trotzdem, dort hat der Gemeinderat mit klarer Mehrheit gesagt: Warum nicht, wir sind offen, wir beurteilen das positiv, wir beschließen es!
Ich zitiere diese beiden Beispiele deswegen, weil ich hier ein bisschen die Angst vor der so genannten Öffnungsklausel nehmen möchte. Ich glaube, dass da die Slowenenvertreter entweder den Begriff falsch interpretieren oder zu sehr Angst vor einer positiven Entwicklung haben. Falsch interpretieren könnte lauten, dass wir sagen: Gut, jetzt haben wir einmal die 141. Und dann holen wir uns ein paar andere auf dem Weg über die Öffnungsklausel möglicherweise gegen den Willen vieler anderer. Dann hätten wir die gleiche Situation noch einmal und die wollen wir in Wahrheit in dieser Form zumindest nicht. Also, ich trete jetzt einmal für die Gemeinden des Jauntales ein, ich bin ja auch in Kontakt mit Bürgermeistern usw. Das ist irgendwie die Stimmung, die dort ist. Entweder gibt es eine Lösung. Und wenn sich die Stimmung eben so ergibt, dass man offen ist für weitere Dinge, ja warum nicht? Aber dann kann man das eben auf der Basis der Öffnungsklausel, wie wir sie jetzt ins Auge fassen, durchaus tun! Es steht eigentlich dem Ganzen, wie es jetzt am Tisch liegt, nichts entgegen! Ich warne nur vor einem: In Wahrheit ist es auch ein politischer Poker! Ein politischer Poker deswegen, denn wir hatten vor drei Jahren bereits eine Lösung am Tisch! Sie erinnern sich: Bei der ersten Konsenskonferenz in Wien waren alle dafür! Und die beiden damaligen Zentralorganisationen der Slowenen haben zu hoch gepokert und gesagt, das ist uns doch zuwenig. Heute das gleiche zu tun wäre, denke ich, ein schwerer Fehler! Ich meine, der Antrag – wie wir ihn heute beschließen werden – ist mittlerweile zeitlich ein bisschen überholt. Aber von der Grundidee her, dass wir sagen, sichern wir das verfassungsrechtlich ab, auch dem steht nichts entgegen. Denn immerhin haben wir lange über Staatszielbestimmungen im Hinblick auf die Volksgruppen diskutiert, die in Richtung Verfassungsbestimmungen gegangen sind. Also, so neu ist diese Vorgangsweise in Wahrheit nicht. Daher der langen Rede kurzer Sinn: Wir werden natürlich diesem heutigen Antrag die Zustimmung geben in der Hoffnung, dass das Ganze wirklich zu einem friedlichen Ende dieses Konfliktes führen kann. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein Thema, zu dem heute sehr Vieles, sehr Gescheites und sehr Tiefgreifendes gesagt wurde. Ein Thema, über das man auch noch lange sprechen wird und noch viel zu sagen ist. Wir, die wir hier sitzen, mit anscheinend wirklich einer Ausnahme, wollen eine Lösung! Eine Lösung! Und deswegen ist der Kompromiss, um den wir ringen, auch klar gestellt worden. Ich habe nur einen wirklich tiefen Beweggrund gehabt hier noch einmal an das Mikrophon zu gehen. Weil wenn ein Abgeordneter des Kärntner Landtages in so einer sensiblen Frage hier an das Rednerpult geht und behauptet, dass Kärnten die Minderheit – Originalton – ausrottet, dann ist das für mich indiskutabel! Lieber Rolf, das hast du so gesagt! Ich schreibe es deiner politischen Unerfahrenheit zu oder sozusagen deiner Emotion hier! Aber gehe in dich, und stelle dir die Frage: Wenn ich hier so etwas am Rednerpult gesagt hätte, wo die Rücktrittsforderungen des Rolf Holub betreffend der Person Kurt Scheuch heute stehen würden? In diesem Sinn hoffe ich, dass du hier ein Einsehen hast, und dass wir einen guten Beschluss für eine gute Zukunft der Kärntner Bevölkerung beider Sprachen schließen werden. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)

Ing. Scheuch

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr zu dem Tagesordnungspunkt vor. Der Berichterstatter hat das Schlusswort. – Ich sehe, dass er abhanden gekommen ist. Ich unterbreche kurz die Sitzung. – Aha, geht schon. Er hat das Schlusswort, bitte!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Ich wollte die Grünen noch davon überzeugen, dass es eine sinnvolle Lösung ist. Ich verzichte auf das Schlusswort und beantrage das Eingehen in die Spezialdebatte.

Mag. Ragger

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Ich bitte die Plätze einzunehmen. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist gegen die Stimmen der Grünen und des Herrn Abgeordneten Schwager so beschlossen. Ich bitte, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung sicherzustellen, dass die Voraussetzungen zu einer endgültigen Lösung der topographischen Ortsbezeichnungen in gemischtsprachigen Gebieten Kärntens zu einem Verfassungsgesetz des Bundes geschaffen werden.
Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird mehrheitlich angenommen.)

Mag. Ragger

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt 9:
9. Ldtgs.Zl. 33-5/29:


Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgrup​pen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa betreffend Erhöhung des EU-Jugendbudgets
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Köfer. Ich erteile ihm das Wort! Ich bitte, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Geschätzter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Hohes Haus! Der gegenständliche Antrag wurde in der 26. Sitzung des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten am 20. Juni dieses Jahres einstimmig beschlossen. Zuvor wurde diese Materie in der 14. Sitzung des Unterausschusses am 13. Juni ausgiebig unter Beiziehung von Auskunftspersonen beraten und ein modifizierter Antragstext einvernehmlich dem Ausschuss zur Beschlussfassung übermittelt. Inhaltlich geht es in dem ursprünglichen SPÖ-Antrag darum, dass alles unternommen werden sollte, damit es zu einer Erhöhung des EU-Jugendbudgets unter Berücksichtigung beschäftigungspolitischer Aspekte kommen sollte. Wie wir alle wissen, hat die Landesregierung für diverse EU-Jugendförderungsprogramme eine Regionalstelle errichtet, der ein jährliches Budget von rund 15.000,-- Euro für diverse Programme zur Verfügung steht. Eine der Hauptaufgaben dieser Regionalstelle Kärntens ist unter anderem die Organisation des europäischen freiwilligen Dienstes, wo sich auch Jugendliche melden können, um zwischen sechs und zwölf Monaten eine freiwillige Tätigkeit in einer Nonprofit-Organisation in einem europäischen Land zu absolvieren.
Vorrangige Ziele dieser Programme sind neben der Auslandserfahrung auch die Erhöhung der Mobilität im europäischen Raum. Dabei spielt der Grundgedanke, wenn man im Inland keinen Job findet, müsse man in der Lage sein, ins Ausland zu gehen. Gerade diese Förderprogramme sollten von Kürzungen betroffen sein. Weil auch viele unserer Kinder davon betroffen sein könnten, müsste nunmehr alles unternommen werden, um derartige Kürzungen zu vermeiden.
Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Trodt-Limpl das Wort.)

Köfer

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Das Programm „Jugend 2000 bis 2006“ läuft aus, und die Europäische Kommission legt das neue Programm „Jugend für den Zeitraum 2007 bis 2013“ auf. Der Finanzrahmen für die Durchführung dieses Programms ist auf 915 Millionen Euro festgelegt.
Das Programm richtet sich an junge Menschen zwischen 13 und 30 Jahren in den Mitgliedsstaaten und Drittländern, vor allen denjenigen, die unter die neue Nachbarschaftspolitik fallen. „Jugend“ umfasst Aktionen wie „Jugendaustauschmaßnahmen“, die „Aktion Europäischer Freiwilligendienst“, „Aktion Jugend für die Welt zur Förderung von Projekten mit Drittländern“. Ziel dieses Programms ist es, bei den jungen Menschen ein Gefühl der Zugehörigkeit zu Europa zu entwickeln, indem sie als aktive Bürger in das gesellschaftliche Leben eingebunden werden. Das Programm soll auch einen Beitrag zur Bildung junger Menschen im weitesten Sinne leisten und die Solidarität und das gegenseitige Verständnis fördern. Überdies knüpft es an die Erkenntnisse des Lissabon-Prozesses an.
Es geht im Speziellen um: Förderung der aktiven Bürgerschaft junger Menschen, Entwicklung der Solidarität junger Menschen, Förderung des gegenseitigen Verständnisses der Völker durch die jungen Menschen, Unterstützung der Aktivitäten junger Menschen und die Entwicklung der Kompetenzen der Organisation der Zivilgesellschaft im Jugendbereich, Förderung der europäischen Zusammenarbeit in der Jugendpolitik. Wichtig ist die Organisation des Dialogs zwischen den Akteuren des Jugendbereiches, insbesondere den jungen Menschen, den sozialpädagogischen Betreuern und den zuständigen Politikern, die Förderung der politischen Zusammenarbeit im Jugendbereich und die Durchführung von Maßnahmen sowie Vernetzung, die für eine bessere Kenntnis des Jugendbereiches erforderlich sind.
Die Kommission beabsichtigt, bis 2013 mindestes 35.000 Jugendaustauschprojekte sowie 10.000 Freiwilligenprojekte pro Jahr einzuleisten. Wir werden diesem Antrag zustimmen – jedoch muss ich feststellen, dass ich von der „Jugendarbeit 2000 bis 2006“ eigentlich sehr wenig Informationen bekommen habe; bis auf die Auskunft, dass es einer Französin bei uns sehr gefallen hat und dass einige Kärntner im europäischen Raum unterwegs waren.
Nun fordere ich die zuständige Referentin auf, eine Transparenz in der Planung für „Jugend 2007 bis 2013“ aufzustellen, denn uns liegt es sehr am Herzen, dass die Kärntner Jugend im europäischen Raum bei Nonprofitorganisationen arbeitet und auch Kontakte zu Politikern herstellt. Mir würde es auch ein Anliegen sein, die Kontakte der anderen Jugendlichen, die vom europäischen Raum in Kärnten arbeiten, zu knüpfen und mit ihnen in den Dialog zu treten.
Ich bitte um Transparenz, ich bitte um eine konkrete Planung, damit die 35.000 Jugendaustauschprojekte und 10.000 Freiwilligenprojekte mit Kärntnerinnen und Kärntnern bestückt werden! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)

Mag. Trodt-Limpl

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen im Hohen Haus! Zwei Dinge zu den Schlusssätzen zur Kollegin. Frau Limpl, ich habe nur das Protokoll der letzten Ausschusssitzung auch durchgelesen und hatte eigentlich sehr deprimierte Informationen darüber, was konkret im Rahmen dieses Jugendaustauschprogrammes passiert, also ganz klar die Budgetzahlen dafür auf den Tisch gelegt, mit 15.000 Euro für die Regionalstelle, ganz klar die auch quantitative Begrenzung, dass nicht mehr als sieben Jugendliche an diesem Programm teilnehmen können. Die Zielsetzungen und Benefiz für die jungen Menschen, die von der Europäischen Kommission in diesem Programm auch vorgegeben werden und in Zukunft auch verstärkt und ausgedehnt werden, wurden von den zuständigen Beamten in eigentlich sehr detaillierter und tief gehender Art und Weise erläutert.
Für mich ist der Antrag insbesondere deswegen wichtig, weil die inhaltlichen Zielsetzungen dieses EU-Jugendaustauschprogrammes wirklich zum Aufbau eines integrierten Europas Beiträge leisten wollen. Es gilt, das Verständnis für die sprachliche und kulturelle Vielfalt in diesem Europa der jungen Menschen zu stärken. Ich würde mir das auch für Erwachsene und manchmal auch für Abgeordnete des Kärntner Landtages wünschen – aber diese Budgetvorstellungen wird uns auch ein Programm für 2007 bis 2013 leider nicht gewähren. Es geht darum, Rassismus zu bekämpfen, Antisemitismus zu bekämpfen, Ausländerfeindlichkeit zu bekämpfen. Es geht darum, grenzüberschreitende Mobilität von jungen Menschen zu fördern, ihnen den Geist von Europa nahe zu bringen und ihnen die vielen Vorteile, die ein vereintes Europa in seiner Vielfalt, in seiner Vielsprachigkeit und in seiner Buntheit an Angeboten und Chancen bietet, auch nahe zu bringen. Es geht um die Stärkung des Solidaritätsgedankens. Da sind zwei Aspekte wichtig. Der eine ist der diskriminierungsfreie Zugang zu den Austauschprogrammen. Auch darauf wird in der Abteilung 13, die nunmehr abwickelnde Stelle im Land Kärnten für die Austauschprogramme ist, sehr großer Wert gelegt. Es ist nur leider so, dass die Nachfrage für diese Austauschprogramme für den europäischen Freiwilligendienst bedeutend höher ist, als die Möglichkeit, Plätze zu vergeben. Es sind pro Quartal bis zu 20 Anfragen, mehr als 100 pro Jahr – und in Wirklichkeit können 7 Plätze vergeben werden.
Es geht aber auch – und das ist ein Aspekt, den wir heute am Morgen schon diskutiert haben und den wir immer wieder auch diskutieren werden müssen – um lebenslanges und lebensbegleitendes Lernen, in anderen Kulturen, in anderen Staaten in Nonprofiteinrichtungen. Es geht darum, den Nehmer- und Unternehmensgeist von jungen Menschen zu stärken und damit ihre aktive Rolle in der Gesellschaft auch zu ermöglichen. Letztlich geht es um innovative Maßnahmen, um Projekte, die auf der Ebene der Jugendpolitik, auf der Ebene der professionellen Jugendarbeiter und Jugendarbeiterinnen initiiert werden sollen.
Wie gesagt, die gegenwärtige Situation ist alles andere als befriedigend. 15.000 Euro für die Regionalstelle, maximal 7 Plätze – viel mehr an Anfragen; leider auch relativ wenige junge Menschen aus Europa, die nach Kärnten kommen. Das wäre ein hervorragendes Lernumfeld für sie. Man sollte auch das forcieren! Es ist ein Maßnahmenpaket für das Programm 2007 bis 2013, das nicht wirklich befriedigend ist, weil immer noch zu wenig Budgetmittel zur Verfügung stehen und gleichzeitig sowohl das inhaltliche Programm als auch das Alter für die jungen Menschen ausgedehnt wird. Rechnet man das gegen, bedeutet das in Wahrheit eine bis zu 34-prozentige Kürzung des Budgets. Deshalb war auch dieser Antrag sehr wichtig. Ich bin froh, dass er im Ausschuss sehr konsensual behandelt wurde und danke allen Beteiligten! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Mag. Trannacher

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Es ist bemerkenswert wie viele salbungsvolle Worte zu diesem Thema gesprochen werden. Die ÖVP stimmt diesem Antrag zu. Ich nehme die Anregung von der Frau Kollegin Trodt sehr gerne entgegen, für mehr Transparenz im Jugendbereich zu sorgen. Schauen wir gemeinsam für mehr Transparenz im Jugendbereich auch in Kärnten, und sorgen wir dafür, dass die Jugendlichen eine Anlaufstelle in Kärnten bekommen. Ich glaube, es gibt schon Initiativen, die auf dem Tisch liegen. Diskutieren wir darüber und schauen wir, dass wir das nach den Ferien durchbringen. Danke sehr! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Tauschitz

Berichterstatter Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung zu erreichen, dass das künftige EU-Jugend​budget erhöht wird und dabei beschäftigungspolitische Aspekte Vorrang bekommen.
Ich ersuche um Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Köfer

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Geschätzte Damen und Herren! Geschäftsordnungsgemäß kommen wir nun zur Abarbeitung des Dringlichkeitsantrages. Ich bitte den Schriftführer um Verlesung! 
Mitteilung des Einlaufes
(Fortsetzung)
Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

A. Dringlichkeitsanträge (Fortsetzung):

2.
Ldtgs.Zl. 166-11/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs, des SPÖ-Klubs und des ÖVP-Klubs betreffend Privatklinik Klagenfurt mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Der Gesundheitsreferent der Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dass er, wie versprochen, einem verkleinerten Projekt für eine Privatklinik in Klagenfurt seine Zustimmung gibt und die Voraussetzung für eine rasche Realisierung der Privatklinik schafft.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ebner zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Sehr geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Der Antrag, eine Privatklinik in Klagenfurt zu errichten und nunmehr auch hier im Landtag zu diskutieren, ergibt sich einfach aus der laufenden Diskussion über diese Privatklinik, über diese Projekt, aber darüber hinaus über die Situation von Antragstellungen von Privatkliniken in Klagenfurt. Ich glaube, als antragstellende BZÖ-Fraktion, der sich nunmehr auch die anderen Fraktionen angeschlossen haben, dass wir hier auch darüber zu diskutieren haben und im Sinne der Dringlichkeit darüber zu diskutieren haben, dass ein Antrag einer privaten Investorengruppe, in Klagenfurt eine Privatklinik für Belegsärzte zu errichten, es tatsächlich wert ist, hier diskutiert zu werden, weil nämlich der Erstantrag über ein Jahr in der Beratung, in der Beurteilung im Bereiche der entscheidenden Beamtenschaft und darüber hinaus lag und der Landessanitätsrat bereits im Jänner 2006 eine entsprechende Befürwortung ausgesprochen hat. Nunmehr kam die Information an die Öffentlichkeit, bevor es einen entsprechenden Bescheid gab, dass hier ein abschlägiger Bescheid kommen wird. Nun gibt es aber von Seiten des zuständigen Referenten der Landesregierung ein befürwortendes Signal für eine Verkleinerung. Wir glauben aber, dass dieses Projekt dann einer Realisierung zugeführt werden kann, wenn hier tatsächlich der Landtag diesem Antrag die Dringlichkeit zuerkennt und hier tatsächlich auch manifestiert, dass dieses Privatklinikprojekt in Klagenfurt einer Realisierung zuzuführen ist. Nicht nur die Proponenten dieses Vereines Dr. Manfreda, Dr. Obiltschnig sind hier für dieses Projekt in die Bresche gesprungen, sondern auch viele der möglichen Patienten haben sich in Leserbriefen dahingehend geäußert.
Mit dem Zusperren der Privatklinik Maria Hilf als Belegssanatorium ist diese Situation in Klagenfurt eigentlich dramatisch geworden. Daher bitte ich den Hohen Landtag, dieser Dringlichkeit die Zustimmung zu geben! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)

Mag. Ebner

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Wenn man solche Anträge stellt und sie begründet, sollte man auch ein bisschen die Geschichte der Medizin kennen, Kollege Ebner! Und auch verschiedene Versuche, die vorher da waren, zum Beispiel Kliniken in Klagenfurt. Die St. Lukas Klinik, die tagesklinische Versorgung Maria Hilf selbst … (Abg. Mag. Ebner: Kollege Arbeiter, als ehemaliger Planungsreferent weiß ich … ) ich wollte jetzt gerade zu dir kommen. Und als ehemaliger Planungsreferent der Stadt weißt du das ganz genau. Wir werden der (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Dringlichkeit – Kollege Gallo, keine Sorge – die Zustimmung erteilen, weil die Notwendigkeit ganz sicher auch von unserer Seite nicht bestritten wird. Nur den Plan, von Anfang an da fast 100 Betten zu machen, halte ich nach wie vor für nicht notwendig. Und ich glaube, dass die kleinere Form, wie sie auch gemeinsam jetzt da von allen drei Fraktionen beantragt worden ist, der richtige Weg ist.
Warum Maria Hilf zugesperrt worden ist von den Verantwortlichen Versicherungen wäre eine eigene Geschichte. Und die werde ich – nachdem ich annehme, dass der Kärntner Landtag und deren Abgeordneten sich damit befasst haben – da hier nicht auf den Tisch bringen. Aber da hat es viele Argumente gegeben, scheinbar, dass man das oben nicht wieder weiterbetrieben hat, was viele Jahre ja von den Versiche​rungen im Endeffekt – von Planemed und wie sie alle geheißen haben – oben mehr oder weniger veranstaltet worden ist. Dann ist die tagesklinische Versorgung in den Neunerbereichen gekommen, die einige Tage – Herr Planungsreferent oder Ex-Pla​nungsreferent – funktioniert hat. Die Zusammenarbeit der Ärzte, anderes Personal und LKH, hat leider nicht funktioniert, weil die Einen wollten verdienen – was jedem der Leistung bringt auch zusteht – aber, die Patienten sind dann leider immer wieder im LKH gelandet, allerdings dann nicht mehr zum Verdienen sondern zum Versor​gen. Weil, wenn man halt ein Klassepatient in der Tagesklinik ist oder in einer ande​ren Klinik, und wenn man dann ins Krankenhaus Klagenfurt oder in ein anderes Krankenhaus kommt, dann nur mehr als „normaler Patient“ unter Anführungszeichen, und dann wieder hinausgeht und draußen wieder Klassepatient ist, dann ist es ein Thema über das man sich einmal in der Versorgung auch unterhalten sollte. Die St. Lukas Klinik, da war dasselbe. Ein Projekt, hochgelobt! Herr Planungsreferent, auch darüber bist du informiert gewesen. Im Endeffekt war es ein Flop, wo sehr viele auch vieles Geld gelassen haben. Aber das ist eine Angelegenheit, die auch nicht dem Landtag etwas angeht.
Die Dringlichkeit wird gegeben, weil jetzt schon wirklich einige Zeit diskutiert wird. Dass überprüft wird, wie groß, ist wirklich notwendig. Und ich glaube, das sollte man bei allen Projekten machen. Und ich kann nicht auf der anderen Seite überall schrei​en: „Sperren wir Betten zu! Betten zu! Betten zu!“ Und da stellen wir dort eine Klinik von fast 100 Betten hin. Also in der Form, in der verkleinerten Form – eben gerade für die beiden von dir genannten Fachärzte, die ganz sicher Spezialisten in ihrem Bereich sind, ich ihnen das auch nicht absprechen will – sondern im Gegenteil, wenn ich irgendjemanden habe, ob jetzt Manfreda im Bereich der Frauenchirurgie oder der Obiltschnig mit seinen Nerven, Fingern, und was alles dazugehört, dann kann ich nur anraten, sich dort auch wirklich behandeln zu lassen, wenn man es kann. Mehr möchte ich dazu nicht sagen. Ich werde heute noch mit dem zuständigen Referen​ten, der sehr schnell gearbeitet hat, in deine Richtung, bittschön, auch heute die Zu​sage machen, dass die SPÖ der Dringlichkeit, in der Form wie der Antrag jetzt be​steht, die Zustimmung geben wird. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Arbeiter

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung zur Dringlichkeit vor. Ich lasse nun über die Dringlichkeit abstimmen und ersuche die Abgeordneten, die Plätze einzunehmen! Wird der Dringlichkeit die Zustimmung erteilt, bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Zum Inhalt selbst hat sich Herr Klubobmann Ing. Kurt Scheuch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es freut mich ganz besonders, dass die Dringlichkeit dieses Antrages heute hier anerkannt wurde. Und es ist auch für mich durchaus interessant, die profunden Sachlagen des Planers, auf der anderen Seite der Gemeinde und vor allem auch im Krankenhausbereich, zu hören. Ich bin – das gebe ich schon zu – im Krankenhausbereich kein profunder Kenner, aber die Herren Manfreda und Obiltschnig haben mich überzeugt. Wobei ich auch hier klar sagen muss, dass natürlich nicht ein 80-Betten-Projekt umgesetzt werden muss, sondern, wir auch in einem kleineren Bereich – ich spreche hier von einer Größenordnung von 20 bis 30 Betten – durchaus das Auskommen für die Privatpatienten und für die Betroffenen finden würden Und die liegen uns ja letztendlich am Ende des Tages am Herzen.
Ich würde bitten, und auch hier den Vorschlag machen – das werde ich auch mit​initiieren – dass es eine kleine Besprechung zwischen den betroffenen Personen und den zuständigen Referenten gibt. Vielleicht, dass auch unser Freund Arbeiter hier mit am Tisch sitzt, um letztendlich einen kleinen Masterplan zu entwickeln, um ganz klar – mit Zeithorizonten versehen – die To-Do-Liste erfüllt werden kann, um das Projekt zu einem positiven Abschluss zu bringen. Ich danke noch einmal! (Beifall von der F-Fraktion.)
Ing. Scheuch

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung zum Inhalt selbst vor. Ich lasse nun über den Inhalt des Antrages abstimmen. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. 
Tagesordnung
(Fortsetzung)

Wir kommen nun zum nächsten Tagesordnungspunkt:

10.
Ldtgs.Zl. 95-11/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa betreffend Maßnah​menpaket für mehr Wachstum und Beschäftigung

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Köfer. – Ich erteile ihm das Wort! Ich bitte, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Hohes Haus! Der zweite und zehnte Antrag. Der gegenständliche Antrag wurde ebenfalls in der 26. Sitzung des Aus​schusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten am 20. Juni einstimmig beschlossen. Diese Materie wurde ebenso in zwei weiteren Sitzungen des Unterausschusses beraten und dann am 13. Juni dieses Jahres ein​vernehmlich ein modifizierter Antragstext dem Ausschuss zur Beschlussfassung vor​gelegt. Der gegenständliche Antrag ist als Willenskundgebung des Kärntner Land​tages an die Bundesregierung zu verstehen, wo man in drei Punkten seitens des Landes einen Impuls setzen möchte.
Der 1. Punkt: Es sollte einen Kurswechsel in Europa für mehr qualitatives Wachstum und Beschäftigung geben. Der 2. Punkt: Einer EU-weiten Steuer auf spekulative Kapitaltransaktionen nach dem Vorbild der Tobin-Tax und zu einer umfassenden Information über die … (Der Vortragende hält inne, da Abg. Ing. Scheuch und 1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag sich in den Bänken etwas lauter unterhalten.) Was, Kol​lege Scheuch? (Abg. Ing. Scheuch: Darfst dich nicht immer betroffen fühlen!) Gerade diese Themen sollten aus meiner Sicht, neben vielen anderen wichtigen Themen stärker diskutiert werden, um in weiteren Überlegungen über die EU-Verfassung end​lich ein Europa der Bürger, ein soziales Europa zu formen und nicht jenes der Büro​kraten, Zentralisten und vor allem dann der Großkapitalisten.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt KO Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Köfer

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Hoher Landtag! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich werde mich kurz fassen. Danke vorweg einmal allen anderen Fraktionen, dass sie diesen ursprünglichen SPÖ-Antrag im Unterausschuss für Europafragen, zu einem gemein​samen Anliegen gemacht haben. Einem gemeinsamen Anliegen, dass, wenn man über die reine Paraphrierung hinausgeht, von den Inhalten her eigentlich ein politi​sches Grundbekenntnis ist, das – erlauben Sie mir die joviale Formulierung – nicht so ohne ist. Denn wenn wir hier heute gemeinsam beschließen, dass wir auffordern, in Verhandlungen mit der Bundesregierung sicherzustellen, in Europa zu einem Kurswechsel für mehr qualitatives Wachstum und Beschäftigung zu kommen, dann heißt das auch, in einer sehr authentischen Interpretation, dass wir qualitatives Wachstum dahin gehend verstehen, dass Prinzipien, wie Nachhaltigkeit im wirt​schaftlichen Bereich, das gewisse Qualitätskriterien, wie Profitqualifizierung anstatt reiner Profitquantifizierung, zum Maßstab wirtschaftspolitischer Richtlinien – und ich gehe davon aus, in weiterer Folge auch – vom entsprechenden Förderinstrumen​tarium gemacht werden. Also, aus meiner Sicht, eine wohltuende, sich auch an den global orientierten Forderungen des Global-Marshall-Planes, der als Antrag noch zu behandeln sein wird hier im Hohen Haus, sehr gut einfügt. Und der im Übrigen – das möchte ich auch den Kolleginnen und Kollegen der anderen Fraktionen wieder aus​richten – in einem Brief- und in einem Buchgeschenk von Dr. Radermacher an einige Abgeordneten, auch so eine Anerkennung für die bevorstehende Annahme und Bei​tritt des Bundeslandes Kärnten zum Global-Marshall-Plan gefunden hat.
Fast noch sensationeller, wenn ich mir vorstellen würde, dass das in die Praxis um​gesetzt ist, ist der zweite Punkt dieses Antrages, der ein einstimmiges Ja zu einer EU-weiten Steuer auf spekualtive Kapitaltransaktionen, nach Vorbild der Tobin-Tax, umfasst. Sie wissen, Tobin – Nobelpreisträger, hat gemeint – diese Währungsspeku​lationen, die sich ja in riesigen Mengen, dritte, vierte Stelle nach dem Komma betref​fend, abspielt, kurzfristig nur virtuell durchgeführt wird, kann dazu führen – wie es ja bereits im Jahr 1993 der Fall war, dass eine gesamte Volkswirtschaft, wie Mexiko da​mals knapp vor dem Bankrott steht. Wir haben teilweise Bekanntschaft der fraglichen Art mit solchen Spekulationen auch in landesnahe stehenden Institutionen gemacht. Swap-Dinge gehen in ihren Derivaten teilweise auch in diese Richtung. All das, ins​besondere im großen Ausmaß, soll durch eine entsprechende Besteuerung verhin​dert werden. Also ein Bereich, der – wenn wir uns hier mit der Intention des Kärntner Landtages über unsere Grenzen hinaus, durchsetzen können – eine Bedeutung hat, die vieles in Zukunft in diesem Bereich verunmöglicht bzw. fairere, klarere und ein Grundzahlungs- und Tauschäquivalent – nämlich Geld – aus dem Bereich von spe​kulativen Bereichen herauszieht.
Dass eine umfassende Information, als der dritte Bestandteil dieses Antrages zur EU, Dienstleistungsrichtlinie vonnöten ist, beweist die lange, über zwei Jahre andau​ernde Verhandlung über eine EU-Dienstleistungsrichtlinie, die aus meiner Sicht jetzt – und hier haben, glaube ich auch, letztendlich alle Abgeordneten des Europäischen Parlamentes, ihren Beitrag dazu getan, gemeinsam mit den Gewerkschaften zu einer Richtlinie geworden ist – die letztlich die wesentlichsten und wichtigsten Bereiche auch der öffentlichen Dienste aus diesem Bereich der Dienstleistungsrichtlinie herausnimmt, und der vor allem dieses unglückselige Herkunftslandprinzip hin zu den Regeln, Normen und Gesetzen des Landes wo es zur Anwendung kommt, geführt hat. Alles in allem eine sehr positive Darstellung, die ich noch einmal mit dem Dank, den ich bereits ausgesprochen habe, schließe. Ich hoffe, dass diesem Antrag eine breite Zustimmung auch in höheren Regionen, sprich Bundesregierung, sprich Europäisches Parlament zuteil wird. Denn dann haben wir, mit diesem Startschuss aus Kärntner Sicht, doch etwas sehr Wesentliches bewirkt. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Wir werden diesem Antrag „Maßnahmen​paket für Wachstum und Beschäftigung“ natürlich auch unsere Zustimmung geben. Allerdings war dieser Antrag wahrscheinlich so gemeint, dass man noch im Rahmen der EU-Ratspräsidentschaft hier von Kärnten aus ein Zeichen setzt. Die Ratspräsi​dentschaft hat mit 30. Juni geendet und es ist jetzt ein bisschen spät. Man kann aber natürlich sinnvolle Sachen auch im Nachhinein noch einmal feststellen und auch eine Diskussion hier im Hohen Haus führen, weil ich meine, dass es ganz, ganz wichtig ist, auch über EU-Angelegenheiten hier zu diskutieren.
Daher möchte ich die Gelegenheit beim Schopf packen und so eine Art Bilanz der österreichischen EU-Präsidentschaft in Brüssel machen. Es muss festgestellt werden, dass der österreichische Auftritt in Brüssel eigentlich geprägt war von einer großen Mittelmäßigkeit, begleitet aber von einer Doppelzüngigkeit. Es gab eine große Auftrittsheftigkeit, die Ratspräsidentschaft war ja oberflächlich gesehen mehr als durchschnittlich. Aber bei genauerem Hinschauen war sie in vielen inhaltlichen Punkten europafeindlich! Die größten Probleme sind nicht gelöst worden, sie sind einfach unbenannt worden. Die neue Diskussion, zum Beispiel beim Verfassungsver​trag, hat man jetzt in Choreographie unbenannt, als wenn man jetzt die Europäische Demokratie in einem Staatsballett abführen könnte. Keine Choreographie, sondern ein Zeitplan mit verbindlichen Vorbereitungen wäre hier vonnöten gewesen.
Es ist ja kein Wunder, dass, wenn man jetzt auftritt mit Mozartkugeln und Musik und mit dieser Inszenierung, dass die Bürgerinnen und Bürger in Europa einen Zorn kriegen, wenn sie nicht informiert werden. Dass sie beleidigt sind, dass sie politik​verdrossen werden und mit Europa nichts anfangen können. Das hat schon einen sehr hohen Überhang genommen, dieser Inszenierungscharakter in der EU. Die Bürgerinnen und Bürger sind nicht besser eingestimmt auf Europa. Die Stimmung der Bevölkerung hat sich nicht verbessert, wissen wir aus Umfragen, auch aus Zei​tungen, die hat sich keineswegs verbessert. Die kann sich auch nicht verbessern, wenn vom Bundeskanzler Schüssel nur behübschende Worte abgegeben werden, anstatt echten Verbesserungen. Da hilft auch keine laute Mozartmusik, wenn man Leberkässemmel auf einem Silbertablett serviert. Was ist passiert?
In der Energiepolitik wird die österreichische Ratspräsidentschaft tatsächlich in die Geschichte eingehen als die Präsidentschaft, unter der das größte Pro-Atombudget der EU beschlossen wurde! Das größte Pro-Atombudget, das die EU jemals gesehen hat, wurde unter der österreichischen Ratspräsidentschaft beschlossen! Wir reißen uns da die Haxn aus, wir kämpfen gegen Krško, wir wollen Kärnten zu einer atom​freien Region machen, wir wollen, dass Europa atomfrei wird. Und, was passiert auf der Bundesebene? Dort wird ordentlich hineingepulvert in die Atomlobby. Es wird drei Mal soviel Geld für die Kernkraft aufgewendet wie für Energieeffizienz und er​neuerbare Energien. Natürlich erregt das den Zorn der Bürgerinnen und Bürger, weil hier natürlich genau das Gegenteil von dem passiert, was in einem Europa des 21. Jahrhunderts eigentlich vonnöten wäre.
Zum Verfassungsvertrag: Man hat sich mit der sogenannten „Choreographie“, mit diesem Tänzchen, eine Nachdenkpause veordnet, anstatt die Diskussion aktiv aufzu​greifen und eine Diskussion einzuleiten, die auch natürlich mit Bürgerinnen und Bür​gern in ganz Europa geführt werden muss. Das zu tun, hat man sich nicht getraut. Wie gesagt, nötig wäre gewesen, ein verbindlicher Fahrplan, um eine Lösung des Konfliktes unter den Mitgliedsstaaten herbeizuführen.
Laute Musik hat die politischen Misstöne übertönt. Mit der Dienstleistungsrichtlinie hat die Ratspräsidentschaft eher wenig zu tun, weil sie vom europäischen Parlament ausgehandelt worden ist. Trotzdem ist aber hier eine umfassende Informationspolitik sehr wohl vonnöten, weil es darum geht, dass wir uns in diesem Europa damit konfrontieren, wie wir hier leben, welche neuen Regelungen uns derzeit beschäftigen.
Zum Wachstums- und Beschäftigungspakt, zur Wachstums- und Beschäftigungsstrategie! Das ist auch interessant, was sich Schüssel hier hat einfallen lassen. Er hat im wesentlichen die vor sechs Jahren akkordierten Lissabonziele neu verkündet, wieder mit einem großen Auftritt, mit Mozartmusik, mit Mozartkugeln herum geworfen. Aber was ist passiert? Die Lissabonziele sind nicht umgesetzt worden. Warum? Sie waren ja viel zu unkonkret. In einem Bericht von der Europäischen Kommission – im Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Union – heißt es zum Wachstums- und Stabilitätspakt, dass das Problem darin liegt, dass die Lissabonziele viel zu allgemein formuliert sind und dass sie jetzt konkretisiert werden müssen. Dafür ist es notwendig, dass auf nationalstaatlicher Ebene Maßnahmen getroffen werden, Zielvereinbarungen getroffen werden, dass Konkretisierungen wirklich politisch gewollt und umgesetzt werden. Es nützt nichts, wenn man sich das von der EU erwartet und selber nichts dazu tut! Da möchte ich Slowenien als gutes Beispiel nennen. Weil beim EU-Beitritt Sloweniens hat die slowenische Regierung einen einstimmigen Beschluss gefasst, sie haben für sich selber verbindliche Ziele in Bezug auf Europa festgelegt. Wo wollen wir hin, wenn wir in diesem Europa sind? So etwas wäre auch für Österreich einmal sinnvoll!
In diesem Gesamtbericht von Barroso, der erst vor einem halben Jahr, vor ein paar Monaten im März heraus gekommen ist, heißt es dazu: „Jetzt ist der politische Wille gefragt, die eingegangenen Verpflichtungen in konkrete Ergebnisse für Wachstum und Beschäftigung umzusetzen. Es ist Zeit, auf das Tempo zu drücken. Die nationalen Programme müssen jetzt auf der Grundlage eines echten nationalen Konsenses umgesetzt werden.“
Dem gegenüber möchte ich jetzt einige Entwicklungen im Wirtschaftsbereich in Österreich stellen. Seit Schüssel in der Regierung ist, ist die Frauenarbeitslosigkeit gestiegen. (Abg. Tauschitz: Sie ist gesunken!) Wir haben fast noch nie so eine hohe Frauenarbeitslosigkeit gehabt. Es gibt auch eine Zahl, die Österreich sozusagen aus der EU-25 herausnimmt – die Beschäftigungsquote. Wenn man jetzt die Beschäftigungsquote der Frauen in Vollzeitequivalenten hernimmt, ist Österreich an absolut letzter Stelle. Die Frauenbeschäftigung in Österreich geht zurück. Es ist auch kein Zufall, dass EU-Projekte, Equalprojekte, wo Frauen gefördert werden – Gendermainstreaming – eingestellt werden. Die gibt es nicht mehr. Das ist schon interessant. Hier schweigt man zu den Beschäftigungszielen, man tut nichts. Man legt die Hände in den Schoss. Und von der EU erwartet man, dass irgend etwas passiert. In diesem Bereich ist eine umfassende Information von dem, was in Brüssel passiert notwendig, aber auch eine sehr kritische Information, damit wir hier nicht Hoffnungen haben, die nicht realisierbar sind. Und auch nicht Befürchtungen haben, die vielleicht gar nicht angebracht sind! Danke! (Einzelbeifall von Abg. Holub durch Klopfzeichen.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Willegger das Wort.)

Mag. Lesjak

Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Mein letzter Zuhörer! Die Kunst ist die Vermittlerin des Unaussprechlichen, die Politik sollte die Vermittlerin des Verständlichen sein. Einige Dinge, die von der Grünen Seite kommen, sind eigentlich unverständlich. (Abg. Mag. Lesjak: Was denn?) Österreich wird bis 2050 auf neun Millionen Einwohner wachsen. Erstaunlich, dass diese Studie, die alle bisherigen Prognosen über den Haufen warf, bisher kaum zur Kenntnis genommen wird. Denn es bedeutet, dass alle Planungen Makulatur sind. Nicht weniger, sondern mehr Wohnungen, nicht weniger, sondern mehr Schulen vor allem in Wien und Umgebung werden notwendig sein! In Kärnten eher weniger! Das sind nur zwei Auswirkungen. Nun dauert es noch ein bisschen bis 2050. Aber jedes Jahr, das ungenützt verstreicht, fehlt am Schluss! Für den Arbeitsmarkt bedeutet die Prognose, dass es ab 2012 keinen Arbeitskräftemangel geben wird. Und das Pensionssystem wird sich angesichts der rapid steigenden Lebenserwartungen wohl reformieren müssen. Dass das Wort Reform auch wirklich stimmt! Zum Leidwesen aller jetzt Jungen passiert aber eigentlich wenig, um sich auf diese neue Situation vorzubereiten. Und eigentlich haben wir diesen Antrag, der von der SPÖ-Fraktion beantragt wurde, erst so richtig aufgepeppelt, damit wir ihm auch die Zustimmung geben können. Danke schön! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Willegger

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr vor. Der Berichterstatter hat das Schlusswort.
(Der Berichterstatter beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)
Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung sicher zustellen, dass es in Europa zu einem Kurswechsel für mehr qualitatives Wachstum und Beschäftigung, zu einer EU-weiten Steuer auf spekulative Kapitaltransaktionen nach Vorbild der Tobin-Tax und vor allem zu einer umfassenden Information über die EU-Dienst​leistungsrichtlinien soll.
Ich beantrage die Annahme.
Köfer

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Danke! Das ist einstimmig so beschlossen.
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 11:
11. Ldtgs. 127-6/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule zum selbständigen Antrag des Ausschusses gemäß § 17 Abs. 1 K-LTGO betreffend Schaffung eines landwirtschaftlichen Kompetenzzentrums in Althofen durch die Zusammenführung der Agrar-HAK, der Fachschule Hunnenbrunn und der landwirtschaftlichen Fachschule Althofen

Berichterstatterin ist Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl mit der Abstimmung über die Lesung des § 17 Abs. 1 K-LTGO. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Danke, das ist so beschlossen! Bitte, Frau Berichterstatterin!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Hohes Haus! Geschätzter Herr Präsident! Bei diesem Antrag geht es um die Schaffung eines landwirtschaftlichen Schulzentrums in Althofen durch die Zusammenführung der Agrar-HAK, der Fachschule Hunnenbrunn und der landwirtschaftlichen Fachschule Althofen. In den Mädchen- und Burschenfachschulen soll neben dem gemeinsamen Unterricht in den Hauptgegen​ständen die parallel laufende Fachausbildung in Landwirtschaft und ländlicher Hauswirtschaft an einem Standort angeboten werden. Ziel muss sein für die Jugend im ländlichen Raum ein Bildungszentrum zu schaffen, welches effizient in der Struktur ist, hohe Kompetenz in den Fachbereichen aufweist und auch maximale Lebensqualität vermittelt.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Warmuth das Wort.)
Mag. Trodt-Limpl

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Hohe Beamtenschaft! Wenn wir heute hier im Landtag den Beschluss für ein landwirtschaftliches Schulzentrum in Althofen fassen, so ist dies die Fortführung eines erfolgreichen Weges, der der Jugend des ländlichen Raumes zugute kommt. Denn immerhin wurde in Althofen bereits 1991 das Pilotprojekt Agrar-HAK-Althofen begonnen. Sehr geehrte Damen und Herren! Wissen Sie eigentlich, dass die einzige Kärntner Agrar-HAK vom Landeshauptmann Haider vor mehr als zehn Jahren geschaffen wurde? Und dass durch diesen Schultyp die Schulstadt Althofen aufgewertet wurde, zahlreiche Schüler auch aus anderen Bezirken und auch aus anderen Bundesländern kommen? Tatsache ist auch, dass das heute hier zu beschließende landwirtschaftliche Kompetenzzentrum einer Vorwärtsstrategie entspricht, nämlich der ländlichen Jugend eine bestmögliche Bildungseinrichtung zu bieten und sie auch zukunftsfit zu formen. Die Grundsatzüberlegung zur Zusammenführung wurde von den Vertretern der landwirtschaftlichen Fachschule Althofen, der landwirtschaftlichen Fachschule Hunnenbrunn und der Agrar-HAK erarbeitet. Tatsache ist auch, dass beide Fachschulen sehr renovierungsbedürftig sind und beide Schulen unter großer Raumnot leiden, zudem steigen die Schülerzahlen ständig. Das neue Schulzentrum wird mittelfristig Kosten einsparen, zumal inzwischen Mädchen und Burschen fächerübergreifend unterrichtet werden können und Synergieeffekte beim Einsatz der Lehrkräfte eintreten. Ab September dieses Jahres werden die Direktionen zusammen gelegt und es gibt nur mehr eine Fachbereichsleitung. Und bis zur Fertigstellung 2009 läuft der Unterricht in Hunnenbrunn weiter. Wobei natürlich parallel dazu Initiativen seitens des Landes laufen müssen, um die Nutzung des hochwertigen Gebäudes und des Areals auch einer agrartouristischen Weiterführung zuzuführen. Geschätzte Damen und Herren! Wenn das Land Kärnten für das landwirtschaftliche Kompetenzzentrum in Althofen nun acht Millionen Euro investiert, so zeigt dies, dass man stark auf Bildung setzt, um so den Arbeitsplatz „Bauernhof“ zu erhalten und der starken Abwanderung auch im Bezirk St. Veit entgegen wirken möchte. Immerhin beläuft sich die Abwanderung im Bezirk St. Veit auf durchschnittlich neun Prozent und das in 12 Abwanderungsgemeinden. Ich glaube, dass wir auch mit einer guten Ausbildung hier einen Vorwärtsschritt machen können. Es soll damit auch eine Begeisterung der jungen Menschen entstehen, im eigenen Betrieb kreative und zukunftsorientierte Wege zu gehen und so der Konkurrenz von Produkten und Dienstleistungen in einer immer größer werdenden EU gewachsen zu sein. Ich danke daher heute hier dem Kollegen der ÖVP, Stephan Tauschitz, der mit uns Freiheitlichen im Bildungsausschuss des Kärntner Landtages einen gemeinsamen Antrag formuliert hat. Ich lade aber auch die Damen und Herren Abgeordneten, (Unruhe im Hause.) ich lade aber auch die Herren und Damen Abgeordneten der SPÖ ein, mit uns gemeinsam diesen Antrag zugunsten der Jugend im ländlichen Raum zu beschließen. Denn vergessen wir eines nicht: Jugend ist Zukunft und hier haben wir unsere politische Verantwortung! (Beifall von Abg. Tauschitz und von Abg. Ing. Hueter.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Warmuth

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Verehrter Präsident! Hohes Haus! Ich habe zu dieser Materie die Auskunftspersonen im Ausschuss gehört. Sie waren sehr überzeugend. Sie haben die Idee gebracht, sie haben die Vorgangsweise vorgeschlagen und sie haben einen Kostenvoranschlag gemacht. Und eigentlich ist dieser Tagesordnungspunkt ein gutes Beispiel, wie wir in Zukunft miteinander arbeiten sollten, orientiert an den Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger und der Träger von solchen Institutionen. Also, es war sehr positiv und die Argumente sprechen für sich! Diese Zusammenlegung, die wird von den Betroffenen gewollt! Es werden jetzt Burschen und Mädchen sozusagen an einem Standort unterrichtet. Das hat unter Umständen einen sozialen Nutzen, einen sozialen Wert, weil das soziale Miteinander schon geübt und erprobt wird, und die Partnersuche vielleicht schon im frühen Stadium begünstigt wird und nicht dazu führt, (Dies wird auf heitere Weise vorgetragen. – Lärm und Heiterkeit im Hause.) dass später die Männer dann alleine … Nein, es ist auch wichtig, ein soziales Verhalten zu lernen! Also, ich war sehr erstaunt von der Frau … ich habe jetzt ihren Namen vergessen, was man dort eigentlich alles lernt! Dass man Pflegekompetenzen erlernt, und dass man auch Agrartouristik lernt! Das ist also schon eine große Kompetenz, die dort vermittelt wird. Und diese Kompetenz in diesem Bereich sollte auch den Burschen vermittelt werden. Von mir aus Kinderbetreuung, Kindererziehung, dass man da auch die Burschen ein bisschen sensibilisiert, dass sie lernen auf die Bedürfnisse des anderen Geschlechts einzugehen. Und es ist eigentlich nur positiv. Wir stimmen diesem Antrag natürlich zu. (Beifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Seiser das Wort.)

Mag. Lesjak

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir sprechen heute bei dieser Zusammenlegung der landwirtschaftlichen Fachschule Hunnenbrunn und der landwirtschaftlichen Fachschule Althofen und der Agrar-HAK eigentlich über den ersten Deal der ÖVP und des BZÖ nach der Beendigung des Arbeitsübereinkommens. Wie erinnerlich, ist ja der Regierungsbeschluss in der Jännersitzung gefallen, in der auch der positive Beschluss der ÖVP und des BZÖ für das Babygeld gefallen ist.
Der Deal erinnert eigentlich eklatant an die Zeiten, in denen das Montag-Dienstag-Syndrom der ÖVP fröhliche Urständ gefeiert hat. Nicht nur, dass die Zusammenlegung im Budgetprogramm nicht vorgesehen ist, wird also hier mit maximalstem Aufwand der minimalste Erfolg erzielt.
Die Zusammenlegung der beiden Schulen kostet insgesamt 9,135.000 Euro, mit Vorlaufkosten in der Höhe von 460.000 Euro. Die Kosteneinsparungen, die sich auf Grund dieser Zusammenlegung ergeben, werden mit jährlich 10.000 Euro beziffert. Das heißt die jährlichen Folgekosten sind bei der Standortzusammenlegung um 10.000 Euro niedriger als bei der Weiterführung beider Standorte, wobei in diese Kalkulation schon die Sanierung der beiden Standorte eingerechnet ist.
Wenn sich also – der Herr Kollege Tauschitz hat das heute beim Rechnungshofbericht zur Jahresrechnung ganz, ganz eindrucksvoll vor Augen geführt – die ÖVP hier quasi als, wie soll man sagen, Jäger des entglittenen Budgetprogramms geriert, dann darf ich Ihnen die Stellungnahme der Abteilung 4 zu diesem Vorhaben kurz zitieren oder zumindest Auszüge daraus bringen. Die Abteilung 4 gibt zur Zusammenlegung der Landwirtschaftlichen Fachschule Hunnenbrunn und der Landwirtschaftlichen Fachschule Althofen eine negative Stellungnahme ab. Warum? – „Als Begründung dafür muss in erster Linie darauf verwiesen werden, dass im von Seiten des Kärntner Landtags beschlossenen "Budgetprogramm für die Jahre 2005 bis 2009, 1. Änderung" das gegenständliche Bauvorhaben hinsichtlich einer finanziellen Dotierung von Zusatzmieten keinen Niederschlag gefunden hat. Wie gegenständlichem Regierungssitzungsvortrag zu entnehmen ist, soll mit einem Gesamtkostenaufwand von netto 9,135.000 (Preisbasis 2005) und in einer Bauzeit von 2 bis 2,5 Jahren dieses Vorhaben umgesetzt werden, wobei neben einem Instandhaltungsanteil der Landesimmobiliengesellschaft von EUR 1,147.500 von Seiten des Landes über Zusatzmieten und Mietvorauszahlungen Investitionskosten in der Höhe von 5,78 Millionen plus 25 % sowie die Kosten der beweglichen Einrichtung von EUR 610.000 plus 25 % im Leasingwege finanziert werden sollen.“ Und dann weiter, diese Projektstudie, die ich jetzt zitiere, war also ebenfalls Gegenstand der Regierungssitzung: „Laut einer Projektstudie der Wirtschaftstreuhand GmbH Greier & Greier, die nach Angaben der Fachabteilung und der LIG erstellt wurde und aus ha. Sicht Annahmen hinsichtlich des Sanierungsbedarfs bei Erhaltung beider Schulen in Hunnenbrunn und Althofen zu Grunde legt, die in dieser Größenordnung aus baulicher Sicht derzeit nicht gesehen werden, würde sich eine Folgekosteneinsparung von lediglich 10.000 Euro pro Jahr, bei einer Standortzusammenlegung, ergeben. Nicht ersichtlich ist aus gegenständlichem Regierungssitzungsvortrag auch, inwieweit eine Bedarfsanalyse im Zusammenhang mit diesem Projekt auch im Hinblick auf die in den nächsten Jahren zu erwartenden sinkenden Schülerzahlen angestellt wurde. Faktum jedenfalls ist es, dass eine Realisierung gegenständlichen Projektes eine weitere massive Belastung des Kärntner Landeshaushaltes auf einen Zeitraum von 25 Jahren bewirken würde, die im Zusammenhang mit den anderen bereits bekannten Veränderungen auf der Einnahmen- und Ausgabenseite in den kommenden Jahren eine massive Verschlechterung des jährlichen Nettodefizites bzw. des Maastricht-Ergebnisses mit sich bringen werde. "Trotz einer angebotenen Teilbedeckung des zuständigen Landwirtschaftsreferates durch Kürzung" – man höre und staune! – "von Fördermitteln bzw. durch Bereitstellung einer weiteren Mietvorauszahlung aus dem Finanz- und Agrarreferat wird keine umfassende Bedeckung für das gegenständliche Bauvorhaben durch weitere Kürzung von Fördermitteln oder Verzicht auf im Budgetprogramm vorgesehene Investitionsmaßnahmen angeboten. Aus diesem Grunde wird empfohlen, das gegenständliche Projekt zurückzustellen."
Ferner, geschätzte Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen, ist zu erwähnen, dass die Architektenwettbewerbe – die ja auch als Grundlage für die baulichen Maßnahmen bzw. für die Kostenschätzungen herhalten sollen – erst im Herbst starten. Derzeit läuft eine Gebarungsprüfung des Landesrechnungshofes der landwirtschaftlichen Fachschulen. Erst im Frühjahr 2007, geschätzte Damen und Herren, wird durch den Kärntner Rechnungshof die Großvorhabensprüfung der Zusammenlegung dieser beiden Fachschulen begonnen.
Das sind nur einige wenige Gründe, warum wir diesem Antrag nicht die Zustimmung erteilen werden. Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Seiser

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Lieber Kollege von der SPÖ, lieber Herr Vizebürgermeister, lieber Herr Kollege Seiser. Ich weiß schon, was ich spreche, denn ich bin in eine landwirtschaftliche Fachschule gegangen. Drei Jahre lang! Ich kenne diesen Schultypus. Auch wenn es einem sozialdemokratischen Politiker nicht gefallen wird: Das landwirtschaftliche Schulwesen ist seit jeher in allen Bundesländern nicht Teil des Regelschulwesens; auf der mittleren Ebene sowie bei den Fachschulen wie auch in den Mittelschulen. Das landwirtschaftliche Schulwesen hat seit Jahren steigende Schülerzahlen. Immer. Und es gibt keine Schule, die sinkende Schülerzahlen hat. Unsere steigenden Zahlen sind sogar teilweise exponentiell. Aber dazu später mehr.
Herr Kollege Seiser, weil Sie meinen, mit der Stellungnahme der Finanzabteilung kontern zu müssen: Ich habe etwas Feines mitgebracht, und zwar die Vorlage des Budgetprogramms 2005 bis 2009, die Basis der Zusammenarbeit der Sozialdemokratischen Partei mit dem BZÖ. Da steht drinnen, Seite 43, Gruppe 2, zweiter Absatz. Ich zitiere: „Dazu ist ein Maßnahmenpaket umzusetzen, das sowohl dienstrechtliche Maßnahmen wie Nachbesetzung, Pragmatisierungsstopp, flexible kärntenweite Versetzungen versehen sollte als auch“ und jetzt kommt es „schulorganisatorische Maßnahmen wie zum Beispiel Direktionszusammenlegungen, Angleichung einer Klassenteilungszahl an die Bundesregelung, Änderung im Bereich der Klassenführungsstunden. Darüber hinaus darf auch die Zusammenführung von Schulstandorten bzw. die Auflassung von Schulen nicht ausgeklammert werden.“
Sehr geehrter Herr Kollege Seiser, es ist offensichtlich in dem Fall der Fall, dass wir dieses Regierungsprogramm oder den Teil, wo ausnahmsweise einmal ein vernünftiger Satz drinnensteht, umsetzen, in einem Bereich, der für den ländlichen Raum sehr, sehr wichtig ist. Wenn Sie, Herr Kollege Seiser, die ganze Frage darauf reduzieren, dass es sich um eine schulorganisatorische Maßnahme handelt, dann geht es hier, bitte, nicht darum, dass man die Wand eines Klassenzimmers neu färbelt, sondern es geht darum, dass man hier ein Schulzentrum baut, ein Kompetenzzentrum für den ländlichen Raum. In dieser Frage geht es nicht darum, ob wir in einer landwirtschaftlichen Fachschule sechs, sieben, acht oder neun Klassen haben, sondern darum, ob wir dem ländlichen Raum in Zukunft eine Existenzberechtigung geben oder nicht. Denn es ist einmal ein Faktum, dass in diesem Schultypus, nämlich den landwirtschaftlichen Fachschulen, ein großer Teil jener Bevölkerung ausgebildet wird, die dann im ländlichen Raum bleibt, dort arbeitet und im ländlichen Raum Verantwortung übernimmt. Die Österreichische Volkspartei in Kärnten bekennt sich dazu! Danke auch in dieser Frage an die BZÖ und meine Kollegin Warmuth, mit der wir gemeinsam diesen Antrag formuliert haben! (Lärm in der SPÖ-Fraktion)
Herr Kollege Seiser, dass die Sozialdemokratische Partei jetzt, plötzlich, hier auftritt und das Budgetprogramm heranzieht, ist doch wirklich nicht mehr zu überbieten. Sie waren es, die das Budgetprogramm gestaltet haben, das vorn und hinten nur zu einer Verschuldung des Landes Kärnten führt! Sie waren es doch, die gemeint haben, mit der Koalition, die vor wenigen Monaten erst zu Ende gegangen ist, dafür gesorgt haben, dass Kärnten die schlimmsten zwei Jahre hinter sich hat, die es je hinter sich hatte.
Aber ich möchte nicht nur über Sie reden, Herr Seiser, ich möchte über dieses Projekt grundsätzlich reden. Beide Schulen leiden unter Raumnot. Das ist für eine Schule etwas Wunderbares, das bedeutet nämlich, dass Schüler dort sind. Dieses Projekt wird zu Kosteneinsparungen führen. Dieses Projekt wird dazu führen, dass wir ein Kompetenzzentrum im Bereich St. Veit schaffen. Das ist gar nicht so weit weg von Ihnen, Herr Kollege Seiser. Sie sollten sich dem an und für sich anschließen! Ich sage Ihnen: Acht Millionen Euro für den ländlichen Raum sind gut investierte acht Millionen Euro, vor allem wenn sie ins landwirtschaftliche Schulwesen fließen. Deswegen werden wir selbstverständlich, no na nit, diesen Antrag unterstützen. Ich hoffe, dass wir demnächst – demnächst! – mit dem Bau des Schulzentrums beginnen können! Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt nochmals Abg. Seiser das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ein paar Sachen kann man nicht unwidersprochen lassen. Ich führe also noch einmal ins Treffen – und das ist auch Gegenstand des Regierungssitzungsbeschlusses gewesen -, dass die Finanzierung dieses so genannten Kompetenzzentrums auf Grund von Kürzungen von Fördermitteln für den ländlichen Raum stattfindet. Das erklären Sie den Förderwilligen, Herr Kollege Tauschitz!
Zum Budgetprogramm, das die SPÖ mit dem BZÖ beschlossen hat und mit der schlimmen Situation des Landes Kärnten: Herr Kollege Tauschitz, ich habe mir lange überlegt, ob ich es Ihnen sage, weil ich an sich nicht schulmeistern will, aber lernen Sie Parteigeschichte; vor allem lernen Sie die jüngere Parteigeschichte, Herr Kollege Tauschitz! Weil das Gleis, auf dem sich jetzt das Budget des Landes Kärnten befindet, dieses Gleis wurde vom Finanzreferenten Zernatto (Abg. Tauschitz: Ist Zernatto schuld für heuer und voriges Jahr?!) gelegt und weitergeführt vom Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger. (Abg. Tauschitz: Herr Kollege, sagen Sie die Wahrheit! Die Wahrheit schaut ganz anders aus!) Herr Kollege Tauschitz, schauen Sie sich die Entwicklung der Pro-Kopf-Verschuldung in diesem Bundesland an, dann wissen Sie, wer die politische Verantwortung für die Finanzen gehabt hat! Und schauen Sie sich die Schuldenstandsentwicklung von 1995 bis 2005 an, (Lärm im Hause) Herr Kollege Tauschitz. Dann werden Sie wissen, dass man in beinahe zehn Jahre Verantwortung für die Finanzpolitik dieses Landes dreimal, zehnmal, fünfzehnmal mehr Schaden anrichten kann als in einem Jahr Arbeitsübereinkommen mit dem BZÖ. Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit! (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Aber, wer hat denn den Zernatto unterstützt? Ihr habt das getan! – Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird mehrheitlich, ohne Zustimmung der Sozialdemokratischen Fraktion, angenommen.)

Seiser

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, anlässlich der geplanten organisatorischen Zusammenlegung der Landwirtschaftlichen Fachschule Althofen, der Fachschule Hunnenbrunn und der Agrar-HAK eine optimale bauliche Lösung für ein landwirtschaftliches Kompetenzzentrum im Sinne des Regierungsbeschlusses vom 9. 5. 2006, mit der Zahl 10L-LBFS-11/9-2006, umzusetzen, um raschestmöglich dafür Sorge zu tragen, dass die Ausbildung für die Jugend im ländlichen Raum optimiert wird.
Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird mehrheitlich, mit den Stimmen von F, ÖVP, Grüne und Abg. Schwager angenommen.)

Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 12:

12.
Ldtgs.Zl. 269-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule zum selbstständigen Antrag des Ausschusses gem. § 17 Abs. 1 K-LTGO betreffend Novelle Kärntner Skischulgesetz
Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. Knicek. Wir stimmen über das Eingehen in die zweite Lesung gem. § 17 Abs. 2 K-LTGO ab. Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Bitte um ein Handzeichen, wer damit einverstanden ist! – Das ist mit den Stimmen des BZÖ, der ÖVP und den Grünen so beschlossen, auch Vouk von der Sozialdemokratischen Fraktion.

Bitte, Frau Berichterstatterin!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Verehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte Damen und Herren! Im ur​sprünglichen Antrag ging es darum, dass das Kärntner Schischulgesetz dahingehend novelliert wird, dass auch ausländische Schilehrer entsprechend ausgebildet werden, um den Sicherheitsanforderungen in den Schikursen zu entsprechen. Der Ausschuss tagte zu dieser Materie sechs Mal und der Landesrat Schantl folgte der Einladung als Auskunftsperson als zuständiger Referent nicht. Und seit Feber dieses Jahres wurde von einem Vertreter der Verfassungsabteilung immer wieder der Be​gutachtungsentwurf des Kärntner Schischulgesetzes versprochen. Da in der Sache kein grünes Licht zu erwarten war, fassten alle Mitglieder im Kultur- und Bildungs​ausschuss einen gemeinsamen Antrag, in dem die Landesregierung aufgefordert wird, die Novelle des Kärntner Schischulgesetzes vorzulegen.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine Wortmeldung mehr vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und ersucht um das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichterstatterin:)
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, eine Novelle des Kärntner Schischulgesetzes vorzulegen.

Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig beschlossen.)
Mag. Knicek

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Danke! Tagesordnungspunkt 13

13.
Ldtgs.Zl. 148-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule be​treffend die vorverlegte Schuleinschreibung mit Sprachstandserhebung in ganz Kärnten

Bericherstatterin ist Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl. – Ich erteile dir das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Bei diesem Antrag geht es um die vorver​legte Schuleinschreibung mit Sprachstandserhebung für alle Schulanfänger in Kärn​ten. Diese Sprachstandserhebung soll den Stand der Sprachkenntnisse noch im Mo​ment der Erhebung erfassen. Sie soll für Eltern, KindergartenpädagogenInnen eine Information sein, wo sich das Kind in seiner sprachlichen Entwicklung befindet. Es geht hier sowohl um die Erfassung sprachlicher Defizite, als auch um ein Screenig-Verfahren zur Sprachstandsfeststellung für Kinder mit nicht deutscher Muttersprache. Aufgrund der immer größeren sprachlichen Defizite unserer Kinder ist eine vorzeitige Schuleinschreibung mit einer Sprachstandserhebung eine große Chance, diese De​fizite durch spezielle Sprachförderung bis zum Schuleintritt auszugleichen.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Knicek das Wort.)
Mag. Trodt-Limpl

Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte Damen und Herren! Ich möchte die derzeitige Ist-Situation ein bisschen skizzieren, die wir zur Zeit in Kärnten was Sprachstandserhebungen betrifft haben. Zu Beginn des Schuljahres werden in Kärnten durch ausgebildete Sprachelehrer routinemäßige Reihenuntersuchungen an Volks- und Sonderschulen durchgeführt, wobei alle Schülerinnen und Schüler einem Grobscreening unterzogen werden. Bei Erkennen von Sprachauffälligkeiten wird eine Feindiagnose gemacht und die betroffenen Kinder werden über ein sonderpädago​gisches Zentrum betreut bzw. ein Betreuungsmodus wird festgelegt. Bis zum Zeit​punkt des Schuleintrittes gibt es in Kärnten keine generelle Überprüfung der Sprach​auffälligkeit von Kindern. Es ist schon wieder beinahe ein Jahr her, wo wir alle hier im Hohen Haus, den freiheitlichen Antrag bezüglich der optimalen Sprachkompetenz und Deutschkenntnisse als Voraussetzung für den Schulbesuch beschlossen haben.
Um diese Maßnahme umsetzen zu können, müssen wir natürlich wissen, wie viele Kinder dies betrifft. Erst dann können wir uns über die anfallenden Kosten unterhal​ten. Ich habe mir überlegt, wie wir unseren Kindern die beste Voraussetzung für einen gelungenen Schulstart mitgeben können und bin zur Einsicht gekommen, dass wir das nur erreichen können, wenn wir die Defizite, die unsere Kinder bei ihrer Ent​wicklung haben, möglichst früh erkennen und etwas tun, um diese beim Schuleintritt auszugleichen. Die Schuleinschreibung findet heuer erstmalig Ende Oktober, Anfang November statt. Da möchte ich mich beim Schulreferenten ganz herzlich bedanken! Und ich habe mit der Verfassungsabteilung Kontakt aufgenommen und es ist kein Problem, dass der Landesschulrat die Sprachstandserhebung autonom in der Schul​einschreibung festlegt. Also wir brauchen da kein Sondergesetz oder irgendwelche aufwändigen Bestimmungen. Das kann der Landesschulrat autonom beschließen bzw. festlegen. Der Sprachstatus wäre in der Phase auch ein wichtiger Hinweis für die Eltern, ob sich ihr Kind sprachlich gut entwickelt oder ob es durch kompetente Förderung, die Defizite und natürlich auch mit Hilfe der Eltern – das möchte ich auch betonen – bis zum Schuleintritt dies auszugleichen. In Rücksprache mit der ge​schäfts​führen​den Leiterin der Abteilung 6, Frau Beatrice Heidl, wurde mir versichert, dass diese Austestung seitens des Landes keine Mehraufwendung im Kontingent der Lehrer hervorrufen würde.
Ich habe auch schon mit der zuständigen Landeschulinspektorin für Sonderpädago​gik, mit Frau Dr. Dagmar Zöhrer, Kontakt aufgenommen und auch sie sieht in dieser Vorgangsweise eine große Chance für Kärnten, für diese Kinder. Die Landesschul​inspektorin würde bei einem gefassten Beschluss sofort eine Arbeitsgruppe installie​ren, mit geprüften Sprachelehrern – das ist wichtig – die für ganz Kärnten die glei​chen standardisierten Instrumentarien ausarbeiten würden, um eine für alle Kinder in Kärnten gleiche und brauchbare Austestung durchzuführen. Einen großen Vorteil würde ich durch diese Maßnahme auch für die Kinder die es betrifft, beim Schulein​tritt sehen. Da würden die Klassenlehrer schon informiert sein, wer von den jeweili​gen Kindern noch die nötige Förderung braucht und im Idealfall wären auch schon Kooperationen mit den betreuenden Sprachelehrern vorhanden. Wie die Organisa​tion für die jeweilige Förderung aussieht, wäre dann der nächste Schritt. Aber, wie gesagt, zuerst müssen wir wissen, wie hoch der Bedarf an den zu fördernden Kin​dern ist. In der jetzigen Situation braucht es immer Wochen, bis die sprachlichen Pädagogen die Schulanfänger getestet haben und erst dann können sie mit der För​derung beginnen. Es geht sehr viel kostbare Zeit verloren.
Machen wir den ersten Schritt mit einer landesweiten Erhebung im Zuge der vorver​legten Schuleinschreibung, damit wir den Kärntner Kindern durch gezielte Förderun​gen helfen können und möglichst alle Kinder mit gleichen Chancen auf Erfolg ihre Schullaufbahn in der Grundschule beginnen können. Danke schön! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Mag. Knicek

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sind im Ausschuss übereingekommen, dass auch unsere Fraktion diesem Antrag die Zustim​mung erteilen wird, weil wir auch glauben, dass die Idee an und für sich eine gute Idee ist, weil einfach jede Maßnahme, die dazu führt, dass unseren Kindern der Ein​stieg ins Schulleben erleichtert wird, eine positive Maßnahme ist. Ich möchte aber noch einmal festhalten, dass wir es verbunden haben natürlich mit einigen Bedingun​gen, auf die jetzt die Frau Kollegin Knicek schon eingegangen ist. Für uns ist es un​bedingt notwendig, dass solche Sprachstandserhebungen von jenen Lehererinnen und Lehrern gemacht werden, die auch eine entsprechende Ausbildung dafür haben. Und für uns ist auch besonders wichtig, dass die Verfahren so durchgeführt werden, dass die Ergebnisse vergleichbar sind.
Das heißt also, wenn die Absicht besteht, das über die Frau Zöhrer zu machen, das heißt also, über diese Stelle im Landesschulrat, die ja auch für spezielle Förderbe​reiche zuständig ist, dann kann ich mir sehr gut vorstellen, dass das sehr ordentlich, sehr professionell und sehr kompetent über die Bühne gehen kann. In diesem Zu​sammenhang möchte ich aber noch einmal darauf hinweisen, wie wichtig es gewe​sen wäre – und da komme ich zurück auf ein gigantisches Versäumnis der Bildungs​ministerin Gehrer in den letzten Jahren – die Lehrerausbildung zu vereinheitlichen. Die Tatsache, dass man darauf verzichtet hat und wieder nur pädagogische Akade​mien in pädagogische Hochschulen unbenannt hat, die Tatsache, dass man sich nicht frühzeitig entschlossen hat, auch Kinderbetreuungseinrichtungen, vorschulische Kinderbetreuungseinrichtungen wirklich als Bildungseinrichtungen zu sehen, und so eine gemeinsame Grundausbildung für alle Lehrerinnen und Lehrer zu entwickeln oder für alle diejenigen Pädagoginnen und Pädagogen, die mit Kinderbetreuung und Kinderbildung zu tun haben, hat man sich auch hier eine zukunftsweisende Chance vertan, nämlich ein bereits im Kindergartenbereich entsprechend ausgebildetes Per​sonal zu haben, das bei Feststellung solcher Defizite dann auch entsprechend schon vorarbeiten kann. Damit hätte man nämlich in baldiger Zukunft erreichen können, dass bei solchen frühzeitigen Erhebungen dann auch sofort kompetent Maßnahmen getroffen werden können und, dass man nicht wieder bis zum Schulbeginn warten muss.
Das heißt also, insoferne merkt man hier an allen Ecken und Enden, dass wir Prob​lembereiche behandeln, einzelbehandeln müssen, dass wir bestehende Lücken im System flicken müssen, weil man sträflich unterlassen hat, das gesamte Bildungs- und Betreuungssystem einer Reform zu unterziehen und sich mit irgendwelchen un​interessanten Teilreförmchen und Scheinreförmchen begnügt hat. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Mag. Grilc das Wort.)
Mag. Cernic

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Bei aller Wertschätzung meiner Kollegin Cernic. In einem möchte ich schon widersprechen! Ich bin durchaus dafür, dass wir diese heu​tige Maßnahme setzen, weil sie sofort greift und greifen kann. Denn eine Vereinheit​lichung der Lehrerausbildung, so interessant das Ganze ist, kann ja nur ein mittel- und langfristiges Projekt sein und würde auch umgekehrt bedeuten, dass es erst in vielen, vielen Jahren unmittelbare Auswirkungen geben würde. Also, vielleicht liegt da auch ein bisschen ein Missverständnis vor.
Aber ich glaube, für uns war das Ent​scheidende der Durchbruch in der Meinung, dass es einmal alle Kinder sein sollen, die in Kärnten zur Schule gehen werden, dass die getestet werden, dass man bei denen allenfalls Defizite eben frühzeitig feststellen kann. Die nächste Herausforderung, die ich sehe, ist ja dann: Wie behebt man allfällig aufgetretene Mängel? Werden es Möglichkeiten sein, die die Eltern sozusagen für sich allein mit diversen Unterstützungen beheben? Oder werden es andere Angebote werden in weiterer Folge, die entweder vom Kindergarten oder von der Volksschule anzubieten sein werden. Darüber, glaube ich, werden wir noch oft genug diskutieren. Aber ich gehe einmal davon aus, dass dieser heutige Beschluss ein erster richtiger Schritt ist. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichter​statterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig ange​nommen.)
Mag. Grilc

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass für alle Kinder die Schuleinschreibung mit verpflichtender Sprachstandserhebung unter Anwendung standardisierter Instrumentarien stattfindet.

Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig beschlossen.)
Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt

14.
Ldtgs.Zl. 115-6/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zum selbständigen Antrag des Ausschusses gem. § 17 Abs. 1 K-LTGO betreffend bundeseinheitlichem Jugendschutz in Österreich
Berichterstatter ist Abgeordneter Tauschitz. Wir stimmen über die 2. Lesung gemäß § 17 Abs. 2 K-LTGO ab. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Danke, das ist einstimmig so beschlossen.

Bitte, Herr Berichterstatter!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Ja, sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Der Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport hat in seiner 20. Sitzung, und zwar am 22. Juni, folgenden Antrag gestellt: Es wurde der Antrag gestellt, einen bundeseinheitlichen Jugendschutz zu fordern im Sinne dessen, dass die Landesregierung aufgefordert wird, mit der Bundesregierung in Verhandlungen einzutreten.
Es ist nicht verständlich, warum der Jugendschutz in Österreich in jedem Bundesland extra geregelt ist. Es ist nicht verständlich, wieso ein Jugendlicher in Friesach andere Ausgehbestimmungen hat als ein Jugendlicher in Neumarkt. Es ist nicht verständlich, wieso Jugendliche in der Steiermark andere Getränke trinken dürfen als in Salzburg, Oberösterreich oder Tirol. Und es ist auch nicht verständlich, wieso Jugendliche in manchen Bundesländern einen Taschenrechner brauchen, wenn sie sich errechnen wollen, welche alkoholischen Getränke sie jetzt trinken wollen. Aus diesem Grund gibt es den gemeinsamen selbständigen Antrag dieses Ausschusses, das Jugend​schutzgesetz zu vereinheitlichen.

Ich bitte um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt als Erster Abg. Dr. Prettner das Wort.)
Tauschitz

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Werter Zuhörer! Der Berichterstatter hat im Wesentlichen schon umrissen, worum es in diesem Antrag geht. Es geht um den bundeseinheitlichen Jugendschutz. Und über das Jugendschutzgesetz möchte ich nur kurz zusammenfassen. Es sind einige Richtlinien, die dieses Gesetz enthält, nämlich der Umgang mit Genuss- und Suchtmitteln, es enthält eine Regelung bezüg​lich der Ausgehzeiten, Umgang mit Spielautomaten, Auto stoppen, etc. Das sind durchaus sinnvolle Regelungen, die zum Schutz der Jugendlichen – und das möchte ich hier betonen – nicht zur Schikane für Jugendliche, sondern durchaus für den Schutz der Jugendlichen gedacht sind.
Etwas ist wirklich nicht einzusehen. Österreich ist ein kleines Land. Wir haben eine Zeitzone, aber wir haben neun verschiedene Jugendschutzgesetze. Kärnten hat vor zwei Jahren eine Vorreiterrolle übernommen. Es hat hinsichtlich der Ausschank von alkoholischen Getränken eine sehr strenge Richtlinie vorgegeben, die auch mit sehr hohen Strafen für die Erwachsenen verbunden ist. Also nicht für die Jugendlichen, sondern für jene, die Alkohol an Jugendliche ausschenken: Nämlich mit Strafen von 3.600,-- Euro bzw. in öffentlichen Gastbetrieben mit 20.000,-- Euro. Laut meinen Informationen ist es so, dass dieses Jugendschutzgesetz nur sehr sporadisch exekutiert wird. Das heißt, Betreiber von Lokalen sollten noch viel mehr in die Pflicht genommen werden. Und ich frage mich auch, ob eine „Happy hour“, die in diversen Lokalen angeboten wird – wo Jugendliche zu billigen Preisen Getränke konsumieren können – ob das sinnvoll für unsere Jugendlichen und ob das eine sinnvolle Perspektive für die jungen Menschen ist. Wir haben hier Zahlen der Realität, dass Kinder bereits mit 11 Jahren den Erstkontakt mit Alkohol aufnehmen, das haben wir hier auch schon mehrmals debattiert. Mit 13 hatten bereits schon zehn Prozent einen richtigen Rausch. Und es ist auch schon ein bisschen Mode geworden bis zum Koma zu trinken. Wochenends füllen sich die Stationen auf diversen Kinderabteilungen, weil eben Jugendliche wirklich massiv alkoholisiert eingeliefert werden. Die eingeschlagene Karriere ist dann klar und was sich daraus entwickelt: Gewaltprobleme, Arbeitsplatzprobleme, soziale und emotionale Abgründe tun sich auf und es entsteht hier natürlich massiver volkswirtschaftlicher Schaden.
Und es ist wirklich nicht einzusehen, warum. Wenn zum Beispiel eine Schülergruppe auf einen Schülerausflug nach Graz oder nach Wien oder sonst wohin fährt, dass die Lehrer nachschauen müssen, wie die Bestimmungen für 14- oder 16-Jährige sind. Also, das wäre durchaus wünschenswert, wenn es hier zum Schutz unserer Jugend eine praktikable einfache Lösung für alle Bundesländer gibt und geben würde. Weil das ist das Kapital für unsere Zukunft! Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit! (Einsetzender Beifall von der SPÖ Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trodt-Limpl das Wort.)
Dr. Prettner

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Das Jugendschutzgesetz dient dem Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit. Und in Österreich ist dieses Jugendschutzgesetz nicht einheitlich geregelt! Für Kinder und Jugendliche gilt immer das Gesetz jenes Bundeslandes, in dem sie sich gerade befinden. Und die Bestimmungen für Alkoholgebrauch, Nikotin usw. sind unterschiedlich geregelt. Dies hat auch unsere Sozialministerin erkannt. Und ihr ist es auch nicht einsichtig, warum Jugendliche in Österreich in den verschiedenen Bundesländern einem anderen Jugendschutzgesetz unterworfen sind. Damit meine ich das aber positiv. Denn mit dem Jugendschutzgesetz fordere ich auch die Verantwortlichkeit von Eltern, Unternehmern und Betreibern jedweder Jugendeinrichtungen ein. Also, unsere Sozialministerin hat das erkannt. Und es ist auch bekannt, dass Deutschland ein einheitliches Jugendschutzgesetz hat, Italien hat ein einheitliches Jugendschutzgesetz. Nur Österreich hat das nicht! Wir haben in den neun Bundesländern verschiedene Jugendschutzgesetze! Daher hat das BZÖ eine Bürgerinitiative für ein bundeseinheitliches Jugendschutzgesetz gestartet. Wir fordern ein bundesweit einheitliches Jugendschutzgesetz, dessen Regeln für die jungen Menschen nachvollziehbar und verständlich sind, und mit denen sie sich auch identifizieren können. (Beifall von der F-Fraktion.)

Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr vor. Der Berichterstatter hat das Schlusswort!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Ein Satz sei mir erlaubt. Südafrika hat dieselbe Zeitzone wie Kärnten und Österreich. Und ich möchte nicht, dass wir das südafrikanische Jugendschutzgesetz haben! (Dies wird auf heitere Weise vorgetragen.) Ich glaube, dass es sehr wichtig ist, das wir hier diesen Antrag beschließen. Ich glaube, dass es auch sehr wichtig sein wird, dass jeder in seiner Fraktion österreichweit dafür „Lobbying“ betreibt, dass auch die anderen Bundesländer auf diesen Kurs umschwenken. Weil es gelingt uns nur dann, wenn auch Salzburg, wenn auch die Steiermark, wenn auch Niederösterreich, Oberösterreich, Tirol, Vorarlberg – wobei Tirol und Vorarlberg haben schon signalisiert bei einer 15a B-VG Änderung mitzumachen, wobei sich Salzburg und die Steiermark komplett quer legen. Also, nur so viel zu meinen Informationen. Auf jeden Fall ist jeder in der Fraktion aufgefordert „Lobbying“ zu betreiben.

In diesem Sinne beende ich mein Schlusswort und bitte um das Eingehen in die Spezialdebatte.
(Der Berichterstatter beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)
Tauschitz

Berichterstatter Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:
Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit den anderen Bundesländern sicherzustellen, dass in allen Bundesländern Österreichs der Jugendschutz in den wesentlichen Fragen einheitlich geregelt wird. Dabei soll jedenfalls sichergestellt werden, dass die Regelungen möglichst leicht verständlich formuliert und der Standard des Kärntner Jugendschutzgesetzes nicht unterschritten wird.
Ich bitte um Annahme.
Tauschitz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Annahme wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 15:
15. 
Ldtgs.Zl. 175-12/29:



Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landarbeitsordnung 1995 geändert wird

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Dr. Prettner.
Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile der Berichterstatterin das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich darf über ein Gesetz berichten, das hier beschlossen werden soll, um die Kärntner Landarbeitsordnung 1995 noch einmal zu ändern. Es geht um die so genannte Rahmengleichbehandlungsrichtlinie. Weil sie für den Bereich der Diskriminierung von Behinderten in der Kärntner Landarbeitsordnung 1995 noch nicht umgesetzt ist und dies sollte heute hier erfolgen!

Ich bitte um das Eingehen in die Generaldebatte!
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort.)

Dr. Prettner

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Zur tatsächlichen Berichtigung habe ich mich eigentlich gemeldet, zu Punkt 17! Aber jetzt bin ich schon bei Punkt 15 da. Ich habe nachgeschaut, was der Kollege Schlagholz gesagt hat. Wir haben damals nicht mit gestimmt, genau so wie die ÖVP nicht zur Koralm. Ich komme aber bei 17 wieder. Danke! (Beifall von Abg. Tauschitz.)
(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine Wortmeldung vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Auch der Antrag über die ziffernmäßige Abstimmung wird einstimmig beschlossen. –

Holub

Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner
Artikel I
Ziffer 1, Ziffer 2 (Vorsitzender: Nein!)

Die Kärntner Landarbeitsordnung 1995 (Kärntner Landarbeitsordnung) LGBl.Nr. 97 in der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl.Nr. 57/2002 und der Gesetze LGBl.Nr. 15/1999, 63/1999, 79/2001, 53/2002, 59/2003, 43/2005, 104/2005 und 12/2006, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5 § d lautet: (Vorsitzender korrigiert: § 24d) § 24d „Positive Maßnahmen“, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17 § 26c lautet:
 
“Zuständigkeit bei Mehrfachdiskriminierung“, § 26d: „Außergerichtliche Streitbeilegung“, § 26e: „Geltendmachung von Ansprüchen vor Gericht“, § 26f: „Schlichtungsverfahren“; Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22, Ziffer 23, Ziffer 24.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Art. I erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Artikel II

Erstens, Zweitens.

Ich beantrage die Annahme von Artikel II.
(Die Annahme von Art. II erfolgt ebenfalls einstimmig. – Der Vorsitzende: Bitte Kopf und Eingang!)

Gesetz vom 6.7.2006 mit dem die Kärntner Landarbeitsordnung 1995 geändert wird.

Der Landtag von Kärnten hat in Ausführung des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1970, zuletzt geändert durch das BGBl. I Nr. 82/2005, und des IV. Teiles des Gleichbehandlungsgesetzes, BGBl. I Nr. 66/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 82/2005, beschlossen: (Vorsitzender: Der Landtag von Kärnten hat beschlossen.)

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Dem Entwurf eines Gesetzes … (Vorsitzender: Nein! Ich beantrage die Annahme.)

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: 3. Lesung! – Berichterstatterin:)
Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landarbeitsordnung 1995 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)
Dr. Prettner

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Damit ist der Tagesordnungspunkt 15 erledigt. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 16:
16. 
Ldtgs.Zl. 93-23/29:


Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Abgeltung stationärer medizinischer Versorgungsleistungen von öffentlichen Krankenanstalten für Insassen von Justizanstalten für die Jahre 2005 bis 2008
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Trettenbrein. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!
Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

Herr Präsident! Hohes Haus! In diesem Bericht geht es, wie gesagt, um die Abgeltung stationärer medizinischer Versorgungsleistungen von öffentlichen Krankenanstalten für Insassen von Justizanstalten. Es handelt sich hierbei um eine 15a Vereinbarung. Es heißt hier: „Die Länder verpflichten sich als Beitrag für die stationäre Behandlung sowie Betreuung von Insassen von Justizanstalten durch öffentliche Krankenanstalten einschließlich der Pflegeabteilungen im Sinne des § 2 des Bundesgesetzes für Krankenanstalten und Kuranstalten insgesamt einen jährlichen Pauschalbetrag von 8.500.000,-- Euro an den Bund zu bezahlen. Der Beitrag für Kärnten beträgt 592.000,-- Euro“.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine Wortmeldung vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig beschlossen.)
Der Landtag wolle beschließen:

Die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Abgeltung stationärer medizinischer Versorgungsleistungen von öffentlichen Krankenanstalten für Insassen von Justizanstalten wird gemäß Art. 66 Abs. 2 K-LVG zur Kenntnis genommen.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme erfolgt einstimmig.)

Trettenbrein

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 17:
17. 
Ldtgs.Zl. 290-2/29:


Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zum selbständigen Antrag des Ausschusses gem. § 17 Abs. 1 K-LTGO betreffend Sanierung der Bausubstanz des Hauses des Kärntner Blinden- und Sehbehindertenverbandes

Berichterstatter ist Abgeordneter Arbeiter. Wir stimmen über die 2. Lesung des § 17 Abs. 1 K-LTGO ab. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Danke! Einstimmige Annahme. Bitte, Herr Abgeordneter!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Herr Präsident! Hohes Haus! Auch diese Materie wurde eingehend im zuständigen Ausschuss behandelt. Und ich möchte mich bei allen Mitgliedern des Ausschusses bedanken, dass es auch hier gelungen ist, einen gemeinsamen Antrag an den Hohen Landtag zu stellen. Dadurch, dass wir uns eingehend mit der Materie befasst haben und da Einstimmigkeit erzielt haben, brauche ich nicht länger berichten.
Ich ersuche den Präsidenten um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort.)
rbeiter

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Das kommt davon, wenn man so schiach schreibt und 17 und 15 nicht zu entziffern ist. Ich wollte mich eigentlich nur bei allen bedanken! Es war eine sehr konstruktive Geschichte mit rot und grün, dieser Antrag, eher etwas Historisches, würde ich sagen, so salopp, ein rot-grüner Doppelglimmversuch hat funktioniert. Auch Dank an den Kollegen Arbeiter, dass das so schnell abgehandelt wurde. Es ist eine schöne Sache. Ich habe schon letztens darüber geredet. Vielleicht könnten wir diese Schnelligkeit bei anderen Punkten auch weiter führen. Danke schön, das ist eine gute Sache! Wir sind natürlich dabei.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort. – Zwischenruf des Abg. Dipl.-Ing. Gallo.)

Holub

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Herr Kollege Gallo, das wäre eigentlich einen Ordnungsruf wert, aber … (Die Abgeordnete lacht.) – Hoch verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann mich dem, was der Herr Abgeordnete Holub gesagt hat, unumwunden anschließen. Es war ja, aus meiner Sicht, ein Gustostückerl an sehr kreativer und zielorientierter, handlungsorientierter Landtagsarbeit. Wir sollten uns das zum Vorbild nehmen, hinkünftig bei ähnlich gelagerten Fällen und Problemen ja im Doppel-, Dreifach-, Vierfachpack, wenn es möglich ist, ähnlich rasch und zügig Probleme zu lösen. Letztendlich sind wir im Kärntner Landtag auch dafür da, die wirklichen Probleme der Bevölkerung – und der Kärntner Blinden- und Sehbehindertenverband ist Teil dieser Bevölkerung – auch so rasch wie möglich zu lösen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Damit ist gar nichts gelöst! Denken Sie daran, was die Frau Schaunig in der Fragestunde da einmal gesagt hat!) In diesem Sinne … Sie hat versprochen, das so schnell wie möglich, noch im heurigen Jahr, noch in Angriff zu nehmen. Und wir, als Abgeordnete des Kärntner Landtages, werden jeden Regierungsmitglied, das Versprechen abgibt – egal, wo, ob in der Öffentlichkeit oder hier im Hohen Haus -, sehr genau auf die Finger schauen, ob das dann auch so umgesetzt wird, wie es zugesagt war.
In diesem Sinne allen herzlichen Dank, dass das so rasch und konsensual gegangen ist! Wir sollten das wirklich in der Zukunft bei anderen Materien auch versuchen! Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Mag. Trannacher

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Auch die ÖVP schließt sich selbstverständlich diesem Antrag an. Es ist sehr lobenswert, wie rasch man hier gehandelt hat. Ich möchte aber trotzdem nicht verhehlen, dass bevor der Kärntner Landtag im Ausschuss diesen Antrag beschlossen hat, er in der Regierung bereits erledigt war. Mit dem Faktum müssen wir leben. Landesrat Martinz hat dort sogar zweimal zugestimmt. Ich würde nur bitten, dass man die „nachehelichen“ Streitereien irgendwo im Privaten austrägt, weil ich nicht Scheidungsrichter bin für etwaige BZÖ- und SPÖ-Diskussionen hier am Rednerpult. Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ebner das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Herr Präsident! Hoher Landtag! Kollegin Trannacher, woher nehmen Sie diese Überzeugung, dass das schon so erledigt ist. Wenn Sie die Kollegin Cernic ausführlich gefragt hätten, wie es in der Regierungssitzung zugegangen ist, dann hätte die Kollegin Cernic Ihnen sicherlich gesagt, dass Ihr eigener Landesrat Rohr gesagt hat, man sollte eigentlich beide Anträge (den vom Landeshauptmann und den von Ihrer Landeshauptmann-Stellvertreterin) zurückziehen, weil beide Akte wenig hergeben. Ich habe schon Verständnis, wenn der Herr Landesrat Rohr dem Akt und Antrag des Herrn Landeshauptmannes die Zustimmung verweigert – wie er es dann auch gemacht hat -, aber dass er dann selber auch zugibt, dass der Antrag seiner eigenen Landeshauptmann-Stellvertreterin eigentlich wenig hergibt, dann ist das eine Fortsetzung dessen, was die Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig hier zu meiner Anfrage hier dargestellt hat, dass sie nicht zuständig ist, dass sie das zwar machen. Jetzt wird sie es endlich machen, aber außer einem Bericht hat sie nichts gemacht. Es ist so, dass ich die Frau Mag. Cernic eher bedauere, dass sie den Auftrag hatte, in der zuständigen Regierungssitzung die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin zu vertreten, weil da war es drinnen. Aber bitte, es muss ja das alles, was im Antrag des Landeshauptmannes drinnen ist und die Abteilung 13 betrifft, soll aus dem Antrag heraus genommen werden? Das ist doch kein strukturiertes Denken, würde ich sagen, wenn wir an einer Lösung interessiert sind! Der Landtag hat rasch reagiert und sehr schnell gearbeitet. Deswegen können wir auf einen Beschluss in der Landesregierung hinweisen, weil der Herr Landeshauptmann nämlich inhaltlich eine Projektfinanzierung und ein entsprechendes Projekt vorgetragen hat; sogar die Gespräche entsprechend in seinem Antrag formuliert hat. Deswegen können wir hier stehen und können entsprechend sagen: „… die in der Regierungssitzung vom 23. Mai 2006 beschlossen Maßnahmen zur Generalsanierung des Gebäudes des Blinden- und Sehbehindertenverbandes umgehend umzusetzen.“ Wenn Sie den Antrag nämlich von der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin hernehmen: „Der Bericht der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin wird zur Kenntnis genommen. Die Umsetzungsschritte und die Finanzierung soll gemäß dem obigen Vortrag für die Kärntner Landesregierung vorgenommen werden.“
Uns geht es darum, deutlich zu machen, dass die Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig-Kandut hier außer Untergriffe in ihren Äußerungen gegenüber mir als Fragesteller erklärt hat, dass sie dort nicht zuständig ist. Dann hat sie geschwind einen Akt dargestellt. Die Kollegin Cernic hat in dieser Regierungssitzung auch deutlich deponiert, dass es schon einen Akt gibt, aber es gibt noch keinen Antrag. Aus einem Akt wird noch kein Handeln! Daher sind wir froh, dass der Landtag handelt, daher sind wir froh, dass Abgeordneter Arbeiter hier diesen Antrag auf die Tagesordnung gesetzt hat, damit wir heute diesen Beschluss fassen können. Wir werden also genau darauf achten, dass wir hier auch tatsächlich Umsetzungen haben. Denn wenn festgestellt wurde, dass der Herr Landeshauptmann selber zuständig ist und die Landeshauptmann-Stellvertreterin zuständig ist, dann hätte ich erwartet, dass die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin schon früher hier Maßnahmen und Handlungen gesetzt hätte und nicht bis zum 23. Mai 2006 gewartet hat und dann Sie in die Regierungssitzung geschickt hat. Aber offensichtlich ist es so, dass sie nicht einmal dort auch anwesend sein wollte, so wie sie auch heute hier nicht anwesend ist.
Ich bedauere das ausdrücklich, weil ich gerne der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig das deutlich gesagt und direkt, denn ich würde mich sicherlich nicht versteigen in solche untergriffigen Formulierungen gegenüber irgendeinem Mitglied des Kärntner Landtages und dann beim entsprechenden Tagesordnungspunkt, wenn er hier zur Diskussion ist, nicht einmal anwesend zu sein. (Abg. Schober: Wie ist das bei allen anderen? Da regt sich keiner auf! – Lärm in der SPÖ-Fraktion.)
Daher danke ich allen, die konstruktiv an der Diskussion teilgenommen haben, im Sinne des Blindenverbandes, dass wir tatsächlich eine rasche Realisierung und Umsetzung haben. Ich danke für die Aufmerksamkeit, vor allem den beiden sozialdemokratischen Kollegen, die hier sich entsprechend mit Wortmeldungen äußern werden. Ich danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Mag. Ebner

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Geschätzter Herr Kollege, weil ausschließlich an Sie richtet sich jetzt meine Antwort. Ich habe Ihnen mit Erstaunen zugehört, wie Sie von der Regierungssitzung berichtet haben, in der ich die Frau Schaunig vertreten habe. Ich habe nur irgendwie das Gefühl gehabt, also wie ich Ihnen zugehört habe, Sie reden von einer anderen Veranstaltung, weil Ähnlichkeiten, wie es sich dort abgespielt hat, hat das, was Sie da jetzt in einer etwas verwirrten Art und Weise berichtet haben, eigentlich nichts gehabt.
Ich werde jetzt nicht das Hohe Haus damit langweilen, dass ich einen genauen Bericht einer Veranstaltung gebe, bei der ich persönlich anwesend war. Tatsache ist, dass dort zwei Regierungsakte vorgelegen sind, die denselben Gegenstand betreffen. Beide sind, meines Wissens, beschlossen worden. Ich bin zuversichtlich, dass sich die Referentin, der Referent hier Zuständigkeiten haben, die sich ergänzen könnten, auch zu einem positiven Ergebnis kommen werden. Das ist eigentlich alles. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.)

Mag. Cernic

Berichterstatter Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Nicht die fortgeschrittene Zeit sondern der Inhalt der Wortmeldung veranlasst mich, doch ein paar Sätze zu sagen, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Bitte kurz!) Kollege Gallo. Ich bin immer kurz. Da könnten wir zwei uns matchen, wer in den Wortmeldungen weniger kurz ist, aber ich glaube, dass wir besser im Inhalt und auch nicht in der Kürze uns streiten müssen.
Wenn man die Angelegenheiten kennt, wenn man das Gebäude kennt, wenn man die Insassen kennt, die die Ärmsten der Armen sind, dann müssen wir uns alle bei der Nase nehmen, alle Fraktionen, dass wir nicht schon früher uns dieser Sache angenommen hätten. Leider ist es nicht zustande gekommen, sonst hätten wir eine Regelung gefunden. Wenn ich den Kollegen Ebner nicht so lange kennen würde, würde ich jetzt etwas zu seiner Wortmeldung sagen. Nachdem ich ihn aber kenne und ich ihm das eventuell persönlich sagen werde, verzichte ich jetzt auf ein weiteres Schlusswort und ersuche um das Eingehen in die Spezialdebatte.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, die in der Regierungssitzung vom 23. Mai 2006 beschlossenen Maßnahmen zur Generalsanierung des Gebäudes des Blinden- und Sehbehindertenverbandes, Gutenbergstraße 7 in Klagenfurt, umgehend umzusetzen.
Ich darf ersuchen, umgehendst den Antrag anzunehmen!

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Arbeiter

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir haben in der Obmännerkonferenz festgelegt, dass die Tagesordnungspunkte 18 und 19 gemeinsam diskutiert werden. Ich darf daher zum Tagesordnungspunkt 18 kommen:

18.
Ldtgs.Zl. 204-8/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zum selbstständigen Antrag des Ausschusses gem. § 17 Abs. 1 K-LTGO betreffend elektromagnetische Belastung durch Funkmasten
Berichterstatter ist Abgeordneter Trettenbrein. Wir stimmen über die zweite Lesung gemäß § 17 Abs. 2 K-LTGO ab. Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Danke, das ist einstimmig so beschlossen. Bitte, Herr Berichterstatter!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

Herr Präsident! Hohes Haus! Diesem gemeinsamen Antrag des Ausschusses liegen zwei Anträge zu Grunde: erstens ein Antrag des Freiheitlichen Landtagsklubs vom 21. Februar 2005. Hier geht es um die Aufstellung von Funkmasten im Ortsgebiet, um das Mitspracherecht der Menschen, die dort ansässig sind. Zweitens geht es um einen SPÖ-Antrag vom 29. September 2005. Hier geht es um die gesundheitliche Beeinträchtigung durch elektromagnetische Strahlungen.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Trettenbrein

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Die Generaldebatte ist eröffnet, und ich schließe diese. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 19:

19.
Ldtgs.Zl. 204-7/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt betreffend Grenzwertegesetz für den Telekommunikationsbereich
Berichterstatter ist Abgeordneter Trettenbrein. Ich erteile dir das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

In diesem Antrag des Freiheitlichen Landtagsklubs geht es um ein Grenzwertegesetz für den Telekommunikationsbereich. Wir haben die gleichen Auskunftspersonen wie zum
vorigen Tagesordnungspunkt gehört.

Ich ersuche um Eingehen in die Generaldebatte.

Trettenbrein

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich eröffne die Generaldebatte auch zum Tagesordnungspunkt 19. Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Wir haben es bei diesen zwei Tagesordnungspunkten gewiss mit einem sehr komplexen Thema zu tun, das uns bereits seit längerem hier im Haus beschäftigt und wahrscheinlich auch noch lange beschäftigen wird, denn die Entwicklung schreitet munter weiter.
Festzustellen ist, dass es in dieser Zeit bisher doch Fortschritte gegeben hat, die nicht zu übersehen sind. Es ist also alles ein bisschen übersichtlicher oder, wie es modern heißt, transparenter geworden. Dennoch: Misstrauisch zu sein, schadet nicht. Das sagt im Übrigen der Verband der Telekommunikationsbetreiber in einer Broschüre. Das ist sehr heiter, weil man auch darauf hinweist, dass das auf umweltfreundlichem 100 % Recyclingpapier gedruckt worden ist.
Ich möchte Ihnen da Einleitungssätze aus gutem Grunde zitieren. Hier heißt es: „Studie gegen Studie, Experte gegen Experte, gefährlich gegen unbedenklich. Oft hört man, dass selbst in der Wissenschaft die Meinungen darüber auseinander gehen, ob von den elektromagnetischen Feldern, wie sie Handys und Mobilfunkantennen aussenden, gesundheitliche Beeinträchtigungen ausgehen. Da lohnt es sich schon, genau darauf zu achten, wer was sagt.“ Das habe ich gemacht. Wir werden ja fast monatlich mit Fragen und Antworten zum Mobilfunk beglückt; vom Forum Mobilkommunikation, die vorgeben, die Antwort zu wissen.
Und weil ich in letzter Zeit auch ein paar Mal meinen Hausarzt konsultieren musste, habe ich dort auch etwas gefunden, was vom Österreichischen Hausärzteverband Wien „Mobilfunk und Gesundheit“ herausgegeben wurde. Ich habe das beides sehr aufmerksam duchgelesen und interessanterweise, die beiden Veröffentlichungen ähneln sich wie ein Ei dem anderem! Auch die Experten, die da wie dort zitiert worden sind, sind ident! Also, hier ist Misstrauen tatsächlich angbracht. Ich möchte das nicht weiter ausführen; das trifft auch den Inhalt.
Daher ist es wichtig, dass es – sagen wir es einmal – unabhängigere Experten gibt, denn hier wäre auch die Frage zu stellen, wer den Ärztefolder tatsächlich finanziert hat. Also, nicht nur das Recycling-Papier ist von Interesse, das hier gar nicht vorhan​den ist, interessanter wäre die Finanzierung. Aber jetzt eine andere Frage: Wichtig ist, dass es – wie gesagt – doch eher unabhängige Experten gibt und dass, was der Herr Landesrat Dr. Schantl hier herausgebracht hat, ist die Fortsetzung dessen, was uns der Herr Dr. Ambrozy in der Studie schon einmal im Ausschuss zugemittelt hat. Ist wirklich lesenswert. Ich lade Sie alle ein, zumindest die Zusammenfassung am Ende zu lesen, denn daraus ist erkennbar, dass vieles von dem, was die Menschen bewegt, auch einen Hintergrund hat. Es wird im gesundheitlichen Bereich auch von den Ärzten immer argumentiert, dass es bis heute keinen wissenschaftlichen Nach​weis gebe, dass Mobilfunk die Gesundheit gefährde. Das ist eine sehr unkritische Aussage, weil es leider nur Einzelforscher gibt, deren Vernetzung fehlt und die sich schwerer artikulieren können.
Das Problem im gesundheitlichen Bereich ist nämlich, dass es nicht auf einzelne Wirkungen ankommt. Und es wird immer die eine zitiert, die am Ohr Wärme erzeugt, die man dann auch in Grenzwerte fassen kann und die eigentlich vom Schaden her, von der Wirkung her das Unbedenklichste ist. Sondern, dass es vor allem darauf an​kommt, dass es eine Überlagerung von Einflüssen gibt, das Zusammenwirken erst das Entscheidende ist. Das ist so ähnlich wie im praktischen Leben. Es gibt giftige Pilze, die man durchaus essen kann, ohne dass man gleich stirbt. (Abg. Mag. Lesjak: Zeig das vor!) Und es gibt auch Leute, die Schnaps trinken und die überleben das auch. Wenn aber jemand einen giftigen Pilz isst und dann einen Schnaps dazu- oder darauftrinkt, dann siehts schon (Einwand aus der SPÖ-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.) wesentlich gefährlicher aus. So ist das auch hier!
Und es war wirklich im Ausschuss sehr interessant, dass der Herr Dr. Madinger – glaube ich – heißt er, (Abg. Mag. Cernic: Medinger!) Danke! Dass mit ihm wieder ein Experte hier war, der wirklich sehr anschaulich, sehr verständlich seinen Teil zur Aufklärung beigebracht hat. Auch deshalb interessant, weil das Ganze nicht wie sonst eher üblich, in einer reißerischen Form passiert ist, sondern auch mit soviel Fingerspitzengefühl, dass man dem Ganzen nicht nur folgen konnte, sondern auch sensibilisiert wurde für das, was dazwischen liegt.
Denn bei dieser ganzen Geschichte – ich habe das erwähnt – geht’s doch in erster Linie um den thermischen Effekt, aber nie um die Langzeitfolgen. Und der ganze Be​reich ist ungefähr 10 Jahre alt und damit eigentlich, was die Langzeitwirkung betrifft, nicht erforschbar gewesen. Was fehlt sind Kenntnisse des Zusammenwirkens der Einflüsse. Und das Schutzziel muss eigentlich der Schutz vor den athermischen Wir​kungen sein. Diese sind vor allem im niederfrequenten Teil, der bisher total unter​schätzt worden ist, vorhanden und total unterschätzt worden. Dennnoch gibt es dabei auch Zellverformungen und das bedeutet letztendlich Krebs. Ich möchte das so stehen lassen.
Daher war es wichtig, diesen zweiten Antrag auch zu beschließen, der ein Grenz​wertegesetz fordert, weil es dieses nicht gibt. Es gibt Normen, das sind verbindliche bis unverbindliche Richtwerte, die im Wesentlichen von der WHO abgeleitet worden sind, auf die sich alle beziehen, die aber von den eher gewissenhaften Experten schon in Frage gestellt werden, weil sie alles über einen Kamm scheren und daher doch auch etwas höher angesetzt werden sollen. Also, das ist der eine Teil zum Grenzwertegesetz.
Und der zweite Teil – und damit habe ich heute die Fortschritte gemeint – ist der der Mitwirkungsrechte der Gemeinden und der Menschen vor Ort. Es gibt da eine interessante Zusammenstellung, die von der Verfassungsabteilung gemacht worden ist, wie das in anderen Bundsländern ausschaut. Das ist also sehr unterschiedlich geregelt. Ich möchte, um Zeit zu gewinnen, da nur mehr einen kurzen Teil zitieren. Ich möchte das den anderen Rednern überlassen, ins Detail zu gehen. Hier heißt es: „Wie die Gegenüberstellung zeigt, ist die Regelung von Handymasten im Baurecht in den einzelnen Bundesländern im Detail äußerst unterschiedlich. Je nach Bundesland und konkreter Lage des Einzelfalls können Handymasten bewilligungsfrei, anzeige​pflichtig oder bewilligungspflichtig, wie eben in Kärnten, sein.“
Das Hauptproblem der Handymasten im Baurecht bleibt aber immer dasselbe. Die für die Nachbarn wichtigste Frage der Gesundheitsgefährdung durch die Strahlenbe​lastung kann aus kompetenzrechtlichen Gründen nicht in einem Verfahren vor der Baubehörde geltend gemacht werden. Und das ist eigentlich das, was uns in Zukunft auch weiter beschäftigen wird, denn solange das so bleibt, werden wir hier an eine Wand stoßen, die nicht zu durchbrechen ist. Diese beiden Beschlüsse hier, der eine geht auf je einen Antrag der SPÖ und des BZÖ zurück, der zweite ist also ein rein Freiheitlicher BZÖ-Antrag, werden uns einen kleinen Schritt weiterbringen. Wir hoffen, dass wir damit vor allem in Wien Gehör finden, denn dort ist auch die Quelle für die Lösung zu suchen. Ich danke den anderen Fraktionen für das Mitziehen, für das Mittun und auch für die konstruktive Diskussion im Ausschuss! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich bin dem Ausschuss und damit auch dem Landtag sehr dankbar für dieses umfassende Wissen, was ich teilen durfte. Und es ist doch sehr interessant, dass abgesehen von den thermischen Grenzwerten und der thermischen Schädigung die beim Telefonieren nach sechs Minuten eintritt – sprich, dass da die Körperflüssigkeit um ein Grad erhöht wird – doch neue Fakten auf den Tisch gekommen sind. Nämlich, dass wirklich im Mikrowellenbereich eine zellulare Schädigung stattfindet und genetische Schäden passieren, womit man ein​deutig sagen kann, dass demgemäß, den letzten Studien zufolge, einfach die Mag​netfelder – nicht die hochfrequenten, sondern die niederfrequenten Sachen, die mit​geschickt werden mit den hochfrequenten – einfach Krebs erzeugen. Das heißt, wir sind am Anfang von einem wirklichen Umdenken im Bezug aufs Handytelefonieren, weil ja auch erzählt wurde, dass die Versicherungen sich zurückgezogen haben. Die Versicherungen der Versicherungen regressforderungsmäßig bei den Mobilnetzbe​treibern.
Also Funk- und Handytelefonieren wird bald unter Regress stehen. Die Leute werden sich melden. Es ist eindeutig festgestellt worden, dass davon gesundheitliche Schä​den kommen. Und interessanterweise nämlich nicht auf die Art, dass man sagt, da wo mehr ist, ist mehr Schaden, sondern es entsteht witzigerweise ein Fenster in der niederfrequenten Strahlung und zwar ein Fenster bei 1,3 bis 2 Watt pro Kilogramm. Das ist sehr interessant, weil man es sich schwer vorstellen kann, dass die Zelle gerade in diesem Strahlungsbereich wahrscheinlich diese Strahlung aufnimmt. Spä​ter wird es wahrscheinlich einen Mechanismus der Zelle geben, dass sie zumacht. Aber in diesem Bereich wird sie geschädigt. Und da muss man doch ein bisschen messen, nachdem man erst seit 1992 wirklich weiß, dass es Zellen gibt, die Magnet​kristalle in sich haben unter der Hirnhaut. Funktionieren tuts so ähnlich wie bei der Brieftaube, die orientiert sich auch am Magnetfeld der Erde, durch diese Zellen. So funktionieren wir auch. Auch wir passen uns an das Magnetfeld der Erde an. Das ist ein sehr niederfrequentes und genau in diesem Frequenzbereich stört der Mobilfunk. Und da wird man wirklich umdenken müssen!
Ich bin stolz darauf, dass die Kärntner soweit sind, dass sie im Ausschuss gesehen haben, dass es ihnen nahe gebracht wurde. Ich glaube, beim Bund ist man noch nicht soweit und da muss man einfach das Wissen dorthin transportieren und mit der Zeit ein bisschen mehr Druck machen. Dann kriegen wir hoffentlich unsere Grenz​werte, die in anderen Ländern – sprich, uns wurde erzählt, dass die medizinische Physik in Russland und China schon weiter ist, und auch in Neuseeland – dort gibt’s schon Grenzwerte in diesem Bereich. Ich hoffe, wir lernen schnell und ich werde das Wissen natürlich weitervermitteln. Natürlich stimmen wir diesen Anträgen zu. Danke schön! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Holub

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es war in der Tat eine Materie, die bei uns im Ausschuss sehr lange und ausführlich behandelt worden ist. Und, ja zusammenfassend ist dabei herausgekommen, dass wir bezüg​lich der Einschätzung dieser Strahlung offensichtlich einen Änderungsprozess, einen massiven Änderungsprozess derzeit laufen haben. Das ist etwas, das man eigentlich nicht so wegstecken, die Erkenntnis kann man nicht so wegstecken, denn es ist eine Erkenntnis, die eigentlich für alle politisch Tätigen relevant ist, weil sie eigentlich die Aufgabe hat, auf Anzeichen einer bedrohlichen Situation für die Bevölkerung auch zu reagieren.
Die Tatsache, dass man in der Vergangenheit nie etwas gehört hat von einer mög​lichen Schädigung durch elektromagnetische Wellen bestimmter Frequenzen, wie sie im Telekommunikationsbereich verwendet werden, musste in den letzten Jahren revidiert werden. Es ist aufgefallen, dass sich auf einmal die wissenschaftlichen Stu​dien, die verbreitet worden sind, geändert haben. Die Wissenschaftler, die hier Stellung bezogen haben, werden seit etwa zweieinhalb bis drei Jahren vorsichtiger. Das war deutlich zu merken in ihren Positionierungen und in ihren Feststellungen der Unbe​denklichkeit dieser Strahlung. Mittlerweile scheint festzustehen, dass es neben dem sogenannten „thermischen Effekt“, also der Erwärmung durch höherfrequente elek​tromagnetische Strahlen, wie sie eben bei Datenübertragungen und im Telekom​munikationsbereich verwendet werden, dass neben diesem thermischen Effekt, der sich erst nach einer längeren Zeit negativ auf die Zellen auswirkt – und den wir ja alle auch merken, wenn wir mit dem Handy telefonieren, wird der Bereich des Ohres immer wärmer und wärmer – eine ganz andere bedeutend problematischere Ab​strahlung gibt, von niederfrequenteren begleitenden Wellen, für die mittlerweile ein negativer biologischer Effekt auf Zellen nachgewiesen ist.
Das würde bedeuten, dass alle diejenigen, die in den vergangenen Jahren subjektiv davon gesprochen haben, dass sie sich von diesen elektromagnetischen Strahlen beeinträchtigt fühlen und denen man immer so abwertend und ein bisschen grinsend unterstellt hat, sie sind ein bisschen so quasi hypernervös und sie sind Hypochonder, dass diese Leute vermutlich Recht gehabt haben, weil sie tatsächlich eine Beein​trächtigung erfahren.
Es gibt mehrere Möglichkeiten, auf diese neuen Erkenntnisse zu reagieren. Andere Bundesländer versuchen das auf Umwegen, denn eine Kompetenz der Länder auf gesundheitliche Beeinträchtigung oder in irgendeiner Form rechtliche Ansprüche zu ermöglichen, aus der gesundheitlichen Beeinträchtigung von Betroffenen gibt es nicht. Man kann also im Rahmen der Landesgesetzgebung hier nicht tätig werden. Das ist ausschließlich Bundeskompetenz und daher richtet sich auch ein Teil des Antrages an die Bundesregierung mit der dringenden Aufforderung, um diesen neuen Erkenntnissen, die bei uns in einer fast unglaublichen Art und Weise ignoriert werden, Rechnung zu tragen. Die anderen Bundesländer versuchen auf Umwegen über das Baurecht, die Ortsbildpflege, beispielsweise dem Eigentümer rund um neue Sendeanlagen, die aufgestellt werden, verschiedene Möglichkeiten einzuräumen.
Wenn man das genau studiert, sind das aber eher Pflanzereien. Das heißt, es wird den Leuten, die sich betroffen fühlen, vorgemacht, dass sie irgendwelche Möglichkei​ten haben. De facto haben sie aber nicht die Möglichkeit, über Baurechtsverfahren irgendwelche gesundheitlichen Beeinträchtigungen geltend zu machen. Und daher sind das eigentlich nichts Anderes als Alibihandlungen. Wir haben lange darüber nachgedacht, ob so eine Alibihandlung dazu führen würde, dass man vielleicht von Seiten der Betreiber beim Aufstellen von Handymasten doch sorgfältiger umgeht, sind aber zu der Ansicht gekommen, dass wir diesem Weg nicht folgen wollen.
Das heißt, es bleibt nichts übrig. Und dahin richtet sich der zweite Teil des Antrags: Weiterhin das zu tun, was schon bisher gemacht worden ist. Nämlich im Sinne freiwilliger Vereinbarungen zu versuchen zu einer günstigeren Lösung zu kommen, respektive durch freiwillige Maßnahmen, wie es solche Broschüren sind. Die versuchen aufbauend auf dem bestehenden Wissen eine Information für die Bevölkerung zu geben. Eben umfassend zu informieren, aber alles auf freiwilliger Basis. Letztendlich – und das ist ein eigener Antrag, der auch von allen einstimmig beschlossen wurde – muss die eindringliche Aufforderung ergehen, dass man endlich im Bereich der Grenzwerte ein entsprechendes Grenzwertegesetz schafft, und bei der Festlegung der Grenzwerte diese neuen Erkenntnisse einbezieht. Aber auch das ist Aufgabe des Bundes!
Letztendlich möchte ich mich jetzt bedanken. Es war im Ausschuss eine sehr interessante Arbeit. Es waren auch die Ausschussmitglieder geduldig, als man sich nicht dazu hat hinreißen lassen irgend etwas zu beschließen, sondern die Möglichkeit genützt hat, sich wenigstens umfassend zu informieren. Also, insoferne war vielleicht das Ergebnis nicht so positiv. Weil wir haben doch gehofft, irgend etwas zu finden, das wir vom Gesetz her tun können. Aber die Erfahrungen waren sehr, sehr positiv. Und dafür danke ich auch sehr herzlich! (Einsetzender Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine Vorredner haben im Prinzip fast alles gesagt. Also, ich muss auch feststellen oder festhalten, es war eine sehr spannende Materie. Wir haben das im Ausschuss drei Mal mit entsprechenden Auskunftspersonen behandelt, letzte Woche mit dem Herrn Dr. Medinger. Das war für mich auch sehr interessant, weil man da erkannt hat, dass Strahlung von vielen Personen negiert worden ist. Da ist man drauf gekommen, dass die Strahlung nicht so ungefährlich ist, wie sie von vielen dargestellt worden ist. Und vor allem, was auch meine Vorredner gesagt haben: Sechs Minuten mit dem Handy zu telefonieren, scheint im ersten Moment lang zu sein. Aber sechs Minuten hat man bald beieinander! Und dann sind schon gesundheitsbeeinträchtigende Momente da, die man noch nicht feststellen kann! Das ist sicher ein Wert, der mir zu denken gibt. Und diese niederfrequente Strahlung bis hin zur Zellzerstörung, also ich möchte das Wort „Krebs“ gar nicht in den Mund nehmen, das gibt schon zu denken! Und ich glaube, was mir als Bürgermeister, als Baubehörde auch zu denken gibt, ist, dass wir eigentlich in der Zuständigkeit gar nicht gefragt sind. Dass heißt, es ist leider Gottes zur Zeit ausschließlich im Bereich des Bundes angesiedelt. Man kann nicht einmal bei der Baubehörde den dort lebenden Menschen zumindestens ein Mitspracherecht mit auf die Reise geben. Also, das ist auch gesagt worden, dass man gerade beim Baurecht und bei der Ortsbildpflege … Da können wir nur indirekt dorthin weisen: Mitspracherecht haben die Anrainer leider Gottes gar keines! Bei uns im Bezirk oben bei einigen Gemeinden – bei mir in der Gemeinde Gott sei Dank noch nicht – haben schon einige Interessenten gefragt: Was haben wir als Interessent dort für eine Möglichkeit, um einen Einspruch oder sonst etwas zu machen? Und so wie es jetzt gesetzlich ausschaut, muss man leider Gottes sagen: Gar keine! Und das ist schon frustrierend. Deswegen auch die Formulierung, die wir dann im Ausschuss getätigt haben. Das war auch einstimmig, wie wir dann gesagt haben: „Die Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung sicherzustellen, dass bei der Aufstellung von Funkmasten in Ortsgebieten die Mitwirkungsrechte der dort ansässigen Menschen verbessert werden“. Also, das ist einmal der erste Schritt. Aber da müssen wir wirklich dran bleiben, weil ich ganz einfach glaube, das ist ein Thema, das uns gerade in der Zukunft noch mehr beschäftigen wird als uns lieb sein wird. Und deswegen zum Kollegen Gallo, als er gesagt hat: „Einige essen Pilze und sind auch nicht beim Sterben und sie packen es; und beim Schnaps ist es ähnlich“. So weit soll man es bitte nicht bringen! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das hast du nicht verstanden!) Schon! Ich glaube, ich habe das sehr wohl verstanden! Aber so weit sollen wir es wirklich nicht bringen. Man sollte vorher reagieren, damit wir was wirklich Gescheites zusammen bringen und die Bevölkerung dahingehend schützen! In diesem Sinne gibt es natürlich von unserer Seite eine Zustimmung. Und wir hoffen, dass wir auf Bundesebene mit diesem Antrag etwas bewirken können. Danke! (Beifall von Abg. Holub und von Abg. Schwager.)
Ing. Hueter

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr zu Tagesordnungspunkt 18 und 19 vor. Ich erteile dem Berichterstatter zu Tagesordnungspunkt 18 das Schlusswort.
(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Ferlitsch

Berichterstatter Abg. Trettenbrein (F):

Trettenbrein

Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, a) in Verhandlungen mit der Bundesregierung sicherzustellen, dass bei der Aufstellung von Funkmasten in Ortsgebieten die Mitwirkungsrechte der dort ansässigen Menschen verbessert werden und b) auch weiterhin alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um eine gesundheitliche Beeinträchtigung der Bevölkerung durch elektromagnetische Strahlungen zu verhindern.
Ich beantrage die Annahme.

Trettenbrein

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Danke, einstimmig!
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 19:

Ich darf dem Berichterstatter das Schlusswort erteilen!
(Der Berichterstatter verzichtet auch hier auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, sich bei der Bundesregierung dafür einzusetzen, dass ehest ein Grenzwertgesetz erlassen wird, das aus gesundheitlicher Sicht entsprechende Bestimmungen über Strahlengrenzwerte für den Telekommunitionsbereich normiert.
Ich beantrage die Annahme.

Trettenbrein

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt. – Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Danke! Das ist einstimmig so beschlossen!

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 20:
20. Ldtgs.Zl. 213-5/29:


Anfragebeantwortung von Landesrat Mag. Dr. Martinz zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Zellot betreffend Werbekampagne Kärntner Genussregionen

Es wird mir gerade mitgeteilt, dass der Herr Landesrat derzeit nicht zugegen ist. Und er wird diese Beantwortung schriftlich durchführen.
Damit ist der Tagesordnungspunkt 20 erledigt.
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 21:
21. Ldtgs.Zl. 227-6/29:


Anfragebeantwortung von Landeshauptmann Dr. Haider zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Holub betreffend Golf-GTI-Treffen
Herr Schriftführer, ich ersuche um Verlesung!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß
Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:
Bezugnehmend auf die angeführte Anfrage vom 11.5.2006 teile ich Ihnen folgendes mit:
Zur Frage 1:

Kärnten und die Wörtherseeregion nutzen Ihre Chancen, sich international zu positionieren und zu vermarkten auf vielfältige Weise. Zur Akquirierung neuer Gästeschichten stellen Events eine wesentliche Grundlage dar. Das veränderte Gästeverhalten (kürzere Verweildauer, verschiedenste Interessen, unterschiedliche Altersgruppen u.ä.) fordert neue Gestaltungsmöglichkeiten und ein differenzierteres Angebot. Es reicht nicht mehr, nur schöne Landschaft und Bademöglichkeit zu bieten. Der Gast will Abwechslung und ein vielschichtiges Angebot!
Events wie die „Autonews Wörthersee“ kommen dieser Entwicklung entgegen. Sie sind nicht nur Publikumsmagnet, sondern auch ein wichtiger Faktor für die Wirtschaft und den Tourismus. Sie sind wirksame Impulsgeber für Kurzurlaube, bringen neue Gästeschichten und stellen eine hervorragende Werbung für ein Land bzw. eine Region dar. Die heuer bereits zum 25. Mal stattfindenden „Autonews Wörthersee“ bringen in der Vorsaison zusätzliche Nächtigungen und eine hohe Wertschöpfung für die Region und tragen damit sehr erfolgreich zur Saisonverlängerung bei. Zudem gibt es im Zuge dieser Veranstaltung umfangreiche mediale Berichterstattungen, welche Kärnten rechtzeitig vor der Sommersaison ins internationale Rampenlicht stellen.
Viele Hotels, kleine Pensionen und Privatzimmervermieter sind in dieser Woche ausgebucht. Die „Autonews Wörthersee“ sind eine nicht ersetzbare wichtige Einnahmequelle, auch für nachgelagerte Branchen wie Gastronomie, Handel etc., die enorm von diesem wirtschaftlichen Impuls profitieren. Durch die „Autonews Wörthersee“ wird in einem sehr kurzen Zeitraum eine Wertschöpfung von bis zu € 20 Millionen für die Region erzielt. Man rechnet auch heuer mit 30.000 Besuchern täglich und circa 100.000 Nächtigungen. Jeder Gast gibt pro Tag ca. € 90,-- in unserem Bundesland aus. Die Reinigung der Straßen und Plätze wird übrigens mit den Eintrittsgeldern finanziert. Dabei sei auch erwähnt, dass das Land für diesen kräftigen Wirtschaftsimpuls keine Förderungen zur Verfügung stellt!
Zur Frage 2:

Die „Autonews Wörthersee“ sind zeitlich begrenzt (23. bis 28. Mai). Die „Autonews Wörthersee“ haben vielmehr den enormen positiven Effekt, dass sie das Image Kärntens positiv beeinflussen und unser Bundesland auch für jüngere Menschen attraktiver machen. Die Trends zeigen deutlich, dass die junge „Autonews Wörthersee“-Fangemeinde eine emotionale Beziehung zu Kärnten aufbaut und später wieder mit Familie nach Kärnten auf Urlaub kommt. Zudem zeigen die Zahlen, dass immer mehr „Autonews Wörthersee“-Fans ihre Familie zum Treffen mitbringen und einen Kärnten Urlaub, auch an anderen heimischen Seen, an das Veranstaltungs-Wochenende anschließen.
Zur Frage 3:

Die Region Wörthersee ist aufgrund der hohen Dichte an gewerblichen Tourismusbetrieben und der hohen Einwohnerdichte keine Modellregion für sanften Tourismus. Die Region hat im Schnitt ca. 300.000 Ankünfte und ca. 1,6 Millionen Nächtigungen. Für den Wörthersee ist daher der Tourismus der Hauptwirtschaftsfaktor, der das Einkommen der Bevölkerung sichert. Gestärkt wird dieser Trend durch erfolgreiche Events wie eben auch die „Autonews Wörthersee“, die als Tourismusturbo wirken und in Summe pro Jahr € 10 Millionen an Werbewert und über eine halbe Million Übernachtungen bringen.
Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Damit ist der Tagesordnungspunkt 21 erledigt. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 22:
22. Ldtgs.Zl. 19-10/29:


Anfragebeantwortung von Landesrat Mag. Dr. Martinz zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Schlagholz betreffend Förderung für gentechnikfreie Bewirtschaftungszonen nach dem Kärntner Landwirtschaftsgesetz

Herr Schriftführer, ich ersuche um Verlesung!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:
Zur Frage 1:
Das KLWG § 2 Abs. 1a sieht die Möglichkeit vor, Personen besonders zu fördern, die sich verpflichten, im Bereich ihrer land- und forstwirtschaftlichen Betriebe auf räumlich geschlossenen Grundflächen auf das Ausbringen gentechnisch veränderter Organismen zu verzichten. Da derzeit die Verwendung von GVO Saatgut auf Grund der Saatgut Gentechnik Verordnung des Gesundheitsministeriums verboten ist, wären Förderrichtlinien zu diesem Thema derzeit widersinnig. Die Einhaltung bestehender Gesetze kann nicht zusätzlich durch Förderungen finanziell abgegolten werden.
Im Zusammenhang mit einer gentechnikfreien Wirtschaftsweise werden derzeit auf Basis der VO (EG) 1860/2004 – de minimis Beihilfen im Agrarsektor – die Kontroll- und Zertifizierungskosten jener milchliefernden Betriebe ersetzt, die sich gemeinsam verpflichtet haben, nicht nur GVO nicht anzubauen, sondern auch auf den Einsatz von GVO enthaltenen Futtermittel zu verzichten. Mit dieser Fördermaßnahme wird im Jahre 2006 insgesamt ein Betrag von € 113.000,‑‑ an 1.414 milchliefernde Betriebe in Oberkärnten ausbezahlt.
Zur Frage 2:

Die Entscheidung, ob und wann Förderrichtlinien für die Einrichtung gentechnikfreier Bewirtschaftungszonen zu erlassen sind, hängt im Wesentlichen von der Entwicklung des nationalen und vor allem europäischen Gentechnikrechts ab. Grundsätzlich bietet das Kärntner Gentechnik Vorsorgegesetz dafür Gewähr, dass ein Anbau von GVO in Kärnten verhindert werden kann. Ebenso kann man die Entwicklung auf europäischer Ebene dahingehend einschätzen, dass die andiskutierte europaeinheitliche Koexistenzregelung die Möglichkeit zur Einrichtung gentechnikfreier Bewirtschaftungszonen eröffnen könnte. Die Schaffung von Förderungsanreizen wäre dann zu überlegen, wenn die zur Verfügung stehenden rechtlichen Instrumente nicht mehr ausreichen, um einen GVO Anbau verlässlich zu verhindern.
Zur Frage 3:

Derzeit sind für die Verwendung von GVO freiem Saatgut keine besonderen Fördermaßnahmen vorgesehen, da per Gesetz nur die Verwendung GVO freien Saatgutes zulässig ist.
Zur Frage 4:

Die Stärkung und Entwicklung des ökologischen Landbaus ist eines der zentralen Ziele der Agrarpolitik in Kärnten und Österreich. Schon in der letzten Legislaturperiode wurde die Zielvergabe definiert, die Zahl der Biobetriebe in Kärnten deutlich zu steigern. Derzeit sind in Kärnten 1.387 Biobetriebe gemeldet. Der Biolandbau genießt im bestehenden agrarischen Fördersystem besondere Unterstützung. In Kärnten wurde ein Biokompetenzzentrum eingerichtet und werden vom Land jährlich drei Bioberater finanziert. Im künftigen Programm zur Entwicklung des ländlichen Raumes 2007 – 2013 wurden gezielt Rahmenbedingungen geschaffen, die dem Biolandbau eine positive Weiterentwicklung ermöglichen soll.
Das Agrarumweltprogramm enthält weiterhin einen attraktiven Förderpunkt „Biologische Wirtschaftsweise“ mit Prämiensätzen von € 285,--/ha für Ackerflächen und abhängig vom RGVE-Besatz bis zu € 250,--/ha für Grünland. Im Rahmen der Lebensmittelqualitätsregelung werden die Kontrollkosten für Biobetriebe unterstützt, in der Investitionsförderung erhalten Biobetriebe einen Zuschlag von fünf Prozent. Die im Biolandbau tätigen Organisationen werden über Förderungen für Sach- und Personalaufwand unterstützt.
Die stärkste Unterstützung des Biolandbaus sollte aber über die Sensibilisierung der Konsumenten für hochwertige, gesunde Lebensmittel möglich sein. Im Rahmen des Projektes „Genussland Kärnten“ wird genau dieser Bereich besonders entwickelt und damit die Absatz- und Einkommensmöglichkeiten speziell auch der lebensmittelproduzierenden Biobetriebe besonders gesichert und gefördert werden.
Zur Frage 5:

Bereits im Punkt 4. enthalten.
Zur Frage 6:

Mit dem Kärntner Gentechnik Vorsorgegesetz hat der Kärntner Landtag ein sehr wirksames Gesetz geschaffen, um die Verwendung von GVO im Pflanzenbau zu verhindern. Mit zusätzlicher Bewusstseinsbildung und Aufklärung für Produzenten und Konsumenten sollte es darüber hinaus möglich sein, die Bereitschaft zur Verwendung von GVO zu minimieren.
Zur Frage 7:

Seit 2004 ist die VO (EG) 1829/2003 unmittelbar anzuwenden. Nach dieser Regelung sind alle Lebensmittel und Futtermittel kennzeichnungspflichtig, die GVO enthalten, daraus bestehen oder daraus hergestellt werden, unabhängig davon, ob diese GVO im Lebensmittel nachweisbar sind. Mit der VO (EG) 1830/2003 ist die notwendige Rückverfolgbarkeit von genetisch verändertem Material über die gesamte Produktionskette geregelt. Diese Verordnung verlangt, dass von den Unternehmen Angaben über das Vorhandensein von GVO über die gesamte Produktionskette weitergegeben und fünf Jahre aufbewahrt werden.
Ein Vorhandensein von GVO muss nicht gekennzeichnet sein, wenn sein Anteil unter einem Schwellenwert von 0,9 % liegt und nachgewiesen werden kann, dass das Vorhandensein unbeabsichtigt und technisch unvermeidbar ist.

Nicht kennzeichnungspflichtig sind Lebensmittel, die mit Hilfe von GVO hergestellt werden, zum Beispiel mit Hilfe von Vitamin C, das biotechnologisch von Mikroorganismen produziert wird, welche auf Nährböden mit Glucose aus GV-Maisstärke wachsen. Für eine so weitgehende Kennzeichnung besteht keine Veranlassung, da ja die erzeugten Lebensmittel nicht direkt aus GVO hervorgehen.

8., 9. Keine Stellungnahme.

10.
Die österreichische Agrarpolitik bekennt sich zum Grundsatz des Verzichtes auf den Anbau von GVO in der Agrarproduktion und wird diese Position regelmäßig medial transportiert. Das Kärntner Agrarreferat hat bereits 2004 eine landesweite Aufklärungskampagne zum Thema GVO in der Landwirtschaft durchgeführt. Einzelne Informationsveranstaltungen zu diesem Thema finden laufend statt. Eine landesweite Kampagne ist momentan mangels Aktualität nicht zielführend.
Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 23:

23.
Ldtgs.Zl. 227-7/29:

Anfragebeantwortung von Landesrat Ing. Rohr zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Holub betreffend Jet-Ski-Europameisterschaft
Herr Schriftführer, ich ersuche um Verlesung!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß
Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:
In der Anfrage des Abgeordneten Holub wurde in acht Punkten eine schriftliche Anfrage gemäß § 22 Kärntner Landtagsgeschäftsordnung gestellt und ergibt sich die Frage, ob sie überhaupt zulässig ist, da das Interpellationsrecht nur in den Angelegenheiten des selbstständigen Wirkungsbereiches des Landes besteht (Havranek/Sturm, Rechtsgrundlagen für die Landtagsarbeit § 22 Anmerkung 3, nach der Gegenstände, hinsichtlich derer die Landesregierung dem Landtag nicht verantwortlich ist, vom Fragerecht ausgenommen sind). Das Schifffahrtsgesetz ist ein Bundesgesetz (Schifffahrtsgesetz BGBl. I Nr. 62/1997) und wird in mittelbarer Bundesverwaltung vollzogen.

Unabhängig davon ist Nachfolgendes auszuführen:

Zu Frage 1:

Es wurde nach Auskunft der Bezirkshauptmannschaft Klagenfurt als Veranstaltungsbehörde kein Ansuchen um Durchführung der Jet-Ski-EM 2006 gestellt und ebenso auch keinerlei Ausnahme vom Verbot der Ausübung der Schifffahrt mit Waterbikes am Wörther See durch die Schifffahrtsbehörde erteilt.

Zu Frage 2:

Da es keine Bewilligung gibt, gibt es auch keine fachlichen Gutachten.

Zu Frage 3:

Die Bewertungsfrage einer Jet-Ski-Veranstaltung ist eine Frage nach einer subjektiven Einstellung. Eine Ausnahmegenehmigung muss jedoch auf Grund objektiver Grundlagen erfolgen.

Zu Frage 4:

Eine Beeinträchtigung der Wasserqualität des Wörther Sees durch die Jet-Ski-EM im Jahre 2006 kann auf Grund der nicht durchgeführten Veranstaltung zwar nicht eintreten, jedoch ist anzumerken, dass auch in der Vergangenheit durch entsprechende Auflagen die Reinhaltung des Sees als Trinkwasser gewährleistet war.

Zu Frage 5:

Bei den im Vorjahr eingesetzten Jet-Ski hat es sich um typengeprüfte und CE-geprüfte Wasserfahrzeuge gehandelt. Eine Aktualität dieser Frage ist derzeit nicht gegeben und werden im Zusammenhang mit der Jet-Ski-EM 2006 keine Schallmessungen vorgenommen werden, weil dieses Ereignis nicht eintritt.

Zu Frage 6:

Der Betrieb von Waterbikes im Jahre 2005 war im Rahmen einer Ausnahmegenehmigung auch vor dem Inkrafttreten der Schifffahrtsrechts-Novelle, welche die generelle Zulässigkeit der Waterbikes festschrieb, möglich.

Zu Frage 7:

Zur Verantwortung gezogen wird der Verursacher. Ein derartiger Fall ist noch nicht aufgetreten.

Zu Frage 8:

Auf Grund der Nichtdurchführung der Jet-Ski-EM ist diese Frage nicht beantwortbar.

Ergänzend darf zur Anfrage Nachfolgendes ausgeführt werden:

Mit dem Veranstalter der Europameisterschaft 2005 wurde zur Anfrage Kontakt aufgenommen. Es teilte Herr Nagy mit, dass es im Jahre 2006 keine Durchführung einer Europameisterschaft geben werde, da er für die Durchführung nicht mehr zur Verfügung stehe. Nach seinem Wissen werde in Wien eine reduzierte Variante der Europameisterschaft durchgeführt werden. Er selbst bewerbe sich für das Jahr 2007 um die Durchführung der Weltmeisterschaft in Monte Carlo.

Die reduzierte Variante werde im Übrigen nicht von ihm abgewickelt, sondern von einem Mitbewerber.

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist die Tagesordnung erschöpft. Ich darf Herrn Schriftführer bitten, uns den Posteinlauf bekannt zu geben! 

Mitteilung des Einlaufes
(Fortsetzung)
Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der heutige Einlauf umfasst, neben den bereits behandelten Dringlichkeitsanträgen, 12 Anträge, 4 schriftliche Anfrage und 1 Petition.
B. Anträge von Abgeordneten:

1.
Ldtgs.Zl. 146-5/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Zustimmungen und Ermächtigungen zur Haushaltsführung mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, einen Gesetzesentwurf gemäß Art. 63 K-LVG vorzulegen, mit dem Ziel, die derzeit praktizierten globalen Zustimmungen und Ermächtigungen zur Haushaltsführung an die Landesregierung so weit als möglich einzuschränken.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa

Die Beiziehung des Ausschusses für Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen ist vorgeschlagen. Ich bitte, darüber abstimmen zu lassen.

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich stimme darüber ab. Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Bitte!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß


2.
Ldtgs.Zl. 144-7/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Kärntner Antidiskriminierungsstelle mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, geeignete (organisatorische, personelle und finanzielle) Maßnahmen zu setzen, damit die Kärntner Antidiskriminierungsstelle, die als operative Einrichtung die Implementierung des Kärntner Antidiskriminierungsgesetzes sicherstellen soll, entsprechend dem personellen und finanziellen Bedarf ausgebaut wird.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport

3.
Ldtgs.Zl. 65-17/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Kinderbetreuung mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, ein Gesamtkonzept zu erarbeiten, wonach alle in Kärnten lebenden Mütter und Väter für ihre Kinder eine kostenlose, flächendeckende und flexible Kinderbetreuung mit dem Ziel der Realisierung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, insbesondere für Frauen sowie zur Reduktion des Armutsrisikos für Kärntner/innen, insbesondere für Alleinerzieher/innen in Anspruch nehmen können.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport

4.
Ldtgs.Zl. 126-6/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend grenzüberschreitendes UVP-Verfahren AKW Paks mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, die Bundesregierung und insbesondere den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft aufzufordern,


1.
in den Konsultationen mit Ungarn darauf zu drängen, dass die bislang nicht veröffentlichten Unterlagen (u. a. der Sicherheitsbericht zum AKW Paks) der betroffenen Öffentlichkeit in Ungarn und den am Verfahren beteiligten Nachbarstaaten öffentlich zugänglich gemacht werden,


2.
zu den Konsultationen mit Ungarn auch Vertreter/innen der österreichischen Bundesländer und Vertreter/innen der österreichischen Umweltschutzorganisationen beizuziehen,


3.
den EU-Mitgliedsstaaten, der Europäischen Kommission und den Nachbarstaaten Ungarns, die der ESPOO-Konvention beigetreten sind, die Stellungnahmen der österreichischen Bundesregierung zur Kenntnis zu bringen,


4.
auf Grund der nicht nachgewiesenen Terrorsicherheit des AKWs Paks die unmittelbare Schließung der AKW-Blöcke zu fordern. Zudem sind auf Grund der nicht vorgelegten Unterlagen und deren noch nicht erfolgten öffentlichen Einsichtnahme die Voraussetzungen für eine allfällige Bewilligung für die Leistungserhöhung und Betriebsverlängerung im UVP-Verfahren nicht gegeben,


5.
über Zeitplan, Inhalte und Verlauf der Konsultationen den Bundesländern laufend zu berichten und


6.
erst nach Diskussion der Ergebnisse des Konsultationsprozesses mit den Bundesländern und im Nationalrat einen von ungarischer Seite vorzulegenden Bescheidentwurf zu behandeln.

Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden, ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt

5.
Ldtgs.Zl. 281-4/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Änderung des Kärntner Schulgesetzes – Senkung der Klassenschülerhöchstzahlen

./. mit Gesetzentwurf mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Schulgesetz 2000 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule
(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Zur Geschäftsordnung! – Vorsitzender: Bitte, zur Geschäftsordnung, Herr Abgeordneter Gallo!)

Mag. Weiß

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Herr Präsident! Ich beantrage, dass der jetzt verlesene Antrag unter Beiziehung des Ausschusses Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt behandelt wird.

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir stimmen darüber ab. Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Danke, einstimmig so beschlossen. (Schriftführer Mag. Weiß: Mit Mehrheit! – Lärm im Hause.) Ich stelle richtig: Es ist nicht einstimmig beschlossen, sondern mit den Stimmen BZÖ, ÖVP, Grüne. Nicht mitgestimmt hat die Sozialdemokratische Landtagsfraktion.

6.
Ldtgs.Zl. 248-4/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Änderung des Kärntner Vergnügungssteuergesetzes 1982 mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag einen Entwurf über eine Änderung des Kärntner Vergnügungssteuergesetzes 1982 vorzulegen, mit dem Inhalt, dass Filmvorführungen, die auf Grund des Kinogesetzes 1962 in seiner geltenden Fassung einer Berechtigung bedürfen, in Zukunft nicht mehr dem Vergnügungssteuergesetz unterliegen sollen.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa

7.
Ldtgs.Zl. 147-7/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend mehr Rechte und Unterstützung für Behinderte und deren Betreuer mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag einen Entwurf über ein Behindertengesetz vorzulegen, mit welchem die Rechtsstellung und finanzielle Unterstützung für Behinderte und deren Betreuer im Vergleich zum Status quo wesentlich verbessert und gestärkt wird.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport

8.
Ldtgs.Zl. 281-5/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Änderung des Kärntner Schulgesetzes – Kleinschulen mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag eine Änderung des Kärntner Schulgesetzes vorzulegen, die vorsieht, dass öffentliche Volksschulen zumindest in Form von Expositurklassen weiter bestehen, wenn gewährleistet ist, dass zumindest sieben Schüler in diesen Expositurklassen verbleiben.

Weiters wird die Kärntner Landesregierung aufgefordert, jene Schulen in Apriach, Ingolsthal und Kamp, die im Schuljahr 2005/06 als Privatschulen geführt wurden, wieder als öffentliche Schulen zu führen.

Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule

9.
Ldtgs.Zl. 167-5/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Förderungen für ökologisch standardisierte, nachhaltige Betriebskonzepte im Tourismus mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, ein Landesförderungssystem für touristische Betriebe zu erarbeiten und umzusetzen, mit dem Ziel, die Anzahl der mit dem „Umweltzeichen Tourismus“ ausgezeichneten Betriebe in Kärnten zu steigern.

Zuweisung: Ausschuss für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen

10.
Ldtgs.Zl. 281-6/29:

Antrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Änderung des Kärntner Schulgesetzes mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Schulgesetz, K-SchG, LGBl. Nr. 58/2000, geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule

11.
Ldtgs.Zl. 38-5/29:

Antrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Ausbau des Stiftes Eberndorf zu einem multikulturellen Veranstaltungs- und Ausbildungszentrum mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, den Ausbau des Stiftes Eberndorf zu einem multikulturellen Veranstaltungszentrum mit Schwerpunkt bildnerische Kunst und Theaterschauspiel finanziell aus der Abstimmungsspende zu unterstützen.

Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule

12.
Ldtgs.Zl. 38-6/29:

Antrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Unterstützung akustischer Maßnahmen im Stift Eberndorf mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, die Finanzierung der akustischen Maßnahmen für ein Probelokal der Marktkapelle Eberndorf/Kühnsdorf aus der Abstimmungsspende zu ermöglichen.

Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule
C. Schriftliche Anfragen:

1.
Ldtgs.Zl. 213-6/29:

Schriftliche Anfrage des Dritten Präsidenten Lobnig an Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut betreffend Drei-Parteien-Pressekonferenz vom 10. Mai 2006

Zuleitung der Anfrage an die Befragte

2.
Ldtgs.Zl. 144-6/29:

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Ing. Rohr betreffend Umsetzung des Kärntner Antidiskriminierungsgesetzes auf Gemeindeebene

Zuleitung der Anfrage an den Befragten

3.
Ldtgs.Zl. 151-11/29:

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Holub an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz betreffend Arbeitnehmer/innenförderung

Zuleitung der Anfrage an den Befragten

4.
Ldtgs.Zl. 42-8/29:

Schriftliche Anfrage der Grünen an Zweite Landeshauptmann-Stellver​tre​terin Mag. Dr. Schaunig-Kandut betreffend Alten- und Pflegeheime

Zuleitung der Anfrage an die Befragte
D. Petitionen:

1.
Ldtgs.Zl. 119-24/29:

Petition vom 6. 7. 2006 betreffend Senkung der Klassenschülerhöchstzahl, überreicht durch Abgeordneten Mag. Dr. Kaiser
Ferlitsch

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich darf im Namen des Ersten Präsidenten mitteilen, dass am Montag, dem 10. Juli, um 18.00 Uhr die nächste Landtagssitzung stattfindet. Die dazugehörige Obmännerkonferenz findet um 17.30 Uhr statt. Wir sind am Ende der Tagesordnung und der Landtagssitzung. Ich schließe diese und bedanke mich!
Ferlitsch
(Ende der Sitzung: 17.29 Uhr)
